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Vorwort 

Der Auftrag des § 45 Aufenthaltsgesetz zur Erarbeitung des bundesweiten Integra- 
tionsprogramms geht zurüek auf die Empfehlungen der Unabhängigen Kommission 
Zuwanderung von 2001 unter Leitung der ehemaligen Präsidentin des Deutsehen 
Bundestages, Frau Prof Rita Süssmuth. Die Kommission hatte angesiehts der Viel- 
zahl paralleler Integrationsmaßnahmen von Bund, Ländern und Kommunen drin- 
gend geraten, bestehende Programme und Initiativen zu erfassen und zu systemati- 
sieren. 

Angesiehts der aktuellen Haushaltssituation und begrenzter Ressoureen müssen wir 
stärker denn je darauf aehten, effektiv zu arbeiten und Synergien zu sehaffen. Paral- 
lele Strukturen und Mehrfaehförderungen gilt es zu vermeiden. 

Mit dem bundesweiten Integrationsprogramm hat das Bundesamt für Migration und 
Flüehtlinge wiehtige Grundlagenarbeit geleistet. Das vorliegende Dokument stellt 
bestehende Integrationsmaßnahmen nieht nur fest, sondern enthält aueh zahlreiehe 
Ansatzpunkte für deren Fortentwieklung. Damit bildet es einen Referenzrahmen für 
die zukünftige Abstimmung von Integrationsmaßnahmen und die Zusammenarbeit 
in der Integrationsförderung. Aueh für die Zusammenarbeit zwisehen Bund und Län- 
dern sind die Ergebnisse dieser Arbeit grundlegend. 

Das bundesweite Integrationsprogramm ist ein Gemeinsehaftswerk. Es ist das Ergeb- 
nis eines Prozesses, in dem sieh zahlreiehe Praktiker wie aueh Experten der Integra- 
tionsarbeit intensiv und umfassend mit den großen Themenfeldem der Integrations- 
politik befasst haben. Ihnen allen gilt mein besonderer Dank. Hervorheben möehte 
ieh die vielen Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus Niehtregierungsorganisationen 
und Migrantenorganisationen. Integration ist eine gesamtgesellsehaftliehe Aufgabe. 
Ihr Gelingen hängt ganz wesentlieh vom Engagement der Zivilgesellsehaft und vom 
Beitrag jedes Einzelnen ab. Gemeinsam können wir viel erreiehen. Seit 2001 sind 
wir bei der Integration in wiehtigen Feldern gut vorangekommen. Dazu hat das bun- 
desweite Integrationsprogramm einen wiehtigen Beitrag geleistet. 


Dr. Thomas de Maiziere, MdB 
Bundesminister des Innern 
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A Das bundesweite Integrationsprogramm: 
Integrationsangebote weiterentwickeln 
und koordinieren, Potenziale nachhaltig 
nutzen 

Die Gesellschaft in der Bundesrepublik Deutschland ist 
durch die Migration der letzten Jahrzehnte vielfältiger ge- 
worden - kulturell, religiös und sprachlich: Rund 
15,6 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund le- 
ben heute in Deutschland - fast ein Fünftel der Bevölke- 
rung, darunter 8,3 Millionen Deutsche. Rund 10,6 Millio- 
nen sind selbst nach Deutschland zugewandert. Neben 
7,3 Millionen Ausländerinnen und Ausländem leben 
viele (Spät)Aussiedlermnen und (Spät)Aussiedler in 
Deutschland; seit 1950 sind mnd 4,5 Millionen zugewan- 
dert.' Genau bestimmen lässt sich ihre aktuelle Zahl 
nicht, sie wird in der amtlichen Statistik nicht explizit 
ausgewiesen. Schätzungen reichen von 3,1 bis 4,1 Millio- 
nen.2 Hinzu kommen seit dem Inkrafttreten des neuen 
Staatsangehörigkeitsrechts im Jahr 2000 mehr als eine 
Million Personen, die eingebürgert wurden, sowie die 
Kinder von Migrantinnen und Migranten, die bereits bei 
Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten haben.^ 
Diese Vielfalt ist eine Chance für die kulturelle, wirt- 
schaftliche, demographische und gesellschaftliche Ent- 
wicklung Deutschlands, sie muss jedoch gestaltet werden. 

Die Zusammensetzung der Bevölkerang mit Migrations- 
hintergrand hat sich in den vergangenen Jahren gewan- 
delt, die Vielfalt der Gesellschaft in Deutschland ist Ver- 
ändemngen unterzogen: Prägten bis Anfang der 1990er 
Jahre Menschen aus den ehemaligen Anwerbestaaten 
(etwa der Türkei, Italien und dem ehemaligen Jugosla- 
wien) sowie Aussiedlerinnen und Aussiedler das Bild der 
Bevölkemng mit Migrationshintergrand, hat sich ihre Zu- 
sammensetzung in den letzten Jahren durch die verstärkte 
Zuwandemng aus anderen Teilen der Welt verändert. Die 
größten Gruppen der Menschen mit Migrationshinter- 
gmnd in Deutschland bilden weiterhin diejenigen mit tür- 


* Seit 2005 ermöglichen die Daten des Mikrozensus die Identifizierung 
von Personen mit Migrationshintergrund. Die Hochrechnung der aus- 
ländischen Bevölkerung im Mikrozensus schätzt diese auf der 
Grundlage der Bevölkerungsfortschreibung auf 7,3 Millionen und 
weicht damit von der im Ausländerzentralregister erfassten Zahl von 
6,7 Millionen Menschen ab. Vgl. Bundesministerium des Innern/ 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2008): Migrationsbericht 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge im Auftrag der Bun- 
desregierung. Migrationsbericht 2007, Nürnberg sowie Statistisches 
Bundesamt (2010): Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund - Ergebnisse des Mikrozensus 2008, 
Wiesbaden. 

^ Die Unterschiede in den Schätzungen der Zahl der (Spät)Aussiedle- 
rinnen und (Spät)Aussiedler erklären sich wie folgt: Die Zahl 
3,1 Millionen basiert auf dem Mikrozensus 2008 und umfasst Perso- 
nen, die selbst mit (Spät)Aussiedlerstatus nach Deutschland einge- 
reist sind sowie ihre zeitgleich eingereisten Ehegatten und Kinder 
(bis 31. Dezember 1992 Aussiedler, ab 1. Januar 1993 Spätaussied- 
ler). Die Beauftragte für Migration, Flüchtlinge und Integration der 
Bundesregierung kommt in ihrem 7. Bericht zur Lage der Auslände- 
rinnen und Ausländer in Deutschland unter Einbeziehung auch der in 
Deutschland geborenen Kinder von (Spät)Aussiedlem auf die Zahl 
von 4,1 Millionen. 

^ Bundesministerium des Innem/Bundesamt für Migration und Flücht- 
linge (2008): a. a. O. 


kischem Migrationshintergrund sowie (Spät)Aussiedle- 
rinnen und (Spät)Aussiedler. Unter den Menschen, die 
neu nach Deutschland zuwandem, sind heute jedoch viele 
Menschen aus Osteuropa - insbesondere aus Polen und 
Rumänien -, aber auch aus Afrika und Asien. Man könnte 
sagen, die Vielfalt ist vielfältiger geworden. Integrations- 
förderung muss darauf reagieren. 


Begriffsklärung 

In diesem Bericht werden die Begriffe „Menschen mit 
Migrationshintergrund“, „Migrantin/Migrant“ und „Aus- 
länderin/Ausländer“ verwendet. Mit dem Begriff „Migra- 
tionshintergrund“ kann die Gesamtheit aller Menschen 
mit eigener Migrationserfahrung bzw. Migrationserfah- 
rung der Eltern und damit Integration im Generationen- 
prozess abgebildet werden. Er ermöglicht es, auch die 
spezifische Situation der zweiten und dritten Generation 
zu berücksichtigen, insbesondere in den Bereichen Bil- 
dung und Arbeitsmarkt. Der Begriff soll jedoch nicht 
implizieren, dass alle Menschen mit Migrationshinter- 
grund Integrationsbedarf haben. 

Nach der Definition des Statistischen Bundesamtes ge- 
hören zu den Personen mit Migrationshintergrund neben 
Ausländerinnen/ Ausländem und (Spät)Aussiedlerinnen/ 
(Spät)Aussiedlem sowie den in Deutschland geborenen 
Eingebürgerten auch alle in Deutschland Geborenen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit mit zumindest einem zuge- 
wanderten oder als Ausländerin/Ausländer in Deutsch- 
land geborenem Eltemteil.'' 

Eine Person mit Migrationshintergmnd, die im Ausland 
geboren wurde und selbst eingewandert ist, wird als 
„Migrantin/Migrant“ im engeren Sinn bezeichnet. Der 
Begriff „Ausländerin/ Ausländer“ wird vor allem in 
rechtlichen und statistischen Zusammenhängen verwen- 
det. Eine besondere Gruppe bilden (Spät)Aussiedlerin- 
nen und (Spät)Aussiedler (sowie deren Ehegatten und 
Nachkommen). Sie werden bei einzelnen Themen des 
bundesweiten Integrationsprogramms deshalb gesondert 
thematisiert. 


Integrationsförderung in Deutschland: Aufgaben und 
Akteure 

Es gibt zahlreiche Beispiele gelungener Integration - 
viele Menschen mit Migrationshintergmnd haben ihren 
Platz in unserer Gesellschaft gefunden. Dennoch besteht 
auch weiterhin Bedarf an Angeboten, die ihre Teilhabe- 
chancen in der Gesellschaft erhöhen. Die Integration neu 
zugewanderter, aber zum Teil auch bereits länger hier le- 
bender Menschen mit Migrationshintergmnd ist deshalb 
eine langfristige Herausforderang und Aufgabe für Staat 
und Gesellschaft. Für ein gutes Miteinander braucht es 
dabei gemeinsamen Gestaltungswillen und die Bereit- 
schaft aller, die im deutschen Grundgesetz verankerten 


Vgl. Statistisches Bundesamt (2006): Leben in Deutschland - Haus- 
halte, Familien und Gesundheit, Ergebnisse des Mikrozensus 2005, 
Wiesbaden. 
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Werte anzuerkennen und für unsere Gesellsehaft Verant- 
wortung zu übernehmen. 

Integrationsforderung haf das Ziel, Mensehen mif Migra- 
tionshintergrund Chaneengleiehheit und gleiehbereehtigte 
Teilhabe am ökonomisehen, sozialen, kulturellen und poli- 
tisehen Leben zu ermögliehen. Sie sollen nieht nur Adres- 
saten von Integrationsmaßnahmen sein, sondern aueh 
gesellsehaflliehe Entseheidungsprozesse mitgestalten kön- 
nen. Das Zusammenleben in Deutsehland soll von Res- 
pekt, gegenseitigem Vertrauen, von Zusammengehörig- 
keitsgefühl und gemeinsamer Veranfwortung geprägf 
sein. 5 Infegration kann jedoeh nieht verordnet werden. 
Der innere Zusammenhalt unserer Gesellsehaft - die in- 
nere Verfasstheit Deutsehlands - setzt Anstrengungen 
und Engagement beider Gruppen, von Mensehen mit und 
ebenso ohne Migrationshintergrund voraus. Von allen Be- 
teiligten werden Veränderungs- und Verantwortungsbe- 
reitsehaft gefordert. 

Ausgangsbasis der Integrationsförderung sind die Be- 
darfe von Migrantinnen und Migranten. Dabei sind insbe- 
sondere ihre Potenziale, Kompetenzen und Fähigkeiten in 
den Bliek zu nehmen und damit aueh die Frage, wie diese 
für ihre individuelle Infegration und die Gesellsehaft ein- 
gesetzt werden können. Dies spiegelt sieh aueh im Prin- 
zip des „Fördems und Fordems“ und der Ressoureen- 
orientiemng der aktuellen Integrationspolitik des Bundes 
wider, die aueh Grandlage der integrationspolitisehen 
Ziele und Leitlinien des Nationalen Integrationsplans 
sind. 

Staatliehe Integrationspolitik muss die Rahmenbedingun- 
gen bereitstellen, damit das Zusammenleben in der Zu- 
wanderangsgesellsehafl als respektvolles Miteinander ge- 
staltet werden kann und die gleiehbereehtigte Teilhabe von 
Mensehen mit Migrationshintergrund an der Gesellsehaft 
möglieh ist. Der Staat kommt dieser Verantwortung nieht 
zuletzt dureh die im Gesetz über den Aufenthalt, die Er- 
werbstätigkeit und die Integration von Ausländern im 
Bundesgebiet (kurz Aufenthaltsgesetz) getroffenen Neu- 
regelungen zur Integrationsförderang naeh, die seif 
1 . Januar 2005 in Kraft sind. Bund und Länder unferstüf- 
zen die Integration insbesondere dureh Angebote in den 
Handlungsfeldern spraehliehe Integration, Bildung sowie 
berafliehe und gesellsehaflliehe Integration. 

Integration ist jedoeh mehr als die Summe einzelner För- 
derangebote. Ob das Zusammenleben in einer von Viel- 
falt geprägten Gesellsehaft ge oder misslingt, entseheidet 
sieh zu allererst vor Ort. Wiehtig für die Gesfaltung von 
Infegrationsprozessen sind deshalb Kommunen und zivil- 
gesellsehaftliehe Akteure - Wirtsehaft und Gewerksehaf- 
ten, Kirehen und Religionsgemeinsehaften, Stiftungen 
und Vereine von Mensehen mit und ohne Migrationshin- 
tergrund. Sie sind Orte, an denen das Miteinander der 
Mensehen praktiseh erfahren werden kann. 


^ CDU/CSU/FDP (2009): „Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Koali- 
tionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP. 17. Legislaturperiode“, 
Berlin, S. 74. 


Integrationsprozesse setzen aueh die Bereitsehaft der 
Mensehen ohne Migrationshintergrand voraus, sieh der 
waehsenden Vielfalt zu öffnen. Zielgrappe von Integra- 
tionsaktivitäten ist deshalb aueh die Mehrheitsgesell- 
sehaft. Interkulturelle Lernprozesse sind jedoeh nieht im- 
mer einfaeh und brauehen Unterstützung. Aueh dies ist 
ein Aufgabenfeld von Integrationspolitik. 

Wozu ein bundesweites Integrationsprogramm? 

Die Vielfalt der Integrationsangebote in Deutsehland ist 
groß, ihre Koordination war lange Zeit jedoeh eher gering 
ausgeprägt. Es fehlte eine übergreifende strategisehe Aus- 
riehtung, aus der sieh Ziele und Maßnahmen ableiten 
konnten. Die Unabhängige Kommission Zuwanderung 
unter Leitung der ehemaligen Präsidentin des Deutsehen 
Bundestags Prof Dr. Rita Süssmuth bezeiehnete das Sys- 
tem der Integrationsförderang in Deufsehland in ihrem 
Absehlussberiehf aus dem Jahr 2001 mif dem Begriff des 
„pragmatisehen Improvisierens“. Sie krifisierfe die Diffe- 
renzierung von Infegrationsmaßnahmen naeh dem Auf- 
enthaltsstatus der Migrantinnen und Migranten sowie das 
Fehlen einer umfassenden, strategisehen Integrationspoli- 
tik.6 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutsehland hat die 
Forderungen naeh einer systematisehen Integrationspolitik 
an versehiedenen Stellen aufgegriffen: Ein wesentliehes 
Ziel des Aufenthaltsgesetzes im Bereieh der Integrations- 
förderung isf es, die Fragmentierung der Zuständigkeiten 
auf Bundesebene dureh die Bündelung von Aufgaben und 
die Neustrakturierang der Integrationspolitik zu überwin- 
den. Hierzu wurde ein Grandangebot an IntegrationsfÖr- 
derang des Bundes gesetzlieh geregelt und ein großer Teil 
der Integrationsaufgaben - vor allem die Förderung der 
Deutsehkenntnisse - beim Bundesamt für Migration und 
Flüehtlinge gebündelt. 

Das bundesweite Integrationsprogramm ist Bestandteil 
dieses Prozesses der Bündelung und zugleieh selbst ein 
Instrument zur stärkeren Koordinierung der Integrations- 
fÖrderang. Naeh § 45 Satz 2 Aufenthaltsgesetz sollen im 
bundesweiten Integrationsprogramm die Vielfalt dieser 
Angebote erfasst, strukturiert und konkrete Vorsehläge 
für ihre Weiferentwieklung formulierf werden. Mif der 
Enfwieklung haf das Bundesminisferium des Innern 
(BMI) das Bundesamt für Migration und Flüehtlinge 
(Bundesamt) beauftragt. Unter der Federführung des 
Bundesamts haben Expertinnen und Experten aus Politik, 
Verwaltung, Praxis der Integrationsförderang und Wis- 
sensehaft gemeinsam drängende Handlungsbedarfe iden- 
tifizierf und konkrefe Empfehlungen und Strafegien ent- 
wiekelf, die direkte Anwendung in der Praxis finden 
können. Diese sind in diesem Band zusammengestellt. In 
Zeiten knapper Haushaltsmittel kann das bundesweite In- 
tegrationsprogramm als Faehprozess zur Weiterentwiek- 
lung der Integrationsangebote aueh dazu genutzt werden. 


^ Vgl. Unabhängige Kommission Zuwanderung (2001): Zuwanderung 
gestalten, Integration fördern, Berlin, S. 199. 
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Vorhaben im Vorfeld stärker abzustimmen um beispiels- 
weise Doppelforderung zu vermeiden. 

Es bestehen enge Bezüge zwisehen dem bundesweiten In- 
tegrationsprogramm und dem Nationalen Integrations- 
plan der Bundesregierung, der im Juli 2007 im Rahmen 
des zweiten Nationalen Integrationsgipfels vorgestellt 
wurde. Dieser hat auf politiseher Ebene Leitthemen und 
ziele der Integration mit rund 400 Selbstverpfliehtungen 
und Empfehlungen staatlieher und niehtstaatlieher Ak- 
teure formuliert.^ Der Koalitionsvertrag der 17. Legisla- 
turperiode sieht vor, den Nationalen Integrationsplan zu 
einem Aktionsplan weiter zu entwiekeln.* Das bundes- 
weite Integrationsprogramm leistet einen Beitrag zur Um- 
setzung des Nationalen Integrationsplans, indem es The- 
men und Ergebnisse aufgreift und Vorsehläge zu ihrer 
Weiterentwieklung und praktisehen Erprobung erarbei- 
tet.^ Ergänzend werden aueh aktuelle Handlungsbedarfe 
bearbeitet, die keinen umfassenden Eingang in den Natio- 
nalen Integrationsplan gefunden haben. 

Die Interministerielle Arbeitsgruppe Integration unter der 
Leitung des Bundesministeriums des Innern'“ hat das 
Mandat des Bundesamts zur Erstellung des bundesweiten 
Integrationsprogramms konkretisiert: Seine Entwieklung 
soll handlungsfeldbezogen erfolgen. Damit soll es keinen 
übergreifenden Beitrag zur allgemeinen Debatte um Inte- 
gration leisten, sondern praxisbezogene Vorsehläge zur 
Verbesserung insbesondere der strukturellen Integration 
entwiekeln - zum gleiehbereehtigten Zugang von Men- 
sehen mit Migrationshintergrund zu Bildung, Ausbil- 
dung, Arbeit, Wirtsehaft und Gesellsehaft. ln der Praxis 
heißt dies: Nieht umfassende Leitlinien, sondern ganz 
konkrete Fragen stehen im Mittelpunkt, etwa: Was müs- 
sen Bildungseinriehtungen, pädagogisehes Personal, aber 
aueh Eltern wissen und können, um Kinder beim Erwerb 
von Deutseh als Zweitsprache zu unterstützen? Wie kann 
es Kindertageseinrichtungen und Schulen gelingen, er- 
folgreich mit Eltern mit Migrationshintergrund zusam- 
menzuarbeiten? Was kann getan werden, um das 
Knowhow von Migrantenorganisationen stärker in die In- 
tegrationsforderung einzubinden? 

Das bundesweife Infegrationsprogramm bietet einen Rah- 
men, solche Fragen auf Fachebene mit Expertinnen und 
Experten zu diskutieren, Ideen zu entwickeln, konkrete 


^ Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): Der 
Nationale Integrationsplan. Neue Wege - Neue Chancen, Berlin so- 
wie (2008): Nationaler Integrationsplan. Erster Fortschrittsbericht, 
Berlin. Vgl. http://www.integrationsbeauftragte.de. 

8 CDU/CSU/FDP (2009): a. a. O., S. 74. 

^ Bezüge bestehen auch zur Deutschen Islam Konferenz (DIK), die 
2006 als institutionalisierter Dialog zwischen staatlichen und musli- 
mischen Vertretern etabliert wurde und in der 17. Legislaturperiode 
fortgesetzt wird. Die Islamkonferenz erarbeitet Empfehlungen und 
stößt Projekte an, die der Förderung der Integration muslimischer 
Migrantinnen und Migranten dienen sollen. In den Arbeitsprozessen 
der DIK werden Lösungen erarbeitet für Fragen, die in erster Linie 
religiös bedingte Ursachen haben. Auch Erfahrungen aus diesem 
Prozess sind, wenn auch in allgemein gehaltener Form, in die Erar- 
beitung des Integrationsprogramms eingeflossen. Zu den bisherigen 
Ergebnissen vgl. http://www.deutscheislamkonferenz.de. 

In diesem Gremium sind alle mit Integration befassten Ministerien 
und Beauftragten des Bundes vertreten. 


Handlungsvorschläge zu formulieren und zu erproben. Es 
schafft auf diese Weise die Möglichkeit, die Vielfalt der 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund und ihre unter- 
schiedlichen Integrationsbedarfe bei der Weiterentwick- 
lung der Angebote einzubeziehen. Sein gesetzlicher Auf- 
trag besteht dabei nicht darin, Empfehlungen oder 
Selbstverpflichtungen verbindlich durch den Bund vorzu- 
geben. Vielmehr sollen gemeinsam mit den Akteuren der 
Integrationsförderung - unter Berücksichtigung der Res- 
sort bzw. föderalen Zuständigkeiten - umsetzungsorien- 
tierte Empfehlungen formuliert werden. 

1. Entstehung und Struktur des Berichts 

Im Zentrum des bundesweiten Integrationsprogramms 
stehen die Handlungsfelder sprachliche Integration, Bil- 
dung, berufliche und gesellschaftliche Integration sowie 
das Thema Evaluation der Integrationsförderung. Keines 
dieser Handlungsfelder ist in der Praxis isoliert, sie zeich- 
nen sich alle durch Überschneidungen und Abhängigkei- 
ten aus. Integrationserfolge in einem Bereich machen Er- 
folge in anderen Bereichen wahrscheinlicher. 

Aus den Handlungsfeldem wurden gemeinsam mit Ex- 
pertinnen und Experten gezielt Schwerpunktthemen ge- 
wählt, für die aus Sicht der Praxis ein besonderer Hand- 
lungsdruck besteht. Hierbei konnte an den Nationalen 
Integrationsplan angeknüpft werden, der bereits wichtige 
Handlungsbedarfe in der Integrationsförderung identifi- 
ziert und Bestandsaufnahmen durchgeführt hat. 

Aus der Praxis für die Praxis wurden Empfehlungen und 
Vorschläge zu den Schwerpunktthemen entwickelt. Viele 
Expertinnen und Experten haben in Arbeitsgruppen, Ex- 
pertengesprächen, Workshops und Fachtagungen ihre Er- 
fahrungen und Handlungsvorschläge eingebracht. Er- 
gänzt wurde dieser fachliche Austausch durch inhaltliche 
Recherchen von Angeboten und Bedürfen, Analysen von 
Beispielen guter Praxis sowie wissenschaftliche Experti- 
sen zu ausgewählten Fragestellungen. An der Entwick- 
lung der Empfehlungen war je nach Thema eine Vielzahl 
von Vertreterinnen und Vertretern von Bund, Ländern und 
Kommunen sowie der Zivilgesellschaft beteiligt." Eine 
Übersicht der Einrichtungen und Personen ist dem An- 
hang zu entnehmen. Aus ihrer Vielfalt leitet sich auch 
eine Vielfalt an Vorschlägen und Empfehlungen ab. Alle 
Beteiligten eint dabei das Bemühen um eine Optimierung 
der Integrationsangebote. 

Die Ergebnisse der Arbeitsprozesse zu den Handlungsfel- 
dem sprachliche Integration, Integration und Bildung, ge- 
sellschaftliche Integration sowie zum Thema Evaluation 


'' U. a.: Bundes- und Länderministerien, Bundesagentur für Arbeit, 
Grundsicherungsstellen, Kultusministerkonferenz der Länder, Integra- 
tionsbeauftragte, Spätaussiedlerbeauftragte, Wohlfahrtsverbände, Ar- 
beitgeberverbände und Gewerkschaften, Berufs- und Fachverbände, 
Beratungsstellen, Unternehmen, Religionsgemeinschaften, Migranten- 
organisationen, Migrantinnenorganisationen, Vereine von Eltern mit 
Migrationshintergrund, Träger von Integrations- und Weiterbildungs- 
angeboten sowie Integrations- bzw. Deutschkursen, Einrichtungen 
der Aus-, Fort- und Weiterbildung im pädagogischen Bereich, Schu- 
len, Stiftungen, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Studie- 
rendengruppen sowie Jugendverbände und -vereine. 
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sind in dieser Publikation zusammengefasst. Eine Beson- 
derheit bildet das Handlungsfeld berufliche Integration: 
Hier wurde der Schwerpunkt auf die Themen Anerken- 
nung ausländischer Abschlüsse und Anpassungsqualifi- 
zierung gelegt, da von Expertenseite zu diesen Themen 
dringender Handlungsbedarf gerade auch auf der prakti- 
schen Ebene identifiziert wurde. Gegenwärtig ist auf 
Bundesebene eine Gesetzesinitiative zum Themenkomp- 
lex Anerkennung ausländischer Abschlüsse in Vorberei- 
tung. Erkenntnisse, die im Rahmen des bundesweiten 
Integrationsprogramms gewonnen wurden, fließen in die- 
sen Prozess ein. Ausarbeitungen zu diesem Themenbereich 
wurden daher in die vorliegende Publikation nicht aufge- 
nommen. Das Bundesamt tür Migration und Flüchtlinge 
wird außerhalb des bundesweiten Integrationsprogramms 
einzelne Beiträge zur Anerkennung ausländischer Ab- 
schlüsse und Anpassungsqualifizierung in ausgewählten 
Berufen sowie zum Thema Kompetenzfeststellung veröf- 
fentlichen. 

ln diesem Band werden tür jedes der Schwerpunktthemen 
zunächst Aufgaben, Angebote und Akteure dargestellt 
und analysiert, darauf aufbauend Handlungsbedarfe iden- 
tifiziert und Empfehlungen und Konzepte formuliert. Die 
Empfehlungen werden ergänzt durch praktische Hinweise 
und Beispiele guter Praxis, die Möglichkeiten zur Umset- 
zung der Empfehlungen illustrieren. 

Die Empfehlungen richten sich an all diejenigen, die Struk- 
turen und Angebote der IntegrationstÖrderung weiterentwi- 
ckeln und damit die Situation von Menschen mit Migra- 
tionshintergmnd verbessern möchten - insbesondere an 
Bund, Länder und Kommunen als Mittelgeber bzw. Ver- 
antwortliche tür ötfentlich getörderte Integrationsange- 
bote; Programmentwickler; Träger von Angeboten und 
ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter; Einrichtungen der 
Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie Wissenschaftlerin- 
nen und Wissenschaftler; Stiftungen, Vereine und Initiati- 
ven der Mehrheitsgesellschaft und Migrantenorganisatio- 
nen, um nur einige zu nennen. Die Empfehlungen 
adressieren dabei auch die interkulturelle Öffnung der 
Gesellschaft und ihrer Einrichtungen - insbesondere der 
öffentlichen Verwaltung und der Bildungseinrichtungen. 

Angesichts der bundesweit sehr unterschiedlichen Gege- 
benheiten können die Empfehlungen des bundesweiten 
Integrationsprogramms nur Vorschläge bilden. Welche 
der hier zusammengestellten Maßnahmen durchgeführt 
werden sollen, kann letztlich nur unter Berücksichtigung 
der konkreten Verhältnisse vor Ort und der finanziellen 
Situation der öffentlichen Haushalte entschieden werden. 

Datenquellen 

Bei der Erarbeitung der Empfehlungen wurde neben den 
tür das bundesweite Integrationsprogramm erstellten wis- 
senschaftlichen Expertisen und themenspezifischen For- 
schungsarbeiten eine Reihe zentraler Datenquellen ver- 
wendet. Hierzu zählen insbesondere die gemeinsamen 
Bildungsberichte des Bundesministeriums tür Bildung 
und Forschung und der Kultusministerkonferenz der Län- 
der, der 7. Lagebericht der Beauftragten der Bundesregie- 
rung tür Migration, Flüchtlinge und Integration, der 


Nationale Integrationsplan und sein erster Fortschrittsbe- 
richt, Publikationen aus der Reihe „Working Papers“ des 
Bundesamts tür Migration und Flüchtlinge, der Migra- 
tionsbericht des Bundesministeriums des Innern und des 
Bundesamts tür Migration und Flüchtlinge sowie Daten 
des Statistischen Bundesamts. Eine ausführliche Litera- 
turliste ist im Anhang beigefügt. 

Zu vielen Themen liegen nur Daten tür Menschen mit 
ausländischer bzw. deutscher Staatsangehörigkeit vor. 
Insbesondere auf der Grundlage der Bildungs- und Ar- 
beitsmarktstatistik sind daher nur begrenzt Aussagen zur 
gesamten Gruppe der Menschen mit Migrationshinter- 
grund möglich. Ebenso lassen sich differenzierte Analy- 
sen zu einzelnen Teilgruppen - etwa (Spät)Aussiedlerin- 
nen/(Spät)Aussiedler und Eingebürgerte - nur begrenzt 
vornehmen. Wo sachlich begründet und möglich, werden 
Schlüsse aus den Daten zur Situation der Menschen mit 
ausländischer Staatsangehörigkeit auf die gesamte Bevöl- 
kerung mit Migrationshintergrund gezogen. 

2. Handlungsfelder und zentrale Themen 

2.1 Sprachliche Integration 

Integration führt zuerst über Sprache, Bildung und Ausbil- 
dung. Gute deutsche Sprachkermtnisse sind die Basis tür 
Bildungserfolge und ein eigenständiges Leben. Für den 
gleichberechtigten Zugang von Menschen mit Migrations- 
hintergrund zu Bildung, Ausbildung, Arbeit, Wirtschaft 
und Gesellschaft sind sie Voraussetzung. DeutschtÖrderung 
ist daher eine wichtige Säule einer aktivierenden Integra- 
tionspolitik. 

ln den einzelnen Phasen einer Bildungsbiografie ergeben 
sich dabei unterschiedliche Förderbedarfe. Ganz beson- 
ders wichtig ist die Förderung von Deutsch als Zweitspra- 
che bei Kindern und Jugendlichen: Gut ein Drittel der 
Kinder bis 5 Jahre hat einen Migrationshintergrund, bei 
den 5- bis 10-Jährigen und 10- bis 15-Jährigen sind es 
31 bzw. 29 Prozent (2008). Sprachstandserhebungen im 
Vorschulalter und Schulstudien im Grundschulalter und 
in der Mittelstufe weisen auf Lemrückstände von Kindern 
und Jugendlichen mit Deutsch als Zweitsprache hin.'^ 
Angebote der DeutschtÖrderung im frühen Alter sind da- 
her besonders wichtig. Für die 15- bis 20- Jährigen mit 
Migrationshintergrund, die 25 Prozent der gesamten Ju- 
gendlichen in dieser Altersgruppe ausmachen, ist die För- 
derung ausbildungsbezogener Deutschkenntnisse beson- 
ders relevant, ln den höheren Altersgruppen ist der Anteil 
der Personen mit Migrationshintergrund dagegen deut- 
lich geringer (19 Prozent der 35- bis 45-Jährigen, 16 Pro- 
zent der 45- bis 55-Jährigen und 15 Prozent der 55- bis 
65-Jährigen). Für diese Gruppen werden insbesondere 
Angebote der berutbezogenen DeutschtÖrderung zur Un- 
terstützung ihrer Integration in den Arbeitsmarkt und zur 
beruflichen Weiterentwicklung benötigt. 


Vgl. für diesen Abschnitt: Statistisches Bundesamt (2010): a. a. O., 
S. 32f. 

Haug, Sonja (2008): Sprachliche Integration von Migranten in 
Deutschland. Working Paper 14 der Forschungsgruppe des Bundes- 
amtes für Migration und Flüchtlinge, Nürnberg, S. 6. 
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Auch der Zeitpunkt der Zuwanderung, Vorkenntnisse und 
Lemgewohnheiten sind von Relevanz für die Deutsehför- 
derung: Neuzugewanderte benötigen einführende Ange- 
bofe zum Erwerb allfagsrelevanfer Deufsehkenntnisse. 
Kinder und Jugendliehe, die ersf im Lauf ihrer Sehulzeit 
naeh Deutsehland zuwandem, haben als Seiteneinsteiger 
in das deutsehe Sehulsystem einen kurzfristigen und in- 
tensiven Deutsehforderbedarf Für Lemungewohnfe sind 
niedersehwellige Angebote''* wiehtig, Analphabeten müs- 
sen Grundkenntnisse erwerben und Sehnelllemer benöti- 
gen einen Kurs, der Lernerfolge in kürzerer Zeit möglieh 
maeht. 

Anhaltspunkte zu Spraehkenntnissen und SpraehfÖrderbe- 
darf lassen sieh aueh aus Spraehstandserhebungen und em- 
pirisehen Untersuehungen ableiten. Studien - wie etwa die 
Repräsentativuntersuehung „Ausgewählte Migrantengrup- 
pen in Deutsehland“ (RAM), die das Bundesamt für Mi- 
gration und Flüehtlinge durehgeführt hat - arbeiten viel- 
faeh mit dem Instrument der Selbsteinsehätzung der 
Spraehkenntnisse der Befragten. Von den in der RAM- 
Untersuehung Befragten sehätzte ein nieht geringer Teil 
die eigenen Deutsehkenntnisse als mittelmäßig, sehleeht 
oder sehr sehleeht ein: 52,8 Prozent der befragten türki- 
sehen Frauen und 37,5 Prozent der Grieehinnen stuften 
sieh selbst als gar nieht bis mittelmäßig Deutseh spre- 
ehend ein. Bei den Frauen mit polniseher, italieniseher 
oder einer Staatsangehörigkeit des ehemaligen Jugosla- 
wiens waren es jeweils rund 28 Prozent. Ein größerer An- 
teil der polnisehen (44,7 Prozent) als der türkisehen Män- 
ner (36,9 Prozent) gab an, mittelmäßig oder sehleehter 
Deutseh zu spreehen - deutlieh mehr, als die grieehisehen 
und italienisehen Männern (je 23,8 Prozent) sowie die 
männliehen Ex- Jugoslawen (20,0 Prozent). 

Doeh nieht nur Ausländerinnen und Ausländer, aueh 
(Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedler sowie Einge- 
bürgerte beherrsehen nieht immer ausreiehend Deutseh, 
um im Alltag erfolgreieh kommunizieren zu können. Um 
Aussagen für die Planung und Weiferenfwieklung der 
bundesgefÖrderten Infegrationskurse für alle Migranten- 
gruppen in Deutsehland zu erhalten, hat die Forsehungs- 
gruppe des Bundesamts für Migration und Flüehtlinge im 
Jahr 2007 in einer empirisehen Untersuehung hundert zu- 
fällig ausgewählfe Ausländerbehörden schriftlieh befragt, 
wie hoch sie den Anteil erwachsener Ausländerinnen und 
Ausländem aus Drittstaaten (Nicht-EU-Staaten) mit nicht 
ausreichenden Deutschkenntnissen einschätzen. Auf der 
Grundlage der Rückmeldungen wurde eine Schätzung des 
Sprachstandes und der Förderbedarfe unterschiedlicher 
Migrantengrappen vorgenommen. 


Angebote, die auf bildungsfeme Teilnehmende zugeschnitten sind 
und spezifische, grundlegende Kompetenzen fördern sollen. 

Vgl. Babka von Gostomski, Christian (2010): Basisbericht: Berichts- 
band Repräsentativbefragung „Ausgewählte Migrantengruppen in 
Deutschland 2006/2007“ (RAM). Zur Situation der fünf größten in 
Deutschland lebenden Ausländergruppen. Im Auftrag des Bundes- 
ministeriums des Innern. Nürnberg, S. 119f. Die Selbsteinschätzung 
erfolgte getrennt nach den Bereichen verstehen, lesen, sprechen und 
schreiben. 


Die Hochrechnung der Befragungsergebnisse zeigf, dass 
laut Einschätzung der beteiligten Ausländerbehörden rund 
1,1 Millionen erwachsene Drittstaatsangehörige nicht aus- 
reichend Deutsch können.'^ Ausgehend von den Ergebnis- 
sen der Befragung isf auch eine näherangsweise Schätzung 
der DeutschfÖrderbedarfe der EU-Bürgerinnen und -Bürger, 
der Eingebürgerten und der (Spät)Aussiedlerinnen und 
(Spät)Aussiedler vorgenommen worden. Dieser Schätzung 
zufolge verfügen rund 300 000 EU-Bürgerinnen und -Bür- 
ger nicht über ausreichende Deutschkenntnisse, bei 
erwachsenen Eingebürgerten und (Spät)Aussiedlerinnen/ 
(Spät)Aussiedlem sind es rund 360 000. Insgesamt ergibt 
sich so eine Gruppe von knapp 1,8 Millionen Menschen, die 
Unterstützung beim Erwerb von Deutschkenntnissen benö- 
tigen. Zwar sind diese Zahlen nur Schätzwerte und die ge- 
nannten Förderbedarfe damit nicht abschließend. Es wird 
jedoch deutlich, welche Bedeutung die Deutschförderung 
im Rahmen der Infegration auch langfristig haben wird. 

ln vielen Familien mif Migrationshinfergrand spielt auch 
die Herkunftssprache eine wichtige Rolle; der Sprach- 
erwerb von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshin- 
tergrand ist häufig von Zwei- bzw. Mehrsprachigkeit ge- 
prägt. Hier setzen Angebote zur sprachlichen Bildung in 
Herkunftssprachen ergänzend an. Die bei uns neben dem 
Deutschen gesprochenen Sprachen werden von der Be- 
völkerangs- und Bildungsstatistik nicht erfasst. Die be- 
darfsgerechte Planung von ergänzenden Angeboten zur 
bildungssprachlichen Förderung von Herkunftssprachen 
wird dadurch erschwert. Anhaltspunkte können Schät- 
zungen liefern, die sich auf schulische Sprachenerhebun- 
gen stützen. Demzufolge kann davon ausgegangen 
werden, dass in Deutschland über hundert verschiedene 
Migrantensprachen gesprochen werden. Sie sind geogra- 
fisch ungleichmäßig verteilt und werden von unterschied- 
lich großen Gruppen gesprochen. Die zehn in Deutschland 
von Menschen mit Migrationshintergrund am häufigsten 
gesprochenen Sprachen sind Russisch, Türkisch, Polnisch, 
Italienisch, Kurdisch, Serbisch, Albanisch, Rumänisch, 
Kroatisch und Griechisch (in absteigender Häufigkeit). 

Sprachliche Integration von Kindern nnd 
Jngendlichen 

Aufgrund der engen Verknüpfung von Deutschkenntnissen 
und Bildungserfolgen hat die frühe und kontinuierliche 


Von nicht ausreichenden Deutschkenntnissen wurde ausgegangen, 
wenn diese unter dem Niveau BI des Gemeinsamen Europäischen 
Referenzrahmens für Sprachen lagen und sich die Personen im tägli- 
chen Leben nicht selbstständig sprachlich zurechtfmden können. B 1 
setzt folgende sprachliche Fähigkeiten bei allen Sprachkompetenzen 
(Hören, Sprechen, Lesen und Schreiben) voraus: Kann die Haupt- 
punkte verstehen, wenn klare Standardsprache verwendet wird und 
es um vertraute Dinge aus Arbeit, Schule, Freizeit usw. geht. Kann 
die meisten Situationen bewältigen, denen man auf Reisen im 
Sprachgebiet begegnet. Kann sich einfach und zusammenhängend 
über vertraute Themen und persönliche Interessengebiete äußern. 
Kann über Erfahrungen und Ereignisse berichten, Träume, Hoffnun- 
gen und Ziele beschreiben und zu Plänen und Ansichten kurze Be- 
gründungen oder Erklärungen geben. 

Vgl. Reich, Hans et al. (2008): Sprachenbeschreibungen von Migran- 
tenherkunftssprachen in Deutschland. Expertise im Auftrag des Bun- 
desamtes für Migration und Flüchtlinge, Koblenz-Landau, S. 12f. 
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Förderung von Kindern, die Deutsch als Zweitsprache ler- 
nen, eine besondere Bedeutung. Sie bildet einen zentralen 
Schwerpunkt des Engagements der Länder. Diese haben 
ihr Engagement in der frühkindlichen Sprachforderung als 
Teil des im Achten Sozialgesetzbuches beschriebenen Bil- 
dungsauftrags der Kindertageseinrichtungen in den letzten 
Jahren verstärkt. Im Nationalen Integrationsplan haben sie 
sich dazu verpflichtet, sprachliche Bildung als Quer- 
schnittsaufgabe in den Konzepten der Kindertageseinrich- 
tungen zu implementieren.'* Sprachstandsmessungen vor 
der Einschulung zur Identifikation individueller Deutsch- 
fbrderbedarfe und entsprechende Förderangebote sind die 
Säulen der Deutschförderung der Länder im frühkindli- 
chen Bereich (vgl. B.2.1.1). Teilweise richten sich ihre 
Angebote dabei auch an Kinder ohne Migrationshinter- 
grund, die besonderen Förderbedarf haben. Insbesondere 
im Rahmen der frühkindlichen Deutschförderung isf die 
Einbeziehung der Eltern wichtig. Hierzu gibt es unter- 
schiedliche Ansätze, die vor Ort erprobt werden (vgl. 
B.2.1.2). 

ln der Schule werden Kinder häufig mit der Wissensver- 
mittlung in einer Sprache konfrontiert, die ihnen nicht 
ausreichend vertraut ist. Je weiter der Fachunterricht vor- 
anschreitet, desto höher werden insbesondere die schrift- 
sprachlichen Anforderungen. Auch die schulische sprach- 
liche Bildung fällt in die Zuständigkeit der Länder. Im 
Nationalen Integrationsplan haben sie sich verpflichtet, 
Kindern mit Defiziten im Deutschen „die Förderung zu- 
kommen zu lassen, die ihnen eine gleichberechtigte Teil- 
nahme an Unterricht und Bildung ermöglicht.“'^ Sie 
kommen dieser Selbstverpflichtung mit unterschiedlichen 
Angeboten nach (vgl. B.2.1.1) und verstehen dies als 
Aufgabe aller Lehrkräfte und Fächer, Schulformen und 
Schularten. 

Der Umgang mit einer wachsenden Zahl von Kindern, die 
Deutsch als Zweitsprache lernen, stellt auch pädagogi- 
sche Einrichtungen und ihr Personal vor große Herausfor- 
derungen und erfordert spezifische Kompetenzen, die je- 
doch bisher häufig noch nicht ausreichend in Aus-, Fort- 
und Weiterbildung vermittelt werden. Die Qualifizierungs- 
angebote für Erzieherinnen und Erzieher bzw. Lehrkräfte 
müssen daher künftig noch stärker als bisher Anleitung 
zum Umgang mit sprachlich hetergenen Gruppen und zur 
Vermittlung von Deutsch als Zweitsprache geben, ln den 
letzten Jahren wurden hierzu bereits wichtige Schritte un- 
ternommen (vgl. B.2.1.4). 

Sprachliche Integration zwischen Schnle nnd 
Arheitsmarkt 

Neue sprachliche Herausforderungen stellen sich für Ju- 
gendliche an der Schwelle von der Schule in die Ausbil- 
dung. Bei vielen Jugendlichen zeig! sich hier, dass ihre 
Deufschkenntnisse noch nicht ausreichen, um einen Aus- 
bildungsplatz zu finden. Sie benötigen gezielte Unterstüt- 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O., S. 25. 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O., S. 25. 


zung bei der Entwicklung berufsbezogener, ausbildungs- 
vorbereitender Deutschkenntnisse. Eine wichtige Rolle 
spielen dabei die Förderangebote des Übergangsmanage- 
ments. Aber auch während einer Ausbildung kann ergän- 
zende Deutschförderung erforderlich sein, um Jugendli- 
chen einen erfolgreichen Abschluss zu ermöglichen (vgl. 
B.2.1.3). Berufsbildende Schulen und Ausbildungsbe- 
friebe sind daher zunehmend auch Lemorfe im Rahmen 
der sprachlichen Infegration. 

Sprachliche Integration von Erwachsenen 

Erwachsene haben andere DeutschfÖrderbedarfe als Kin- 
der und Jugendliche - bei ihnen stehen das Zurechtfinden 
im Alltag und das sprachlich kompetente Handeln im Be- 
ruf im Vordergrund. Angebote, die diese Aspekte aufgrei- 
fen, bilden den Schwerpunkt der staatlich finanzierten 
Deutschförderung. Der Bund setzt hier zwei Schwer- 
punkte: Mit den im Aufenthaltsgesetz neu geschaffenen 
Integrationskursen (§ 43 Aufenthaltsgesetz) fördert er seit 
dem 1. Januar 2005 bundesweit ein Angebot der allge- 
meinsprachlichen Deutschförderung (vgl. B.2.2). Neben 
einem Sprachkurs, der in der Regel 600 Stunden umfasst, 
besteht der Integrationskurs auch aus einem Orientie- 
rungskurs, der in 45 Stunden Grundkenntnisse über die 
Rechtsordnung, die Geschichte und Kultur der Bundes- 
republik Deutschland vermitteln soll. Ergänzt werden die 
bundesgefÖrderten Integrationskurse durch berufsbezo- 
gene Deutschkurse, insbesondere im Rahmen des aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds geförderten ESF- 
BAMF-Programms (vgl. B.2.3). Berufsbezogener Unter- 
richt Deutsch als Zweitsprache wird zudem auch von ei- 
nigen Ländern angeboten. 

Neben den Integrationskursen wird vor Ort eine Reihe 
von zielgruppenspezifischen und niederschwelligen Kur- 
sen insbesondere für Frauen bzw. Müffer/Eltem durchge- 
führt. Durch frauenspezifische Kurse sollen Migrantinnen 
angesprochen werden, denen aufgrund traditioneller fa- 
miliärer Bindungen der Zugang zu den herkömmlichen 
SprachfÖrderangeboten schwerer fällt. Länder und Kom- 
munen bieten vielfach sogenannte ,Mama lernt Deutsch‘- 
Kurse an. Daneben gibt es gemeinsame Angebote für 
Mütter und Kinder, beispielsweise die Programme 
„Rucksack“ und „Griffbereit“, die in vielen Kommunen 
durchgeführt werden. Und nicht zuletzt bieten zahlreiche 
öffentliche und private Bildungsträger Sprachkurse für 
verschiedene Zielgruppen an, deren insfitutionalisierfer 
Deufscherwerb nichf sfaaflich gefÖrderf wird, efwa für 
ausländische Dokforandinnen und Dokforanden mif 
mehljährigem Aufenthalf in Deufschland oder auch für 
Beschäftigfe in Betrieben. 

Angesichts des sehr heterogenen und stark lebensphasen- 
bezogenen Bedarfs an Förderung der sprachlichen Bil- 
dung wurde bei der Bearbeitung dieses Handlungsfelds 
ein biografiebegleitender Ansatz verfolgt und die folgen- 
den Schwerpunkte aufgegriffen: 

- Deutsch als Zweitsprache in Kindertageseinrichtungen 
und Schulen durchgängig fordern 
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- Grundlegende Deutschkenntnisse im Integrationskurs 
vermitteln 

- Sprachliche Bildung für Ausbildung, Beruf und beruf- 
liche Weiterbildung weiterentwickeln 

- Mehrsprachigkeit als Potenzial für Ausbildung und 
Beruf nutzen 

Eine Beschreibung der Angebote und Herausforderungen 
zu diesen Bereichen sowie Empfehlungen und Umset- 
zungshinweise finden sich in Kapitel B. 

2.2 Bildung und Integration 

Gut ein Viertel der etwa 15,6 Millionen Menschen mit 
Migrationshintergrund in Deutschland ist im bildungs- 
relevanten Alter unter 25 Jahren, ln den Ballungszentren 
der alten Bundesländer haben bereits bis zu 40 Prozent 
der Kinder und Jugendlichen einen Migrationshinter- 
grund. Rund 3,4 Millionen Schülerinnen und Schüler 
mit Migrationshintergrund besuchen allgemeinbildende 
oder berufsbildende Schulen.^' Die Debatten um die de- 
mographische Entwicklung und die wachsende interna- 
tionale Konkurrenz um hoch qualifizierte Fachkräfte ma- 
chen besonders deutlich, von welcher Bedeutung Bildung 
und Wissen für diese Gruppe und die Zukunft Deutsch- 
lands sind. Bildungserfolge eröffnen Teilhabechancen in 
anderen gesellschaftlichen Bereichen, insbesondere am 
Arbeitsmarkt. Umgekehrt haben Integrationsdefizite im 
Bildungsbereich individuelle, gesellschaftliche und 
volkswirtschaftliche Konsequenzen. 

Die mit dem Mikrozensus 2005 erstmalig verfügbaren 
Daten zur Bevölkerung mit Migrationshintergrund und 
aufbauende Analysen der gemeinsamen Bildungsberichte 
von Bund und Ländern (erstmals 2006) bestätigen, wie 
auch in internationalen Bildungsstudien festgestellt, den 
erheblichen Einfluss, den soziale und ethnische Her- 
kunft im deutschen Bildungssystem auf Bildungserfolge 
bzw. -misserfolge haben. Bereits in der Grundschule be- 
stehen Unterschiede im Kompetenzniveau zwischen 
Schülerinnen bzw. Schülern mit und ohne Migrationshin- 
tergrund, die im Laufe des Sekundarbereichs noch deut- 
lich zunehmen. Kinder mit Migrationshintergrund haben 
mehr Schwierigkeiten auf höhere Schularten zu gelangen 
und auch dort zu verweilen, in der Konsequenz ist auch 
ihre Abiturientenquote und Studienbeteiligung niedri- 
ger:22 23 Prozent der ausländischen Schülerinnen und 
Schüler besuchten im Schuljahr 2007/2008 ein Gymna- 
sium (Deutsche: 46 Prozent). Dagegen lag der Anteil aus- 
ländischer Schülerinnen und Schüler an Hauptschulen bei 


Die amtliche Schulstatistik umfasst gegenwärtig nur die Staatsange- 
hörigkeit und nicht den Migrationshintergrund - auf diese Weise 
werden weniger als die Hälfte der Schülerinnen und Schüler aus Zu- 
wandererfamilien erfasst. Um diesem Problem begegnen zu können, 
hat die Kultusministerkonferenz beschlossen, die amtliche Bildungs- 
statistik zu überarbeiten und künftig auch den Migrationshintergrund 
der Schülerinnen und Schüler als Merkmal aufzunehmen. 

21 Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung 2006 (Hg.): a. a. O., 
S. 178. 

22 Vgl. im Folgenden Statistisches Bundesamt (2010): a. a. 0., S. 144 f, 
285 ff 


34 Prozent (Deutsche: 13 Prozent). Auch in Förderschu- 
len waren sie anteilig häufiger vertreten: Unter den deut- 
schen Schülerinnen und Schülern besuchen 4 Prozent 
eine Förderschule, unter den ausländischen sind es mit 
7 Prozent fast doppelt so viele. 

Ausländische Schülerinnen und Schüler weisen durch- 
schnittlich schlechtere Schulabschlüsse auf als deutsche 
und erreichen seltener höhere Abschlüsse. 40 Prozent der 
ausländischen Absolventinnen und Absolventen erreich- 
ten 2008 einen Hauptschul-, knapp 33 Prozent einen Re- 
alschulabschluss und 12 Prozent die Fach-/Hochschul- 
reife. Dagegen verließen nur 21 Prozent der deutschen 
Absolventinnen und Absolventen die Schule mit einem 
Hauptschulabschluss, aber 32 Prozent mit der Fach-/ 
Hochschulreife. Besonders deutlich wird dieser Unter- 
schied bei den fehlenden Schulabschlüssen: Nur 1,8 Pro- 
zent der Menschen ohne Migrationshintergrund verfügen 
über keinen allgemeinen Schulabschluss, bei Menschen 
mit Migrationshintergrund sind es 14,2 Prozent - fast 
achtmal so viele (rund 1,6 Millionen, alle Altersgrup- 
pen).23 Die geringeren Bildungserfolge von Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund sind dabei primär auf soziale 
Faktoren und nur sekundär auf migrationsspezifische 
Faktoren zurückzuführen. Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund leben überproportional häufig in 
Familien in schwierigen sozioökonomischen Verhältnis- 
sen, die es Eltern - unabhängig vom Migrationshinter- 
grund - oft erschweren, ihre Kinder in der Schule zu un- 
terstützen. Das deutsche Bildungssystem tut sich schwer 
damit, dies auszugleichen. 

ln der Bildungsbeteiligung der Bevölkerung mit Migra- 
tionshintergrund in Deutschland lassen sich aber Unter- 
schiede feststellen: Junge Frauen mit Migrationshinter- 
grund sind mehrheitlich im Bildungssystem erfolgreicher 
als junge Männer. Dennoch finden sie schwerer als diese 
einen Ausbildungsplatz. Ausländerinnen und Ausländer 
haben im Durchschnitt das niedrigste, (Spät)Aussiedle- 
rinnen und (Spät)Aussiedler sowie Eingebürgerte ein 
mittleres und „Sonstige Deutsche mit Migrationshinter- 
grund“ das relativ höchste Bildungsniveau.^^ Auch die 
Entwicklung des Bildungs Standes der zweiten und dritten 
Generation in einzelnen Migrantengruppen ist unter- 
schiedlich: (Spät)Aussiedlerinnen/(Spät)Aussiedler und 
Migrantinnen/Migranten aus den ehemaligen Anwerbe- 
staaten weisen in der zweiten und dritten Generation ei- 
nen deutlich höheren Anteil an Personen mit Hochschul- 
reife auf als in der ersten Generation. 

Es gibt viele Beispiele erfolgreicher Bildungsbiografien 
von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter- 


23 Diese Zahlen berücksichtigen nicht diejenigen Personen, die sich 
noch in Ausbildung befinden. 

24 Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung 2006 (Hg.): a. a. O., 
S. 146f.; im ersten Integrationsbericht des Landes Nordrhein- West- 
falen aus dem Jahr 2008 schneiden Eingebürgerte in Bildung, Beruf 
und Einkommen ebenfalls besser ab als Ausländerinnen und Auslän- 
der. Vgl. Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integra- 
tion des Landes Nordrhein- Westfalen (2008): „Nordrhein- Westfalen. 
Land der neuen Integrationschancen. 1. Integrationsbericht der Lan- 
desregierung“, Düsseldorf, S. 192. 
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grund. Sie sind ein positives Zeichen für die Auflösung 
des engen Zusammenhangs zwischen sozialer Herkunft 
und Bildungserfolgen. Nicht nur mit Blick auf individu- 
elle Integrationsverläufe, auch für den langfristigen Er- 
folg Deufschlands als Wissensgesellschaft müssen ihre 
Potenziale jedoch noch stärker erschlossen werden. Inte- 
gration durch Bildung ist daher ein Gewinn für die ge- 
samfe Gesellschaft, sie isf aber auch eine Aufgabe, die 
alle Bereiche des Bildungssysfems umfass!. Dabei sind 
drei Aspekfe wichtig: die Nutzung und Förderung (mitge- 
brachter) Potenziale, der Ausgleich sprachlicher Defizite 
und die Beseitigung von Nachteilen im Bildungssystem 
für Menschen mit Migrationshintergrund und ihre Nach- 
kommen. 

Bildung und Integration in der Kindertagesbetreuung 
und in Schulen 

Nach der föderalen Kompefenzordnung lieg! die Verant- 
wortung im Bereich des Bildungswesens grundsätzlich 
bei den Ländern. Diese Zuständigkeit umfasst den Schul- 
bereich, den Hochschulbereich, die allgemeine Erwachse- 
nenbildung und die Weiterbildung. 

Die Kindertagesbetreuung gehört rechtlich und organisa- 
torisch zur Kinder und Jugendhilfe: Die Gesetzgebungs- 
kompetenz liegt bei Bund und Ländern, die Ausführungs- 
kompetenz bei den Ländern und Kommunen. Der Bund 
hat von seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz 
durch die Regelung der Förderung von Kindern in Tages- 
einrichtungen und Kindertagespflege im Achten Buch des 
Sozialgesetzbuches (SGB Vlll) Gebrauch gemacht. 

Bund, Länder und Kommunen haben unterschiedliche 
Maßnahmen eingerichtet, um Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund gezielt zu fordern. Im Nationalen 
Integrationsplan haben sie umfangreiche Selbstverpfiich- 
tungen ausgesprochen, die unter anderem den quantitati- 
ven und qualitativen Ausbau der Betreuung von Kindern 
unter drei Jahren, die Ausweitung der Bildungspläne im 
Kindergarten auf Kinder unter drei Jahren, Maßnahmen 
zur frühen SprachfÖrderung, Fortbildung der Lehrkräfte 
im Bereich SprachfÖrderung oder die Verminderung der 
Quofen von Schulabbrechem betieffen. Kommunen und 
Träger der freien Jugendhilfe ergänzen diese Angebote. 

Der Bund ist u. a. für die Kinder und Jugendpflege, Ausbil- 
dungsfÖrderung, Maßnahmen zur Arbeitsförderung, Ar- 
beifsmarkt und Berufsforschung und die außerschulische 
berufliche Aus- und Weiferbildung zusfändig. Er kann da- 
rüber hinaus die Länder durch Vorhaben der Bildungsfor- 
schung unfersfüfzen. Des Weheren kann der Bund mif den 
Ländern bei internationalen Vergleichsstudien im Bil- 
dungsbereich Zusammenwirken, ebenso bei der Förderung 
von Vorhaben der Wissenschaft an Hochschulen. 

Die Regierungschefs von Bund und Ländern haben bei 
ihrem Treffen am 22. Oktober 2008 in Dresden die Quali- 
fizierungsinitiative für Deutschland beschlossen.^^ Ge- 
meinsam haben sich die Bundeskanzlerin und die Regie- 


http://www.aufstieg-durch-bildung.de 


rungschefs der Länder auf das Ziel verständigt, den 
Anteil der Aufwendungen für Bildung und Forschung in 
Deutschland auf zehn Prozent des Bruttoinlandprodukts 
bis zum Jahr 2015 zu steigern. Die Länder haben zudem 
zugesagt, bis zum Jahr 2010 verbindliche Sprachstands- 
feststellungen und bis zum Jahr 2012 eine intensivierte 
SprachfÖrderung der Kinder rechfzeifig vor Eintritt in die 
Schule sicher zu stellen. 

Bei der fortlaufenden Umsetzung der Qualifizierungsini- 
tiative legen die Länder Schwerpunkte insbesondere bei 
der sprachlichen Förderung von Kindern und Jugendli- 
chen, der Zusammenarbeit mit den Eltern und der inter- 
kulturellen Öffnung der Schulen. Der Bund hat nicht nur 
seine zentralen integrationspolitischen Programme - ins- 
besondere die Integrationskurse - qualitativ und quantita- 
tiv verbessert, sondern auch seine mittelbar integrations- 
fÖrdemden Maßnahmen mit Bezug zum Bereich Bildung 
weiter auf die Bedarfe von Migrantinnen und Migranten 
zugeschnitten. Im Hinblick auf die Integrationsförderung 
sind speziell folgende Selbsfverpflichtungen der Länder 
im Nationalen Infegrationsplan und Maßnahmen der Qua- 
lifizierungsinifiafive von besonderer Bedeutung: 

- Der Bund wird die frühe SprachfÖrderung mit Integra- 
tionskursen für Eltern flankieren. 

- Die Länder verfolgen gemeinsam das Ziel, bis 2012 
die Abbrecher- und Wiederholquoten deutlich zu sen- 
ken und die Angleichung der Quoten von Kindern und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund an den Ge- 
samtdurchschnitt aller Schülerinnen und Schüler zu 
erreichen (Nationaler Integrationsplan). Die Länder 
streben an, bis 2015 die Zahl der Schulabgänger ohne 
Abschluss im Bundesdurchschnitt von 8 Prozent auf 
4 Prozent zu senken (Qualifizierungsinitiative). 

- Die Länder werden gemeinsam mit entsprechenden 
Partnern (z. B. Bundesagentur für Arbeit und Bundes- 
amt für Migration und Flüchtlinge) integrationsrele- 
vante Angebote für Migrantinnen und Migranten von 
der Alphabetisierung bis zur Berufsreife weiterentwi- 
ckeln und ausbauen. 

Weiterbildung 

Angesichts der wachsenden Rolle des lebenslangen Ler- 
nens gewinnt zunehmend auch die Weiterbildung an Be- 
deutung. Die Weiterbildungsbeteiligung von Personen 
mit Migrationshintergrund ist weiterhin geringer als die 
der Deutschen ohne Migrationshintergrund, der Abstand 
ist in den letzten Jahren jedoch deutlich zurück gegangen. 
Die Bevölkerung mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
hat ihren Rückstand dabei noch stärker aufgeholt als die 
Personen mit Migrationshintergrund und deutscher 
Staatsangehörigkeit.^^ Ursächlich für die geringere Betei- 
ligung an Weiterbildungsangeboten können unter ande- 


TNS Infratest im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung (2008): Weiterbildungsbeteiligung in Deutschland, Mün- 
chen, S. 64 und Öztürk, Halit: Weiterbildungsbeteiligung von Men- 
schen mit Migrationshintergrund in Deutschland. In: Aus Politik und 
Zeitgeschichte 5/2009, Bonn, S. 24-30. 
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rem die sprachliehen Anforderungen von Weiterbildung 
sein, die den Zugang von Mensehen mit Migrationshin- 
tergmnd ersehweren. Forsehungsergebnisse^^ zeigen 
einen engen Zusammenhang zwisehen den erreiehten Bil- 
dungsabsehlüssen und der Teilnahme an Weiterbildun- 
gen, der bei Mensehen mit Migrationshintergrund, die 
überproportional keinen oder einen niedrigeren Bildungs- 
absehluss haben, besonders deutlieh zum Tragen kommt. 

Weiterbildung betrifft nieht nur berufliehe Bildung: Aueh 
im Bereieh der interkulturellen Verständigung, Bildungs- 
arbeit gegen Reehtsextremismus und der Vermittlung von 
Wissen über Gesellsehaft und Wertesystem in Deutseh- 
land sind Angebote der außersehulisehen Jugend und Er- 
wachsenenbildung angesiedelt, die von Bedeutung für 
den Bereich der Integration sind. Sie richten sich gerade 
auch an Menschen ohne Migrationshintergrund. 

Hochschule 

Hochschulen haben für die Integration durch Bildung 
eine Doppelrolle: Einerseits sind sie Ausbildungsstätten 
für künftige Lehrende, andererseits sind sie durch ihre in- 
ternationale Studierendenschaft ein Ort, an dem Integra- 
tion gelebt und praktiziert wird. Bildungsinländer sind an 
Hochschulen in Deutschland jedoch deutlich unterreprä- 
sentiert. Nach der 18. Sozialerhebung des Deutschen 
Studentenwerkes hatten lediglich acht Prozent aller Stu- 
dierenden des Sommersemesters 2006 einen Migrations- 
hintergrund. Damit waren rund 136 000 Studierende mit 
Migrationshintergrund an deutschen Hochschulen imma- 
trikuliert.28 Im Rahmen der Qualifizierungsinitiative 
„Aufstieg durch Bildung“ will der Bund die Studienan- 
fängerquote auf 40 Prozent eines Jahrganges anheben. 
Dies bietet auch die Chance, Studieninteressierte mit Mi- 
grationshintergrund verstärkt anzusprechen. Hamburg 
und Thüringen haben mit ihren Hochschulen darüber hi- 
naus Zielvereinbarungen abgeschlossen, um den Anteil 
der Studierenden, der Absolventinnen und Absolventen 
und des wissenschaftlichen Personals mit Migrationshin- 
tergmnd zu erhöhen.^^ 

Heterogenität und interkulturelles Lernen 

Das deutsche Bildungssystem muss nachhaltiger auf den 
demographischen Wandel reagieren, pädagogische Fach- 
kräfte benötigen Unterstützung, um Lernerfolge hetero- 
generer Schülergruppen sichern zu können. Die Arbeit in 
sprachlich, kulturell und religiös heterogenen Lemgrup- 
pen erfordert dabei besondere Kompetenzen. Interkultu- 
relle Pädagogik findet daher zunehmend Eingang in die 


Vgl. Öztürk (2009), a. a. 0. 

Mit den Daten der Sozialerhebung sind identifizierbar: Eingebürgerte 
Studierende; Studierende, die neben der deutschen eine weitere Staats- 
angehörigkeit besitzen und Studierende mit ausländischer Staatsange- 
hörigkeit, die ihre Hochschulzugangsberechtigung in Deutschland er- 
worben haben - sogenannte Bildungsinländer. Bildungsausländer 
sind nicht erfasst. Es ist daher anzunehmen, dass der Anteil Studie- 
render mit Migrationshintergrund nach der Definition des Mikrozen- 
sus höher liegt, als der in der 18. Sozialerhebung angegebene Anteil. 

2^ Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2008): 
a. a. O., S. 131. 


Bildungspläne der Länder, einige haben Handbücher für 
Unterricht und Praxis der interkulturellen Bildung oder 
Handreichungen und Unterrichtsmaterialien zum inter- 
kulturellen Lernen entwickelt, die zum Beispiel über den 
deutschen Bildungsserver abrufbar sind.^o Darüber hinaus 
existieren Angebote zur professionellen Förderung inter- 
kultureller Verständigung und zum Aufbau demokrati- 
scher Konfliktlösungskompetenzen, die über externe 
Partner an Schulen durchgeführt werden können. Viele 
Schulen haben in den vergangenen Jahren Schulpro- 
gramme oder Leitbilder entwickelt, in denen sich ein po- 
sitives Verständnis von Vielfalt spiegelt. 

Auch in der Lehreraus- und -fortbildung gewinnt das 
Thema an Bedeutung, ln Hamburg ist das Thema „Um- 
gang mit kultureller und sozialer Heterogenität“ seit 2000 
eines von drei prioritären Themen der Lehrerbildung. Die 
Beratungsstelle Interkulturelle Erziehung am Landesinsti- 
tut für Lehrerbildung und Schulentwicklung in Hamburg 
bietet Qualifizierungen zum Umgang mit kultureller He- 
terogenität in allen Bereichen der Lehrerbildung an.^i 

Zur Förderung der Integration speziell von muslimischen 
Schülerinnen und Schülern hat sich die Deutsche Islam 
Konferenz für die Einführung von islamischem Religi- 
onsunterricht (IRU) ausgesprochen. Viele Länder führen 
bereits entsprechende Schulversuche durch. So unter- 
stützt etwa die Hessische Landesregierung aktiv den Pro- 
zess, islamischen Religionsunterricht nach verfassungs- 
rechtlichen Vorgaben des Artikel 7 Absatz 3 GG als 
ordentliches Lehrfach an staatlichen Schulen einzufüh- 
ren. Mit dem IRU wird der Islam im Schulalltag auf Au- 
genhöhe mit den anderen großen Religionen in Deutsch- 
land gestellt. Wissenschaftliche Auswertungen von 
Modellversuchen belegen, dass islamische Religionsleh- 
rerinnen und -lehrer eine wichtige Mittlerposition zwi- 
schen anderen Lehrkräften, muslimischen Schülerinnen 
und Schülern sowie ihren Eltern einnehmen können. 

Der Wissenschaftsrat, der die Bundesregierung und die 
Regierungen der Länder in Fragen der inhaltlichen und 
strukturellen Entwicklung der Hochschulen, der Wissen- 
schaft und der Forschung berät, erwartet mittel bis lang- 
fristig eine Einführung des islamischen Religionsunter- 
richts und erachtet einen weiteren Ausbau islamischer 
Religionspädagogik als notwendig. Er betrachtet es au- 
ßerdem als dringlich, dass dieser von der Einrichtung theo- 
logisch orientierter Islamischer Studien in Deutschland 
begleitet wird. Nach Auffassung des Wissenschaftsrates 
bietet eine akademische Fundierung die Möglichkeit, plu- 
rale religiöse Normen und Wertvorstellungen in angemes- 
sener Weise in die akademischen wie öffentlichen Debat- 
ten einzubringen.32 Die Bundesregierung begrüßt die 
Empfehlungen des Wissenschaftsrats. Das Bundesminis- 
terium für Bildung und Forschung (BMBF) wird entspre- 


http://www.bildungsserver.de 

Mehr Informationen sind unter http://www.li-hamburg.de/bie abrufbar. 
^2 Vgl. Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Weiterentwicklung von 
Theologien und religionsbezogenen Wissenschaften an deutschen 
Hochschulen (Januar 2010), http://www.wissenschaftsrat.de/down 
load/archiv/9678-10.pdf, S. 77f. 
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chende Initiativen der Hoehsehulen und Länder flankie- 
ren. 

Interkulturelles Lernen muss aueh außerhalb der Sehule 
stattfinden. Wiehtige Akteure sind die Träger der Er- 
waehsenenbildung, ebenso wie Behörden und Unterneh- 
men in Bezug auf ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Seit einigen Jahren werden an versehiedenen Universitä- 
ten „Interkulturelle Kommunikation“ oder „Interkultu- 
relle Wirtsehaftskommunikation“ als eigene Studienfä- 
eher oder im Rahmen der Betriebswirtsehaftslehre bzw. 
der Ethnologie angeboten. 

Zusammenarbeit mit Eltern 

Bildungs- und Integrationsehaneen von Kindern und Ju- 
gendliehen werden stark dureh das Wissen und die Unter- 
stützung der Eltern geprägt. Laut OECD ist der familiäre 
Einfluss auf die Lesekompetenz, die mathematisehe und 
naturwissensehaftliehe Kompetenz doppelt so stark wie 
der von Sehule, Lehrkräften und Unterrieht. Die Bedeu- 
tung von Bildung, Bildungserfolgen und Deutsehkennt- 
nissen ist bei den meisten zugewanderten Eltern, wie 
aueh bei denen ohne Migrationshintergrund, anerkannt. 
Ihr Interesse und ihre Motivation, sieh für die Verbesse- 
rung der Bildungssituation ihrer Kinder einzusetzen, wer- 
den aber häufig untersehätzt (vgl. C.2.1). 

Die Länder messen der Kooperation mit Eltern im Natio- 
nalen Integrationsplan einen hohen Stellenwert bei. Die 
Kultusministerkonferenz hat im Dezember 2007 gemein- 
sam mit Migrantenorganisationen eine Erklärung zur 
Zusammenarbeit mit Eltern veröffentlieht.^"* Die Landes- 
regierung Nordrhein- Westfalen hat als erstes Land ein El- 
temnetzwerk von und für Eltern mit Migrationshinter- 
grund ins Leben gerufen, das aueh dazu dient, das 
Knowhow von Eltemvereinen an andere Eltern und ihre 
Organisationen weiterzugeben.^^ 

Vernetzung von Bildungseinrichtungen mit anderen 
Akteuren im Sozialraum 

Bildung ist mehr als nur Unterrieht. Sie entsteht im Zu- 
sammenwirken zahlreieher Akteure innerhalb und außer- 
halb der formalen Bildungseinriehtungen. Dureh die Zu- 
sammenarbeit mit außersehulisehen Trägem lassen sieh 
ergänzende Lemräume sehaffen. Erfahrangen mit ge- 
meinwesenorientierten Integrationsansätzen zeigen, dass 
eine sozialräumliehe Öffnung und Vernetzung von Bil- 
dungseinriehtungen mit anderen Akteuren im Sozialraum 
und eine aktive und aktivierende Eltemarbeit die Pro- 
bleme von Kindern und Jugendliehen in sozialen Brenn- 
punkten entsehärfen können. Dureh gemeinsehaftliehe 
Organisation und Vernetzung vor Ort werden neue Betei- 


Vgl. Organisation for Economic Development (2001): Lernen für das 
Leben. Erste Ergebnisse der internationalen Schulleistungsstudie 
PISA 2000. Paris. 

„Integration als Chance - gemeinsam für mehr Chancengerechtigkeit“. 
Gemeinsame Erklärung der Kultusministerkonferenz und der Organi- 
sationen von Menschen mit Migrationshintergrund. Berlin, 2007. 
http://www.eltemnetzwerk.nrw.de 


ligungsstrukturen geschaffen und Probleme gemeinsam 
dort gelöst, wo sie entstanden sind. 

Die Einführung eines kommunalen Bildungsmanage- 
ments und bildungsbezogener Integrations- und Diversi- 
tätsstrategien in den Kommunen, die z. B. durch das Pro- 
gramm „Lernen vor Ort“ des BMBF unterstützt werden, 
ermöglichen die gleichberechtigte Teilhabe aller Bürge- 
rinnen und Bürger am öffentlichen Leben und tragen dazu 
bei, ein neues Bewusstsein in Bezug auf demographische, 
ethnische und kulturelle Vielfalt als gesellschaftliche Res- 
source zu schaffen. 

Der Zusammenhang von Bildungsherkunft und Bildungs- 
erfolg muss so früh wie möglich aufgebrochen werden. 
An vielen Schulen haben sich um Fördervereine herum 
Bildungsbündnisse zusammengefunden, die oftmals von 
Lehrkräften und Eltern gemeinsam getragen werden und 
soziale und pädagogische Arbeit leisten. Sie initiieren 
neue Formen der Zusammenarbeit von Schulen, Eltern 
und gemeindlichem Umfeld. Diese reichen zum Beispiel 
durch Dolmetscherdienste gerade auch in die Gruppen 
von Eltern hinein, die in anderen Kulturen verwurzelt 
sind. Diese Initiativen wird der Bund unterstützen, um die 
Bildungschancen von Kindern mit Migrationshintergrund 
zu erhöhen. Das BMBF sieht hierfür in der 17. Legis- 
laturperiode insgesamt 1 Mrd. Euro vor. Jede der 
1 6 400 Grundschulen in Deutschland braucht ein starkes 
Bildungsbündnis. Jedem Förderverein an einer Brenn- 
punktschule soll daher auf Antrag ein Bildungsbudget 
von bis zu 40 000 Euro zur Verfügung gestellt werden. 

Pädagogische Fachkräfte mit Migrationshintergrund 

Pädagogisches Personal und Lehrkräfte mit Migrations- 
hintergrund spielen eine wichtige Rolle bei der inter- 
kulturellen Öffnung der Bildungseinrichtungen, der 
Zusammenarbeit mit zugewanderten Eltern und der Wert- 
schätzung und Förderung von Mehrsprachigkeit. Sie sind 
zudem wichtige Rollenvorbilder für Kinder mit Migra- 
tionshintergrund. Mehr pädagogisches Personal mit Mi- 
grationshintergrund macht Vielfalt in der Schule bewusst 
und trägt dazu bei, Chancen aufzudecken, die in dieser 
Vielfalt liegen. Die Steigerung des Anteils von Menschen 
mit Migrationshintergrund in pädagogischen Berufen ist 
deshalb eine wichtige Aufgabe, die erstmals vom Ver- 
band Bildung und Erziehung im Jahr 2006 artikuliert 
wurde. Seither haben Akteure aus Gesellschaft und Poli- 
tik dem Thema wachsende Aufmerksamkeit gewidmet. 
Der Nationale Integrationsplan regt an, darauf hinzuwir- 
ken, dass deutlich mehr Personen mit Migrationshinter- 
grund für pädagogische Berufe gewonnen, qualifiziert 
und eingestellt werden.^^ Die Kultusministerkonferenz 
und Migrantenorganisationen betonen gemeinsam die 
Notwendigkeit der Erhöhung des Anteils von Lehrkräften 
mit Migrationshintergrund. Die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft fordert, an jeder Bildungseinrichtung 
mindestens einen Pädagogen oder eine Pädagogin mit 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O., S. 65. 
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Migrationshintergrund zu beschäftigen. Konkrete Umset- 
zung erfährt das Bestreben, mehr Lehramtsstudierende 
mit Migrationshintergrund zu gewinnen, derzeit an meh- 
reren Standorten in Deutschland (vgl. C.2.2). 

Zur Förderung der Bildungschancen und -erfolge von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund sind 
in der Folge des Nationalen Integrationsplans und des Bil- 
dungsgipfels vielfältige Initiativen insbesondere vonseiten 
der Länder und des Bundes angestoßen worden. Um Par- 
allelprozesse zu vermeiden, wurden im Rahmen des bun- 
desweiten Integrationsprogramms keine Themen aufge- 
griffen, die bereits in diesen Prozessen bearbeitet werden. 
Vielmehr wird die Intention verfolgt, diese Prozesse be- 
gleitend zu unterstützen und zu ergänzen. Vor diesem Hin- 
tergmnd wurden Themen bearbeitet, die starke Bezüge zu 
anderen Handlungsfeldem haben und für deren Weiterent- 
wicklung eine Systematisierung der bisherigen Aktivitäten 
einen wichtigen Beitrag leisten kann: 

- Eltern mit Migrationshintergrund: Bildungs- und Er- 
ziehungskompetenzen stärken, Zusammenarbeit mit 
Bildungseinrichtungen unterstützen 

- Lehramtsstudierende und Lehrkräfte mit Migrations- 
hintergrund gewinnen. 

2.3 Gesellschaftliche Integration 

Integration lebt vom Miteinander. Dieses kann entstehen, 
wenn Menschen sich kennenlemen, wertschätzen, sich 
zusammen für eine gemeinsame Sache engagieren, wenn 
sie feilhaben an der Gesellschaft und sich selbsf als Teil 
von ihr erleben. Gesellschaftliche Teilhabe und gesell- 
schaftlicher Zusammenhalt können jedoch nicht verord- 
net werden - sie setzen auf beiden Seiten Anstrengungen 
und den Willen zur Integration voraus: Von Menschen mit 
Migrationshintergrund erfordern sie - genauso wie von 
Menschen ohne Migrationshintergrund - die Bereitschaft, 
die im Grundgesetz verankerten Werte anzuerkennen, 
sich auf ein Leben in Deutschland einzulassen und die ei- 
genen Ressourcen zur gemeinsamen Gestaltung der Ge- 
sellschaft einzubringen. 

Der Bund hat durch die im Aufenthaltsgesetz verankerten 
Orientierungskurse ein allgemeines Angebot zur Orien- 
tierung in der deutschen Gesellschaft für Neuzuwanderin- 
nen und Neuzuwanderer enfwickelt. Gesellschaftliche In- 
tegration als Handlungsfeld umfasst jedoch eine große 
Themenvielfalt. Initiativen zur Verbesserung des Zusam- 
menlebens im Wohnumfeld, zur Förderung des Dialogs 
und des gemeinsamen bürgerschaftlichen Engagements 
aber auch konsequentes Vorgehen gegen Ausländerfeind- 
lichkeit und Diskriminierung unterstützen die gesell- 
schaftliche Teilhabe und Integration. Im Nationalen Inte- 
grationsplan wurden umfangreiche Selbstverpflichtungen 
in gesellschaftlichen Bereichen wie Medien, Sport, Kul- 
tur, Gesundheit und Altenhilfe sowie bürgerschaftliches 
Engagement und Integration vor Ort ausgesprochen.^’^ 
Angebote zur gesellschaftlichen Integration werden ins- 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O. 


besondere von Bund, Ländern, Kommunen und freien 
Trägem wie den Wohlfahrtsverbänden durchgeführt. Mi- 
grantenorganisationen und Vereine von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund sind sowohl wichtige zivilgesell- 
schaftliche Organisationen und Partner im Rahmen der 
Integrationsförderung als auch selbsf Zielgruppen von 
Angeboten (vgl. D.2.1). 

Bürgerschaftliches Engagement 

Bürgerschaftliches Engagement kann Zugang zu gesell- 
schaftlichen Positionen und zu kulturellem Kapital (Wis- 
sen, Kompetenzen) schaffen und den Aufbau von sozia- 
lem Kapital (soziale Beziehungen, Netzwerkpositionen) 
unterstützten. Im bürgerschaftlichen Engagement liegt 
daher ein großes Potenzial für die Infegrafion (vgl. Kapi- 
tel D). Dies betrifft nicht nur Beteiligungsformen, die 
speziell für das Politikfeld der Integration entwickelt wur- 
den, sondern das freiwillige, gemeinnützige Engagement 
in vielen gesellschaftlichen Bereichen. 

Die Vielfalt der Einwanderungsgesellschaft spiegelt sich 
auch in den Formen des bürgerschaftlichen Engagements 
von und mit Menschen mit Migrationshintergrund wider. 
Menschen mit Migrationshintergrund und ihre Organisa- 
tionen beteiligen sich bislang nur wenig an den Struktu- 
ren im bürgerschaftlichen Engagement (vgl. D.2.L3). 
Studien zeigen jedoch: Sie engagieren sich nicht weniger, 
aber häufig anders, z. B. im familiären und nachbar- 
schaftlichen Umfeld. 

Auf Bundesebene unterstützt das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) bürger- 
schaftliches Engagement im Rahmen der Initiative Zivil- 
Engagement. ln dieser Initiative werden seit 2008 unter an- 
derem auch ein Modellprojekt zur Qualifiziemng von Mi- 
grantenorganisationen als Träger von Jugendfreiwilligen- 
diensten durchgeführt und ein Forschungsprojekt zum 
freiwilligen Engagement von Migrantiimen und Migranten 
gefördert. Das vom BMFSFJ geförderte Nationale Forum 
für Engagement und Partizipation nimmt auch die Partizi- 
pation von Menschen mit Migrationshintergrund in den 
Blick und soll im Auftrag der Bundesregierang konkrete 
Vorschläge für eine nationale Strategie zur EngagementfÖr- 
derang entwickeln. Die Engagementstrategie soll im Herbst 
2010 dem Bundeskabinett vorgelegt werden. Das Bundes- 
amt für Migration und Flüchtlinge unterstützt im Rahmen 
seiner ProjektfÖrderang unter anderem Integrationsprojekte 
zur Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements. 

ln einzelnen Ländern, etwa Nordrhein- Westfalen, Berlin 
und Sachsen- Anhalt, existieren Programme zur Förderung 
der Selb st Organisation von Menschen mit Migrationshin- 
tergrand, die gleichzeitig das Engagement von Migranten- 
organisationen für die InfegrationsfÖrderang nufzen. Die 
Hessische Landesregierung hat ein Integrationslotsen- 
netzwerk aufgebaut, das auch im Internet präsent ist. 
Auch die Kommunen fordern das Engagement und gehen 
dabei unterschiedliche Wege:^* Größere Städte fordern 


Vgl. Jakob, Gisela/Koch, Claudia (2007): Lokale Engagementförde- 
rung in hessischen Kommunen. Akteure, Infrastrukturen, Instrumen- 
te, Darmstadt, S. 3. 



Drucksache 17/3276 


-16- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


häufig eigenständige Infrastruktureinriehtungen wie Frei- 
willigenzentren und Seniorenbüros, kleinere Gemeinden 
riehten eher engagementfördemde Anlaufstellen in der 
Verwaltung ein. Zunehmend sind öffentliehe Einriehtun- 
gen wie Sehulen, aber aueh Vereine wiehtige Koopera- 
tionspartner der kommunalen Engagementforderungen. 
Von Bedeutung sind zudem die vielfältigen zivigesell- 
sehaflliehen Akteure: Freiwilligenagenturen und -Zen- 
tren, Stiftungen - insbesondere Bürgerstiftungen, deren 
Anzahl in den letzten Jahren erheblieh angestiegen ist -, 
Netzwerke für bürgersehaftliehes Engagement auf Bun- 
des- und Landesebene, Kirehen bzw. Religionsgemein- 
sehaften, Gewerksehaften, Wohlfahrtsverbände, Jugend- 
verbände sowie Migrantenorganisationen bzw. Vereine 
von Jugendliehen mit Migrationshintergrund. 

Integration im Wohnnmfeld 

Im Fortsehrittsberieht zum Nationalen Integrationsplan 
wird darauf hingewiesen, dass aufgrund der „abnehmen- 
den Integrationskraft des Arbeitsmarktes“, die „Integra- 
tion im Stadtraum, in Vereinen, Communities und 
anderen Organisationsformen im Wohnumfeld immer 
wiehtiger“ werde. Im Integrationskontext bildet das 
Wohnquartier einen wiehtigen Bezugsrahmen. Hand- 
lungsbedarfbesteht insbesondere in sogenannten benaeh- 
teiligten Wohnquartieren."'*' Dort ist die Bevölkerung 
überdurehsehnittlieh dureh Armut, Bildungsfeme und Ar- 
beitslosigkeit gekennzeiehnet. Der Anteil von Mensehen 
mit Migrationshintergrand ist hier besonders hoeh. Oft- 
mals sind sie von sozialen Konflikten und Segregations- 
tendenzen geprägt, etwa dureh die Abwanderung des Mit- 
telstandes. 

Eine Fördemng von Beteiligungsstrukturen kann derarti- 
gen Problemen entgegenwirken und Integration beför- 
dern: Zum einen wird der soziale Zusammenhalf von 
Mensehen mit und ohne Migrationshintergrand dureh ge- 
meinschaftliche Aktivitäten, Netzwerke zur Selbsthilfe 
und daraus resultierende naehbarsehaflliehe Kontakte be- 
fördert. Zum anderen werden dureh Beteiligung die Iden- 
tifikation mit dem Wohnumfeld und die Übernahme von 
Verantwortung gestärkt. Um dies zu unterstützen, fordern 
das Bundesminisferium des Innern und das Bundesamf 
für Migration und Flüehtlinge gemeinwesenorientierte 
Projekte vor Ort."” 

Einen wiehtigen Beitrag zur Verbesserung der Integration 
im Wohnumfeld leistet das BundLänderProgramm 
„Stadtteile mit besonderem Entwieklungsbedarf- Soziale 
Stadt“ des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und 
Stadfentwieklung, das der räumliehen und sozialen Spal- 
tung in den Städten entgegen wirken soll. Ein eigenes 
Handlungsfeld betrifft das Zusammenleben untersehiedli- 


Dies entspricht der Sicht des Landes Berlin. Siehe Presse- und Infor- 
mationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2008): a. a. O., S. 59. 

Vgl. Friedrich, Lena (2008): Wohnen und innerstädtische Segregati- 
on von Migranten in Deutschland. Working Paper 21 der For- 
schungsgruppe des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, 
Nürnberg, sowie Soziale Stadt - info 22 (2008), Newsletter zum 
Bund-Länder-Programm Soziale Stadt. 

Mehr Informationen unter: http://www.integration-in-deutschland.de 


eher sozialer und ethniseher Gruppen. Das Programm ar- 
beifef in 571 Gebiefen in 355 Gemeinden (Sfand 2009) 
und wird gemeinsam von Bund, Ländern und Kommunen 
finanzierf.^'^ Aueh einzelne Länder sefzen einen Sehwer- 
punkt auf das Wohnumfeld im Zusammenhang mif Infe- 
grationsforderang. So wurden efwa in Hamburg mit dem 
im Juli 2009 besehlossenen Rahmenprogramm „Inte- 
grierte Stadtteilentwieklung“ (RISE) der Integration von 
Mensehen mit Migrationshintergrand ein zentraler Stel- 
lenwert eingeräumt sowie Strategien und Qualitätsstan- 
dards zu ihrer Beteiligung und Aktivierung formuliert."'^ 

Integration in den Wohnvierteln ist darüber hinaus eines 
der zentralen Themen kommunaler Integrationsforde- 
rang, primär durch die Gewährleistung der strukturellen 
Rahmenbedingungen sowie durch die Steuerung bauli- 
cher Projekte. 

Interkulturelle Öffnung/Diversity Management 

Im Zusammenhang mit gesellschaftlicher Integration 
spielt die interkulturelle Sensibilisierung und Öffnung der 
gesamten Gesellschaft, ihrer Institutionen und Organisa- 
tionen eine wichtige Rolle. Interkulturelle Öffnung be- 
trifft gleichermaßen Menschen mit wie ohne Migrations- 
hintergrand. Sie soll dazu beitragen, Vorurteile auf beiden 
Seiten abzubauen: Gesellschaftlicher Zusammenhalt in 
einer von Vielfalt geprägten Gesellschaft fordert von je- 
dem die Bereitschaft, sich auf diese Vielfalt einzulassen. 

Besonders wichtig ist die interkulturelle Öffnung von Be- 
hörden, freien Trägem, sozialen Diensten und des Ge- 
sundheitswesens, aber auch in der Wirtschaft. Ihr Ziel ist 
die Stärkung der interkulturellen Kompetenz aller Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter, ihre interkulturelle Aus- 
und Weiterbildung sowie die vermehrte Rekrutierung von 
Personal mit Migrationshintergrand. Interkulturelle Öff- 
nung wird dabei sowohl als Personal als auch als Organi- 
sationsentwicklungsprozess verstanden: Der Begriff in- 
terkulturell betont die Gegenseitigkeit - auch Menschen 
mit Migrationshintergrand und ihre Organisationen müs- 
sen sich gegenüber Deutschen ohne Migrationshinter- 
grand und anderen Zuwanderungsgrappen öffnen. 

Konzepte des Diversity Managements, die zumeist An- 
wendung in der Wirtschaft finden, verfolgen einen umfas- 
senderen Ansatz. Hier geht es um die Herstellung von 
Chancengleichheit in Hinsicht auf alle wahrnehmbaren 
und alle subjektiven Unterschiede für die gesamte Beleg- 
schaft und auf allen Hierarchiestufen einer Organisation. 
In Bezug auf Menschen mit Migrationshintergrand gelan- 
gen die Vorteile einer ethnisch vieltältigen Belegschaft in 
den Fokus, vor allem im Hinblick auf eine Öffnung von 
Beratungsstrukturen oder auf die Gewinnung neuer Kun- 
denpotenziale und Erschließung ausländischer Märkte. 

Konzepte der interkulturellen Öffnung und des Diversity 
Managements haben erheblich an politischer Bedeutung 
gewonnen. Auslöser für eine breitere politische Diskus- 


http://www.sozialestadt.de 

43 http://www.buergerschaft-hh.de/Parldok/tcl/PDDoc View.tcl?mode= 
show&dokid=26868&page=0 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-17- 


Drucksache 17/3276 


sion war die Charta der Vielfalt, die unter der Schirmherr- 
schaft der Bundeskanzlerin durchgeführt und von der 
Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flücht- 
linge und Integration unterstützt wird. Ebenfalls unter der 
Federführung der Integrationsbeauftragten steht die Kam- 
pagne „Vielfalt als Chance“, die mit intensiver Werbung 
und Öffentlichkeitsarbeit, mit Veranstaltungen und Wett- 
bewerben für Vielfalt in Wirtschaft und Verwaltung ein- 
tritt. Das Bundesministerium des Innern unterstützt mit 
dem Pilotprojekt „Migranten in die Bundespolizei“ die 
interkulturelle Öffnung der Bundespolizei. 

Auch die Länder streben die interkulturelle Öffnung ihrer 
Verwaltung und der Gesundheits- und sozialen Dienste 
an.''"^ Mehrere Landesregierungen haben die Charta der 
Vielfalt unterzeichnet, um die interkulturelle Öffnung der 
Landesverwaltung zu unterstützen. Prozesse der interkul- 
turellen Öffnung auf kommunaler Ebene zielen darauf, 
den gleichberechtigten und ungehinderten Zugang aller 
Einwohnerinnen und Einwohner, unabhängig von ihrer 
ethnischen oder kulturellen Zugehörigkeit, zu den Dienst- 
leistungen der Kommune sicherzustellen. Zur Unterstüt- 
zung der Kommunen bei diesem Prozess hat etwa die 
Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs- 
management Leitlinien zur interkulturellen Öffnung der 
Kommunalverwaltung veröffentlicht. 

Interkultureller Dialog 

Interkultureller Dialog findet auf zwei Ebenen statt: Zum 
einen dienen Dialoginitiativen dazu, Interessen und Be- 
darfe von ethnischen, religiösen und kulturellen Minder- 
heiten der Mehrheitsgesellschaft bekannt zu machen und 
insbesondere öffentliche Stellen und Träger hierfür zu 
sensibilisieren. Zum anderen haben sie auch den An- 
spmch, Erwartungen der Mehrheitsgesellschaft aufzu- 
greifen und Ängste abzubauen. Ziel des interkulturellen 
Dialogs ist ein friedliches Zusammenleben verschiedener 
Ethnien, Kulturen und Religionen in einer pluralistischen 
und demokratischen Gesellschaft. Bund, Länder aber vor 
allen Dingen auch Kommunen und zivilgesellschaftliche 
Akteure haben unterschiedliche Initiativen gestartet, um 
den interkulturellen Dialog zu unterstützen. 

Maßnahmen gegen Fremdenfeindlichkeit nnd 
Diskriminiernng 

Verschiedene Studien zeigen, dass fremdenfeindliche Ori- 
entierungen und damit verbundene Diskriminierungser- 
fahrung von Menschen mit Migrationshintergrund in 
Deutschland weit verbreitet sind und Integrationsbarrie- 
ren darstellen können.''^ Um Diskriminierung entgegen- 


Z. B. http://www.berlin-braucht-dich.de/ und http://www.hamburg.de/ 
bist-du-dabei/62924/bist-du-dabei.html 

Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person aufgrund von Rasse, 
ethnischer Herkunft, Religion oder Weltanschauung usw. in einer 
vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung erfährt 
als eine andere Person, erfahren hat oder erfahren würde. Vgl. Heit- 
meyer, Wilhelm (Hg.) (2006): Deutsche Zustände. Folge 4,GMF- 
Survey, Frankfurt a. M., S. 26f.; Gille, Martina/Sardei-Biermann, 
Sabine/Gaiser, Wolfgang/Rijke, Johann de (2006): Jugendliche und 
junge Erwachsene in Deutschland. Lebensverhältnisse, Werte und 
gesellschaftliche Beteiligung 12- bis 29-Jähriger, Wiesbaden. 


zuwirken, wurde auf Bundsebene das Allgemeine Gleich- 
behandlungsgesetz (AGG) geschaffen, das verschiedene 
EU-Richtlinien"'® umsetzt und eine zentrale Antidiskrimi- 
nierungsstelle eingerichtet. Zudem fördert der Bund Maß- 
nahmen gegen Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und 
Rechtsextremismus. Das „Bündnis für Demokratie und 
Toleranz - gegen Extremismus und Gewalt“ wurde im 
Jahr 2000 gemeinsam vom BMI und dem Bundesministe- 
rium für Justiz als zentraler Ansprechpartner und Service- 
stelle gegründet. Seither hat sich eine Vielzahl von Orga- 
nisationen angeschlossen. Das Programm „Vielfalt tut 
gut“ des BMFSFJ verfolgt das Ziel, Vielfalt, Toleranz und 
Demokratie als zentrale Werte der gesamten Gesellschaft 
zu festigen und gerade Kinder und Jugendliche ftüh für die 
grundlegenden Regeln eines friedlichen und demokrati- 
schen Zusammenlebens zu gewinnen. Auch das Bundes- 
programm „kompetent, für Demokratie - Beratungsnetz- 
werke gegen Rechtsextremismus“ des BMFSFJ 
unterstützt, interveniert und berät bei Vorfällen mif rassisti- 
schem, rechfsexfremisfischem oder anfisemifischem Hin- 
tergrund. Das BMBF fördert seit 1989 den schulischen 
Wettbewerb „Demokratisch Handeln“, der die demokrati- 
sche Haltung und demokratische Kultur im gelebten All- 
tag von Schule und Jugendarbeit stärken soll. Auch ver- 
schiedene Länder wie Nordrhein- Westfalen, Berlin und 
Brandenburg, haben Antidiskriminierungsarbeit zum 
Schwerpunkt ihrer Integrationspolitik gemacht, indem sie 
lokale Bündnisse und Projekte gegen Diskriminierung 
und Rassismus im Rahmen von Landesprogrammen for- 
dern. Die Freie und Hansestadt Hamburg hat im August 
2009 in der Justizbehörde die Arbeitsstelle Vielfalt einge- 
richtet, in der Aufgaben im Bereich der Gleichstellungs- 
und Antidiskriminierungsarbeit gebündelt werden. U. a. 
ist sie zentrale Ansprechstelle für Fragen und Angelegen- 
heiten der Gleichstellung, für interkulturelle Fragen so- 
wie zu Maßnahmen gegen Rassismus und Rechtsextre- 
mismus. 

Politische Bildung 

Politische Bildung will Menschen Verständnis für politi- 
sche Sachverhalte vermitteln, das demokratische Bewusst- 
sein festigen und die Bereitschaft zur aktiven politischen 
Mitarbeit stärken. Damit trägt sie zur Herausbildung und 
Weiterentwicklung einer aktiven Bürgerschaft und Teil- 
habe bei. Auch im Integrationskontext ist politische Bil- 
dung von Bedeutung, denn Informationen und Bildungs- 
angebote über politische Landeskunde und politische 
Beteiligungsmöglichkeiten für Menschen mit Migrations- 
hintergrund sind eine wichtige Voraussetzung für gesell- 
schaftliche Integration. Im Bereich der politischen Bil- 
dung engagiert sich der Bund durch die Bundeszentrale 
für politische Bildung, die zum Geschäftsbereich des 
BMI gehört. Auf Landesebene sind es die Landeszentra- 
len für politische Bildung (außer Niedersachsen). Seif 
2001 sind Menschen mit Migrationshintergrund explizit 


46 Antirassismusrichtlinie (2000/43/EG), Rahmenrichtlinie Beschäfti- 
gung (2000/78/EG), „Gender-Richtlinie“ (2002/73/EG) und die 
Richtlinie zur Gleichstellung der Geschlechter auch außerhalb der 
Arbeitswelt (2004/1 13/EG). 
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Adressaten politischer Bildungsmaßnahmen der Bundes- 
zentrale für politische Bildung. 

Migrationsspezifische Beratungsangebote 

Migrationsspezifische Beratungsangebote sind ein spe- 
zielles Förderangebot zur Begleitung von Integrations- 
prozessen. Die Beratung ist darauf ausgerichtet, die 
Eigenverantwortlichkeit und die Hilfe zur Selbsthilfe von 
Menschen mit Migrationshintergrund zu stärken. Das 
BMI stellt seit 2005 Fördergelder zur Durchführung eines 
Beratungsangebotes für erwachsene Migrantinnen und 
Migranten bereit, mit der Umsetzung ist das Bundesamt 
betraut. Diese Migrationsberatung für erwachsene Zu- 
wanderer (MBE) steht neuzugewanderten und bereits län- 
ger hier lebenden erwachsenen Migrantinnen und Mi- 
granten offen und verfolgt einen ganzheitlichen, an den 
Ressourcen der Zielgruppe ausgerichteten Integrationsan- 
satz. Derzeit führen die Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege und der Bund der Vertriebenen im Auf- 
trag des Bundesamts bundesweit in rund 600 Beratungs- 
einrichtungen dieses Angebot durch. 

Das BMFSFJ fördert bundesweit die Begleitung junger 
Menschen mit Migrationshintergrund im Alter von 12 bis 
27 Jahren durch derzeit 417 Beratungsstellen der Jugend- 
migrationsdienste (JMD). Die JMD bieten jungen Men- 
schen eine individuelle Integrationsplanung auf Basis des 
Gase Managements an. Sie begleiten die Jugendlichen be- 
sonders während der Integrationskurse sowie am Über- 
gang Schule - Ausbildung - Beruf Ihre Arbeit zeichnet 
sich durch interkulturelle Kompetenz, sprachliche Viel- 
falt und langjährige Berufserfahrung aus ebenso wie 
durch eine intensive Vernetzung von Schule, Ausbil- 
dungsbetrieb und Freizeiteinrichtung. So sollen die Ent- 
wicklungsperspektiven junger Menschen mit Migrations- 
hintergrund verbessert und die Partizipation in allen 
Bereichen des sozialen, kulturellen und politischen Le- 
bens gesteigert werden. 

Auch einige Bundesländer fördern zielgruppenspezifi- 
sche Beratung (zum Beispiel Brandenburg und Sachsen- 
Anhalt), unterhalten spezielle Angebote wie Integrations- 
lotsen, Integrationszentren, Integrationsagenturen (etwa 
Saarland, Hamburg, Nordrhein- Westfalen), beraten Ziel- 
gruppen, die durch die MBE nicht abgedeckt sind (bei- 
spielsweise Schleswig-Holstein) oder haben Fachdienste 
für allgemeine Migrationsberatung ohne Zielgruppenfest- 
legung eingerichtet (unter anderem Thüringen). Ein der 
MBE vergleichbares Beratungsangebot fördern Bayern, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein. 

Familienbildung und Familienhilfe 

Der Familienbildung kommt in der Integrationsförderung 
eine wichtige Rolle zu. Die Angebote sind vor allem auf 
Eltern und Kinder ausgerichtet, haben einen präventiven 
Charakter und stellen den Bezug zu Erziehungskompe- 
tenzen in den Vordergrund (vgl. C.2.1). Im Integrations- 
kontext sind die Fragen nach der Teilhabe von Familien 
mit Migrationshintergrund an Angeboten zur Familienbil- 
dung sowie nach migrationsspezifischem Bedarf und 


Teilnahmehürden von Bedeutung. Regelangebote sind 
Menschen mit Migrationshintergrund häufig nicht be- 
kannt oder sind als mittelschichtorientierte Angebote für 
bildungsfeme Migranfenfamilien nichf passgenau. 

ln allen Bundesländern werden in Kooperation mit zahlrei- 
chen freien Trägem, insbesondere Familienbildungssfäften, 
Elfembildungsprogramme angebofen. Das BMFSFJ und 
das Bundesamf fördern ebenfalls Projekfe zur Sfärkung der 
Erziehungskompefenz der Eltern. Länder und Kommunen 
fördern verschiedene Maßnahmen im niederschwelligen 
Bereich, wie die Programme „HIPPY“, „Rucksack“ 
„Acilim“ „AlUssra“. Sie verbinden Ansätze der Famili- 
enbildung mit Sprachfördemng, vor allem zur Unterstüt- 
zung des frühkindlichen Spracherwerbs (vgl. Kapitel B 
und C). Viele Kommunen fördern eigene Projekte und 
Beratungsstellen zu Erziehungskompetenz und Gewalt- 
prävention. Überregionale Beratungsangebote sind auch 
im Rahmen einzelner Programme verfügbar, efwa die in- 
ferkulturelle Familienberatung des Arbeitskreises Neue 
Erziehung e. V. 

Jugendarbeit 

Die Jugendarbeit ist neben der Bildung und Erziehung im 
Elternhaus, Kindergarten, Schule und bemfiicher Ausbil- 
dung ein wichtiger, ergänzender Bildungsbereich in der 
Freizeit der Kinder und Jugendlichen. Neben verbandlich 
organisierter Jugendarbeit sind die offene Jugend(so- 
zialjarbeit sowie die Schulsozialarbeit Arbeitsbereiche, 
die insbesondere auch Jugendliche mit Migrationshinter- 
grand adressieren. Jugendvereine und -verbände sind 
wichtige zivilgesellschaftliche Akteure, die zur Wertever- 
mittlung, Bildung und Demokratieentwicklung beitragen 
und die Interessen von Jugendlichen gegenüber Staat und 
Gesellschaft vertreten. Jugendvereine sind zudem Orte ei- 
genverantwortlicher Freizeitgestaltung, an denen sich Ju- 
gendliche mit und ohne Migrationshintergmnd begegnen 
und gemeinsame Aktivitäten entwickeln können. Sie wer- 
den aus öffentlichen Mitteln finanziell gefördert. Es gibt 
in der Bundesrepublik Deutschland derzeit mehr als 
90 überregionale Jugendverbände,"*’ die das gesamte 
Spektrum jugendlicher Interessen und Aktivitäten wider- 
spiegeln. Wichtig ist, dass sich ihre Angebote auch an den 
Interessen von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
orientieren (vgl. D.2.2). 

Integration nnd Sport 

Sportbezogene Freizeitangebote für Kinder, Jugendliche 
und Erwachsene fördern soziale Kontakte und Möglichkei- 
ten der Verständigung und Teilhabe. Mit der Festschrei- 
bung eines eigenen Handlungsfelds „Sport“ im Nationalen 
Integrationsplan wurde dem integrationsfördemden 
Potenzial des Sports Rechnung getragen. 2008 wurde von 
der Integrationsbeauftragten der Bundesregierung und 
dem Beauftragten der Bundesregierung für Aussiedlerfra- 
gen und nationale Minderheiten die ständige Arbeits- 
gruppe „Integration und Sport“ einberufen, die Empfeh- 


Weitere Informationen sind unter http://www.dija.de abrufbar. 
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lungen entwickelt, wie die Integration von Menschen mit 
Migrationshintergrund in den Sport und durch den Sport 
verbessert werden kann.'** 

Die große Bedeutung des Sports für die Integration wird 
durch das bundesgeforderte Programm „Integration durch 
Sport“ aufgegriffen. Das Programm wird vom Deutschen 
Olympischen Sportbund und den 16 Landessportbünden 
bzw. den Einrichtungen der Sportjugend umgesetzt und 
vom BMI/Bundesamt gefordert. Ziel des Programms ist 
die Heranführung von Menschen mif Migrationshinfer- 
grund an den Sport in Vereinen. Hierbei wurden im Jahr 
2007 knapp 500 Stützpunktvereine mit insgesamt etwa 
38 000 Teilnehmerinnen und Teilnehmern gefördert. Men- 
schen mit Migrationshintergrund stellen mit 20 900 die 
Mehrzahl. 49 

Die Stiftung Mercator fördert mit Unterstützung des 
Ministeriums für Generationen, Familie, Frauen und Inte- 
gration des Landes Nordrhein- Westfalen und des Bundes- 
amts seit 2007 das Projekt „spin - sport interkulturell“, 
das zusammen mit der Sportjugend NRW im Ruhrgebiet 
durchgeführt wird. Ziel des Projektes ist es, Sportvereine 
in die Lage zu versetzen, ihre Funktion als wichtige Orte 
stadtteilbezogener Integration und außerschulischen Ler- 
nens besser wahmehmen zu können und mehr Migrantin- 
nen zu erreichen. Auch andere Länder haben Projekte und 
Programme zur Förderung von Integrationsmaßnahmen 
im Sport initiiert. Niedersachsen fördert ein Integrations- 
lotsenprojekt, um Menschen mit Migrationshintergrund 
in den organisierten Sport einzubeziehen und Sportver- 
eine für die positiven Auswirkungen dieser Einbeziehung 
zu sensibilisieren, ln Hamburg wird ein mehrsprachiges 
Infemeflnformafionsporfal für junge Frauen und deren 
Familien zu lokalen Sportangebofen entwickelt. Damit 
sollen vor allem Mädchen und junge Frauen mit Migra- 
tionshintergrund angesprochen und für den Sport gewon- 
nen werden.^** ln Hessen werden über die Initiative 
„STARTSport überspringt kulturelle Hürden“, Trainerin- 
nen mit Migrationshintergrund als Übungsleiterinnen 
ausgebildet und in Sportvereinen eingesetzt. Auch viele 
lokale Initiativen und Projekte fördern das Zusammenle- 
ben von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
durch Sport - insbesondere im Rahmen des Quartiers- 
managements in benachteiligten Stadtteilen. 

Integration nnd Knltnr 

Die kulturelle Dimension von Integration wird meist in 
Bezug auf zwei Aspekte diskutiert: Erstens wird eine Ak- 
zeptanz des in der Verfassung repräsentierten Werte- 
kanons gefordert und gleichzeitig betont, dass dies nicht 
die Aufgabe der eigenen kulturellen Identität der Men- 
schen mit Migrationshintergrund bedeute. Zweitens wird 
darauf hingewiesen, dass ein angemessener Umgang mit 
und die Akzeptanz von kultureller Vielfalt eine notwen- 


http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Pressemitteilungen/BPA/ 
2009/08/2009-08- 1 2-boehmer-sport-bringt-bewegung.html 
Vgl. Baur, Jürgen (Hg.): Evaluation des Programms „Integration 
durch Sport“, Potsdam 2009. 

Vgl. http://www.shemoves.hamburg.de 


dige Kompetenz für das Leben in einer zunehmend hefe- 
rogenen Gesellschaft sei. Im Nationalen Integrationsplan 
ist der Bereich der Kultur als ein Handlungsfeld der Inte- 
grationsförderung benannt. Angesetzt wird hier vor allem 
bei der Förderung der kulturellen Bildung von Menschen 
mit Migrationshintergrund, der interkulturellen Öffnung 
der Kulturinstitutionen sowie der Verankerung von Inte- 
gration als Querschnittsthema der Kulturpolitik und Kul- 
turverwaltung. 

Da kulturelle Bildung integrationsfördemd vor allem vor 
Ort stattfindet, engagieren sich hier auch die Länder und 
Kommunen in Zusammenarbeit mit zahlreichen freien 
Trägem. Seit 2003 fördert beispielsweise Nordrhein- 
Westfalen Kunst und Kulturprojekte etwa aus den Berei- 
chen Theater, Musik, Bildende Kunst, Performance, 
Tanz, multimediale Projekte, die kulturelle Elemente un- 
terschiedlicher Nationalitäten kombinieren und die tradi- 
tionellen Grenzen aufiösen. 

ln Fokus des vielfältigen Handlungsfelds gesellschaftli- 
che Integration steht die aktive Teilhabe und Beteiligung 
von Menschen mit Migrationshintergrund am gesell- 
schaftlichen Leben. Dabei geht es insbesondere auch um 
die Förderung und Einbeziehung ihrer Kompetenzen und 
Ressourcen. Bearbeitet werden sollten im bundesweiten 
Integrationsprogramm daher insbesondere Aspekte, mit 
denen ein Beitrag zur Förderung der aktiven Mitwirkung 
von Menschen mit Migrationshintergrund geleistet wer- 
den kann: 

- Migrantenorganisationen als Akteure der Integrations- 
förderang stärken 

- Gesellschaftliche Teilhabe von Jugendlichen durch in- 
terkulturelle Öffnung der Jugendverbandsarbeit ver- 
bessern 

- Bürgerschaftliches Engagement 

Querschnittsthemen 

Neben diesen Themen gibt es eine Reihe übergreifender 
Fragestellungen, die in allen Handlungsfeldem von Be- 
lang sind und ebenfalls Berücksichtigung gefunden ha- 
ben. Dies sind insbesondere Mitgestaltung und Partizipa- 
tion, interkulturelle Öffnung und Antidiskriminierung, 
Evaluation und Qualitätssicherung sowie die Vernetzung 
von Akteuren und Angeboten im Rahmen der Integration. 
Auch zu diesen Aspekten sind Empfehlungen formuliert 
worden. Mit Ausnahme des Themas Evaluation, für das 
ein eigenes Kapitel verfasst wurde, wurden sie dabei als 
Querschnittsthemen in den einzelnen Handlungsfeldem 
behandelt. 

B. Sprachliche Integration 

1. Schwerpunktthemen im Handlungsfeld 

sprachliche Integration 

Integrationsangebote und -bemühungen in allen Hand- 
lungsfeldem - Bildung, bemfliche und gesellschaftliche 
Integration - sind auf Kommunikation angewiesen. Mit- 
einander leben setzt voraus, von anderen verstanden zu 
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werden und andere selbst verstehen zu können. Angebote 
zur Förderung der Deutsehkenntnisse sind daher Kern der 
Integrationsförderung von Bund und Ländern. Sie werden 
ergänzt dureh vielfältiges Engagement von Kommunen 
und privaten Trägem. 

Die Fördemng von Deutseh als Zweitspraehe setzt an den 
zentralen bildungsbiografisehen Absehnitten an. Sie soll 
sieherstellen, dass Kindern, Jugendliehen und Erwaehse- 
nen, deren Mutterspraehe nieht Deutseh ist, der Zugang 
zu Bildung, Ausbildung, Arbeit und anderen gesellsehaft- 
liehen Bereiehen nieht dureh fehlende Deutsehkenntnisse 
verwehrt oder deutlieh ersehwert wird. DeutsehfÖrdemng 
gesehieht daher nie isoliert, sondern muss immer Bezug 
nehmen auf die jeweiligen Bildungsphasen, insbesondere 
die frühkindliehe Bildung, das Lernen in der allgemein- 
bildenden Sehule, die Ausbildung im Betrieb und in der 
bemfsbildenden Sehule, das Studium oder die bemfliehe 
Weiterqualifiziemng. Spraeherwerb ist ein vielsehiehtiger 
Prozess, der nieht nur die Aneignung der Redemittel im 
engeren Sinne (Wörter, Sätze, Texte ete.), sondern da- 
rüber hinaus die kulturellen und sozialen Aspekte von 
Spraehe umfasst. Er bedarf gezielter Fördemng, lebt aber 
aueh vom Erproben der Spraehkenntnisse außerhalb for- 
maler Bildungssituationen. Aueh informelle Lern- und 
Kommunikationsorte, etwa die Familie oder der Freun- 
deskreis, spielen daher eine Rolle. 

Um erfolgreieh einen Sehul- oder Bemfsabsehluss zu er- 
reiehen, ein Studium zu absolvieren oder an einer bemfli- 
ehen Weiterbildung teilzunehmen, sind mehr als nur 
umgangsspraehliehe Deutsehkermtnisse erforderlieh. Sehu- 
lisehe Leistungsfähigkeit hängt weniger von der allgemei- 
nen Kommunikationsfähigkeit, sondern vom Verfügen über 
spezifisehe Redemittel ab, die in Lemaufgaben, Lehrwer- 
ken und Prüfungen verwendet werden.^' Die Lern- und 
Bildungserfolge von Kindern mit Migrationshintergmnd 
werden daher besonders aueh davon bestimmt, ob sie die- 
jenigen spraehliehen Fähigkeiten besitzen, die sehul- und 
unterriehtsrelevant sind. Internationale Vergleiehsstudien, 
insbesondere die PISA-Studien, zeigen, dass Jugendliehe 
mit Migrationshintergmnd im Durehsehnitt nieht über die 
gleiehen Lesekompetenzen verfügen wie Sehülerinnen 
und Schüler ohne Migrationshintergmnd. Sind die sprach- 
lichen Kompetenzen gleich, werden Kinder mit Migra- 
tionshintergmnd gegenüber Kindern ohne Migrations- 
hintergmnd im Übergang von der Gmndschule in die 
weiterführende Schule nichf benachteiligf. Dieser Befund 
macht deutlich: Bildungssprachliche Deutschkenntnisse 
sind zentral für den Schulerfolg und damif auch den ge- 
samfen weiferen Bildungsweg.^^ 

Neben guten Deutschkenntnissen kann auch die Her- 
kunftssprache ergänzend eine wichtige Ressource für die 
Infegration darsfellen, insbesondere in besfimmfen Berei- 
chen des Arbeifsmarkfs. Voraussefzung isf jedoch, dass 
sie - wie das Deufsche - auf bildungssprachlichem Ni- 
veau beherrscht wird. Vielfach entspricht die in den Fa- 


Vgl. hierzu insbesondere die Arbeiten von Ingrid Gogolin. 
52 Vgl. Haug (2008): a. a. O., S. 21. 


milien vermittelte Herkunftssprache jedoch nicht den 
(Schrift-)Standardsprachen der Herkunftsländer. 

Angesichts der gmndlegenden Bedeutung der sprachli- 
chen Integration und des engen Zusammenhangs zu den 
einzelnen Bildungsabschnitten wurde für die Arbeif im 
bundesweifen Infegrafionsprogramm in diesem Hand- 
lungsfeld ein breifer Ansafz gewählf. Im Zentmm sfand 
der Erwerb von (bildungssprachlichen) Deufschkenntnis- 
sen in den unterschiedlichen bildungsbiografischen Pha- 
sen. Entwickelt werden sollten Empfehlungen insbeson- 
dere für die Bereiche 

- Deufsch als Zweifsprache in Kindertageseinrichtungen 
und Schulen durchgängig fördern 

- Sprachliche Bildung für Ausbildung, Beraf und bemf- 
liche Weiferbildung vermitteln 

- Mehrsprachigkeit als Potenzial für Ausbildung und 
Beraf nufzen 

Dabei sfanden u. a. Inhalte und Methoden der sprachlichen 
Bildung, Aus-, Fort- und Weiterbildung des Personals, 
Qualitätssicherung, die Verknüpfung und Anschlussfähig- 
keit der Maßnahmen und die Koordination und Koopera- 
tion der Akteure und Angebote im Vordergrund. Auch der 
Integrationskurs stand im Fokus der Arbeiten. Dieser 
breite Ansatz unterscheidet die Arbeit in diesem Hand- 
lungsfeld von der Vorgehensweise des Integrationspro- 
gramms in anderen Bereichen. 

Das bundesweite Integrationsprogramm knüpft dabei di- 
rekt an die Arbeiten des Nationalen Integrationsplans zu 
den Themen „Von Anfang an deutsche Sprache fördern“ 
und „Gute Bildung und Ausbildung sichern, Arbeits- 
marktchancen erhöhen“ an und entwickelt Vorschläge zur 
Umsetzung einzelner Selbstverpflichtungen aus diesen 
Bereichen. 

2. Empfehlungen zur Weiterentwicklung von 
Angeboten im Handlungsfeld sprachliche 
Integration 

2.1 Bildungssprache Deutsch durchgängig 
fördern 

Umgangssprachliche Fähigkeiten in der Zweitsprache 
können verhältnismäßig schnell erreicht werden. Der Er- 
werb bildungssprachlicher Kenntnisse dagegen erfordert 
eine langfristige, kontinuierliche Förderung - Experten 
gehen von einer Förderdauer von rund sechs Jahren aus, 
bis Kinder, die in zwei Sprachen leben, dem Unterricht in 
ihrer Zweitsprache genau so folgen können wie einspra- 
chige Kinder. 

Die Deutschförderang für Kinder sollte daher möglichst 
früh einsetzen und Brüche an den Übergängen zwischen 
Kindertageseinrichtungen und Schulen einerseits sowie 
zwischen unterschiedlichen Förderangeboten andererseits 
vermeiden. Die Bedeutung einer früh einsetzenden, konti- 
nuierlichen Förderung des Deutscherwerbs wird auch im 
Nationalen Integrationsplan betont: Sprachliche Förde- 
rung muss, so der Beitrag der Länder, „möglichst früh 
und regelmäßig beginnen sowie systematisch aufgebaut 
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sein.“53 Die Förderung von Kindern und Jugendlichen, 
die Deutsch als Zweitsprache lernen, ist dabei nicht nur 
Aufgabe spezieller Förderangebote oder des Deutschun- 
terrichts. Alle pädagogischen Fachkräfte sowie Lehrerin- 
nen und Lehrer aller Fächer müssen zunehmend in der 
Lage sein, neben ihren pädagogischen und fachlichen 
Aufgaben auch die entsprechenden sprachlichen Aspekte 
zu vermitteln. Wichtig ist es auch, Eltern systematisch in 
die Förderung der sprachlichen Entwicklung und damit 
auch der Bildungschancen von Kindern mit einer anderen 
Erstsprache als Deutsch einzubeziehen und ihnen die 
hierfür erforderlichen Kompetenzen zu vermitteln. 

Sprachliche Bildung für Kinder und Jugendliche sollte 
Umgangssprache und Schulsprache, gesprochene Spra- 
che und Schriftsprache, (kindliche) Kommunikation und 
fachlichen Diskurs miteinander verbinden. Das Konzept 
der durchgängigen sprachlichen Bildung setzt hier an.^^ 
Durchgängige sprachliche Bildung umfasst neben der 
zeitlichen auch weitergehende Dimensionen. Hinter dem 
Ansatz steht der Gedanke 

- gezielte, systematische sprachliche Bildung von früh 
an und während der gesamten Bildungsbiografie für 
Kinder und Jugendliche sicherzustellen und Methodik 
und Angebote auf das Alter und die Sprachentwick- 
lung der Kinder und Jugendlichen abzustimmen, 

- sprachliche Bildung in der Schule als Aufgabe aller 
Fächer zu verstehen und in ein ganzheitliches und auf- 
einander aufbauendes Gesamtkonzept einzubetten, 

- viele Beteiligte am Bildungsprozess eines Kindes ein- 
zubinden, neue Partner zu finden und Kooperationen 
zwischen den am Sprachbildungsprozess Beteiligten 
zu fördern, 

- wo möglich, die Erst- und Zweitsprache zweisprachig 
aufwachsender Kinder füreinander fruchtbar zu machen. 

Dabei gibt es kein allgemeingültiges Konzept durchgän- 
giger sprachlicher Bildung. Die Umsetzung dieser Grund- 
sätze muss jeweils auf der Ebene der einzelnen Bildungs- 
einrichtung geschehen und sich an ihren jeweiligen 
Rahmenbedingungen und Bedürfnissen orientieren. Die 
folgenden Empfehlungen geben Hinweise, wie die Um- 
setzung vor Ort geschehen kann. 


Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. 0.,S. 25. 

Das Konzept der durchgängigen sprachlichen Bildung wurde im Rah- 
men des Modellprogramms „Förderung von Kindern und Jugendli- 
chen mit Migrationshintergrund“ (FörMig) entwickelt und erprobt, 
das von 2005 bis Mitte 2009 von den zehn Bundesländern Berlin, 
Brandenburg, Bremen, Hamburg, Nordrhein- Westfalen, Mecklenburg- 
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen und Schleswig- 
Holstein durchgefährt und vom Bundesministerium für Bildung und 
Förderung unterstützt wurde. Die Empfehlungen des bundesweiten 
Integrationsprogramms bauen unter anderem auf den Erfahrungen 
von FörMig auf. Die Konferenz der Kultusminister der Länder konnte 
sich nicht darauf verständigen, FÖRMIG nach Ende der Modellphase 
als gemeinsames Programm weiterzufuhren. In den bisher beteiligten 
Ländern wurden jedoch Transferprojekte initiiert, die für die Weiter- 
entwicklung und Verstetigung der gewonnenen Erfahrungen sorgen 
sollen. Koordiniert wird der Transfer durch eine vom Land Hamburg 
finanzierte Transferstelle an der Universität Hamburg. Vgl. http:// 
www.blk-foermig.uni-hamburg.de. 


2.1.1 Durchgängige sprachliche Bildung in 
Kindertageseinrichtungen und Schulen: 
Frühe Grundlagen legen - Bildungs- 
sprache Deutsch vermitteln 

Frühkindliche sprachliche Bildung 

Sprachliche Bildung ist ein wesentlicher Aspekt des Bil- 
dungsauflrages und der Integrationsleistung von Kinder- 
tageseinrichtungen. Als Einrichtungen an der Schnitt- 
stelle zur Schule tragen sie maßgeblich dazu bei, die 
Zukunflsperspektiven von Kindern - mit und ohne Mi- 
grationshintergrund - zu gestalten. Kinder, die Deutsch 
als Zweitsprache lernen, haben in ihren Familien nicht 
immer ausreichend Möglichkeit, Deutsch zu hören und zu 
sprechen. Frühzeitige Förderung in Kindertageseinrich- 
tungen ist für sie daher von besonderer Bedeutung. 

Alle Länder haben systematische Sprachstandsmessun- 
gen vor der Einschulung eingeführt, um besonderen 
Deutschförderbedarf bei Kindern frühzeitig zu ermitteln. 
Die Einschätzung des Sprachstandes von Kindern mit und 
ohne Migrationshintergrund wird in der Regel im Alter 
zwischen vier und fünfeinhalb Jahren vorgenommen, um 
bei Bedarf vor der Einschulung noch ausreichend Zeit für 
eine gezielte Förderung zu haben. Die überwiegende Zahl 
der Spracherfassungsverfahren, die in den Ländern einge- 
setzt werden, ist einsprachig Deutsch. Einzelne Verfahren 
versuchen, die Mehrsprachigkeit von Kindern mit Migra- 
tionshintergrund einzubeziehen, etwa das Hamburger 
Verfahren zur Analyse des Sprachstands Fünfjähriger 
(HAVAS-5).5^ Die Bundesregierung unterstützt verbindli- 
che bundesweit vergleichbare Sprachstandstests für alle 
Kinder im Alter von vier Jahren und bei Bedarf eine ver- 
pflichtende gezielte SprachfÖrderung vor der Schule. 

Die Angebote zur frühkindlichen Deutschförderung der 
Länder sind in den letzten Jahren deutlich ausgebaut und 
weiterentwickelt worden. Sie haben überwiegend einen 
kompensatorischen Ansatz und sollen migrationsbedingte 
Deutschdefizite vor der Einschulung ausgleichen. Teilweise 
richten sie sich auch an Kinder ohne Migrationshintergrund, 
die besonderen Förderbedarf haben. Im Vordergrund stehen 
insbesondere Kommunikation und alltägliche Verständi- 
gung, teilweise auch ein erstes Heranführen an Schrift und 
Texte (Literacy -Erziehung). Einige Länder finanzieren zu- 
sätzliches pädagogisches Fachpersonal für die SprachfÖr- 
derung in Kindertageseinrichtungen mit hohem Anteil von 
Kindern mit Migrationshintergrund (Bayern, Berlin, Ham- 
burg, Hessen Niedersachsen und Rheinland-Pfalz). Die 
Mehrzahl der Länder setzt bei der frühkindlichen Deutsch- 
förderung auf freiwillige Maßnahmen. Verpflichtend sind 
sie derzeit in Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Ham- 


55 Vgl. Haug, Sonja (2008): a. a. O., S. 17. Hier ist auch eine ausführli- 
che Übersicht der einzelnen Verfahren der Länder enthalten (Stand 
Mai 2008). Siehe auch Ehlich, Konrad et al. (2005): Anforderungen 
an Verfahren der regelmäßigen Sprachstandsfeststellung als Grundla- 
ge für die frühe und individuelle Förderung von Kindern mit und oh- 
ne Migrationshintergrund (BMBF, Bildungsreform Band 11), Bonn, 
Berlin 2005. 

55 Vgl. CDU/CSU/FDP (2009): a. a. O., S. 59f. 

57 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2008): 
a. a. O., S. 114. 
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bürg, Niedersachsen, Sachsen- Anhalt und Schleswig-Hol- 
stein. ln Rheinland-Pfalz können im Einzelfall Verpflich- 
tungen ausgesprochen werden, ln Nordrhein- Westfalen 
leiten sich aus der verpflichtenden Sprachstandsfeststel- 
lung zwei Jahre vor der Einschulung zusätzliche Sprach- 
fördermaßnahmen ab. Hessen und das Saarland ergänzen 
freiwillige Vor(lauf)kurse vor der Schule durch eine Vor- 
klasse, sollten die Deutschkenntnisse nach dem Besuch 
der Vor(lauf)kurse nicht ausreichen. 

Übergang in die Grnndschnle 

Von besonderer Bedeutung sind an der Schnittstelle zwi- 
schen Kindertageseinrichtungen und Grundschulen die 
Kontinuität der Förderung und die Nachhaltigkeit der 
Lemfortschritte. ln einigen Ländern gibt es übergreifende 
Konzepte zur durchgängigen sprachlichen Bildung, die 
Brüche im Lern- und Bildungsprozess zwischen den Bil- 
dungseinrichtungen vermeiden sollen, etwa in Berlin, 
Hessen oder Schleswig-Holstein. Im Nationalen Integra- 
tionsplan haben sich die Länder verpflichtet, gemeinsame 
bzw. eng aufeinander abgestimmte Bildungs- und Erzie- 
hungspläne für Kinderfageseinrichtungen und Grundschu- 
len zu erarbeiten. Diese Selbstverpflichtung ist in nahezu 
allen Ländern umgesetzt, ln Bayern, Berlin, Brandenburg, 
Niedersachsen, Nordrhein- Westfalen, Rheinland-Pfalz und 
Schleswig-Holstein ist die institutionalisierte Kooperation 
zwischen Kindertageseinrichtungen und Grundschulen 
gesetzlich festgeschrieben.^* ln manchen Ländern sind die 
Deutschförderangebote vor der Einschulung bzw. die ent- 
sprechenden Fortbildungsangebote für das pädagogische 
Personal gezielf auf die Zusammenarbeif der beiden Bil- 
dungseinrichtungen ausgerichtet. 

Schulische sprachliche Bildung 

Aus der pädagogischen Praxis wird immer wieder berich- 
tet, dass Schülerinnen und Schüler mit Deutsch als Zweit- 
sprache häufig nicht an den eigentlichen fachlichen An- 
forderungen des Unterrichts scheitern, sondern an seinen 
sprachlichen Voraussetzungen. Für Schulen entsteht an- 
gesichts der wachsenden Anzahl von Kindern mit unzu- 
reichenden Deutschkermtnissen (in erster Linie Kinder 
mit Migrationshintergrund, aber auch Kinder mit Deutsch 
als Erstsprache) dringender Handlungsbedarf Dies be- 
trifft insbesondere einerseits ergänzende Fördermaßnah- 
men für die Schülerinnen und Schüler und andererseifs 
Unterstützung für das pädagogische Personal im Umgang 
mif dieser Herausforderung, efwa durch enfsprechende 
Qualifizierungsangebofe. 

Schulische sprachliche Bildung fällt in die Zuständigkeit 
der Länder. Der Bund hat keine direkte Zuständigkeit, 
setzt jedoch politische und fachliche Impulse und unter- 
stützt die sprachliche Bildung in der Schule durch die Ver- 
besserung der Rahmenbedingungen, insbesondere durch 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2008): 
a. a. O., S. 114. 


die Förderung der Ganztagsschule und der Bildungsfor- 
schung. Sie verstehen dies als Aufgabe aller Lehrkräfte 
und Fächer, Schulformen und Schularten. 

Mehrere Länder haben Rahmenrichtlinien bzw. Lehrpläne 
für Deufsch als Zweifsprache entwickelf, etwa Bayern, 
Berlin, Hamburg, Thüringen und Sachsen. Alle Länder 
bieten eine additive Förderung „Deutsch als Zweitspra- 
che“ an, den Schwerpunkt legen sie dabei auf die frühe 
Förderung im Primarbereich sowie in der Sekundarstufe 1 
(insbesondere in Haupt- und Realschulen). Für Kinder, 
die bei der Einschulung Deutschförderbedarf haben, gibt 
es in einigen Ländern - etwa in Hessen und Baden- 
Württemberg - Vor(bereitungs)klassen, durch die die 
Kinder möglichst schnell an den Regelunterricht herange- 
führt werden sollen. Fast alle Länder bieten zudem ergän- 
zende Förderangebote an, in denen Schülerinnen und 
Schüler in kleineren Gruppen ihre Deutschkenntnisse ver- 
bessern können. Solche Förderkurse finden zum Beispiel 
in Berlin, Brandenburg oder Nordrhein- Westfalen statt. 
Ergänzt wird die Deutschförderung der Länder häufig 
durch Elfembildung bzw. -beratung sowie pädagogische 
Angebofe oder Bildungsberatung für Schülerinnen und 
Schüler, ln Baden- Württemberg, Berlin, Brandenburg, 
Hamburg, Mecklenburg- Vorpommern, Niedersachsen, 
Nordrhein- Wesffalen, Rheinland-Pfalz und Sachsen sol- 
len zudem Probleme mif der Zweifsprache in allen Fä- 
chern berücksichtigt werden. Einzelne Länder fordern 
zudem weifere Angebote zur Lemunterstützung, die ins- 
besondere auch Kindern und Jugendlichen mit Migra- 
tionshintergrund zugute kommen, wie etwa das von der 
Landesregierung Baden- Württemberg finanzierte Pro- 
gramm „Hausaufgaben, Sprach- und Lernhilfen“. Ergänzt 
werden diese Regelangebote durch Angebote privater 
Träger, die - oft mit bürgerschaftlichem Engagement - 
Schülerinnen und Schülern mit Sprachschwierigkeiten 
Unterstützung und einen geschützten Raum zur Sprach- 
erprobung und Lemunterstützung bieten. 

Rund ein Drittel der jungen Bevölkemng mit Migrations- 
hintergmnd (knapp 1,9 Millionen Personen) ist selbst zu- 
gewandert. Viele von ihnen steigen erst während der Se- 
kundarschulzeit oder der bemfiichen Ausbildung in das 
deutsche Bildungssystem ein. Sie haben häufig einen spe- 
ziellen Förderbedarf Für Seiteneinsteiger gibt es in der 
Regel Vorbereitungsmaßnahmen, in denen sie zwischen 
sechs Monaten und zwei Jahren von spezifisch qualifi- 
zierten Lehrkräften in ihrem Integrationsprozess begleitet 
werden. Um sowohl eine intensive DeutschfÖrdemng zu 
gewährleisten, als auch eine Integration in den Regelun- 
terricht und den Klassenverband zu ermöglichen, werden 
Förderklassen, Intensivklassen bzw. Sprachlemklassen 
angeboten, in denen sprachintensive Fächer getrennt un- 
terrichtet werden, während in den weniger sprachorien- 
tierten Fächern bereits eine Integration in den Klassenver- 
band stattfindet. 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2008): 
a. a. O., S. 120. 
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Empfehlungen 

Förderangebote abstimmen und aneinander koppeln 

Angebote zur spraehliehen Bildung in Kindertageseinriehtungen und Schulen sollten eng miteinander abgestimmt 
sein und aneinander anknüpfen, damit Lernerfolge aufeinander aufbauen können. Dies betrifft beispielsweise 
Deutsch(forder)unterricht, Fachunterricht, ergänzende Hausaufgabenhilfe und ähnliche Angebote. 

Die zur durchgängigen Förderung notwendigen Kooperationen zwischen Bildungseinrichtungen sowie zwischen spe- 
ziellen Förderangeboten und Regelangeboten sollten verstärkt und systematisiert werden. 

Die Stadt Köln hat im Jahr 2004 die Umsetzung des ,, Kölner Gesamtkonzepts zur Sprachförderung“ beschlossen. Im 
Sinne einer stadtweit abgestimmten, umfassenden bildungsbegleitenden und bildungsintegrierten Sprachförderung 
benennt das Konzept Handlungsschritte für einzelne Förderbereiche ebenso wie zur Verbindung der Bildungsberei- 
che untereinander und für die Zusammenarbeit aller Beteiligten in Netzwerken. Einen Schwerpunkt setzt das Kölner 
Gesamtkonzept dabei auch auf die Zusammenarbeit mit externen Institutionen. Neben der Deutschförderung findet 
auch die Förderung von Mehrsprachigkeit Berücksichtigung - etwa durch koordinierte Deutsch- und Mutterspra- 
chenförderung im Primarbereich. Das Gesamtkonzept schließt darüber hinaus die Weitebildung des pädagogischen 
Personals für die sprachliche Bildung ein. Vgl. http://www.stadt-koeln.de 

In Baden-Württemberg wird im Rahmen der seit 2009 eingeführten Einschulungsuntersuchung bei Kindern, für die 
ein besonderer Förderbedarf besteht, ein runder Tisch einberufen, der sich aus der Erzieherin/dem Erzieher, der 
Kooperationslehrkraft der aufnehmenden Grundschule, einer Ärztin bzw. einem Arzt des Gesundheitsamtes und den 
Eltern zusammensetzt. Hier werden die individuellen Fördermaßnahmen für das Kind beraten und vereinbart. Durch 
dieses Forum können unterschiedliche Förderangebote individuell gekoppelt und langfristig geplant werden. 

In Hessen werden durch das Programm ,, Modellregionen Integration “ ganzheitliche Handlungskonzepte in den Re- 
gionen umgesetzt, um die verschiedenen Ebenen und Akteure auch im Bereich Bildung/Sprachförderung zusammen 
zu führen. 

• Umsetzungshinweis: Anschlussfähigkeit hersteilen 

Um Brüche des Lernerfolgs am Übergang zwischen Bildungseinrichtungen zu vermeiden, sollten Mechanismen 
gefunden werden, die sicherstellen, dass Lemstand und -fortschritte der Kinder in einer Bildungseinrichtung dem 
pädagogischen Personal in der sich anschließenden Bildungseinrichtung transparent gemacht werden können, 
etwa durch ein Lemportfolio. Auf Länderebene bestehen zum Teil datenschutzrechtliche Schwierigkeiten, die im 
Sinne der Kinder möglichst unbürokratisch überwunden werden sollten. Im Interesse einer vertrauensvollen Zu- 
sammenarbeit zwischen Eltern und Bildungseinrichtungen ist die Zustimmung der Eltern zu einem Austausch von 
Informationen über Stand und Fortschritte der sprachlichen Bildung der Kinder von zentraler Bedeutung. 

Die Anschlussfähigkeit sprachlicher Förderung und die Nachhaltigkeit der Lernerfolge am Übergang zweier Bil- 
dungseinrichtungen kann durch gemeinsame Fortbildungen des pädagogischen Personals der beiden Bildungsein- 
richtungen (etwa von Kindertageseinrichtungen und Grundschulen) oder durch gegenseitige Hospitationen der 
Fachkräfte der betroffenen Bildungseinrichtungen gestärkt werden. 

Im Rahmen des Kooperationsprojektes ,, Sprachförderung in Kindertagesstätten unter der Mitwirkung von Grund- 
schullehrkräften “ der Hamburger Behörde für Schule und Berufsbildung übernehmen Pädagoginnen und Pädagogen 
aus den Grundschulen in Kooperation mit den Fachkräften aus den Kindertageseinrichtungen die sprachliche Förde- 
rung, um einen erfolgreichen Übergang aller Kinder in die Grundschule zu unterstützen. Es werden insbesondere 
Kinder gefördert, die nicht über die ihrer Altersgruppe entsprechenden Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen 
und deren Einschulung zum folgenden Schuljahr bevorsteht. Die sprachliche Entwicklung der geförderten Kinder 
wird dokumentiert; die standardisierten Berichte sichern die Kontinuität der sprachlichen Förderung beim Übergang 
in die Grundschule. 

Ein ähnliches Konzept mit dem Namen ,, Vorkurs Deutsch 240“ wird an bayerischen Kindertagesstätten und 
Grundschulen umgesetzt. Hier erhalten Kinder mit Sprachförderbedarf im letzten Jahr vor der Einschulung jeweils 
120 Fördereinheiten durch die Fachkräfte der Kindergärten und weitere 120 Einheiten durch die zukünftigen Grund- 
schullehrkräfte. Zwischen beiden Bildungseinrichtungen erfolgt eine enge Abstimmung, so dass ein nahtloser 
Übergang der sprachlichen Förderung Gewähr leistet werden kann. Vgl. http://www.hamburg.de/bildung und 
WWW. stmas. bayern. de 
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Konzepte durchgängiger sprachlicher Bildung in Bildungseinrichtungen umsetzen 

Um ein Konzept umfassender, durehgängiger spraehlieher Bildung erfolgreieh und naehhaltig in Bildungseinriehtun- 
gen zu verankern, müssen deren Leitung und Mitarbeitende unterstützt werden. Erforderlieh ist vor allem die Einbin- 
dung und Qualifizierung des gesamten Personals für die Deutsehvermittlung und den Umgang mit Mehrspraehigkeit. 

Die durehgängige Einbeziehung des Aspekts Spraehe und Spraehvermittlung in den Alltag von Kindertageseinrieh- 
tungen und Sehulen ist zeitintensiv. Um das Konzept konsequent umzusetzen und naehhaltige Wirkungen zu ermög- 
liehen, sind angemessene Stunden- und Personalzuweisungen notwendig. 

• Umsetzungshinweis: Rahmenhedingungen und Unterstützung für Kindertageseinrichtungen und Schulen 

Die Einführung und langfristige Umsetzung eines Konzepts durehgängiger spraehlieher Bildung in Kindertages- 
einriehtungen und Sehulen berührt dort alle Bereiehe und erfordert ein systematisehes und gesteuertes Vorgehen. 
Die Umsetzung eines solehen Konzepts kann zum Beispiel dureh den Einsatz von Spraehunterstützungslehrerin- 
nen und -lehrem oder Spraehassistentinnen und -assistenten begleitet werden. Hilfreieh können aueh feste wö- 
ehentliehe Treffen zum faehliehen Austauseh und zur kollegialen Beratung nieht nur für Deutseh-, sondern aueh 
für Faehlehrkräfte sein. 

ln den Bundesländern sollten die bisherigen Erfahrungen von Kindertageseinriehtungen und Sehulen - wo sinn- 
voll - dokumentiert bzw. evaluiert und hieraus Standards entwiekelt werden, an denen sieh Einriehtungen und pä- 
dagogisehe Faehkräfte orientieren können. Hierauf aufbauend sollten aueh Qualitätsstandards zur Vermittlung von 
und zum Umgang mit Spraehe sowie interkulturelle Erziehung entwiekelt werden (siehe dazu aueh Kapitel C). 
Um Maßnahmen in Kindertageseinriehtungen und Sehulen stärker zu verzahnen, sollte diese Entwieklung von 
Standards im Dialog zwisehen der Jugend- und Familienministerkonferenz und der Kultusministerkonferenz der 
Länder gesehehen. Bei (Modell)Programmen und Projekten sollte dem Ergebnistransfer besonders Reehnung ge- 
tragen werden - etwa in Form eines Leitfadens für Kinderfageseinriehtungen und Sehulen. Ein bundesweifes Por- 
fal mif Beispielen gufer Praxis, Qualifizierungs- und Maferialangebofen für die Praxis sollte die breite Umsetzung 
durehgängiger spraehlieher Bildung unterstützen. Hierzu kann beispielsweise das bereits bestehende Informa- 
tionsangebot des Deutsehen Bildungsservers ausgebaut werden. 

Bildungssprachliche Deutschkenntnisse in der Schule vermitteln 

ln den Sehulen kann der Deutsehunterrieht allein nieht die erforderliehen, umfangreiehen faehspraehliehen Anforde- 
rungen der einzelnen Sehulfäeher vermitteln, ln allen Unterriehtsfäehem ist daher eine systematisehe, koordinierte 
Vermittlung der Bildungsspraehe Deutseh erforderlieh, damit die Sehülerinnen und Sehüler sehul- und bildungsrele- 
vante spraehliehe Fähigkeiten in versehiedenen Themen- und Wissensbereiehen ausbilden können. Faehliehes und 
spraehliehes Lernen sollte dazu in den einzelnen Fäehem stärker miteinander verbunden werden. 

Für Kinder und Jugendliehe, die zusätzliehen DeutsehfÖrderbedarf haben, um dem Faehunterrieht erfolgreieh zu fol- 
gen, können ergänzend aueh extraeurrieulare Lemangebote zur Stärkung ihrer bildungsspraehliehen Kompetenzen 
bereitgehalten werden. 


Das Bundesamt fiir Migration und Flüchtlinge fiihrt gemeinsam mit Partnern in den Bundesländern Niedersachsen, 
Bayern und Berlin seit 2008 ein Modellprojekt durch, in dessen Rahmen Schülerinnen und Schülern mit Migrationshin- 
tergrund an Hauptschulen ergänzende Deutschförderung angeboten wird. Gemeinsam mit Expertinnen und Experten 
aus Wissenschaft, Unterrichtspraxis und Verwaltung wird ein Unterrichtskonzept zum begleitenden bildungssprachli- 
chen Deutschunterricht entwickelt, dessen Ziel es ist, sprachliche Defizite auszugleichen, die einem erfolgreichen Schul- 
abschluss entgegen stehen. Dabei steht die Bildungssprache Deutsch im Mittelpunkt: Mit den erworbenen Kenntnissen 
sollen die Jugendlichen dem Unterricht besser folgen und sich mündlich und schriftlich aktiv an ihm beteiligen können. 
Das Projekt stellt Module für einen ergänzenden bildungssprachlichen Deutschunterricht von der 5. bis zur 9. Klasse 
bereit. Die Umsetzung begann 2009 in den beteiligten Ländern an jeweils sieben Standorten. Der Unterricht kann durch 
Maßnahmen der Länder ergänzt werden, etwa durch Elternarbeit oder intensive Beratung und Begleitung der Jugendli- 
chen am Übergang in die Ausbildung. Das Modellprojekt, das bis 2011 läuft, wird wissenschaftlich evaluiert. Es ver- 
deutlicht, wie Bund und Länder ihre Kräfte bündeln können, ohne Zuständigkeiten aufzulösen. 


Die Bildungsstandards der Kultusministerkonferenz der Länder für das Fach Deutsch in Haupt- und Realschule weisen insbesondere mit Blick 
auf die Unterstützung des sprachlichen Lernens von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund darauf hin, dass die Ausbildung 
sprachlicher Fähigkeiten auch in den anderen Fächern bewusst gestärkt und weiterentwickelt werden muss. Vgl. Sekretariat der Ständigen Konfe- 
renz der Kultusminister der Länder (Hg.) (2005): Beschlüsse der Kultusministerkonferenz - Bildungsstandards im Fach Deutsch für den Haupt- 
schulabschluss (Jahrgangsstufe 9), München, S. 7 bzw. Dies. (2004): Beschlüsse der Kultusministerkonferenz Bildungsstandards im Fach 
Deutsch für den Mittleren Schulabschluss, München, S. 7. 
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• Umsetzungshinweis: Fächerübergreifende Vermittlung von Deutsch 

In der Praxis hat es sieh für Sehülerinnen und Sehüler als hilfreieh erwiesen, wenn bei der faeherübergreifenden 
Vermittlung von Deutseh durehgängig die gleiehen Methoden verwendet werden. Einzelne Sehulen haben hierbei 
gute Erfahrungen etwa mit faeherübergreifend in der Klasse genutzten Lese-Reehtsehreibkladden oder kontinuier- 
lieh fortgesehriebenen Faehglossaren gemaeht. 

Besondere Lernräume für die Deutschförderung nutzen 

Die besonderen Mögliehkeiten, die sieh in Kindertageseinriehtungen und Horten bieten, um Alltagssituationen und 
die Interaktion der Kinder untereinander für die spraehliehe Förderung zu nutzen, sollten systematiseh und auf der 
Grundlage der aktuellen Erkenntnisse der Spraeherwerbsforsehung ersehlossen werden. 

Aueh in Ganztagssehulen bieten sieh besondere Chaneen, die Lebenswelt und Bildungsgelegenheiten im Alltag für 
die spraehliehe Förderung zu nutzen. Die zusätzliehe Zeit sollte intensiv für die SpraehfÖrderung genutzt werden. Um 
diese Chaneen für die spraehliehe Bildung wahrzunehmen, sollten die Sehulprogramme und pädagogisehen Konzepte 
von Ganztagssehulen systematiseh um den Aspekt der spraehliehen Bildung und einen bewussten Umgang mit Mehr- 
spraehigkeit ergänzt werden. 

• Umsetzungshinweis: Durchgängige sprachliche Bildung in Ganztagsschulen 

Die regionalen Servieeagenturen, die im Rahmen des Ganztagssehulprogramms des Bundes eingeriehtet wurden 
und den Sehulen vor Ort Erfahrungsaustauseh, den Transfer guter Beispiele sowie Beratungs- und Fortbildungs- 
angebote ermögliehen sollen, sollten die Sehulen aueh bei der Verankerung von Angeboten spraehlieher Bildung 
unterstützen. Dies kann beispielsweise dureh ein begleitendes Coaehing bei der Umsetzung von durehgängigen 
SpraehfÖrderkonzepten, dureh Unterstützung bei der Entwieklung entspreehender Sehulprogramme oder dureh 
Fortbildungsveranstaltungen gesehehen. 

Curricularen Rahmen bereitstellen 

Bildungspläne für Kindertageseinriehtungen sowie Bildungs-, Lehr- und Rahmenpläne für Sehulen sollten dureh die 
zuständigen Länderministerien im Hinbliek auf durehgängige spraehliehe Bildung, den Umgang mit Mehrspraehig- 
keit und interkulturelle Erziehung systematiseh überarbeitet und stärker aneinander angegliehen werden. 

Die Initiativen einzelner Länder, gemeinsame bzw. eng aufeinander abgestimmte Bildungs- und Erziehungspläne für 
Kindertageseinriehtungen und Grundsehulen zu erarbeiten - wie etwa in Hessen und Thüringen -, sollten ausgebaut 
und aueh in anderen Bundesländern aufgegriffen werden. Sie sollten aueh die weiterführenden Sehulen einbeziehen. 

Die untersehiedliehen Aktivitäten zur Förderung bildungsspraehlieher Fähigkeiten sollten fäeherübergreifend in ei- 
nem Gesamtspraeheneurrieulum verknüpft werden. 

Lehr- und Lernmaterialien für durchgängige sprachliche Bildung entwickeln 

Zur Umsetzung durehgängiger spraehlieher Bildung - insbesondere im Faehunterrieht - ist es notwendig, entspre- 
ehende Lehr-/Lemmaterialien zu entwiekeln. Um eine größere Verbreitung zu erreiehen, sollten diese aueh eomputer- 
gestützte Selbstlemmögliehkeiten enthalten (vgl. das Beispiel des von der Universität Hamburgs entwiekelten Quali- 
fizierungsbausteins „durehgängige SpraehfÖrderung“ in Absehnitt 2.1.4 dieses Kapitels.) 

Akteure außerhalb der Kindertageseinrichtungen und Schulen einbeziehen 

Akteure und Lemorte außerhalb von Kindertageseinriehtungen und Sehulen können wertvolle Beiträge zur Verknüp- 
fung formeller und informeller SpraehfÖrderung leisfen und zusätzliehe Spreehgelegenheiten sehaffen. Hierzu kön- 
nen insbesondere Kooperationen zwisehen Kindertageseinriehtungen/Sehulen und Angeboten von Migrantenorgani- 
sationen, Einriehtungen der Jugendarbeit und zu Bibliotheken und anderen Einriehtungen genutzt werden. Diese 
Kooperationen sollten systematiseh gefördert werden, etwa dureh die Einbindung in lokale Netzwerke der spraehli- 
ehen Bildung oder dureh gemeinsame Projekte (vergleiehe aueh Kapitel C). 

Bürgersehaftliehes Engagement kann die professionelle Arbeit von pädagogisehen Faehkräften im Bereieh sprachli- 
ehe Bildung bereiehem und ergänzen, jedoeh keinesfalls ersetzen. Als ergänzende Angebote dureh bürgersehaftliehes 
Engagement eignen sieh insbesondere interkulturelle Projekte und Begegnungen, Erkundungen, spraehliehe Begeg- 
nungen, Lesepaten, Lesenäehte, Tutorenprogramme und ähnliehe Angebote. Die Kooperation von Bildungseinrieh- 
tungen mit Freiwilligen bzw. Ehrenamtliehen braueht verlässliehe, stützende und begleitende Strukturen, um eine er- 
folgreiehe Verbindung von professioneller Arbeit und freiwilligem Engagement zu ermögliehen (vergleiehe hierzu 
aueh die Ausführungen zu bürgersehaflliehem Engagement in Kapitel D). 
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Angebote für Seiteneinsteiger bereitstellen 

Förder-, Intensiv- bzw. Sprachlemklassen, in denen spraehintensive Fäeher getrennt unterriehtet werden, während in 
weniger spraehorientierten Fäehem bereits eine Integration in den Klassenverband stattfindet, sollten auf maximal 
2 Jahre begrenzt werden. Kompetenzen und Fähigkeiten sollten nieht aufgrund von Spraehsehwierigkeiten ungenutzt 
bleiben; der faehspraehliehe Einsatz der Herkunftsspraehe kann dabei unterstützend genutzt werden. 

Für Seiteneinsteiger, die über eine „gymnasiale Oberstufen-Berechtigung“, jedoch nicht über ausreichende Deutsch- 
kenntnisse für einen direkten Übergang in das Gymnasium verfügen, sollfen passgenaue Maßnahmen enfwickelf wer- 
den, die einen raschen Erwerb bildungssprachlicher Deufschkenntnisse und damif die Aufnahme in die gymnasiale 
Oberstufe ermöglichen, etwa im Rahmen von Vorkursen. 

• Umsetzungshinweis: Beratungsangebote für Seiteneinsteiger 

Um den spezifischen Förder- und Beratungsbedürfnissen von Seiteneinsteigem (und ihren Eltern) gerecht zu wer- 
den, kann es hilfreich sein, bei den Schulämtern Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter speziell für die Beratung von 
Seiteneinsteigem einzusetzen. Diese können gezielt auf geeignete Förderangebote (auch außerschulischer Träger) 
hinweisen und gmndsätzliche Informationen über das deutsche Bildungssystem vermitteln (vergleiche Kapitel C). 
Darüber hinaus können sie Schulen dabei unterstützen, bei Seiteneinsteigem sprachliche und sonstige Lem- 
schwierigkeiten zu unterscheiden, und sie bei der Entwicklung bedarfsgerechter Förderangebote beraten. 

Sprachliche Bildung bei der Umsetzung von Bildungsstandards berücksichtigen 

Fragen des Stellenwerts des Bereichs Deutsch als Zweitsprache sowie der interkulturellen Bildung im Qualitätsdis- 
kurs schulischer Bildung in Deutschland sollten bei der Umsetzung der Nationalen Bildungsstandards stärker Rech- 
nung getragen werden.®' Auch Herkunftssprachen als fremdsprachliche Angebofe an Schulen haben bei der Entwick- 
lung und Diskussion von Bildungsstandards bisher nur wenig Berücksichtigung gefunden. Vor diesem Hintergmnd 
sollten die von der Kultusministerkonferenz der Länder entwickelten Bildungsstandards und ihre Umsetzung dahin- 
gehend überprüft werden, wie diesen Aspekten stärker Rechnung getragen werden kann. 

Forschungsdesiderate 

Verstärkte Forschung ist notwendig zur Beschreibung altersgemäßer Sprachentwicklung, zum Problem der Weiter- 
entwicklung der Sprachkompetenz in der Erst- und Zweitsprache nach der Phase des Primärspracherwerbs (longitudi- 
nale Studien), zur Beschreibung von Unterrichtsprozessen, zur Wirkung mehrsprachiger Bildungskonzepte, zur Rolle 
von interkulturellen Kompetenzen in der Sprachvermittlung, zur Wirkung von Interventionen und längerfristig ange- 
legten Sprachbildungskonzepten, zur Wirksamkeit, Praktikabilität und Anschlussfähigkeit von Sprachstandsfeststel- 
lungsverfahren und Sprachtests an die pädagogische Praxis sowie zur Entwicklung von Qualitätskonzepten für den 
Unterricht Deutsch als Zweitsprache. 


2.1.2 Eltern bei der sprachlichen Bildung 
partnerschaftlich einbeziehen und 
unterstützen 

Kinder lernen Sprache in Beziehungen. Der Sprach- 
erwerb wird in den ersten Lebensjahren eines Kindes da- 
her maßgeblich von Eltern und Familie geprägt. Zentral 
für die kindliche sprachliche Enfwicklung sind die Quali- 
tät der Sprechimpulse, welche an die Kinder gerichtet 
werden und die Art und Weise der Kommunikations- 
anlässe, an denen sie sich beteiligen. Intensive Interaktion 
der Eltern mit dem Kind, die Sprechanreize schafft, unter- 
stützt die natürliche Sprachentwicklung. Eltern mit einer 
anderen Erstsprache brauchen jedoch oft Hilfe und Anlei- 
tung, wie sie ihre Kinder bei der Sprachentwicklung im 
Deutschen zielgerichtet fordern können. 


Zur Entwicklung und Umsetzung der Bildungsstandards vgl. http:// 

www.kmk.org/bildung-schule/qualitaetssicherung-in-schulen/bil- 

dungsstandards/ueberblick.html. 


Die Einbindung der Eltern in den SprachfÖrderprozess 
und die Stärkung ihrer Erziehungskompetenzen sind be- 
reits wichtige Bestandteile vieler frühkindlicher Sprach- 
fÖrderangebote. Häufig werden parallel zum Sprach- 
erwerb der Kinder Angebote an die Eltern zur Partizipation 
am Alltag der Kindertageseinrichtung und zum Erlernen 
der deutschen Sprache oder Angebote der Bildungs- und 
sozialen Beratung gemacht, etwa in Form begleitender El- 
tem-Kind- Veranstaltungen, teilweise auch als umfassende 
Erziehungspartnerschaften (vergleiche auch Kapitel C). 

Die intensive Zusammenarbeit mit Eltern zum Thema 
SprachfÖrderung sollte über das Engagement einzelner Kin- 
dertageseinrichtungen und Schulen hinaus jedoch grand- 
sätzlich integraler Bestandteil der pädagogischen Arbeit 
der Bildungseinrichtungen sein. Wichtig ist in diesem Zu- 
sammenhang die Frage, wie Eltern mit Migrationshinter- 
grund systematisch und nachhaltig dabei unterstützt wer- 
den können, die Entwicklung der Deutschkenntnisse ihrer 
Kinder gezielt zu fordern. Der Nationale Infegrationsplan 
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betont die zentrale Rolle der Zusammenarbeit mit Eltern in 
diesem Zusammenhang. Die Länder setzen sieh dort für 
„die Einführung sysfematiseher und zielgeriehtefer Eltem- 
anspraehe und -information ein, die die Themen frühe För- 
derung, frühzeifiger Kinderfagessfäffenbesueh und Spra- 

ehenfwieklung umfassen.“®^ 

Eltern mit einer anderen Herkunftsspraehe sollten dazu 
ermutigt werden, in derjenigen Sprache mit ihren Kindern 
zu sprechen, die sie am besten beherrschen und in der sie 
sich am wohlsten fühlen. Bei vielen wird dies ihre Her- 
kunffssprache sein. Für den Infegrationsprozess der Fami- 
lie und den Bildungsweg der Kinder ist aber auch die 
Bereitschaft der Eltern von Bedeutung, ihre eigenen 


Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O., S. 26. 


Deutschkermtnisse zu verbessern. Sie sollten deshalb mo- 
tiviert werden, selbst Deutsch zu lernen. Um dies zu un- 
terstützen, haben die Beauftragte der Bundesregierung für 
Migration, Flüchtlinge und Integration, die Kultusminis- 
terkonferenz der Länder und das Bundesamt für Migra- 
tion und Flüchtlinge in einem gemeinsamen Schreiben 
Anfang 2009 Schulen in Deutschland über Integrations- 
kurse für Eltern informiert. Unter dem Titel „Deutsch ler- 
nen - Deutschland kennenlemen. Damit unsere Kinder 
bessere Chancen haben“ hat das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge im Sommer 2009 eine Motivationskam- 
pagne initiiert, um Eltern für die Teilnahme an Elteminfe- 
grationskursen zu gewinnen (vgl. auch Kapifel C). 

Die folgenden Empfehlungen beziehen sich auf die Rolle 
der Elfem bei der sprachlichen Bildung ihrer Kinder. 
Empfehlungen zur Zusammenarbeit mit Eltern werden in 
Kapitel C dargestellt. 


Empfehlungen 

Inhalte und Formen der Zusammenarbeit mit Eltern zur sprachlichen Förderung ausgestalten 

Ansätze der Zusammenarbeit mit Eltern mit Migrationshintergmnd sollten auch Angebote zur Stärkung der Kompe- 
tenzen der Eltern zur Unterstützung des Spracherwerbs ihrer Kinder umfassen, etwa durch Eltembildungsprogramme 
bzw. „Family-Leaming-Kurse“. Für Eltembildungsprogramme sollten die Möglichkeiten der Familienbildung als 
Teil der Jugendhilfe nach § 1 6 SGB Vlll Kinder- und Jugendhilfegesetz stärker genutzt werden. 

Eltern, Kindertageseinrichtungen und Schulen sollten ihre Aktivitäten zur sprachlichen Fördemng der Kinder auf- 
einander beziehen, um eine möglichst große Wirkung zu erreichen. Die Kindertageseinrichtungen und die Schulen 
sollten ihre Erwartungen an die Eltern dabei klar formulieren. 

Multiplikatorenprogramme erleichtern die Arbeit mit Eltern und wirken über die Kindertageseinrichtungen und 
Schulen hinaus, ln verstärktem Maße sollten deshalb Kooperationen zwischen professionellen SprachfÖrderangebo- 
ten in Bildungseinrichtungen und Akteuren mit Multiplikatorenfunktion gefördert werden, etwa bei der Ausbildung 
von „Stadtteilmüttem“ (vgl. die Ausführangen zum Projekt „Stadtteilmütter“ in Berlin-Neukölln in Kapitel C). 

• Umsetzungshinweis: Formen der Zusammenarbeit mit Eltern 

Die Zusammenarbeit mit Eltern mit Migrationshintergmnd bei der Fördemng der sprachlichen Bildung ihrer Kin- 
der kann - auf partnerschaftlicher Ebene und orientiert an den Bedürfnissen der Eltern und Kinder - unterschiedli- 
che Formen annehmen: 

- Aufsuchende Eltemarbeit 

- Spielgmppen für Eltern und Kinder 

- Zusammenarbeit mit Eltemvereinen zugewanderter Eltern 

- Elteminformationsabende und -kongresse 

- Unterstützung bei Weiterbildungswünschen 

- Eltemschulungen zu Themen der (sprachlichen) Bildung (auch mehrsprachig) 

- Eltembildungsprogramme zur Erhöhung der Erziehungskompetenz 

- Eltembriefe 

Das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend bietet seit 2009 zwei Extra-Elternbriefe zum 
Thema Sprachentwicklung und Sprachförderung an. Die neuen Elternbriefe sind neben Deutsch in weiteren neun 
Sprachen verfügbar: Englisch, Polnisch, Türkisch, Arabisch, Französisch, Griechisch, Italienisch, Russisch und Ser- 
bisch. Die Elternbriefe greifen Fragen rund um die sprachliche Entwicklung von Kindern auf und geben Eltern pra- 
xisnahe Tipps, wie sie die Fähigkeiten ihrer Kinder verbessern können - unabhängig davon, ob die Kinder ein- oder 
mehrsprachig aufwachsen. Die Eltembriefe werden vom Arbeitskreis Neue Erziehung herausgegeben und erreichen 
über ein bundesweites Netz von Jugendämtern, freien Trägem der Jugendhilfe sowie Familienbildungs- und -bera- 
tungseinrichtungen mnd 500 000 Eltern. 
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Sprachliche Bildung als Bestandteil von Erziehungspartnerschaften einführen 

Im Rahmen von Erziehungspartnerschaften zwischen Elternhaus und Kindertageseinrichtung bzw. Schule sollten El- 
tern auch über Fördermöglichkeiten der sprachlichen Entwicklung ihrer Kinder informiert und dazu ermutigt werden, 
ihre eigenen Vorstellungen zu formulieren. 

• Umsetzungshinweis: Sprachliche Bildung als Aspekt von Erziehungspartnerschaften 

In Eltemgesprächen kann die jeweils individuell passende Vorgehensweise bei der Einbeziehung der Eltern in die 
sprachliche Bildung der Kinder gemeinsam bestimmt werden. Konkrete Inhalte und Formen der Zusammenarbeit 
zwischen Bildungseinrichtung und Eltern bei der sprachlichen Förderung der Kinder können in einer Bildungsver- 
einbarung gemeinsam festgehalten werden. 

Forschungsdesiderate 

Die Wirkung von Programmen, die Eltern aktiv in die SprachfÖrderung ihrer Kinder einbeziehen, muss systematisch 
evaluiert und erforscht werden. Ebenso fehlen umfassende Forschungsarbeiten zur Frage, welche kultursensible An- 
sprache notwendig ist, um Eltern mit Migrationshintergrund zu erreichen. 


2.1 .3 Sprachliche Bildung am Übergang Schule - 
Ausbildung: Berufsvorbereitende 
Deutschkenntnisse vermitteln, 
Ausbildungschancen stärken 

Die Bedeutung von Sprache ist in Ausbildung und Arbeit 
kontinuierlich gewachsen. Fehlende bildungssprachliche 
und berufsbezogene Deutschkenntnisse sind in vielen 
Fällen eine der Hauptursachen für die geringe Ausbil- 
dungsbeteiligung von Jugendlichen mit Migrationshinter- 
grund. Die Vermittlung von berufsbezogenen Deutsch- 
kenntnissen ist deshalb zu einem wichtigen Bestandteil 
der beruflichen Bildung und Weiterbildung von Jugendli- 
chen mit Migrationshintergrund geworden und sollte als 
Auftrag aller zuständigen Bildungsinstitutionen im Über- 
gangssystem Schule - Ausbildung bzw. Beruf verstanden 
werden. Herkunftssprachliche Kenntnisse können ergän- 
zend eine Ressource für Ausbildung und Beruf darstellen. 
Das Erlernen fachsprachlicher Kenntnisse ihrer Her- 
kunftssprache kann deshalb für Jugendliche am Übergang 
in den Beruf ebenfalls von Bedeutung sein. 

Unterschiedliche Phasen der Vorbereitung auf eine Be- 
rufstätigkeit stellen Jugendliche und junge Erwachsene 
vor verschiedene sprachliche Herausforderungen, die in 
den Qualifizierungsangeboten adäquat reflektiert werden 
müssen. Konzepte der schulischen und außerschulischen 
sprachlichen Bildung am Übergang Schule - Ausbildung 
sollten daher an die drei Kembereiche Berufsorientie- 
rung, Ausbildungs- bzw. Berufsvorbereitung und Ausbil- 
dungsbegleitung (auch zur Vermeidung von Ausbildungs- 
abbrüchen) angelehnt sein. Eine wichtige Rolle spielt 
dabei das Übergangsmanagement. 

Für Jugendliche und junge Erwachsene werden sprachli- 
che Bildungsangebote in den letzten Jahren der Sekundar- 
stufen I und II angeboten, die vielfach auch bereits den 
Eintritt ins Erwerbsleben in den Blick nehmen. Diese 
Maßnahmen enthalten häufig auch andere Elemente der 
berufsvorbereitenden Qualifizierung und Beratung. Die 
meisten enden jedoch mit dem Ende der Schulzeit. Pro- 
jekte, die im Sinne einer tatsächlichen „Übergangsbeglei- 
tung“ SprachfÖrderung mit Berufsorientierung und akti- 
ver Unterstützung bei der Ausbildungsplatzsuche bzw. 


bei den ersten Schritten in der Ausbildung verbinden und 
eine Kontinuität über den Schulabschluss hinaus herstei- 
len, werden kaum durchgeführt. Erschwert wird eine sol- 
che langfristige Förderung über die Schulzeit hinaus unter 
anderem auch durch förderrechtliche Schwierigkeiten bei 
der Verzahnung von Regelinstrumenten aus unterschiedli- 
chen Rechtskreisen. Ein Beispiel für einen übergreifen- 
den Ansafz isf das Kooperafionsprojekf „Chancen nufzen, 
Perspektiven schaffen - Berufsorientierung und Sprach- 
fÖrderung für Jugendliche mit Migrationshintergrund“ 
des Landes Niedersachsen. In diesem Modellprojekt bie- 
tet Niedersachsen gemeinsam mit dem Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge unterrichtsergänzende bil- 
dungssprachliche Deutschförderung für Haupfschülerin- 
nen und -schüler in Kombination mit ausbildungsvorbe- 
reitenden Maßnahmen an, die auch über das Ende der 
Schulzeit hinausgehen (vgl. B.2.1.1).® Eine solche Ein- 
bindung von SprachfÖrderangeboten in lokale Netzwerke 
des Übergangsmanagements findet bisher selten statt. 

Für Jugendliche, die nicht direkt in eine betriebliche, 
schulische oder universitäre Ausbildung wechseln (kön- 
nen), werden unterschiedliche Angebote in verschiedener 
staatlicher Trägerschaft bereitgehalten. Jugendliche mit 
Migrationshintergrund sind in diesen Maßnahmen über- 
durchschnittlich häufig vertreten. Sprachliche Bildung ist 
in diesen Angeboten entweder ein eigenständiger Be- 
standteil oder spielt zumindest indirekt eine Rolle. So gibt 
es etwa im Rahmen des Berufsvorbereitungsjahres bzw. 
Berufseinstiegsjahres, das in Baden- Württemberg für 
schulpflichtige Jugendliche verpflichtend ist, die keinen 
Ausbildungsplatz erhalten haben, auch Klassen gezielt 
für Jugendliche ohne bzw. mit geringen Deutschkenntnis- 
sen. Auch das in Bayern angebotene Berufsintegrations- 
jahr verbindet Elemente der betrieblichen Praxis, der all- 
gemeinen sowie der berufsvorbereitenden schulischen 
Qualifizierung mit SprachfÖrderung. 


Das Modellprojekt wird auch mit/in den Ländern Bayern und Berlin 
durchgefuhrt, hier jedoch ohne zusätzliche ausbildungsvorbereitende 
Maßnahmen. 
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Die Bundesagentur für Arbeit erprobt an 14 Standorten 
das Modellprojekt „GINCO-Ganzheitliches Integrations- 
coaching für junge Menschen in berufsschulischen Maß- 
nahmen“. Das Modellprojekt ist eines von sechs 
Programmelementen der „Gemeinsamen Initiative zur 
verbesserten Arbeitsmarktintegration von Menschen mit 
Migrationshintergrund“ der Integrationsbeauftragten des 
Bundes, des BMAS und der Bundesagentur für Arbeit. 
Ziel ist es, den direkten Übergang von Jugendlichen, die 
sich in einer Berufsvorbereitung an Berufsschulen befin- 
den (z. B. BVJ, BGJ, Jungarbeiterklassen) in reguläre 
Ausbildung signifikant zu erhöhen. Hierbei haben die 
Träger große Freiheiten, ihre ganzheitlichen inhaltlichen 
Ansätze konzeptionell den individuellen Bedarfen der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer anzupassen. Neben dem 
Erwerb von sozialen Kompetenzen spielt die Vermittlung 
berufsvorbereitender Deutschkenntnisse eine besonders 
wichtige Rolle. 

Wichtiger Ort der berufsbezogenen sprachlichen Bildung 
für Jugendliche in einer Ausbildung isf die Berufsschule. 
Die Länder haben im Nationalen Integrationsplan zuge- 
sagt, der berufsbezogenen Sprachforderung für Jugendli- 
che besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Fast alle 
Länder haben mittlerweile Maßnahmen ergriffen, um die 
berufsbezogene Deutschforderung an berufsbildenden 
Schulen zu verbessern - durch zusäfzliche Förderange- 
bofe, spezielle Ausgesfaltung berufsvorbereifender Maß- 
nahmen, Zuweisung von zusäfzlichen Lehrerstundenkon- 
tingenfen oder Qualifizierungsmaßnahmen für Lehrkräfte 
an berufsbildenden Schulen.^'* Doch auch der Ausbil- 
dungsbetrieb trägt erheblich zur Förderung der Sprach- 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2008): 
a. a. O., S. 130. 


kompetenz bei. Für ausbildende Betriebe können Modelle 
entwickelt und erprobt werden, die diese gezielt in die 
sprachliche Bildung einbeziehen. Dabei sollte nach We- 
gen gesucht werden, wie Ausbildungsbetriebe als sprach- 
liche Lemorte erschlossen werden können, ohne diese so- 
wie die dort tätigen Ausbilderinnen und Ausbilder zu 
überfordem. 

Ausbildungsvorbereitende Deutschkermtnisse können 
auch in den bundesgefÖrderten Jugendintegrationskursen 
vermittelt werden. Diese richten sich an nicht mehr schul- 
pflichtige junge Erwachsene bis zur Vollendung des 
27. Lebensjahres und werden schwerpunktmäßig dazu 
genutzt, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sprachlich 
auf Ausbildung und Integration in den Arbeitsmarkt vor- 
zubereiten. Durch die von 630 auf bis zu 945 Unterrichts- 
einheiten erhöhte Dauer des Jugendintegrationskurses 
konnte ein größerer Anteil berufsorientierender Sprach- 
und Leminhalte aufgenommen werden. Ergänzt wird dies 
durch die Möglichkeit, im Rahmen einer Praxisphase in- 
nerhalb des Kurses erste praktische Erfahrungen in der 
Ausbildungs- und Arbeitswelt zu sammeln. Im Rahmen 
sogenannter „Verbundprojekte“ kann der Sprachkurs mit 
dem Erwerb eines Abschlusses oder beruflicher Tätigkeit 
kombiniert werden. 

Die folgenden Empfehlungen sollen einen Beitrag dazu 
leisten, eine Strategie für die Vermittlung berufsbezoge- 
ner Deutschkenntnisse zu entwickeln, die umfassend und 
nachhaltig dazu beiträgt, die vergleichsweise geringere 
Ausbildungsbeteiligung dieser Jugendlichen zu verbes- 
sern. Grundlage einer Weiterentwicklung der Angebote 
muss dabei eine genaue Beschreibung der Zielgruppen 
und ihrer Bedarfe sein. 


Empfehlungen 

Curriculare Rahmenbedingungen bereitstellen 

Sprachliche Bildung und interkulturelle Kompetenzen sollten Bestandteil der Rahmencurricula der berufsbildenden 
Schulen werden. Darüber hinaus sollte durch den Bund in seiner Zuständigkeit für den Bereich der Ausbildungsver- 
ordnungen in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern geprüft werden, in welchem Ausmaß die Vermittlung interkul- 
tureller Kompetenzen in der betrieblichen Berufsausbildung verankert werden kann. 

Übergangsangebote systematisch für Deutschförderung nutzen 

Übergangsangebote für Jugendliche, die nach der Schule nicht direkt eine Berufsausbildung antreten (können), sollten 
noch stärker als bereits bisher zur Verbesserung der arbeitsweltbezogenen sprachlichen Kompetenzen genutzt werden, 
etwa die durch die Bundesagentur für Arbeit finanzierten Aktivierungshilfen für Jüngere oder berufsvorbereitenden Bil- 
dungsmaßnahmen. Programmträger sollten ihre Angebote entsprechend modifizieren. Dabei sollte sichergestellt wer- 
den, dass diese Kurse sowohl neu zugewanderten Jugendlichen mit berufsvorbereitendem SprachfÖrderbedarf offenste- 
hen, als auch Jugendlichen mit Migrationshintergrund, die eine allgemeinbildende Schule in Deutschland besucht, aber 
keinen Abschluss erworben bzw. trotz Abschluss sprachlichen Förderbedarf haben. Die Angebote sollten sich an den je- 
weiligen Erfordernissen vor Ort orientieren und in das regionale Übergangsmanagement eingebunden sein. 

Jugendlichen mit Migrationshintergrund, die ohne Abschluss die Schule verlassen, fehlen häufig aufgrund mangeln- 
der Deutschkenntnisse auch grundlegende Inhalte, die in der Schule in früheren Klassenstufen behandelt werden. Ne- 
ben Angeboten zur Förderung von Schulabsolventinnen und -absolventen sollten deshalb auch niederschwellige An- 
gebote der nachholenden Bildung mit hohen sprachlichen Anteilen gefördert werden, die Jugendlichen die Chance 
bieten, nachträglich einen Schulabschluss zu erwerben. 
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Aktuelle Initiativen zur Koordinierung und Optimierung der Angebote des Übergangsmanagements und der stärkeren 
Orientierung am lokalen Bedarf sollten insbesondere auch den Aspekt der berufsvorbereitenden bzw. arbeitsmarkt- 
orientierten Förderung von Deutsch als Zweitsprache bei der Entwicklung von lokalen Netzwerken des Übergangs- 
managements berücksichtigen. Hier bietet die Förderinitiative des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 
„Regionales Übergangsmanagement“ im Programm „Perspektive Berufsabschluss“ einen geeigneten Rahmen. 

• Umsetzungshinweis: Maßnahmen der niederschwelligen heruflichen Qualifizierung zur 
herufsvorbereitenden Deutschförderung nutzen 

Die Bundesagentur für Arbeit fördert sogenannte Aktivierungshilfen, die sich an Jugendliche richten, die auf an- 
dere Weise nicht für eine berufliche Qualifizierung motiviert werden können. Diese und ähnliche Angebote sollten 
noch stärker mit Möglichkeiten der berufsvorbereitenden Förderung von Deutsch als Zweitsprache ergänzt wer- 
den. Dabei ist zu klären, welcher Kostenträger die Finanzierung dieser Ergänzungsangebote übernehmen kann. 

• Umsetzungshinweis: Aus Erfahrungen bisheriger Projekte lernen 

Hilfreich sind in diesem Zusammenhang auch Erfahrungen bereifs vorhandener Modellprojekte zur berufsvorbe- 
reitenden bzw. berufsbezogenen SprachfÖrderung am Übergang Schule - Ausbildung. Diese sollten systematisch 
dokumentiert, mit Blick auf Transfermöglichkeiten ausgewertet und der Fachöffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden etwa im Rahmen einer Datenbank zu Beispielen guter Praxis. Hierzu könnte gegebenenfalls das bereits 
bestehende „Good Practice Center“ zur beruflichen Förderung von Benachteiligten des Bundesinstituts für Be- 
rufsbildung genufzf werden. 

Sprachliche Bildung an berufsbildenden Schulen systematisch verankern 

Da der Anteil der Jugendlichen mit Migrationshintergrund stetig ansteigt, ist der Fachunterricht in den berufsbildenden 
Schulen zunehmend auch Zweitsprachenunterricht. Die Rolle der berufsbildenden Schulen im Bereich Deutsch als 
Zweitsprache sollte deshalb deutlicher definiert werden, unter anderem durch die Entwicklung spezifischer Konzepte 
zur Vermittlung bildungssprachlicher, berufsbezogener Kenntnisse von Deutsch als Zweitsprache. Länder, Kommunen 
und Hochschulen sollten entsprechende Qualifizierungsangebote für Lehrkräfte an beruflichen Schulen anbieten. 


Das Kompetenzzentrum SprachfÖrderung der Stadt Köln (2003 bis 2007) hat ein Fortbildungsangebot entwickelt, das 
eine Umsetzungsbegleitung für Lehrkräfte von Berufskollegs sowie Lehrkräfte von Haupt-, Real- und Gesamtschulen, 
die am Übergang Schule - Beruf arbeiten, enthält. Diese Lehrerinnen und Lehrer stehen oft vor dem Problem, in ih- 
ren sprachlich meist heterogenen Klassen Schülerinnen und Schüler zum Lernen zu motivieren und zugleich sprach- 
lich optimal zu fördern. Im Mittelpunkt der Fortbildungen steht die Förderung von Lese-, Schreib- und Sprechfertig- 
keit sowie von Lernbereitschaft und Lernfähigkeit bei den Schülerinnen und Schülern. Hinzu kommen Fortbildungen 
zu Grammatik, zu Mehrsprachigkeit im Unterricht, zu ressourcenorientierter Sprachdiagnose und zu Methodentrai- 
ning. Die Fortbildung richtet sich sowohl an Deutsch- als auch an Fachlehrkräfte. 


Die Durchführung von getrenntem fachlichem Unterricht und sprachlicher Förderung bringt häufig nicht die ge- 
wünschten Ergebnisse. Der Vorzug ist daher integrierten Fördermaßnahmen in Form von Spracharbeit im Fachunter- 
richt zu geben. Dies gilt sowohl für den Unterricht in Berufsschulen im Rahmen der dualen Ausbildung als auch für 
die vollschulische Ausbildung in Berufsfachschulen. Dieser Aspekt sollte darüber hinaus in die von der Kultusminis- 
terkonferenz mit dem Nationalen Integrationsplan angekündigte Überprüfung der Wirkung bisheriger Maßnahmen 
berufsbezogener SprachfÖrderung einbezogen werden.^s 

• Umsetzungshinweis: Angebote an berufsbildenden Schulen 

Als Grundlage für eine verstärkte, systematische Verankerung berufsbezogener sprachlicher Förderung des Deut- 
schen als Zweitsprache in berufsbildenden Schulen sollte eine systematische Erfassung und Auswertung der be- 
reits bestehenden Angebote (der Länder) zur sprachlichen Bildung in beruflichen Schulen vorgenommen sowie 
bestehende Rahmenpläne, Methoden und Instrumente im Feld der berufsbildenden Schulen auf ihren Anteil be- 
rufsbezogener SprachfÖrderung hin analysiert werden. 

Begleitend sollte die Entwicklung didaktischer Materialien für den Berufsschulunterricht erfolgen, die die Bedürf- 
nisse von mehrsprachigen Auszubildenden aufgreifen. Hilfreich können hier auch computergestützte Online- 
Lemtools sein, die Möglichkeiten bieten, den Umgang mit berufsbezogener Kommunikation einzuüben wie bei- 
spielsweise das Führen von Berichtsheften. 


Vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): a. a. O., S. 27. 
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Im Rahmen des Projekts „Sprachtrainingfiir Schule und Beruf“ hat das Institut für Auslandsgermanistik/Deutsch als 
Fremd- und Zweitsprache der Universität Jena neben einem Handbuch ein Online-Angebot entwickelt, das sich so- 
wohl an Schülerinnen und Schüler am Übergang von der Schule in den Beruf als auch an ihre Lehrkräfte richtet. Für 
unterschiedliche Berufsfelder wurden Selbstlern- und Lehrmaterialien entwickelt und als Download zur Verfügung 
gestellt, die Jugendliche mit Migrationshintergrund unterstützen sollen, die sprachlichen Anforderungen einer Be- 
rufsausbildung zu meistern. In einzelnen Modulen können anhand konkreter Beispiele - etwa das Führen eines Be- 
richtshefts - ausbildungsbezogene Deutschkenntnisse weiterentwickelt werden. Die Materialien können begleitend 
zum Selbstlernen oder direkt im Unterricht eingesetzt werden. Neben Online-Modulen mit interaktiven Übungen und 
Animationen werden auch Kopiervorlagen der Trainingsmaterialien und Internetressourcen bereitgestellt. Die Ent- 
wicklung der Online-Materialien wurde vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterstützt. Weitere Informa- 
tionen unter: http://www.sprachtraining-beruf.de 

Sprachliche Bildung für Seiteneinsteiger am Übergang in die Ausbildung bereitstellen 

Viele Jugendliche, die während ihrer Schulzeit nach Deutschland zuwandem, steigen erst in der Sekundarschulzeit 
oder der beruflichen Ausbildung in das deutsche Bildungssystem ein. Auch sie benötigen gezielte, berufsvorberei- 
tende Deutschforderung. Gerade für diese Zielgruppe isf auch die Anerkennung ihrer Herkunflssprache als Fremd- 
sprache bedeufsam. 

Ausbildungsbetriebe als Sprachlernorte nutzen 

Die Sozialpartner sollten Ausbilderinnen und Ausbilder über die Thematik sprachliche Bildung und interkulturelle 
Kompetenzen informieren und gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den Kammern entsprechende Schulungsange- 
bote organisieren. 

Die Vermittlung von ausbildungs- und berufsbezogenem Deutsch als Zweitsprache ist in der Praxis der Berufsausbil- 
dung nur begrenzt möglich. Betriebe sollten bei der Ausbildung junger Menschen mit einer anderen Herkunftsspra- 
che deshalb falls erforderlich durch ausbildungsbegleitende Hilfen im Rahmen der BenachteiligtenfÖrderung nach 
SGB 111 unterstützt werden. Bei einer Ausweitung ausbildungsbegleitender Hilfen sollte der berufsbezogenen sprach- 
lichen Bildung als ausbildungsbegleitender Förderung besonderes Augenmerk gelten. 

• Umsetzungshinweis: Unterstützung für Betriebe im Bereich sprachliche Bildung 

Betriebe sollten bei Bedarf verstärkt organisatorische Unterstützung von Forschung und Praxis der Förderung des 
Deutschen als Zweitsprache erhalten. So könnten Hochschulen beispielsweise Beratungsangebote für Firmen enf- 
wickeln. Eine solche flankierende Förderung kann auch dazu beifragen, den überproportional hohen Ausbildungs- 
abbrüchen bei Migrantenjugendlichen entgegenzuwirken. 

Zielgruppe ausbildungsbegleitender Hilfen sind nach SGB 111 lembeeinträchtigte (§ 245 SGB 111) und sozial be- 
nachteiligte Ausbildungssuchende (§15 SGB 111) und/oder Auszubildende (§14 SGB 111), die wegen der in ihrer 
Person liegenden Gründe ohne die Förderung eine Berufsausbildung nicht beginnen, fortsetzen oder erfolgreich 
beenden können. Förderungsbedürftig sind auch Auszubildende, bei denen ohne eine Förderung ein Abbruch ihrer 
Ausbildung droht. Um ausbildungsbegleitende Hilfen umfassender zur Unterstützung von Auszubildenden mit 
Förderbedarf im Deutschen zu nutzen, müsste ggf. der gesetzlich förderfähige Personenkreis erweitert werden. 

Träger ausbildungsbegleitender Hilfen müssen im Rahmen ihrer Maßnahmen Förderunterricht anbieten, um beste- 
hende Defizite, insbesondere auch in den berufsbildenden Schulen, aufzuarbeiten. Dazu gehört bei sprachlichen 
Problemen der Auszubildenden auch gezielte SprachfÖrderung, deren Umfang und Inhalt sich am individuellen 
Förderbedarf orientieren. Um berufsbezogene sprachliche Bildung stärker als bisher im Rahmen ausbildungsbe- 
gleitender Hilfen anzubieten, ist eine entsprechende Qualifizierung der Dozentinnen und Dozenten notwendig, die 
im Bereich ausbildungsbegleitender Hilfen tätig sind. 

Eltern und Jugendliche zu sprachlichen Anforderungen von Berufsaushildungen beraten 

Die Einbeziehung der Eltern bei der Berufswahl kann in Fragen der Sprachkenntnisse entscheidend sein. Erst das Be- 
wusstsein in den Familien, dass die Aufnahme einer Berufsausbildung der entscheidende Schritt für die Aufnahme 
einer Erwerbsfäfigkeif in Deufschland isf, ermöglichf es vielen Jugendlichen mif Migrationshinfergrund, die Notwen- 
digkeif enfsprechender Sprachkurse zu erkennen. Beratungsangebofe für Jugendliche und Eltern mit Migrationshin- 
tergrund sollten vor diesem Hintergrund verstärkt werden und den Aspekt der sprachlichen Anforderungen einer Be- 
rufsausbildung einbeziehen. 
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Forschungsdesiderate 

Forschung ist notwendig zu Diagnoseinstrumenten zur Sprachstandsanalyse und Evaluation des Lernerfolgs im be- 
rufsbezogenen Deutschunterricht am Übergang Schule - Ausbildung. 

• Umsetzungshinweis: Zielgruppen- und Bedarfsanalyse 

Eine umfassende Analyse der Zielgruppen innerhalb der heterogenen Gruppe der Jugendlichen mit Migrationshin- 
tergrund und ihrer spezifischen Bedarfe ist Voraussetzung für die Entwicklung konkreter Anforderungsprofile so- 
wie für ergebnis- und bedarfsorientiert gestaltete Angebote sprachlicher Bildung am Übergang Schule - Ausbil- 
dung bzw. Beruf und ihrer Verankerung in einem Gesamtkonzept. Eine entsprechende Bedarfsanalyse könnte 
durch die Ressortforschungseinrichtungen des Bundes durchgeführt werden. 


2.1.4 Aus-, Fort- und Weiterbildung des 
pädagogischen Personals für die 
frühkindliche und schulische 
sprachliche Bildung 

Die Anforderungen, die sich an Fachkräfte der sprachli- 
chen Bildung, aber auch an andere pädagogische Fach- 
kräfte bei der Vermittlung von Sprache stellen, haben sich 
in den letzten Jahren gewandelt. Der Umgang mit einer 
wachsenden Zahl von Kindern, die Deutsch als Zweit- 
sprache lernen, stellt pädagogische Einrichtungen und ihr 
Personal vor große Herausforderungen und erfordert spe- 
zifische Kompetenzen, die jedoch bisher häufig noch 
nicht ausreichend in Aus-, Fort- und Weiterbildung ver- 
mittelt werden. 

Sprachliche Bildung, der Umgang mit Mehrsprachigkeit 
und interkulturelle Erziehung werden zunehmend als 
Aufgabe nicht nur spezieller Förderangebote bzw. des 
Deutschunterrichts, sondern auch des Fachunterrichts und 
des allgemeinen pädagogischen Alltags verstanden. Sie 
gewinnen daher in allen Aus-, Fort- und Weiterbildungen 
im pädagogischen Bereich an Bedeutung. Erzieherinnen 
und Erzieher lernen in ihrer Ausbildung, Entwicklungs- 
und Bildungspotenziale zu diagnostizieren und sprachli- 
che Förderkonzepte zu entwickeln. Aufgrund der Ausbil- 
dungsdauer und -breite kann die Regelausbildung jedoch 
häufig nicht die hier erforderliche Tiefe erreichen. Fort- 
bildungen für Erzieherinnen und Erzieher zur frühkindli- 
chen SprachfÖrderung gehören zwar in allen Ländern 
zum Regelangebot. Eine umfassende, vertiefende Auf- 
nahme der besonderen SprachfÖrderbedarfe von mehr- 
sprachigen Kindern in die reguläre Ausbildung der Erzie- 
herinnen und Erzieher steht in der Breite jedoch noch aus. 

ln der Mehrzahl der Länder wird das Thema Deutsch als 
Zweitsprache verstärkt in alle grundständigen Lehramts- 
studiengänge aufgenommen, ln Berlin wurde mit dem 
Wintersemester 2007/08 für alle Studierenden, die einen 
Lehramtsabschluss anstreben, ein Pfiichtmodul „Deutsch 
als Zweitsprache“ eingeführt, das aus einem Grundlagen- 
modul in der Bachelor-Phase und einem Aufbaumodul in 
der Master-Phase besteht. Für die Ausbildung zum Lehr- 
amt an berufsbildenden Schulen gilt das Modul „Erzie- 
hungswissenschaft und Deutsch als Zweitsprache“, ln 
Hamburg soll künftig ein entsprechendes Modul in die 
Masterausbildung zum Lehramt aufgenommen werden. 


ln Nordrhein- Westfalen sollen ab dem Wintersemester 
2011/2012 Studierende aller Lehramtsstudiengänge das 
Fach „Deutsch für Schülerinnen und Schüler mit Zuwan- 
derungsgeschichte“ als Pfiichtmodul belegen. Die ersten 
Studiengänge werden ab dem Wintersemester 2009/2010 
angeboten. 

Diese Beispiele können eine Orientierung bieten, um 
künftig durchgängig in Ausbildung, Studium und Vorbe- 
reitungsdienst von Beginn an zu vermitteln, dass pädago- 
gische Fachkräfte neben einem fachlichen auch einen 
Auftrag zur sprachlichen Bildung haben. Die Umstellung 
der Studienstruktur auf Bachelor-ZMaster- Studiengänge 
im Studienfach Deutsch als Zweit- bzw. Fremdsprache 
kann eine Chance bieten, bei der Neugestaltung der Stu- 
dienangebote diese Fragestellungen in den Entwicklungs- 
prozess einzubringen. 

Da neu qualifiziertes Personal kurzfristig nicht ausrei- 
chend zur Verfügung steht, um den Bedarf zu decken, ist 
auch die Fortbildung der bereits berufstätigen Lehrenden 
und Erziehenden von Bedeutung. Die Länder haben sich 
2007 im Nationalen Integrationsplan verpflichtet, in den 
folgenden fünf Jahren die notwendigen Fortbildungsmaß- 
nahmen zu stellen, die es allen Lehrkräften ermöglichen, 
ihren Sprachbildungsauftrag im Unterricht wahrzuneh- 
men.^^ Die meisten bieten heute fachübergreifende Fort- 
bildungsmaßnahmen für den Unterricht „Deutsch als 
Zweitsprache“ und als Ergänzung Fortbildungen zur Ver- 
mittlung interkultureller Kompetenz an. Die Teilnahme 
an den Angeboten ist in der Regel freiwillig. 

Kompetenzen in Bezug auf sprachliche Bildung und 
Mehrsprachigkeit sind jedoch nicht nur für Erzieherinnen 
und Erzieher bzw. Lehrkräfte relevant. Insbesondere für 
folgende weitere Berufsgruppen im pädagogischen Be- 
reich sind sie ebenfalls von Bedeutung: Sozialpädagogen 
bzw. Schulsozialarbeiter, Personal an Hochschulen, das 
mit der Lehrkräfteausbildung betraut ist, Ausbildungsper- 
sonal in der zweiten Lehrkräfteausbildungsphase, im Be- 
reich außerschulische SprachfÖrderung für Kinder und 
Jugendliche Tätige, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so- 
wie Leitungskräfte von außerschulischen Bildungsein- 
richtungen. 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O., S. 25. 
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Empfehlungen 

Rahmenbedingungen der Qualifizierung des pädagogischen Personals berücksichtigen 

Aus-, Fort- und Weiterbildung der pädagogisehen Faehkräfte müssen praxisgereeht umgesetzt und in einen konzep- 
tionellen und institutionellen Rahmen eingebettet werden. Sie sollte dabei Bezug auf andere relevante Aspekte neh- 
men (zum Beispiel Literaey-Erziehung) und in Koordination und Kooperation mit den Pädagoginnen und Pädagogen 
in den beteiligten Einriehtungen erfolgen. 

Maßnahmen der Professionalisierung und Qualifizierung sind dann besonders gewinnbringend, wenn sie längerfristig 
ausgeriehtet sind, etwa in Form von Fortbildungsreihen. 

Besondere Beaehtung sollten Teilzeitstudiengänge finden, die eine berufsbegleitende Weiterbildung ermögliehen. Er- 
zieherinnen/Erzieher, Lehrkräfte und andere pädagogisehe Kräfte, die an Weiterbildungsveranstaltungen teilnehmen, 
sollten reehtzeitig und problemlos freigestellt werden können. Für die damit verbundenen Aufwendungen sollten im 
Voraus finanzielle und personelle Ressoureen bereit stehen. Dies setzt aber aueh entspreehendes Engagement der pä- 
dagogisehen Kräfte voraus. 

• Umsetzungshinweis: Umsetzungsbegleitung 

Um eine naehhaltige Wirkung von Aus-, Fort- und Weiterbildungen sieherstellen zu können, ist eine Begleitung 
der Umsetzung der neuen Inhalte und Methoden wiehtig. Diese sollte die Teilnehmenden dabei unterstützen, das 
Gelernte in ihren Einriehtungen zu verankern. Sie sollte zudem die Leitungsebene von Sehulen und Kindertages- 
einriehtungen bei der strategiseh-programmatisehen Umsetzung begleiten. Hilfreieh kann die Einriehtung eines 
solehen Begleitsystems auf der Ebene des Sehulbezirks sein. Ergänzend können weitere Beratungs- und Unterstüt- 
zungsformen den Transfer der Ausbildungsinhalte stärken, zum Beispiel Foren und Arbeitsgruppen für einen kol- 
legialen Erfahrungsaustauseh oder die Einriehtung von „Spraehlemkoordinatorinnen und -koordinatoren“ an Kin- 
dertageseinriehtungen und Sehulen - wie etwa in Hamburg - bzw. von Beratungs- und Informationsstellen zum 
Thema spraehliehe Bildung. 

Inhalte der Qualifizierung und Umsetzung ausgestalten 

Die Priorität der Aus-, Fort- und Weiterbildungen sollte auf der Methodik und Didaktik von Deutseh als Zweitspraehe 
sowie dem wertsehätzenden Umgang mit Mehrspraehigkeit liegen. Faehsehulen und Hoehsehulen sollten eine noeh 
stärkere Verbindung von Theorie und Praxis in der Qualifizierung anstreben. 

Die Pädagoginnen und Pädagogen in Kindertagesstätten und Sehulen sollten bei ihrer Quersehnittsaufgabe als 
Spraehvermittler dureh adäquate Spiel-, Unterriehts- und Praxismaterialien unterstützt werden. Die Faehverlage soll- 
ten die Anforderungen spraehlieh zunehmend heterogener Lemgruppen in den von ihnen entwiekelten Materialien 
stärker berüeksiehtigen. 

Aus-, Fort- uud Weiterbilduug des pädagogischeu Persouals für deu Elemeutar- uud Primarbereich sicherstelleu 

Die Länder sollten für Erzieherinnen und Erzieher ein Modul „Spraehliehe Bildung“ bzw. eine Zusatzausbildung ver- 
pfiiehtend einführen, in deren Rahmen ein vielfältiges Repertoire zur Spraehstandsfeststellung und spraehliehen Bil- 
dung der Kinder unter Einbeziehung von interkultureller Pädagogik vermittelt wird. Entspreehende Weiterbildungs- 
angebote, die Theorie und Praxis der spraehliehen Bildung verbinden, können beispielsweise von den Faehsehulen 
für Sozialpädagogik angeboten werden. 

Im Rahmen des Modellprojekts: ,, Erzieherinnen als Experteninnen für Sprachförderung (PEES)“ der Technischen 
Universität Dortmund ist ein Curriculum für einen weiterbildenden Aufbaubildungsgang Sprachförderung an Fach- 
schulen für Sozialpädagogik entwickelt worden. Im Zentrum dieser Weiterbildung steht neben Sprachdiagnostik und 
Sprachförderung auch interkulturelles Lernen. Studierenden dieses Aufbaubildungsgangs wird Gelegenheiten gebo- 
ten, ihr Vorwissen in berufsspezifischen (didaktisch aufbereiteten) Situationen zu erproben. Sie werden durch Leh- 
rende begleitet und unterstützt, die ihnen ergänzendes Fachwissen vermitteln und sie zur intensiven Reflexion anlei- 
ten. Der Aufbaubildungsgang umfasst 600 Unterrichtsstunden und wird berufsbegleitend angeboten. 

Die für die inhaltliehe Neuausriehtung der Erzieherinnen- und Erzieherausbildung erforderliehen Ressoureen und 
Strukturen sollten dureh die Einstellung zusätzliehen Personals gesehaffen werden. Diese Forderung greift aueh der 
Koalitionsvertrag der CDU/CSU-FDP-Regierungskoalition auf.'^’ Um die Höhe zusätzlieher Finanzierung im Rah- 
men zu halten sollte geprüft werden, welehe Strukturveränderungen notwendig sind bzw. ob und welehe Bereiehe 
wegfallen können, um neue Inhalte im Bereieh spraehliehe Bildung aufzunehmen. 


CDU/CSU/FDP (2009): a. a. O., S. 60f. 
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Um eine enge Zusammenarbeit zwischen Kindertageseinrichtung und Grundschule bei der sprachlichen Bildung zu 
erreichen, sollten Konzepte und Angebote für gemeinsame Fortbildungen von Erzieherinnen und Erziehern, Lehr- 
kräften und Sozialpädagoginnen und -pädagogen entwickelt werden. 


Im Rahmen des Modellprojekts ,, Teams für Fortbildung “ des Landes Niedersachsen werden Fachkräfte aus Kinder- 
gärten und Grundschulen in folgenden Bereichen gemeinsam weiterqualifiziert: 

- Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses von Bildung und Lernen, 

- Verfahren zur Beobachtung und Dokumentation des Entwicklungsstands und der Lernentwicklung von Kindern in 
Kindergarten und Grundschule, 

- Planung und Umsetzung von Fördermaßnahmen auf der Grundlage der Ergebnisse von Beobachtungsverfahren 
unter Berücksichtigung der Lernfelder im Orientierungsplan und der Kerncurricula, 

- Zusammenarbeit mit den Eltern, 

- Qualitätsstandards für die Zusammenarbeit von Kindergarten und Grundschule und Evaluation. 

Weitere Informationen unter http://www.mk.niedersachsen.de 

Rheinland-Pfalz fördert die Weiterbildung von Fachkräften für die frühkindliche Deutschförderung auf der Grund- 
lage eines seit 2008 geltenden Qualitätsrahmens. Landesweit wurden rund I 000 Expertinnen und Experten zu 
„Sprachförderkräften“ weitergebildet und ein landesweites Netz von über 50 Weiterbildungsanbietern geschaffen. 
Die Sprachförderkräfte werden im Rahmen des Landesprogramms ,, Zukunftschance Kinder - Bildung von Anfang 
an “ eingesetzt, in dem jährlich rund 18 000 Kinder zusätzlich zur normalen Bildungs- und Erziehungsarbeit in den 
Kindergärten in ihrer Sprachentwicklung gefördert werden. Weitere Informationen sind unter http.V/www.sprachfoer 
derkraefte. de/abrufbar. 

• Umsetzungshinweis: Aus-, Fort- und Weiterbildung im Elementarbereich 

Angebote der Aus-, Fort- und Weiterbildung, die Sprachforderkompetenzen und Kompetenzen für den Umgang 
mit mehrsprachigen Gruppen für Erzieherinnen und Erzieher vermitteln, sollten insbesondere umfassen: 

- Allgemeine Spracherziehung 

- Spezifische Sprachbildung (insbesondere für mehrsprachige Kinder) 

- Kenntnisse über Erst- und Zweitsprachentwicklung 

- Kenntnisse über Schriflsprachvorläufer 

- Kenntnisse über Sprachentwicklungsprobleme 

- Methoden der Sprachstandserfassung/diagnostische Fähigkeiten 

- Methoden der Sprachforderarbeit 

- Anleitung zur Einbeziehung von Eltern in die sprachliche Bildung der Kinder 

- Interkulturelle Pädagogik 


Die Bundesagentur für Arbeit hat im Rahmen der ,, Gemeinsamen Initiative für die verbesserte Arbeitsmarktintegra- 
tion für Menschen mit Migrationshintergrund“ zusammen mit der Integrationsbeauftragten der Bundesregierung und 
dem BMAS eine Maßnahme zur Verbesserung der Integrationschancen von arbeitslosem pädagogischem Betreuungs- 
personal entwickelt. Die Teilnehmenden werden insbesondere in den Bereichen frühkindliche Sprachförderung, inter- 
kulturelle Kompetenz sowie Kommunikation und Elternarbeit geschult. So sollen nicht nur die Erhöhung der Integra- 
tionschancen von arbeitslosem pädagogischem Betreuungspersonal aufgrund der erworbenen Kompetenzen, sondern 
auch die verbesserte Frühförderung von Kindern mit Migrationshintergrund erreicht werden. 

Studienfach „Deutsch als Zweitsprache“ stärker an der Praxis orientieren 

Die Inhalte des Faches Deutsch als Zweitsprache sollten sich stark an den Erfordernissen der Praxis orientieren. For- 
schung und Praxis des Lernens und Lehrens von Deutsch als Zweitsprache sollten noch stärker miteinander verzahnt 
werden. 
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Absolventinnen und Absolventen des Faehes Deutseh als Zweit- bzw. Fremdsprache ist in der Regel eine reguläre Tä- 
tigkeit im Schuldienst nicht möglich (eine Ausnahme bilden die deutschen Auslandsschulen). Sie könnten jedoch 
verstärkt als Beraterinnen und Berater für sprachliche Bildung in Bildungseinrichtungen - auch der Schule - einge- 
setzt werden, etwa zur Begleitung der Umsetzung eines Konzepts durchgängiger sprachlicher Bildung oder zur Wei- 
terqualifizierung des pädagogischen Personals. Dies sollte bereits während der Ausbildung berücksichtigt werden. 

Aus-, Fort- und Weiterbildung für die sprachliche Bildung in allgemein- und berufsbildenden Schulen 
umfassend gewährleisten 

Für Lehrkräfte aller Fachrichtungen, Schulformen und Schulstufen sollte ein Modul sprachliche Bildung verpflich- 
tend sein, das in die Vermittlung von Deutsch als Zweitsprache einführt und interkulturelle Kompetenzen sowie sol- 
che für den Umgang mit Mehrsprachigkeit umfasst. Die Akkreditierung neuer Bachelor- und Master- Studiengänge in 
allen Lehramtsstudiengängen sollte an ein solches, verpflichtendes Studienmodul gebunden sein, so wie es etwa in 
Nordrhein- Westfalen der Fall ist. Besonders dringend notwendig ist die verstärkte Einführung von Elementen der Di- 
daktik des Deutschen als Zweitsprache für die berufsbildenden Schulen. 

Die Zahl der Hochschulstandorte, an denen Studiengänge Deutsch als Zweitsprache angeboten werden, ist nicht aus- 
reichend, um die geforderten Pfiichtmodule für alle Lehramtsstudiengänge fiächendeckend anzubieten und den Be- 
darf an Fort- und Weiterbildungen zu decken. Vor diesem Hintergrund muss zunächst die institutioneile Basis ge- 
schaffen werden, um die Aspekte Sprache und Interkulturalität stärker im Lehramtsstudium aufzunehmen. Die 
Entwicklung einer netzgestützten und damit dezentralen Deutsch als Zweitsprache-Ausbildung mit Online- bzw. in- 
teraktiven Lemmaterialien kann die Teilnahme an Modulen „Deutsch als Zweitsprache“ auch an Standorten ermögli- 
chen, die keinen solchen Schwerpunkt haben. 


Im Rahmen des Modellprojekts „FörMig online Durchgängige Sprachförderung: Ein Qualifizierungsbaustein für 
Lehrkräfte aller Fächer in der Sekundarstufe I“ entwickelt die Universität Hamburg aufbauend auf den Erkenntnis- 
sen aus dem Modellprojekt ,, Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund“ multimediale 
Qualifizierungsbausteine für die Lehrkräftefortbildung zu den Themen durchgängige Sprachförderung und Umgang 
mit sprachlich heterogenen Lerngruppen. Das Material wird in Kombination von Präsenzlehrangeboten und Selbst- 
studium flexibel einsetzbar sein. Das Projekt wird als Modellprojekt des bundesweiten Integrationsprogramms durch 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge gefördert. 


Für die inhaltliche Neuausrichtung der Bachelor- und Master-Studiengänge könnten die notwendigen Ressourcen und 
Strukturen durch zusätzliche Lehrkapazitäten und Finanzierung von Bildungsforschung zur Unterstützung der Länder 
bereitgestellt werden. Um die Höhe zusätzlicher Finanzierung im Rahmen zu halten, sollte geprüft werden, welche 
strukturellen Änderungen notwendig sind bzw. ob und welche Bereiche zugunsten neuer Inhalte der sprachlichen Bil- 
dung wegfallen könnten. 

Um den hohen Bedarf an Weiterqualifizierung des pädagogischen Personals kurz- bis mittelfristig zu decken, kann 
die Konzentration auf die Ausbildung von Multiplikatorinnen und Multiplikatoren und die Entwicklung von Online- 
bzw. interaktiver Lemmaterialien hilfreich sein. 

• Umsetzungshinweis: Gesamtkonzept „Deutsch als Zweitsprache/sprachliche Bildung“ 

Zur Erarbeitung von Vorschlägen für die Weiterentwicklung der Aus-, Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte 
bzw. des pädagogischen Personals im Bereich sprachliche Bildung/Deutsch als Zweitsprache und eines entspre- 
chenden Gesamtkonzepts sollten bestehende Gremien wie etwa der Fachverband Deutsch als Fremdsprache stär- 
ker genutzt werden. Gegebenenfalls kann eine Arbeitsgmppe mit Beteiligung aller zentralen Akteure eingerichtet 
werden. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge kann hierfür Unterstützung anbieten. 

• Umsetzungshinweis: Inhalte und Praxisanbindung der Aus-, Fort- und Weiterbildung für die schulische 
sprachliche Bildung 

Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebote zur sprachlichen Bildung sollten Fach(lehr)kräfte dafür sensibilisieren, 
dass die Vermittlung von fachlichen Inhalten mit einem Eingehen auf die sprachlichen Fähigkeiten und die Mehr- 
sprachigkeit der Kinder und Jugendlichen einhergehen muss. Inhalte von Studienmodulen für Lehramtsstudie- 
rende bzw. Weiterbildungsangeboten sollten je nach Intensität und Dauer insbesondere sein: 

- Kenntnisse über Zweitsprachenerwerbstheorien 

- Methodisch-didaktische Aspekte der Vermittlung des Deutschen in heterogenen Lemgmppen, die Kenntnisse 
über grammatische Besonderheiten der deutschen Sprache einschließen 
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- Kenntnisse über Prinzipien zur Spraehaneignung, nach Alter und Lemsituation differenziert 

- Kenntnisse über Prozesse, die den Spracherwerb und das Sprachenlemen unterstützen 

- Diagnostische Fähigkeiten zur Feststellung lemerspezifischer Entwicklungen 

- Beispielhaft strukturelle Fremdsprachenkenntnisse in Partnersprachen, um Fehlerdiagnosen zu erstellen, Lem- 
schwierigkeiten zu erkennen und individuelle Sprachfördermaßnahmen einleiten zu können 

- Reflexion von Unterrichtskommunikation und Kenntnisse im Umgang mit Binnendifferenzierung im Unter- 
richt 

- Kritische Auseinandersetzung mit den Einsatzmöglichkeiten von Materialien für Deutsch als Zweitsprache- 
und den Fachunterricht 

- Interkulturelle Bildung 

- Weitere Schlüsselkompetenzen (zum Beispiel Präsentationskompetenz, Moderationskompetenz, Organisa- 
tionskompetenz, Empathie, Kooperationsfähigkeit, Reflexionsfähigkeit, Beratungskompetenz) 

- Fähigkeit, die Mehrsprachigkeit von Schülerinnen und Schülern als Potenzial wahrzunehmen und zu fordern 

- Kenntnisse über die Bedeutung der familiären bzw. außerschulischen Kommunikationspraxis und die Fähig- 
keit, vor allem Eltern als Bildungspartner zu gewinnen 

Die Angebote sollten mit der Praxis der Ausbildungs-, Berufs- und Arbeitswelt verknüpft werden. Hierzu sollten 

Fachkräfte aus der Praxis in die Konzipierung von Fort- und Weiterbildungen einbezogen werden. Zur Fort- und 

Weiterbildung von Lehrkräften können auch die Erfahrungen der Studienkollegs an Hochschulen mit der Gestal- 
tung von Fachunterricht für Lernende von Deufsch als Zweifsprache genufzf werden. 


In Nordrhein-Westfalen sieht das Gesetz zur Neugestaltung der Lehrerausbildung vor, dass alle Lehramtsstudierende 
Leistungen in ,, Deutsch für Schülerinnen und Schüler mit Zuwanderungsgeschichte für alle Lehrämter“ als eigen- 
ständiger Einheit erbringen müssen. Die Technische Universität Dortmund sowie die Universitäten Duisburg/Essen 
und Köln haben gemeinsam mit der Stiftung Mercator ein Modul ,, Deutsch als Zweitsprache “für die Lehrerbildung 
entwickelt, das die Anforderungen des Gesetzes umsetzt und neben der wissenschaftlichen Ausbildung auch einen 
praktischen Anwendungsbereich als Förderlehrkraft vorsieht. Das Modul gliedert sich in ein Grundlagenmodul für 
die Bachelor-Phase und einen Aufbauteil für die Master-Phase. Im Bachelor-Modul werden die Studierenden auf die 
mehrsprachige und multikulturelle Lehrpraxis vorbereitet und erhalten erste Einblicke in den Zusammenhang zwi- 
schen Erst- und Zweitsprache. In der Masterphase sollen sie insbesondere darin geschult werden, den Zusammen- 
hang von fachlichem und sprachlichem Lernen zu durchdringen. Das Ministerium für Schule und Weiterbildung des 
Landes Nordrhein-Westfalen hat das Modul allen Hochschulen des Landes zur Verfügung gestellt. Informationen zum 
Modul sind unter http://www.mercator-foerderunterricht.de erhältlich. 

Qualität der Aus-, Fort- uud Weiterbilduug „Deutsch als Zweitsprache“ sicherstelleu 

Länder, Hochschulen und Fachverbände (und gegebenenfalls weitere Akteure) sollten gemeinsam einheitliche Stan- 
dards bzw. Qualitätskriterien für die Ausbildung im Bereich Deufsch als Zweitsprache entwickeln und umsetzen. 
Diese können als Grundlage für eine wehere Ausdifferenzierung von Sfudien- und Ausbildungsangebofen dienen. 
Verbunden damit sollte die Einführung eines zenfralen Qualifäfsmanagemenfs in der Ausbildung des pädagogischen 
Personals bzw. der Lehrkräfte durch die Hochschulen sein. 

Insfrumenfe der Qualifätsentwicklung und -Sicherung für den Unterricht von Deutsch als Zweitsprache sollten in 
Fortbildungen an bereits tätige pädagogische Fachkräfte bzw. Lehrkräfte vermittelt werden. Entsprechende Angebote 
sollten gemeinsam durch Hochschulen und Träger konzipiert und angeboten werden. 

• Umsetzungshinweis: Qualitätsentwicklung 

Qualitätskriterien bzw. Standards für Aus-, Fort- und Weiterbildungen im Bereich Deutsch als Zweitsprache soll- 
ten die Aspekte Service-, Produkt- und Programmqualität einschließen. Qualitätsmerkmal sollte dabei auch eine 
enge Verbindung von Forschung und Praxis sein. Um neu zu entwickelnde Standards für Sfudiengänge bzw. -mo- 
dule „Deufsch als Zweitsprache“ auf eine breite Basis zu stellen, sollten bei ihrer Erarbeitung Hochschulinstitute 
für Deufsch als Zweitsprache beteiligt sein, ebenso die Sprach- und Trägerverbände und die Länder. 
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Didaktische Materialien entwickeln 

Es müssen hochschuldidaktische Materialien entwickelt werden, die das Thema für alle Richtungen und Zielgruppen 
des Deutschunterrichts und des Fachunterrichts aufbereiten. Auch für Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen muss di- 
daktisches Material für die einzelnen Einsatzfelder entwickelt werden, ln die Materialentwicklung sollten auch die 
Erfahrungen von Kammern und Berufsverbänden eingehen, insbesondere bei der Erstellung von Materialien für die 
Weiferbildung von Ausbilderinnen und Ausbildern. 

• Umsetzungshinweis: Didaktische Materialien 

Didaktische Materialien für die unterschiedlichen Einsatzfelder der sprachlichen Bildung sollten sich mit neu ent- 
standenen Herausforderungen befassen wie: 

- Mehrsprachigkeit in Lemgruppe, Klassenzimmer und Betrieb 

- Förderung der Sprachbewusstheit bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen 

- Erfassen sprachlicher Kenntnisse der Lernenden und didaktisch-methodische Umsetzung 

- Sowie insbesondere für den Bereich der beruflichen Bildung: 

- Inferkulturelle Kompefenz als Qualifikation, wo für die jeweilige Berufsausbildung relevanf 

- Didaktik des Lesens von Fachtexten 

- Intensive Kommunikation und Kooperation zwischen Schule und Betrieb 

- (Neue) Kommunikationsformen und -regeln im Betrieb/am Arbeitsplatz 

Transparenz und Information sicherstellen 

Bereits bestehende Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebote sollten transparent und systematisch gebündelt der 
Fachöffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Bisherige Erfahrungen von Modellprojekten sollten systematisch 
ausgewertet und für den Transfer aufbereitef werden. 

Es sollfen regionale „Sprachzenfren“ eingerichfef werden, in denen Fortbildung und Materialentwicklung, Vernet- 
zung zwischen den Trägem von Ausbildungsangeboten und Schulen, Migrantenorganisationen sowie anderen Akteu- 
ren sprachlicher Bildung koordiniert und angeboten werden. 

• Umsetzungshinweis: Informationsangehot 

Hilfreich kann in diesem Zusammenhang die Entwicklung eines Online-Informationssystems sein, das von den 
Deutsch als Zweitsprache-Instituten der Universitäten bzw. von Weiterbildungsträgem befüllt wird und perspekti- 
visch auch als Lern- und Studienplattform bzw. als Fomm für Expertinnen und Experten, Praktikerinnen und 
Praktikern genutzt werden kann (gegebenenfalls unter Weiterentwicklung bestehender Online-Angebote). 

Pädagogisches Personal mit Migrationshintergrund: Potenziale für die sprachliche Bildung nutzen 

Pädagogisches Personal und Lehrkräfte mit Migrationshintergmnd können eine wichtige Rolle bei der interkulturel- 
len Öffnung der Bildungseinrichtungen, der Zusammenarbeit mit zugewanderten Eltern und der Wertschätzung und 
Fördemng von Mehrsprachigkeit und der sprachlichen Bildung spielen (vergleiche hierzu Kapitel C). Für bereits hier 
tätige zugewanderte pädagogische Fachkräfte und Lehrkräfte, die bisher häufig ausschließlich im herkunftssprachli- 
chen Unterricht eingesetzt werden, sind bedarfsorientierte Qualifiziemngsangebote notwendig, um einen breiteren 
Einsatz zu ermöglichen. 

• Umsetzungshinweis: Bedarfsanalyse 

Aufbauend auf einer Bedarfsanalyse müssen passgenaue Angebote zur Nachqualifiziemng entwickelt werden, die 
eine qualifizierte Tätigkeit im Bildungssystem bzw. im Bereich der sprachlichen Bildung ermöglichen. Die Kom- 
petenzen mehrsprachiger pädagogischer Fachkräfte sollten für ein breiteres Tätigkeitsfeld im Bereich (sprachli- 
che) Bildung erschlossen werden). In der deufschen Sprache gut qualifizierte herkunftssprachliche Lehrkräfte soll- 
ten für den Einsatz im Bereich Deutsch als Zweitsprache weitergebildet werden, insbesondere zugewanderte 
Lehrkräfte, die im Ausland Deutsch als Fremdsprache studiert bzw. unterrichtet haben. 
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• Umsetzungshinweis: Einsatzbereiche für pädagogische Fachkräfte mit Migrationshintergrund im Bereich 
(sprachliche) Bildung 

Die folgenden Bereiche können unter anderem für den Einsatz von mehrsprachigen pädagogischen Fachkräften 
erschlossen werden: 

- Sprachstandsfeststellungen und Sprachfeststellungsprüfungen in Herkunftssprachen; 

- Erstellung von Sprachprofilen 

- Mitarbeit an Sprachforderplänen in Abstimmung mit dem Förderunterricht Deutsch 

- Gestaltung eines an der Mehrsprachigkeit der Kinder orientierten Herkunftssprachenunterrichts 

- Beratung und Kontakt zu Eltern, Schullaufbahnberatung, Übergangsentscheidungen; 

- Tätigkeit als interkulturelle Mittler bzw. Berater für die Kindertageseinrichtungen, Schulen und Elternhaus 

- Tätigkeit als Weiterbildner in der (beruflichen) Jugend- und Erwachsenenbildung 

- Planung und Durchführung interkultureller Projekte sowie 

- Zusammenarbeit mit Partnerschulen im Ausland. 

Forschungsdesiderate 

Verstärkte Forschung ist notwendig zur Entwicklung von Anforderungsprofilen in der Aus-, Fort- und Weiterbildung 
sowie zu der Frage, wie diese Qualifizierungsangebote zu einer veränderten Praxis der Pädagogik und sprachlichen 
Bildung führen können. Forschung sollte auch im Bereich Deutsch als Zweitsprache verstärkt werden: Aufbauend 
auf den Erfahrungen thematisch relevanter Graduiertenkollegs sollte ein solches spezifisch zur Thematik sprachliche 
Bildung eingerichtet werden. Dies kann im Verbund mehrerer Hochschulen geschehen. 


2.2 Grundlegende Deutschkenntnisse 
vermitteln: Der Integrationskurs 

Bis Ende 2004 war die Deutschförderung für Auslände- 
rinnen und Ausländer einerseifs und Spätaussiedlerinnen 
bzw. Späfaussiedler andererseifs in verschiedene Ange- 
bofe getrennt und lag in der Zuständigkeit mehrerer Bun- 
desministerien. Mit den durch das Aufenthaltsgesetz am 
1 . Januar 2005 eingeführten bundeseinheitlichen Integra- 
tionskursen für alle Zugewanderten wurde die sprachliche 
Grundförderung in einer Zuständigkeif gebündelt. Damit 
wurde der Tatsache Rechnung getragen, dass Sprachbe- 
darfe von Zugewanderten unabhängig von deren Rechts- 
status sind. 

Der Integrationskurs richtet sich in erster Linie an Neuzu- 
wanderinnen und Neuzuwanderer mit längerfristiger Auf- 
enthaltsperspektive. Zugelassen werden können auch Mi- 
grantinnen und Migranten, die schon seit längerer Zeit in 
Deutschland leben. Die Zuständigkeit für die Umsetzung 
der Integrationskurse liegt beim Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge, das für die Durchführung vor Ort private 
und öffentliche Träger beauftragt. 

Ein Integrationskurs besteht aus einem Sprach- und ei- 
nem Orientierungskurs. Der Sprachkurs ist in einen je- 
weils 300-stündigen Basis- und Aufbausprachkurs geglie- 
dert. Ziel ist es, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer in 
600 Unterrichtsstunden ä 45 Minuten bis zum Sprachni- 
veau Bl entsprechend dem Gemeinsamen Europäischen 
Referenzrahmen (GER) zu führen. Kenntnisse auf dieser 
Niveaustufe befähigen dazu, alle wichtigen Alltagssitua- 
tionen ohne die Hilfe Dritter sprachlich zu bewältigen. 


Neben dem allgemeinen Integrationskurs gibt es auch In- 
tegrationskurse für spezielle Zielgruppen mit bis zu 
945 Unterrichtsstunden: 

- Jugendintegrationskurse für junge Erwachsene, die 
auf ihren späteren beruflichen Lebensweg vorbereitet 
werden sollen 

- Eltemintegrationskurse, für Mütter und Väter, die ein 
besonderes Interesse an Erziehung, Bildung und Aus- 
bildung ihrer Kinder haben 

- Frauenintegrationskurse für Frauen, die aus religiösen 
oder kulturellen Gründen nicht am allgemeinen Inte- 
grationskurs teilnehmen können oder wollen 

- Alphabetisierungskurse für Zugewanderte, die nicht 
ausreichend lesen und schreiben können 

- Förderkurse für bereifs länger in Deufschland lebende 
Migranfinnen und Migranten mit besonderem sprach- 
pädagogischem Förderbedarf 

Der Integrationskurs kann auch als Intensivkurs für 
Schnelllemer und Hochqualifizierfe angebofen werden. 
Der Sprachkurs umfassf hierbei 400, der Orientierungs- 
kurs 30 Unterrichtsstunden. 

Der Sprachkurs schließt mit der skalierten Sprachprüfung 
„Deutsch-Test für Zuwanderer“ (DTZ) ab, welcher die 
Sprachniveaus A2 und B 1 abbildef . Wird frofz ordnungs- 
gemäßer Teilnahme am Sprachkurs und am Abschlussfesf 
das Ziel Bl nicht erreicht, besteht die Möglichkeit, 
300 Unterrichtsstunden zu wiederholen und den Test 
noch einmal abzulegen. 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-39- 


Drucksache 17/3276 


Der 45-stündige Orientierungskurs findet naeh dem 
Spraehkurs statt und hat zum Ziel, Grundkenntnisse der 
Reehtsordnung, Gesehiehte und Kultur der Bundesrepu- 
blik Deutsehland zu vermitteln. Der Orientierungskurs 
besteht aus den drei Modulen „Politik in der Demokra- 
tie“, „Gesehiehte und Verantwortung“ sowie „Menseh 
und Gesellsehaft“. Teilnehmende, die sowohl den 
„Deutseh-Test für Zuwanderer“ als auch den Abschluss- 
test des Orientierungskurses bestehen, erhalten das „Zer- 
tifikat Integrationskurs“, das einen erfolgreichen Besuch 
des Kurses bescheinigt. 

Lehrkräfte, die im Integrationskurs unterrichten wollen, 
werden vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
nach standardisierten Kriterien zugelassen. Um eine sol- 
che Zulassung zu erhalten, müssen sie über ein abge- 
schlossenes Studium Deutsch als Fremd- oder Zweitspra- 
che verfügen. Falls sie nicht über diese Qualifikation 
verfügen, müssen sie an einer vom Bund geforderten Zu- 
satzqualifizierung für Lehrkräfte in Integrationskursen 
teilnehmen. Je nach Qualifikation und Unterrichtserfah- 
rung der Lehrkräfte findet die Zusatzqualifizierung in 
verkürzter (70 Unterrichtsstunden) oder unverkürzter 
Form (140 Unterrichtsstunden) statt. Die Zusatzqualifi- 
zierung wird bundesweit von 19 vom Bundesamt akkredi- 
tierten Institutionen angeboten. Die Ausnahmeregelung, 
nach der Lehrkräfte im begründeten Einzelfall auch ohne 
Vorliegen dieser Qualifikationen bzw. Teilnahme an der 
Zusatzqualifizierung unterrichten konnten, ist Ende 2009 
ausgelaufen. 

Für Lehrkräfte in Alphabetisierungs- und in Orientierungs- 
kursen gibt es zudem seit 2009 additive Zusatzqualifizie- 
rungen für, die 80 bzw. 30 Unterrichfsstunden umfassen. 
Diese Qualifizierungen können von den Lehrkräften be- 
such! werden, wenn sie selbsf einen Fortbildungsbedarf 
für sich fesfgesfellf haben; sie sind jedoch nicht verpflich- 
tend. 

Entwicklungen seit 2005 

Das Bundesministerium des Innern hatte im Jahr 2005 die 
Firma Ramboll Management mit einer externen Evalua- 
tion der Kurse beauftragt. Das zentrale Ergebnis des Ende 
2006 vorgelegten Abschlussberichts lautete, dass sich das 
Integrationskurssystem etabliert und bewährt hat und eine 
systematische und qualitativ hochwertige Förderung bie- 
tet. Es wurden jedoch auch Hinweise auf Möglichkeiten 
der Verbesserung des Systems identifiziert, die in der 
Folge aufgegriffen wurden. Weitere Veränderungen ha- 
ben sich mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Umsetzung 
von aufenthalts- und asylrechtlichen Richtlinien der 
Europäischen Union (Richtlinienumsetzungsgesetz) vom 
28. August 2007 ergeben. 

So entstand eine Reihe von Neuregelungen und Verbesse- 
rungen, u. a. die Erhöhung der Stundenzahl bei den Inte- 
grationskursen für spezielle Zielgruppen auf bis zu 
945 Unterrichtsstunden, die Einführung kostenloser Ab- 
schlusstests für alle Teilnehmergruppen, die Möglichkeit, 
300 Unterrichtsstunden zu wiederholen sowie die Anhe- 
bung des teilnehmerbezogenen Stundensatzes von 2,05 auf 
2,35 Euro. 


Parallel wurden die Integrationskurse auch inhaltlich- 
konzeptionell weiterentwickelt. Die überarbeitete Inte- 
grationskursverordnung, die am 8. Dezember 2007 in 
Kraft trat, machte eine Aktualisierung der bis dahin beste- 
henden Konzepte für den allgemeinen und die speziellen 
Integrationskurse erforderlich. Darüber hinaus wurden 
zwei neue Konzepte für Infensiv- bzw. Förderkurse enf- 
wickelt. Bis auf das neue Konzept für einen bundesweiten 
Förderkurs sind im Jahr 2009 alle neuen und überarbeite- 
ten Konzepte in Kraft getreten. Der Orientierungskurs 
findet seit 2008 auf der Grundlage eines bundesweit ein- 
heitlichen Curriculums statt. 

Seit dem 1. Juli 2009 wird zum Abschluss des Sprach- 
kursteils des Integrationskurses die skalierte Sprachprü- 
fung „Deutsch-Test für Zuwanderer“ (DTZ) eingesetzt. 
Dieser Test unterscheidet sich von der bis dahin einge- 
setzten Prüfung zum „Zertifikat Deutsch“ in zwei wesent- 
lichen Punkten: 

- Er bildet Sprachkenntnisse auf den beiden Sprach- 
niveaus A2 und Bl des GER ab. Mit der alten Prüfung 
zum „Zertifikat Deutsch“ konnte bisher nur nachge- 
wiesen werden, ob Sprachkenntnisse mindestens auf 
dem Niveau Bl Vorlagen oder nicht. 

- Er richtet sich ausschließlich an in Deutschland le- 
bende zugewanderte Personen, während die Prüfung 
zum „Zertifikat Deutsch“ auch an ein internationales 
Publikum gerichtet war. 

2009 wurde auch der bundeseinheitliche Test zum Orien- 
tierungskurs eingeführt. 

Eine wichtige Grundlage für die inhaltlich-konzeptionelle 
Weiterentwicklung der Integrationskurse bildet das „Rah- 
mencurriculum für Integrationskurse - Deutsch als 
Zweitsprache“. Das Anfang 2008 veröffentlichte Rah- 
mencurriculum wurde vom Goethe-Institut im Auftrag 
des BMI erarbeitet und zeigt, in welchen gesellschaftli- 
chen Kontexten Migrantinnen und Migranten Deutsch 
nutzen wollen bzw. müssen. Davon ausgehend werden 
maximal mögliche Lemziele detailliert beschrieben, den 
Niveaustufen Al, A2 und Bl des GER zugeordnet und in 
die zwölf wichtigsten Lebensbereiche von Migrantinnen 
und Migranten eingruppiert. 

Um diese Lebensbereiche zu identifizieren und zu definie- 
ren, ging der Entwicklung des Rahmencurriculums eine 
Recherche und Dokumentation hinsichtlich der Sprachbe- 
darfe von Teilnehmenden an Integrationskursen durch Be- 
fragung von Institutionen, Kursträgem und Kursteilnehme- 
rinnen und -teilnehmem durch die Ludwig-Maximilians- 
Universität München voraus. Das Rahmencurriculum und 
die Kurskonzepte stehen somit auf einer stabilen wissen- 
schaftlichen Basis. 

Bilanz und Perspektiven 

Die Integrationskurse sind von drei längerfristigen Trends 
geprägt: 

- Nicht nur Neuzugewanderte, sondern gerade auch Mi- 
grantinnen und Migranten, die schon viele Jahre in 
Deutschland leben, zeigen ein großes Interesse an den 
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Kursen und absolvieren sie freiwillig. Ihr Anteil be- 
trägt über die Hälfte aller Teilnehmenden. 

- Die Integrationskurse erreiehen die wiehtige Ziel- 
gruppe der Frauen: Ihr Anteil belief sieh in den ver- 
gangenen Jahren gleiehbleibend auf rund zwei Drittel. 

- Die Naehfrage naeh Integrationskursen für spezielle 
Zielgruppen steigt. Dennoeh ist der allgemeine Inte- 
grationskurs mit einem Anteil von rund 60 Prozent an 
allen Integrationskursen naeh wie vor die beliebteste 
Kursart. 

Mit der dureh die Integrationskurse eingeführten Grund- 
struktur der Förderung von Deutseh als Zweitspraehe 
wurde eine neue Qualität erreieht: Nieht mehr der Reehts- 
status der Migrantinnen und Migranten bestimmt den Um- 
fang und das Ziel der Förderung, sondern allein ihr Bedarf, 
ausreiehende Deutsehkenntnisse zu erwerben. Gut fünf 
Jahre naeh Inkrafttreten des Aufenthaltsgesetzes zeigt sieh, 
dass die Integrationskurse beaehtliehe Erfolge erzielt ha- 
ben. Mehr als 800 000 Personen haben seit ihrer Einfüh- 
rung die Mögliehkeit erhalten, an einem Integrationskurs 
teilzunehmen. Bisher haben von ihnen etwa 600 000 Perso- 
nen einen von über 43 600 Integrationskursen bei rund 
1 500 Kursträgem im Bundesgebiet besueht oder besuehen 
ihn gerade. Seit 2005 haben 55 Prozent der Prüfungsteil- 
nehmerirmen und -teilnehmer in der Absehlussprüfung des 
Spraehteils des Integrationskurses das Bl -Niveau naehge- 
wiesen, den Orientierangskurstest abgelegt und damit das 
„Zertifikat Integrationskurs“ erhalten. Im Jahr 2009 hat der 
Bund 205 Millionen Euro zur Finanzierung von Integra- 
tionskursen zur Verfügung gesfellt. 

Die Erfolgsbilanz der Infegrationskurse gerade der letzten 
zwei Jahre ist nieht nur auf die Änderung der Rahmenbe- 
dingungen der Kurse zurüekzuführen, sondern aueh auf 
die inhaltliehe Fortentwieklung und Differenzierang, wel- 
ehe sieh im weiter oben beschriebenen Rahmencurricu- 
lum und in insgesamt sieben unterschiedlichen Kurskon- 
zepten widerspiegelt. Mit einer solchen Differenzierung 
wird den verschiedenen Bedarfen und Lebenslagen von 
Zugewanderten Rechnung getragen. Dieser Prozess zeigt, 
dass eine kontinuierliche Fortentwicklung von Angeboten 
der IntegrationsfÖrderung maßgeblich dazu beiträgt, An- 
gebote an den Bedürfnissen der Zielgruppe zu orientieren 
und sie damit erfolgreicher zu machen. 

Mit Blick auf die Stärkung der Nachhaltigkeit der Inte- 
grationskurse führt das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge seit 2007 ein Forschungsprojekt zum „Inte- 
grationsverlauf von Integrationskursteilnehmem“ durch, 
mit dem die weitere Integration von Integrationskursteil- 
nehmenden nach Abschluss des Kursbesuchs in einer Pa- 
neluntersuchung analysiert wird.'^* 


Siehe Rother, Nina (2008): Das Integrationspanel. Ergebnisse zur In- 
tegration von Teilnehmern zu Beginn ihres Integrationskurses. Wor- 
king Paper 19 der Forschungsgruppe des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge, Nürnberg sowie (2009): Das Integrationspanel. Ent- 
wicklung von alltagsrelevanten Sprachfertigkeiten und Sprachkom- 
petenzen der Integrationskursteilnehmer während des Kurses. Wor- 
king Paper 23 der Forschungsgruppe des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge, Nürnberg. 


Weiterentwicklung der Integrationskurse 

Seit seiner Einführung im Jahr 2005 ist der Integrations- 
kurs mehrfach weiterentwickelt worden, um den Bedürf- 
nissen der Teilnehmenden und auch der Kursträger stärker 
zu entsprechen. Neben den oben skizzierten Veränderan- 
gen, die auf die Evaluation der Umsetzung der Integra- 
tionskurse zurückgehen, sind Empfehlungen zur Weiter- 
entwicklung der Kurse darüber hinaus auch in der 
Arbeitsgruppe „Integrationskurse verbessern“ des Natio- 
nalen Integrationsplan formuliert worden. Im Zentrum 
stand hier eine stärkere Ausrichtung der Kurse auf den 
Erfolg der Teilnehmenden.®^ 

Eine kontinuierliche Qualitätssicherung und -entwicklung 
der Integrationskurse wird außerdem durch die unter Lei- 
tung des BMI stehende Bewertungskommission garantiert, 
die den Integrationskurs fachlich begleitet. Dieses Gre- 
mium, in dem Vertreterinnen und Vertreter der Praxis, der 
Wissenschaft, der Bundesregierung einschließlich ihrer In- 
tegrationsbeauftragten, des Bundesamts, der Bundesländer 
sowie der kommunalen Spitzenverbände Zusammenarbei- 
ten, entwickelt Verfahren der Qualitätskontrolle und opti- 
miert das Konzept des bundesweiten Integrationskurses. Es 
ist auch zuständig für die Bewertung und Weiterentwick- 
lung der Lehrpläne und der Abschlusstests sowie der Lehr- 
und Lernmittel. Darüber hinaus hat die Firma Ramboll Ma- 
nagement im Jahr 2009 im Auftrag des Bundesamtes das 
Finanzierungssystem der Integrationskurse untersucht. 
Eine große Rolle spielten dabei Ansätze zur Optimierung 
der Situation der Lehrkräfte. 

Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag auf 
weitere wichtige Schritte zur Optimierung der Integrations- 
kurse verständigt.^® So sollen die Kurse flexibilisiert sowie 
quantitativ und qualitativ aufgewertet werden. Weitere 
Ziele bestehen darin, einen stärkeren inhaltlichen Bezug 
zum Arbeitsmarkt herzustellen und die Möglichkeit zu 
schaffen, die Sprachkurse auch über das Niveau Bl hinaus 
weiterzuführen. Dies wird ebenfalls zu einer schnelleren 
Integration der Teilnehmerinnen und Teilnehmer in das Be- 
rufsleben beitragen. Um diesen die Chance zu geben, mehr 
über die Funktionsweise des demokratischen Rechtsstaates 
zu erfahren, soll der Orientiemngskurs künftig 60 statt wie 
bisher 45 Unterrichtseinheiten umfassen. 

Vor dem Hintergrund dieser vielfältigen Aktivitäten zur 
Weiterentwicklung der Integrationskurse wurde im Rahmen 
des bundesweiten Integrationsprogramms kein Schwer- 
punkt auf den Bereich der Integrationskurse gelegt. Im 
Zuge der Arbeiten sind jedoch einzelne Empfehlungen ent- 
standen, die einen Beitrag zur Umsetzung der im Koali- 
tionsvertrag dargestellten Schritte leisten können und wei- 
tere Möglichkeiten zur Optimiemng der Kurse aufzeigen. 
Ausführliche Empfehlungen zum Eltemintegrationskurs als 
Angebot der Eltembildung finden sich in Kapitel C.2.1.1. 


Vgl. Bundesministerium des Innern (Hg.) (2006): Evaluation der In- 
tegrationskurse nach dem Zuwanderungsgesetz. Abschlussbericht 
und Gutachten über Verbesserungspotenziale bei der Umsetzung der 
Integrationskurse, Berlin sowie Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung (Hg.) (2007): a. a. 0., S. I5fund S. 37ff. 

70 CDU/CSU/FDP (2009): a. a. O., S. 75. 
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Empfehlungen 

Arbeitsmarktbezug stärken 

Um den Integrationskurs vermehrt dazu zu nutzen, die Teilnehmenden stärker auf die Anforderungen des Arbeits- 
marktes vorzubereiten, bieten sieh der allgemeine Integrationskurs, der Jugendintegrationskurs, der Förderkurs sowie 
der Intensivkurs an. 

Integrationskursträger und Teilnehmende sollten noeh stärker bereits während der Kurse auf die berufsbezogenen 
Deutsehkurse des ESF-BAMF-Programms aufmerksam gemaeht werden. Bei Bedarf sollten Teilnehmende direkt im 
Ansehluss an den Integrationskurs in einen berufsbezogenen Deutsehkurs im Rahmen des ESF-BAMF-Programms 
vermittelt werden, der ihren individuellen Spraehständen und Qualifikationsbedürfnissen entsprieht. 

In Hamburg wurde, gefördert durch Mittel des ESF-Hamburg sowie durch Landesmittel, ein Projekt aufgelegt, das 
über aufsuchende Beratung in den Integrationskursen für berufsbezogene Deutschkurse des ESF-BAMF-Programms 
werben und die Integrationskursabsolventinnen und -absolventen zur Teilnahme motivieren will. Darüber hinaus soll 
sichergestellt werden, dass allen, die zur Teilnahme an einem Kurs des ESF-BAMF-Programms berechtigt sind, diese 
auch tatsächlich ermöglicht wird. Dies kann z.B. durch Informationen für und Vernetzung von Unternehmern mit Mi- 
grationshintergrund erfolgen, für die die Organisation der Teilnahme ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an den 
Kursen übernommen wird. Zum anderen sollen auch jene Personen zur Teilnahme an einer berufsbezogenen Sprach- 
fördermaßnahme angeregt werden, die als Arbeitssuchende ohne Leistungsbezug keine Teilnahmemöglichkeit am 
ESF-BAMF-Programm haben - für diese Personengruppe wird ein gesondertes Fördermodul zur berufsbezogenen 
Sprachförderung angeboten. 

Nachhaltigkeit der Integrationskurse verbessern 

Die Naehhaltigkeit der Lernergebnisse der Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Integrationskurse soll künftig noeh 
verbessert werden. Hierzu sollte insbesondere eine stärkere Vernetzung der Kurse mit der Migrationsberatung und 
mit berufsbezogenen Maßnahmen erreieht und die Abstimmung der jeweiligen Träger intensiviert werden. Ziel ist es, 
zwisehen Absehluss des Integrationskurses und der Aufnahme einer weiteren Qualifizierung oder dem Eintritt in den 
Beruf mögliehst wenig Zeit vergehen zu lassen, um Lemfortsehritte zu halten. 

Neue Medien nutzen 

Der Einsatz von neuen Medien spielt im Rahmen der Wissens- und Kompetenzvermittlung eine zunehmend wiehtige 
Rolle. Dies gilt aueh für den Spraehunterrieht. Ein Teil der Migrantinnen und Migranten, die einen Integrationskurs 
besuehen, muss den Umgang mit Computer, E-Mail und Internet allerdings noeh erlernen, ln den Integrationskursen 
sollten daher - wo sinnvoll - sowohl verstärkt Mögliehkeiten der Spraehvermittlung dureh neue Medien genutzt als 
aueh die dafür notwendige Medienkompetenz entwiekelt werden. 

Jugendintegrationskurs ausbauen 

Die Jugendintegrationskurse sollten in der Fläehe verstärkt angeboten werden können, um jungen Mensehen mit Mi- 
grationshintergrund den ortsnahen Zugang zu einem auf ihre Bedürfnisse zugesehnittenen Angebot zu ermögliehen. 
Dabei sollten aueh die besonderen Bedingungen im ländliehen Raum berüeksiehtigt werden, die ein Zustandekom- 
men von Jugendintegrationskursen häufig ersehweren. 

Eltern verstärkt zur Teilnahme an Integrationskursen motivieren 

Die Eltemintegrationskurse bieten die Mögliehkeit für Eltern mit Migrationshintergrund, Deutsehkenntnisse, Infor- 
mationen über das Bildungssystem sowie zu erziehungsrelevanten Themen zu erhalten, Kontakte zu Bildungseinrieh- 
tungen zu knüpfen und sieh mit anderen Eltern auszutausehen. Das Angebot der Eltemintegrationskurse sollte daher 
noeh bekannter gemaeht werden, wie etwa dureh die Kampagne „Deutseh lernen - Deutsehland kennen lernen. Da- 
mit unsere Kinder bessere Chaneen haben“, die das Bundesamt für Migration und Flüehtlinge im Herbst 2009 dureh- 
geführt hat (vgl. C.2.1.1). 

Es sollten vermehrt Eltemintegrationskurse an den Kindertagesstätten oder Sehulen der Kinder stattfinden, um den 
Eltern so aus erster Hand einen Einbliek in das deutsehe Bildungssystem zu ermögliehen. 
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Um den Zugang zum Integrationskurs für Eltern zu erleichtern, hat Hamburg im Dezember 2009 das Projekt ,, Start- 
hilfen für Integrationskurse an Hamburger Schulen, Kindertagesstätten und Einrichtungen der Elternbildung “ einge- 
richtet. Mit dem Verbundprojekt soll die Angebotsstruktur der Integrationskurse in Hamburg regional verbessert und 
ausgebaut werden. Die beteiligten Träger der Integrationskurse schließen mit interessierten Schulen, Kindertages- 
stätten oder Elternschulen Kooperationsvereinbarungen ab, ermitteln gemeinsam den Sprachförderbedarf der El- 
tern, motivieren die Förderberechtigten zum Deutschlernen, helfen bei der Antragstellung und richten einen Integra- 
tionskurs ein. Die Kurse sollen im vertrauten Umfeld der Kursteilnehmenden, in der Nähe einer von den Kindern 
besuchten Einrichtung oder, wenn möglich, in deren Räumen stattfinden. Der erhöhte Organisations- und Koopera- 
tionsaufwand für das Zustandekommen eines Integrationskurses auf Grundlage einer Kooperationsvereinbarung 
wird durch eine pauschale Aufwandsentschädigung in Höhe von 1 763 Euro pro Kurs aus Landesmitteln erstattet. 

Angebot für Hochqualifizierte attraktiver gestalten 

Die Rolle des Intensivkurses als „Katalysator“ für einen schnellen Einstieg in das Berufsleben oder in ein Studium für 
Hochqualifizierte und schnell Lernende sollte zukünftig noch deutlicher sichtbar werden. 


2.3 Sprachliche Bildung für Beruf und 

berufliche Weiterbildung: Berufsbezogene 
Deutschförderung weiterentwickeln 

ln Deutschland hat sich die Zahl der Tätigkeiten drastisch 
reduziert, bei denen Deutschkenntnisse keine oder nur 
eine untergeordnete Rolle spielen, ln nahezu allen Ar- 
beitsbereichen sind heute unterschiedliche komplexe 
sprachlich-kommunikative Kompetenzen erforderlich, 
insbesondere für hoch qualifizierte Tätigkeiten. Gute be- 
rufsbezogene Deutschkenntnisse werden aber zunehmend 
auch bei solchen Tätigkeiten benötigt, die überwiegend 
von niedrig qualifizierten sowie un- und angelernten Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern ausgeübt werden. 
Dies gilt auch für Bereiche, die früher nicht als ausge- 
prägt sprachintensiv galten, beispielsweise im Lager-, im 
Verkaufs- oder im Pfiegebereich. ln vielen Feldern sind in 
den letzten Jahren durch die immer umfassenderen Quali- 
tätssicherungs- und Dokumentationsanforderungen auch 
die Ansprüche an die schriftsprachlichen Fähigkeiten 
enorm gestiegen.^' Um erfolgreich auf dem Arbeitsmarkt 
agieren zu können, sind berufsbezogene Deutschkennt- 
nisse somit ganz überwiegend unverzichtbar. Berufsbezo- 
gene Deutschförderung bildet daher eine wichtige Säule 
der sprachlichen Bildung für Erwachsene. 

Erwerb und Ausbau berufssprachlicher und arbeifsplafz- 
bezogener Deutschkenntnisse dienen der Verbesserung 
der beruflichen Handlungsfähigkeit und sind damit auch 
eine wichtige Voraussetzung für die Teilhabe an berufli- 
cher Weiterbildung. Insofern kann der berufsbezogene 
Unterricht Deutsch als Zweitsprache auch ein wichtiger 
Bestandteil der Personalentwicklung sein. Vielen Unter- 
nehmen ist die Bedeutung von Sprache und Kommunika- 
tion für den erfolgreichen Arbeitsablauf bewusst, 
Deutschkurse werden jedoch bisher selten als Instrumente 
der Personalentwicklung eingesetzt, ln Betrieben, in de- 


Vgl. Grünhage-Monetti, Matilde (2009): Sprachlicher Bedarf von Per- 
sonen mit Deutsch als Zweitsprache in Betrieben. Expertise im Auf- 
trag des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, Bonn, S. 59. 


nen z. B. aufgrund spezieller Anforderungen besonderer 
Sprachförderbedarf besfehf, sollten entsprechende Ange- 
bote geprüft werden. Sowohl Arbeitgeber als auch 
Arbeitnehmer können davon profitieren, wenn Unterneh- 
men ihre sprachlichen Anforderungen explizit formu- 
lieren und diese zur Grundlage von Weiterbildungsange- 
boten machen. Als mittel- oder langfristiges Ziel des 
berufsbezogenen Deutschunterrichts kann auch der Er- 
werb von formalen Berufsabschlüssen berücksichtigt 
werden, gegebenenfalls auch die Anerkennung von Be- 
rufsabschlüssen aus dem Herkunftsland. 

ln jedem Betrieb und jeder öffentlichen Institution gibt es 
kommunikative Regeln, welche die Beherrschung spe- 
zieller sprachlicher Register notwendig machen. Darüber 
hinaus weisen jeder Beruf und jedes Berufsfeld - unab- 
hängig vom jeweiligen Betrieb - eigene Formen der 
Kommunikation auf Berufsbezogener Deutschunterricht 
muss vor diesem Hintergrund konkrete berufs(feld)- und 
arbeitsplatzbezogene Inhalte sowie Kenntnisse über kom- 
munikative Regeln am Arbeitsplatz vermitteln. Dies 
macht eine spezielle Didaktik und Methodik notwendig. 
Angebote müssen gegebenenfalls differenziert werden 
nach Arbeitsplatzbezogenheit, Berufs(feld)bezogenheit 
sowie Arbeitsmarktorientierung. 

Berufsbezogener Deutschunterricht richtet sich an ver- 
schiedene Zielgruppen. Zwei große Gruppen mit unter- 
schiedlichen Bedarfen und Lemzielen sind dabei primär 
von Bedeutung: arbeitslose Menschen, bei denen berufs- 
bezogene Deutschkenntnisse zur (Re)lntegration in den 
Arbeitsmarkt beitragen sollen, sowie Berufstätige, die im 
Zuge der Fort- und Weiterbildung ihre berufsbezogenen 
Deutschkenntnisse verbessern wollen bzw. müssen. Be- 
rufsbezogene Deutschförderung richtet sich daher insbe- 
sondere an Menschen in folgenden Maßnahmen: 

- Qualifizierungen im Rahmen des SGB 11 und 111; dazu 
gehören auch überbetriebliche Ausbildungsmaßnah- 
men für die Gruppe der U25 (unter 25 Jahre) 

- Innerbetriebliche Fortbildung 
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Ein großer Teil der Angebote für Mensehen mit Migra- 
tionshintergrund kann bis zum Jahr 2013 dureh das ESF- 
BAMF -Programm abgedeekt werden. Die vom Europäi- 
sehen Sozialfonds (ESF), Programmteil „Qualifikation 
und Weiterbildung für Personen mit Migrationshinter- 
grund dureh berufsbezogene Maßnahmen, insbesondere 
berufsbezogene Spraehkurse und Praktika“’^ geforderten 
Kurse riehten sieh primär an Leistungsempfanger naeh 
SGB 111 und 11 sowie an Besehäftigte in Betrieben. Für 
die Förderperiode 2007 bis 2013 hat das Bundesministe- 
rium für Arbeit und Soziales (BMAS) das Bundesamt für 
Migration und Flüehtlinge mit der Durehführung der 
Kurse beauftragt. Zielgruppe des Programms sind alle 
nieht sehulpfiiehtigen Personen mit Migrationshinter- 
grund, die einer faehliehen und spraehliehen Qualifizie- 
rung für den ersfen Arbeifsmarkt bedürfen. Die Kurse be- 
stehen aus einem berufsbezogenen Deutsehunterrieht und 
Qualifizierungsteilen, welehe je naeh Bedarf der Lem- 
gruppe Faehunterrieht, Praktika und Betriebsbesiehtigun- 
gen umfassen können. Die maximale Gesamtförderdauer 
befrägt 730 Unterriehtsstunden. 

ln Deufsehland sfehen von 2007 bis 2013 rund 330 Millio- 
nen Euro aus dem ESF zur Verfügung. Die Maßnahmen 
müssen zu 50 Prozenf (alfe Bundesländer und Berlin) bzw. 
zu 25 Prozenf (neue Bundesländern und ehemaliger Re- 
gierungsbezirk Lüneburg) mit Leistungen naeh SGB 11 
oder 111, Sozialversieherungsbeiträgen, Ländermitteln, 
kommunalen und privaten Mittel oder Eigenmitteln der 
Träger kofinanziert werden. Förderfähig sind niehf nur ar- 
beifssuehende oder arbeifslose Personen, sondern aueh 
Mensehen, die im Rahmen einer berufiiehen Weiterquali- 
fizierung berufsbegleitenden DeutsehfÖrderbedarf haben. 
Die ersten Kurse haben Anfang 2009 begonnen. Aueh im 
Rahmen der ESF-Programme der Länder werden unter 
anderem Angebote der berufsbezogenen DeutsehfÖrde- 
rung finanziert. Sofern über das Angebot des ESF- 
BAMF -Programms hinaus weitere berufsbezogene 
Deutsehförderung im Rahmen von Maßnahmen der be- 
rufiiehen Weiterbildung erforderlieh ist, ist dies grund- 
sätzlieh möglieh.'^^ Bei den Inhalten soleher Weiterbil- 
dungsmaßnahmen müssen jedoeh die berufliehen Inhalte 
überwiegen. 

Mit der bundesweiten Implementierung des ESF-BAMF- 
Programms ist ein großer Sehritt in Riehtung einer umfas- 
senden, einheitliehen und naehhaltigen Strategie zur Ver- 
mittlung berufsbezogener Deutsehkenntnisse unternom- 
men worden, weitere Sehritte müssen folgen. Dabei 
sollten, wo erforderlieh, aueh Zielgruppen in den Bliek 
genommen werden, die bis dato nieht an Kursen des ESF- 


"^2 Mit dem ESF werden von der EU Maßnahmen mit dem Ziel geför- 
dert, die Zugangschancen von Arbeitslosen zum Arbeitsmarkt zu er- 
höhen, Arbeitslosigkeit zu vermeiden und die Chancengleichheit al- 
ler beim Zugang zum Arbeitsmarkt zu fördern. Im Rahmen des ESF 
legen Mitgliedstaaten und Regionen ihre eigenen operationeilen Pro- 
gramme vor, um auf die Bedürfnisse vor Ort reagieren zu können. 
Zur Umsetzung des ESF in Deutschland haben sowohl die Länder als 
auch der Bund Programme erstellt. 

73 Vgl. §§ 77 ff SGB III oder § 16 SGB II i.V. mit § 77, s. auch § 85 
SGB III. 


BAMF-Programms teilnehmen, weil es für sie keine un- 
terstützenden Kofinanzierungsmögliehkeiten gibt, insbe- 
sondere Arbeitssuehende ohne Leistungsbezug, ln Ham- 
burg etwa hat eine Datenauswertung ergeben, dass rund 
30 Prozent der Klientinnen und Klienten von Integra- 
tionszentren bzw. Teilnehmenden von Integrationsprojek- 
ten in diese Zielgruppe fallen. Häufig handelt es sieh um 
Frauen, deren Ehepartner berufstätig ist und die als 
Ehefrauen selbsf keine Leistungsempfänger naeh SGB 11 
oder 111 sind. 

Aueh das Zusammenspiel vorhandener Maßnahmen so- 
wie ihre Ansehlussfähigkeif sollfe unfereinander gesfärkf 
werden. Dies gilt für berufsbezogene Deufschkurse im 
Ansehluss an die Integrationskurse, aber aueh für die Ver- 
bindung von Kursen im Rahmen des ESF-BAMF-Pro- 
gramms mit Maßnahmen der Bundesagentur für Arbeit 
oder der ARGEn oder Optionskommunen. Die folgenden 
Empfehlungen setzen an diesen Punkten an und wollen 
einen Beitrag zur Weiterentwieklung und Systematisie- 
rung der sprachlichen Bildung in Beruf und in beruflicher 
Weiterbildung leisten.^"* 

2.3.1 Aus-, Fort- und Weiterbildung des 

Personals im Bereich berufsbezogene 
Deutschförderung 

ln den Studiengängen Deutsch als Fremd- bzw. Zweit- 
sprache spielt das Thema berufsbezogenes Deutsch bisher 
nur eine untergeordnete Rolle. Die „Zusatzqualifizierung 
für Lehrkräfte in Infegrationskursen“ des Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge vermittelt bereits praktizie- 
renden Lehrkräften zwar das notwendige Rüstzeug für 
den Umgang mif Menschen, die Deufsch als Zweifspra- 
che lernen, jedoch sieht das Thema berufsbezogenes 
Deutsch auch dort nicht im Mittelpunkt. Im Rahmen des 
vom BMAS geförderten Netzwerks „Integration durch 
Qualifizierung - IQ“ finden unter der Regie der Koordi- 
nierungsstelle Berufsbezogenes Deutsch seit 2005 regel- 
mäßige Fortbildungen für Kursleitende zu didaktisch- 
methodischen Themen des berufsbezogenen Deutsch- 
unterrichts statt. Ziel ist es, Lehrkräften für Deutsch als 
Zweitsprache Instrumente an die Hand zu geben, um den 
Anforderungen im berufsbezogenen Deutschunterricht zu 
begegnen und damit die Qualität der Angebote zu ge- 
währleisten. Das Fortbildungsangebot richtet sich primär 
an das regionale Netzwerk in Hamburg. Die stark zuneh- 
mende Nachfrage aus dem gesamten Bundesgebiet doku- 
mentiert jedoch den großen Weiterbildungsbedarf, der zu 
diesem Thema bundesweit besteht. 

Berufsbezogenes Deutsch ist jedoch schon im Fachunter- 
richt präsent, da auch die Vermittlung fachlicher Inhalte 
stets durch das Medium Sprache geschieht. Teilweise 
werden der Fachunterricht bzw. fachpraktische Maßnah- 


7“^ In die Formulierung der Empfehlungen sind Ergebnisse der Fachar- 
beitskreise „Berufsbezogenes Deutsch“ und „Berufliche Qualifizie- 
rung“ des vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales geförder- 
ten bundesweiten Netzwerks „IQ - Integration durch Qualifizierung“ 
eingeflossen. 



Drucksache 17/3276 


-44- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


men durch berufsbezogenen Deutschunterricht ergänzt. 
So können mehrere Personen für den Unterricht verant- 
wortlich sein: auf der einen Seite die Deutsch- und auf 
der anderen Seite die Fachlehrkräfle, hier insbesondere 
die Ausbilderinnen und Ausbilder in Betrieben oder Wei- 
terbildungsmaßnahmen sowie Lehrkräfte in berufsbilden- 
den Schulen. 

Auch Fachlehrkräfte müssen auf die (deutsch)sprachli- 
chen Probleme ihrer Teilnehmenden eingehen können. 
Sie sind in der Regel jedoch nicht ausreichend qualifi- 
ziert, um mit der spezifischen Lemsituation sprachlich 
heterogener Gruppen umzugehen. Häufig werden fachli- 
che Defizite diagnostiziert, die in Wirklichkeit auf 
(deutsch)sprachliche Verständnisschwierigkeiten zurück- 
gehen. 

Nicht zuletzt benötigen auch Personen, die an der Kon- 
zeption und Planung von Qualifizierungs- oder Deutsch- 
fÖrdermaßnahmen beteiligt sind, sowie diejenigen, die 
Personen mit Deutsch als Zweitsprache beraten und in 
Kurse vermitteln, eine Sensibilität für die berufsbezoge- 
nen SprachfÖrderbedarfe der Kundinnen und Kunden 
einerseifs und die sprachlichen Anforderungen im Berufs- 
leben andererseits, um ihre jeweiligen Aufgaben im Rah- 
men der Arbeitsvermittlung oder Konzipierung und 
Betreuung von Angeboten der berufsbezogenen Sprach- 
fÖrderung zu erfüllen. Hierzu zählen insbesondere: 


- Mifarbeiferinnen und Mifarbeiter in den Agenfuren für 
Arbeif und Grundsicherungssfellen 

- Personalveranfwortliche in Befrieben und öffentlichen 
Institutionen 

- Betriebs- und Personalräte 

- Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Kursträgem in 
der Konzeption und Umsetzung von Maßnahmen 

- Personal von Migrations- und von Bildungsberatungs- 
stellen. 

Erste Ansätze hierzu sind bereits vorhanden. So ist etwa 
die Beachtung der Bedürfnisse unterschiedlicher Kunden- 
grappen als Anforderung an die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Agenturen für Arbeif im Kompefenzmo- 
dell der Bundesagentur für Arbeif definiert. Darüber hi- 
naus verfügf die Bundesagentur über ein Konzept zur 
Vermittlung von Diversity-Kompetenz in der Aus- und 
Fortbildung der Integrationsfachkräfte: Die Bundesagen- 
tur verfolgt damit eine Doppelstrategie mit einer Ausrich- 
tung einerseits auf die Belegschaft und andererseits auf 
die Kundenorientierang. Die Inhalte des Diversity Ma- 
nagements sind Bestandteil des Qualifizierangsangebots 
und die Vermittlung von Diversity-Kompetenz ist in Aus- 
bildung und Qualifizierung der Beschäftigten und in die 
Führangskräftequalifizierang integriert. 


Empfehlungen 

Aus-, Fort- und Weiterbildung von Deutschlehrkräften sicherstellen 

Die Studiengänge „Deutsch als Fremdsprache“ und „Deutsch als Zweitsprache“ an den Hochschulen sollten den be- 
rufsbezogenen Deutschunterricht zu einem Studienschwerpunkt machen und den künftigen Lehrkräften dabei insbe- 
sondere folgendes Rüstzeug an die Hand geben: 

- Kenntnisse über berafsfeldübergreifende Kommunikationsstrakturen, -formen und Textsorten sowie die Fähig- 
keit, diese zielgruppenspezifisch zu vermitteln 

- Kenntnisse der wichtigsten Lehrwerke im Bereich berufsbezogenes Deutsch sowie die Fähigkeit, diese zu bewer- 
ten und im Unterricht effektiv einzusetzen 

- Fähigkeit zur Erstellung eigener Unterrichtsmaterialien 

- Methoden zur Recherche in Betrieben zu deren Kommunikationsstrakturen 

Die Studiengänge für Deutsch als Fremd- und Zweitsprache an deutschen Hochschulen sind in der Regel polyvalent 
angelegt und vermitteln ihren Absolventen zentrale Kompetenzen, die auch für den Bereich der berufsbezogenen 
Zweitsprachenförderung relevant sind. Die folgenden Standorte berücksichtigen das Segment in ihren Studiengängen 
bereits jetzt mit spezifischen Angeboten: 

- Universität Bielefeld 

Sowohl im Bachelor ,, Deutsch als Fremdsprache“ als auch im Master ,, Deutsch als Fremdsprache und Germa- 
nistik“ gibt es Module, in denen regelmäßig Lehrveranstaltungen zur Zweitsprachenförderung in der beruflichen 
Ausbildung und in der beruflichen Weiterbildung von Erwachsenen angeboten werden. Mit der Einrichtung einer 
Professur mit Schwerpunkt Deutsch als Zweitsprache wurde dieses Segment deutlich gestärkt. Mittelfristig wird 
der Bachelor-Studiengang unter anderem im Hinblick auf eine stärkere Berücksichtigung von Deutsch als Zweit- 
sprache umstrukturiert. Es ist geplant, den Studiengang in Zukunft als Bachelor ,, Deutsch als Fremd- und 
Zweitsprache “ mit einer noch stärkeren Berücksichtigung der beruflichen Zweitsprachenförderung anzubieten. 
Darüber hinaus wird seit Juli 2009 im Rahmen eines Drittmittelprojektes (EU-Programm XENOS) die wissen- 
schaftliche Begleitung eines Vorhabens zur berufsbezogenen Zweitsprachenförderung in einer Produktionsschule 
für Jugendliche und junge Erwachsene durchgeführt. 
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- Friedrich-Schiller-Universität Jena 

Sowohl im Bachelor ,, Deutsch als Fremd- und Zweitsprache“ als auch im Internationalen Master „Auslandsger- 
manistik - Deutsch als Fremdsprache - Deutsch als Zweitsprache “ werden Module angeboten, die die berufsbe- 
zogene Zweitsprachenförderung thematisieren. Im Bachelor ist dies das Modul „Deutsch als Zweitsprache in 
Schule und Beruf“; im Master handelt es sich um die Module „Fremdsprachen im Beruf und Planungskompe- 
tenz “ und „Bildung und Ausbildung im Einwanderungsland Deutschland“. Darüber hinaus werden am Institut für 
Auslandsgermanistik im Rahmen des vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge geförderten Modellvorhabens 
„ Sprachtraining für Fachunterricht und Beruf“ für Ausbildungsberufe in den Berufsfeldern Pflege, Handel und 
Metall Online-Module zur sprachlichen Förderung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund entwickelt (http:// 
www.sprachtraining-beruf.de). (Siehe dazu auch B.2.1.3) 

Wie bei der Zusatzqualifizierung für Lehrkräfte in Integrationskursen sollte auch für den Bereich berufsbezogener 
Unterricht Deutsch als Zweitsprache ein bundesweites Weiterbildungssystem eingerichtet werden, das zu einer quali- 
fizierten Tätigkeit als Lehrkraft für berufsbezogenes Deutsch befähigt. Dieses sollte durch spezielle Komponenten er- 
gänzt werden, die sich auf die lokalen oder regionalen Gegebenheiten vor Ort beziehen. 


Kompetenzen von Ansbilderinnen nnd Ansbildern/Fachlehrerinnen nnd Facblebrern für den Umgang mit 
spracblicb heterogenen Grnppen scbnlen 

Die neue Ausbildereignungsverordnung, die zum 1 . August 2009 in Kraft getreten ist, berücksichtigt die Anforderun- 
gen heterogener Lemgruppen. Die gezielte Vermittlung von Deutsch als Zweitsprache ist dort nicht als explizite Auf- 
gabe von Ansbilderinnen und Ausbildern vorgesehen. Bei der Ausbildung von Jugendlichen mit anderen Herkunfts- 
sprachen können sie jedoch ebenso wie Fachlehrkräfle von spezifischen Kompetenzen für den Umgang mit 
sprachlich und kulturell heterogenen Lemergruppen profitieren. Dies sind insbesondere: 

- Kenntnisse über die sprachlichen Bedarfe der jeweiligen Lemergruppe 

- Sensibilisierung für die sprachlichen Hürden, die bei der Vermittlung von Fachinhalten bestehen könnten 

- Methodisch-didaktische Instrumente, um nicht-muttersprachlichen Personen Fachinhalte zu vermitteln und das 
Verständnis dieser Inhalte zu sichern 

- Sprachliche Entlastung von Fachtexten 

Hierzu können in Zusammenarbeit von Forschung und Praxis unter Berücksichtigung vorhandener Ansätze Aus- und 
Weiterbildungsprogramme und didaktisch-fachliche Handreichungen entwickelt werden, die Ansbilderinnen und 
Ausbilder sowie Fachlehrkräfte bei ihrer Arbeit unterstützen. 

Um die sprachlichen Implikationen ihres fachlichen Unterrichts zu reflektieren und diesen weiterzuentwickeln, soll- 
ten Fachlehrkräfte in einen intensiven Austausch mit Deutschlehrkräften treten. 


Das Amt für multikulturelle Angelegenheiten der Stadt Frankfurt bietet Fortbildungen für Ausbilderinnen/Ausbilder 
und Fachlehrkräfte an, die in Weiterbildungsmaßnahmen tätig sind, die von der örtlichen Grundsicherungsstelle, der 
Rhein-Main-Job-Center GmbH, finanziert werden. Es werden zwei verschiedene Module angeboten: 

Für Ausbilder und Fachlehrkräfte: Verbesserung der sprachlichen Kommunikation mit Teilnehmenden anderer Her- 
kunftssprachen und Förderung ihrer Deutsch-Kompetenzen: Dieses Modul zielt darauf ab, die Teilnehmenden so zu 
sensibilisieren, dass sie fachliche Inhalte sprachlich bewusster vermitteln können und ihre Sprache teilnehmer- 
adäquat wählen, den Teilnehmenden aber auch helfen können, ihre sprachlichen Fähigkeiten zu verbessern. Im Mit- 
telpunkt dieses Moduls steht die mündliche Kommunikation. 

Für Fachlehrkräfte und alle, die Fachunterricht erteilen: ,, Fachtexte knacken “ - Fachtexte als besondere Herausfor- 
derung für Lernende nicht-deutscher Herkunftssprachen: Im Rahmen dieses Moduls werden die Schwierigkeiten the- 
matisiert, welche die Teilnehmenden damit haben, aus Fachtexten die Ausbildungsinhalte zu entnehmen. Lehrkräfte 
sollen in die Lage versetzt werden, typische sprachliche Strukturen von Fachtexten zu erkennen und diese aufzulösen. 
Darüber hinaus sollen sie diese Bearbeitungsstrategien an die Teilnehmenden weitergeben können. Weitere Informa- 
tionen unter http://www.stadt-franlfurt.de/amka. 
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Das 2009 beendete Modellprojekt .integrierte Sprachförderung in Berufsvorbereitung, Berufsausbildung, Jugendbe- 
rufshilfe und Schule (SPAS) “ der Berliner Gesellschaft für berufsbildende Maßnahmen e. V. (GFBM) hatte insbeson- 
dere die Sprachförderung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund zum Ziel. Teilziele waren die Entwicklung von 
berufsfeldbezogenen Sprachfördermodulen sowie die Entwicklung und Evaluation des Sprachstanderhebungsverfah- 
ren Texteasy 5.0 für Jugendliche im Übergang von der Schule in den Beruf. Dies geschah - in Ergänzung zu vielen 
anderen Sprachförderangeboten im Bereich Deutsch als Zweitsprache - durch Integration von Sprachfördermodulen 
in den berufsvorbereitenden bzw. berufsausbildenden Fachunterricht (Integrierte Sprachförderung). Dazu wurden 
Module für unterschiedliche Berufsfelder wie etwa Gesundheit, Körperpflege, Gastronomie, Handel, Büro oder 
Handwerk entwickelt und an verschiedenen beruflichen Schulen in Berlin erprobt. Finanziert wurde das Projekt vom 
Berliner Senat sowie von der Europäischen Union. Mehr Informationen sind unter http://www.spas-berlin.de erhält- 
lich 

Institutionelle Akteure für sprachliche Bildung sensihilisieren 

Personal, das neben den Sprach- und Fachlehrkräften an der Förderung der beruflichen Integration von Personen mit 
Migrationshintergrund beteiligt ist, sollte für die Themen berufsbezogenes Deutsch und Kommunikation mit Men- 
schen mit Deutsch als Zweitsprache je nach Bedarf in unterschiedlicher Tiefe sensibilisiert werden. Entsprechende 
Maßnahmen zur Förderung und Stärkung der Sensitivität der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollten in Zusammen- 
arbeit zwischen Forschung und Praxis unter Berücksichtigung bereits vorhandener Ansätze entwickelt werden. 


Die Rhein-Main- Jobcenter GmbH in Frankfurt am Main bietet seit 2005 zur Sensibilisierung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter regelmäßig praxisorientierte Qualifizierungen an. Dazu gehören neben flächendeckendem Trainings 
zu den Themen ,, Interkulturelle Kompetenzen“ , ,, Zuwanderungsgeschichte und rechtliche Grundlagen“ sowie ,, An- 
erkennung im Ausland erworbener Abschlüsse “ auch halbtägige Fortbildungen für die persönlichen Ansprechpart- 
nerinnen und -partner sowie die Teamleitungen zu den Integrationskursen und zum ESF-BAMF-Programm. Die Ver- 
anstaltungen werden vom Amt für multikulturelle Angelegenheiten der Stadt Frankfurt durchgeführt und vermittelt: 

1. Leistungsrechtlich relevante Informationen über Förderprogramme im Bereich Deutsch als Zweitsprache und de- 
taillierte Darstellungen zu den jeweils notwendigen Verwaltungsverfahren. 

2. Basisinformationen zu Zweitsprachenerwerb und Alphabetisierung bzw. Zweitschrifterwerb. 

Darüber hinaus sollen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern relevante Entscheidungshilfen für Qualifizierung und 
Vermittlung in Arbeit an die Hand gegeben werden. 

Weitere Informationen unter rmj-frankfurt-main@arge-sgb2.de. 


Die Vermittlungsfachkräfte in den Agenturen für Arbeit und den Grundsicherungsstellen sollten Instrumente an die 
Hand bekommen, anhand derer sie bei Kundinnen und Kunden fachlichen und sprachlichen Fortbildungsbedarf fest- 
stellen können. Zur Entwicklung solcher Instrumente kann das Know-how von Akteuren wie dem Facharbeitskreis 
Berufsbezogenes Deutsch und von Lehrstühlen mit Schwerpunkt berufsbezogenes Deutsch als Zweitsprache genutzt 
werden. 

Um eine bedarfsgerechte Vermittlung in (sprachliche) Qualifizierungsmaßnahmen sicherzustellen, sollten die Bun- 
desagentur für Arbeit und die Grundsicherungsstellen in Zukunft verstärkt auch Leistungen von Personen in An- 
spruch nehmen, die auf den Gebieten Deutsch als Zweitsprache kompetent sind. 

Auch die Fach- und Führungskräfte, die in Agenturen für Arbeit, den Grundsicherungsstellen und den regionalen 
Einkaufszentren für die Maßnahmeplanung, den Maßnahmeeinkauf und die Vergabe von Maßnahmen verantwortlich 
sind, sollten in der Lage sein, die Bedarfe von Kundinnen und Kunden mit Migrationshintergrund zu erfassen und bei 
Ausschreibung und Vergabe angemessen zu berücksichtigen. 

Personalverantwortliche sowie Personal- nnd Betriebsräte sensibilisieren 

Die Personalverantwortlichen sowie Personal- und Betriebsräte in Betrieben und öffentlichen Institutionen sollten 
weiterhin für die Potenziale sensibilisiert werden, die der Einsatz von Personen mit Migrationshintergrund bieten 
kann (Auslandskontakte, Kontakte zu Kunden, die ebenfalls einen Migrationshintergrund haben). Dies betrifft her- 
kunftssprachliche Kenntnisse, aber auch interkulturelle Kompetenzen und Qualifikationen. Hierbei können Gewerk- 
schaften und Arbeitgeberverbände als Multiplikatoren auch künftig eine wichtige Rolle spielen. So unterstützt z.B. 
die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände aktiv die weitere Verbreitung der „Charta der Vielfalt“ 
bei den Unternehmen in Deutschland. 
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Darüber hinaus sollten Personalverantwortliche als auch Betriebs- bzw. Personalräte in die Lage versetzt werden, 
fachliche und sprachliche Weiterbildungsbedarfe von Menschen mit Migrationshintergrund zu erkennen und bei Be- 
darf mit geeigneten Maßnahmen decken zu können. Hierzu können in Kooperation mit Universitätsinstituten für 
Deutsch als Zweitsprache und Weiterbildungsträgem Fortbildungsveranstaltungen durchgeführt werden. Darüber hi- 
naus sollten die Möglichkeiten, die das ESF-BAMF -Programm für Beschäftigte in Betrieben bietet, noch bekannter 
gemacht werden. 

Bildungsberatungsstellen informieren 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Bildungsberatungsstellen müssen das Know-how erhalten, Migrantinnen und 
Migranten eine fachlich fundierte Berufswegeberatung unter Einbeziehung des Aspektes berafsbezogenes Deutsch 
als Zweitsprache zu bieten. Auch hierzu können in Kooperation mit Universitätsinstituten für Deufsch als Zweifspra- 
che und Weiterbildungsträgem Fortbildungsveranstaltungen durchgeführt werden. 


2.3.2 Sprachbedarfsermittlung 

Sprachbedarfsermittlung ist ein Instmment, um die sprachli- 
chen Anfordemngen am Arbeitsplatz einerseits und die indi- 
viduellen Sprachbedürfnisse der Beschäftigten mit Deutsch 
als Zweitsprache andererseits festzustellen. Befragungen, 
teilnehmende Beobachtungen im Betrieb sowie das Sam- 
meln von Fachtexten und Arbeitsanweisungen stellen Zu- 
gänge dar, um zu identifizieren, welche sprachlichen Mittel 
für besfimmfe Bemfsfelder und Arbeifsabläufe wichtig sind. 


Sprachbedarfsermittlung stellt die Gmndlage für (sfan- 
dardisierfe) Kurs- und Maferialenfwicklungen dar. Mif ihr 
kann sich das Aufgabenspekftum von Deufschlehrkräften 
erweifem. Dieses kann neben der Täfigkeif im Unfer- 
richfsraum auch die Konfaktaufnahme und Zusammen- 
arbeif mif Befrieben und anderen relevanfen Institutionen 
sowie darauf aufbauend Kurs- und Materialenfwicklung, 
aber auch Zusammenarbeif mif Fachleufen beispielsweise 
der befrieblichen Weiferbildung, der Forschung und der 
begleifenden Evaluation umfassen. 


Empfehlungen 

Sprachliche Anforderungen und sprachliche Bildung in Betrieben erfassen 

Institute für Deutsch als Zweitsprache und Träger von Angeboten berafsbezogener Deutschförderang sollten sich als 
kompetente Partner für Befriebe und deren Beschäftigfe anbiefen. Vonseifen der Wissenschaft können Unterstützungs- 
angebote für Unternehmen entwickelt werden, um gemeinsam mit ihnen sowie gegebenenfalls mit Kammern bzw. 
Berafsverbänden und Gewerkschaften sprachliche Anforderungen zu formulieren und aufbauend darauf passende 
Weiterbildungsangebote zu entwickeln. 

• Umsetzungshinweis: Unterstützungsangehote 

Unterstützungsangebote für Betriebe können insbesondere die Erstellung von Korpora umfassen, welche die im 
Arbeitsleben vor Ort üblichen Kommunikationsstrukturen darstellen und als Grundlage für die Entwicklung von 
Weiferbildungsangeboten dienen können. 

In dem Projekt ,, Deutsch am Arbeitsplatz: Untersuchung zur Kommunikation im Betrieb als Grundlage einer organi- 
sationsbezogenen Zweitsprachenförderung“ dokumentiert und analysiert die Studiengruppe ,, Deutsch am Arbeits- 
platz “ Kommunikation am Arbeitsplatz unter Berücksichtigung betrieblicher Organisationsstrukturen und Inhalte so- 
wie im Hinblick auf die Zweitsprachförderung von beschäftigten bzw. arbeitssuchenden Migrantinnen und 
Migranten. Die Studiengruppe wird von der Volkswagen Stiftung gefördert und vom Deutschen Institut für Erwachse- 
nenbildunggeleitet. Sie besteht aus Expertinnen und Experten aus Wissenschaft (Friedrich-Schiller-Universität Jena 
und Institut für Gesprächsforschung, Mannheim) und Praxis (VHS Braunschweig und Ottakring sowie Henkel 
KGaA). Die Ergebnisse werden in einer Online-Publikation veröffentlicht. 

Eine Reihe von Firmenportraits illustrieren die dortigen kommunikativen Anforderungen und die Schulungspraxis. 
Diese basieren auf Interviews mit Führungskräften und Mitarbeitenden in Betrieben mit hohem Anteil an Beschäftig- 
ten mit Migrationshintergrund. Ein weiteres Produkt stellen die Ergebnisse der sprachdidaktischen Analyse von au- 
thentischen innerbetrieblichen Gesprächen und schriftlichen Texten in den portraitierten Betrieben dar. 

Schließlich wird ein Leitfaden Bildungsanbietern und Betrieben ein praktisches Instrument zur Ermittlung von objek- 
tivem Bedarf und subjektiven Erwartungen und Bedürfnissen der Schlüsselakteure sowie zur Entwicklung und Eva- 
luation von passenden Angeboten bieten. 

Mehr Informationen sind beim erhältlich unter: http://www.die-bonn.de 



Drucksache 17/3276 


-48- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Sprachbedarf als Grundlage für Förderangebote durcbgängig ermitteln 

Sprachbedarfsermittlung ist für den Aufbau und die Planung von berufsbezogenem Unterrieht Deutseh als Zweitspra- 
ehe essenziell. Daher muss sie sowohl vor als aueh während des Kurses integraler Bestandteil der Planung und Ent- 
wieklung sein. 

Für die Praxiseinbindung sowohl in der Vorphase der Spraehbedarfsermittlung als aueh während bzw. im Ansehluss 
der Maßnahmen ist eine kontinuierliche Zusammenarbeit zwischen Betrieben und Sprachkursträgem bzw. Beschäfti- 
gungs- und Weiterbildungsträgem wichtig. 

• Umsetzungshinweis: Instrumente der Sprachbedarfsermittlung 

Für die Entwicklung von Sprachkursangeboten im Zuge von bemflichen Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebo- 
ten sollten Unterrichtshospitationen in den jeweiligen Qualifiziemngsmaßnahmen stattfinden, Fachliteratur ge- 
sichtet werden sowie die Ausbilderinnen/ Ausbilder oder Fachlehrkräfte zu den sprachlichen Anfordemngen, die 
ihre Teilnehmenden zu bewältigen haben, befragt werden. Gleiches gilt für Kursangebote im Umfeld von Ausbil- 
dungen und Bemfsschulunterricht im Rahmen des Dualen Systems. 

Für die Entwicklung von innerbetrieblichen Kursangeboten sollten Befragungen von Kolleginnen und Kollegen und 
Vorgesetzten zu den sprachlichen Anfordemngen an den jeweiligen Arbeitsplätzen stattfinden. Darüber hinaus soll- 
ten die relevanten schriftlichen Unterlagen (Schichtpläne, Sicherheitsbestimmungen etc.) gesichtet werden. 

Vorhandene Ansätze berücksichtigen 

Bereits vorhandene Arbeitsansätze im Bereich Sprachbedarfsermittlung sollten gesichtet, dokumentiert und bewertet 
werden. Dafür sollten substanzielle Kriterienkataloge und Arbeitsinstramente für die Bedarfserhebung und Schulun- 
gen für Kurskonzipierende entwickelt werden. 

Das Deutsche Institut fiir Erwachsenenbildung hat im Auftrag des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge eine 
Expertise über den sprachlichen Bedarf von Personen mit Deutsch als Zweitsprache in Betrieben erstellt. Die empiri- 
sche Untersuchung erfasst spezifische Merkmale sprachlicher Kommunikation am Arbeitsplatz sowie hebt den Zu- 
sammenhang zwischen Organisation der Arbeit(swelt) und Kommunikation hervor. Gezeigt wird, wie eine integra- 
tionsfördernde Sprachdidaktik die konkrete Arbeits- und Kommunikationswirklichkeit in Unternehmen ermitteln und 
analysieren kann, um daraus Angebote zu entwickeln, die die Teilhabe an der Kommunikation am Arbeitsplatz er- 
möglichen. Die Expertise mündet in konkreten Handlungsempfehlungen für Akteure, die im Bereich innerbetriebliche 
Weiterbildung für Personen mit Deutsch als Zweitsprache tätig sind. Sie ist auf den Internet-Seiten des Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge als Download erhältlich. 


2.3.3 Feststellung der Deutschkenntnisse 

Gmndlegende Voraussetzung für die Passgenauigkeit einer 
Maßnahme ist eine qualitativ hochwertige Feststellung der 
bemfsbezogenen Deutschkermtnisse der potenziellen Teil- 
nehmenden im Vorfeld. Es fehlt im deutschsprachigen 
Raum jedoch an fundierten Qualitätskriterien für Sprach- 


standsfeststellungen im Bereich berafsbezogenes Deutsch. 
Zwar gibt es gmndsätzliche Leitlinien, die zur Entwicklung 
von Instmmenten zur Feststellung von Deutschkenntnissen 
dienen können, doch besteht weiter die Notwendigkeit, de- 
taillierte, zielgmppenspezifischere Prüfungen und Tesfs so- 
wie die dazugehörigen Kriferien zu erarbeifen. 


Empfehlungen 
Deutschkenntnisse feststellen 

Eine fachlich angemessene Feststellung der Deutschkenntnisse für Leistungsbezieher nach SGB 11 und 111, Personen 
am Übergang Schule - Beraf, Bemfstätige und Arbeitssuchende ohne Leistungsbezug muss sichergestellt werden. 

Um einen zielgrappenspezifischen Unterricht zu garantieren und auf die individuellen Bedürfnisse der Teilnehmen- 
den eingehen zu können, sollten im Rahmen einer Feststellung von Deutschkenntnissen neben dem Sprachniveau 
auch folgende Angaben erhoben werden: 

- Lemerbiografie, insbesondere Deutschlembiografie 

- Arbeitserfahmng im ln- und Ausland 
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- Selbstlempotenzial: Lernt der/die potenzielle Kursteilnehmende eigenständig zu Hause, wenn ja, wie 

- Von den potenziellen Teilnehmenden selbst eingesehätzte spraehliehe Bedarfe und Wünsehe an einen Kurs 
Die Feststellung von Deutsehkenntnissen sollte folgende Ergebnisse hervorbringen: 

- Faehlieh begründete Einsehätzung für das Erreiehen eines für einen Beruf oder ein Berufsfeld notwendigen 
Deutseh-Niveaus 

- Vorsehläge für entspreehende Sehulungswege dorthin 

- Faehlieh begründete Einsehätzung für die spraehlieh erfolgreiehe Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme 
bzw. Empfehlungen zu deren Realisierung 

Für Teilnehmende aus den Rechtskreisen SGB II/SGB III bietet der Psychologische Dienst der Bundesagentur für Ar- 
beit einen standardisierten Deutsch-Test an, welcher Hinweise zum aktuellen allgemeinsprachlichen Niveau sowie 
Schlussfolgerungen zur weiteren Sprachförderung liefert. Ist eine generelle Eignungsaussage für eine spezifische 
Weiterbildung gefragt, kann beim Psychologischen Dienst eine psychologische Begutachtung beantragt werden, die 
neben den sprachlichen Eignungsvoraussetzungen auch kognitive, schulische und motivationale Aspekte von Eig- 
nung überprüft. 

Kriterien für Sprachstandsfeststellungen von Kenntnissen in bernfsbezogenem Dentscb als Zweitspracbe 
entwickeln 

Bereits existierende Instrumente zur Feststellung von (berufsbezogenen) Deutsehkenntnissen sollten gesiehtet, doku- 
mentiert und naeh einheitliehen Kriterien bewertet werden. Als Ergebnis sollten in einem zweiten Sehritt ausführliehe 
Kriterien für ein qualitativ hoehwertiges Verfahren zu entspreehenden Spraehstandsfeststellungen entwiekelt und ent- 
spreehende Sehulungen für Prüfimgs- und Testkonzipierende angeboten werden. 

Die ,, Koordinierungsstelle Berufsbezogenes Deutsch “ in Hamburg (Träger: die gemeinnützige Gesellschaft für Ar- 
beit und Integration passage gGmbH) hat in den Jahren 2007 und 2008 einen Deutschkurs für Angehörige eines 
norddeutschen Produktionsbetriebes konzipiert, durchgeführt und evaluiert. In dem Betrieb arbeiten 400 Mitarbei- 
tende aus 21 Nationen. Wie in vielen anderen Betrieben haben sich auch hier die Arbeitsweise und damit einherge- 
hend die kommunikativen Anforderungen am Arbeitsplatz in den letzten Jahren radikal verändert: Die Arbeit wird 
heute von modernen Maschinen erledigt, die der Bedienung durch qualifiziertes Personal bedürfen. Die neuen For- 
men der Arbeitsorganisation erfordern mehr Kooperation und sprachliche Kommunikation: So müssen etwa Störun- 
gen an Maschinen zügig gemeldet werden und die Beschreibung von Arbeitsprozessen ist für Audits und Qualitäts- 
sicherung unverzichtbar geworden. Des Weiteren profitieren verschiedene Arbeitsabläufe und das Betriebsklima 
davon, wenn sich Mitarbeitende verschiedener ethnischer Gruppen untereinander verständigen können. Die Koordi- 
nierungsstelle wurde damit beauftragt, ein individuell auf diesen Betrieb zugeschnittenes Konzept zur sprachlichen 
und fachlichen Qualifizierung der Mitarbeitenden zu entwickeln. Dazu waren insbesondere folgende Schritte notwen- 
dig: 

- Ermittlung der Ziele und Interessen des Betriebes 

- Erhebung des konkreten Sprachbedarfs sowie der individuellen Sprachbedürfnisse am Arbeitsplatz 

- Entwicklung eines passgenauen Unterrichtskonzepts und entsprechender Unterrichtsmodule 

- Entscheidungen darüber, welche Materialien und Methoden eingesetzt werden sollten 

- Entwicklung von Materialien auf der Grundlage der Sprachbedarfsanalyse. 

Der Kurs umfasste 100 Unterrichtseinheiten und wurde in der abschließenden Evaluation positiv bewertet. Detail- 
lierte Informationen unter: http://www.deutscham-arbeitsplatz.de/innerbetrieblich.html oder Bundesamt für Migra- 
tion und Flüchtlinge (Hg.): Deutsch als Zweitsprache, Heft 2/2007, S. 36-43. 

Forschungsdesiderate 

Viele Indizien und erste Forsehungsansätze spreehen dafür, dass der Förderbedarf im Bereieh berufsbezogenes 
Deutseh von Migrantinnen und Migranten, die erst naeh ihrer Ausbildung naeh Deutsehland eingewandert sind, nieht 
identiseh ist mit demjenigen von Jugendliehen und jungen Erwaehsenen mit Migrationshintergrund, die überwiegend 
das deutsehe Sehulsystem durehlaufen haben. Forsehungsbedarf besteht für letztere Zielgruppe sowohl für die Fest- 
stellung der Deutsehkermtnisse als aueh für die Ausbildungs- und Unterriehtsgestaltung. 
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2.3.4 Koordinierung der Akteure und Angebote 
berufsbezogener Deutschförderung 

Jenseits der eigentliehen Unterriehtsinhalte und deren 
Vermittlung ist der berufsbezogene Unterrieht Deutseh 
als Zweitspraehe in einen komplexen Rahmen aus faehli- 
chen, organisatorischen und institutioneilen Faktoren ein- 
gebunden: 

- Die Teilnehmenden haben unterschiedliche persönli- 
che Voraussetzungen wie Sprachstand im Deutschen, 
weitere Sprachen, fachliche Qualifikationen oder Al- 
ter 

- Fach- und Deutschunterricht werden in der Regel von 
verschiedenen Trägem verantwortet 

- Die Teilnehmenden werden in unterschiedlichen 
Rechtskreisen betreut (SGB 11, SGB 111) und/oder be- 
wegen sich in verschiedenen Institutionen (Schule, 
Bemfsschule, Betrieb). Sie unterliegen damit ver- 
schiedenen Zuständigkeiten und Förderbedingungen 


- Sowohl die Bedarfe der regionalen Arbeitsmärkte als 
auch die Trägerlandschaft vor Ort sind sehr unter- 
schiedlich 

- Vor Ort ist eine große Bandbreite von Akteuren invol- 
viert, insbesondere Agenturen für Arbeit und Gmndsi- 
chemngsstellen, Kommunen, Träger (Sprachkursträ- 
ger, Beschäftigungs- und Weiterbildungsträger) und 
Trägerkooperationen, Handwerks- sowie Industrie- 
und Handelskammern, Unternehmen, berafsbildende 
Schulen sowie Regionalstellen bzw. ESF-Außen- 
dienstmitarbeiter des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge 

Angesichts dieser Rahmenbedingungen ist eine enge Zu- 
sammenarbeit aller Akteure wichtig, die mit der Fördemng, 
Konzeption, Organisation und Erteilung von berufsbezoge- 
nem Unterricht Deutsch als Zweitsprache, Weiterqualifi- 
ziemng oder beidem gleichzeitig befasst sind. Aufgmnd 
der Vielfalt der Akteure und deren unterschiedlicher Zu- 
ständigkeit sollte eine solche Zusammenarbeit sowohl auf 
lokaler als auch auf Bundesebene erfolgen. 


Empfehlungen 

Akteure und Angebote vor Ort koordinieren 

Die bemfsbezogenen sprachlichen Bildungsangebote sollten für Leistungsempfänger im SGB 11 noch stärker an den 
regionalen Anfordemngen des Arbeitsmarktes ausgerichtet werden. Die Erfahmngen der Kommunen auch aus an- 
grenzenden Politikfeldem, wie z. B. der Kinder- und Jugendhilfe und der Wirtschafts förderang, sollten hierbei stärker 
einbezogen werden. 

Während einer Maßnahme und im Anschluss daran, aber auch während einer Ausbildung sollten die zuständigen 
Stellen ein Beratungsangebot für die Teilnehmenden sicherstellen. Eine solche Beratung kann fehlende berufliche 
und persönliche Netzwerke kompensieren und trägt dazu bei, die persönliche und berufliche Handlungskompetenz 
weiter zu fordern. 

Um eine langfrisfige und zielorienfierfe Planung und Sfeuerang individueller Infegrationsprozesse vor Ort zu ermög- 
lichen, sollten sowohl auf lokaler als auch auf regionaler Ebene die Zuständigkeiten und Angebote sowie das Zusam- 
menspiel der Akteure berufsbezogener SprachfÖrderang (Agentur für Arbeit bzw. Träger der Grandsicherang, Wei- 
terbildungsträger etc.) in einem Referenzprozess zur berufsbezogenen Deutschförderang dargesfellt werden. 

Um die Zusammenarbeit im Bereich der berufsbezogenen Deutschförderang vor Ort zu unterstützen, sollte eine lo- 
kale oder regionale Koordinierangsstelle als Serviceleistung für die beteiligten Akteure eingerichtet werden. Aufga- 
ben einer solchen Koordinierangsstelle sollten insbesondere sein: 

- Institutioneile Vernetzung der lokalen/regionalen Akteure 

- Organisation fachlichen Austauschs 

- Informationen über Fortbildungsmöglichkeiten, gegebenenfalls Organisation und Durchführung von Fortbildungen 

- Kontakt zur bundesweiten Fachstelle (siehe unten) 

ln der Koordinierangsstelle sollten Personen arbeiten, die eine Qualifikation in den Bereichen Deutsch als Zweitspra- 
che und berufsbezogenes Deutsch sowie ein ausreichendes Maß an interkultureller Kompetenz aufweisen können. 

• Umsetzungshinweis: regionale Koordinierung 

Vor Beginn einer regionalen Koordinierung sollten die relevanten und lokal/regional spezifischen Rahmenbedin- 
gungen für gelingende Kooperation identifiziert werden. Wo eine Koordinierangsstelle sinnvoller Weise angesie- 
delt werden sollte, muss jeweils vor dem Hintergrund der Gegebenheiten, Interessen und Anforderungen vor Ort 
entschieden werden. Es gibt bereits unterschiedliche Modelle, in denen einzelne Teilbereiche des hier in den Blick 
genommenen Feldes vernetzt und koordiniert werden, etwa auf der Ebene der Kommune oder durch den Träger 
der Grandsicherang. Diese Modelle sollten evaluiert und weiterentwickelt werden. 
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Koordination nnd Information anf Bnndesebene: Bnndesweite Fachstelle einrichten 

Zur fachlichen Unterstützung der Akteure der berufsbezogenen Deutschforderung vor Ort sollte eine bundesweite 
Fachstelle eingerichtet werden, deren Aufgaben insbesondere sein können: 

- Feststellung, für welche Zielgruppen Konzepfe weiferenfwickelf werden müssen bzw. neue Konzepfe erforderlich 
sind 

- Sysfemafische Dokumenfafion bereifs vorhandener Projekfe und Programme und Auswertung mit Blick auf Trans- 
fermöglichkeiten 

- Informationen von Trägem und Teilnehmenden zu Ausschreibungsverfahren des Bundes, der Länder und der 
Kommunen im Rahmen der berufsbezogenen sprachlichen Bildung sowie zu Angeboten, Inhalten etc. auf einer 
zentralen Seite im Internet 

- Dokumentation und Auswertung erfolgreich erprobter Konzepte und Aufbereitung der Ergebnisse für die 
(Fach)Öffentlichkeif im Rahmen einer Dafenbank mit Beispielen guter Praxis 

- Beratung von Akteuren hinsichtlich ihrer Kurskonzepte 

- Information über Forschungsarbeiten und -Vorhaben 

- Vernetzung und Erfahmngsaustausch der Koordiniemngsstellen 

- Zusammenarbeit mit Wirtschaftsverbänden, Gewerkschaften, Kammern und dem Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge, um bemfsbezogene Deutschförderangebote in den Betrieben zu verankern 

- Entwicklung von Fortbildungen für Deufsch- und Fachlehrkräfle sowie Ausbild erinnen und Ausbilder und Infor- 
mafion über besfehende Angebofe 

- Fachliche Beratung von Akteuren der bemflichen Qualifizierang, zum Beispiel von Grandsichemngsträgem und 
Arbeitsagenturen 

Informationen und Unterstützung erhalten Akteure der berufsbezogenen Deutschförderung (Kursträger und Lehr- 
kräfte sowie Unternehmen) bei der Hamburger ,, Koordinierungsstelle Berufsbezogenes Deutsch“. Die Koordinie- 
rungsstelle recherchiert und bündelt Konzepte und Materialien zum berufsbezogenen Deutschunterricht, entwickelt 
innerbetriebliche Weiterbildungen sowie Fortbildungen für Multiplikatoren und begleitet den fachlichen Austausch 
zwischen Praxis, Verwaltung und Wissenschaft. In ihrem Internetangebot findet man Materialien und Konzepte für 
berufsbezogene Kurse Deutsch als Zweitsprache, Anregungen, Vorschläge und Beispiele für die Unterrichts- und 
Kursplanung, Rezensionen von Lehrwerken, Termine für Fortbildungen, Tagungsdokumentationen und Hinweise auf 
aktuelle Tagungen, Informationen und Materialien zu innerbetrieblicher Weiterbildung ,, Deutsch am Arbeitsplatz“ 
sowie ein Glossar zu wichtigen Begriffen des berufsbezogenen Zweitsprachunterrichts. http://www.deutsch-am- 
arbeitsplatz.de 

Informationen für Träger und Teilnehmende zu Ausschreibungsverfahren des Bundes, der Länder und der Kommu- 
nen im Rahmen der berufsbezogenen sprachlichen Bildung sowie zu Angebofen, Inhalten etc. sollten auf einer zen- 
tralen Seite im Internet gebündelt und leicht zugänglich dargestellt werden. Die Ergebnisse von bisherigen Program- 
men und Projekten sollten der Fachöffentlichkeit zugänglich gemacht werden, etwa im Rahmen einer Datenbank mit 
Beispielen guter Praxis. Hierzu könnte beispielsweise die bereits bestehende Intemetseite www.deutsch-am-arbeits 
platz.de erweitert werden, die im Rahmen des Netzwerks „Integration durch Qualifizierung“ vom Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales und der Bundesagentur für Arbeit gefördert wird. 


2.3.5 Qualitätsanforderungen an Kursträger 

Sprachkursträger sowie Beschäfligungs- und Weiterbil- 
dungsträger sind für diejenigen Voraussefzungen für den 
Erfolg einer Maßnahme verantwortlich, die nicht indivi- 
duell bei den Teilnehmenden liegen. Dies betrifft unter 
anderem folgende Punkte: 

- Zusammenarbeit mit Betrieben, Kammern, Arbeits- 
agenturen und Grundsicherungsstellen vor Ort sowie 
sonstigen relevanten Behörden 


Fachliche Zusammenarbeit mit anderen Trägem 

Erarbeitung und Umsetzung von Maßnahmenkonzep- 
ten 

Information und Beratung der Kursteilnehmenden vor, 
während und nach der Maßnahme 

Beschäftigung von Lehr- und Verwaltungskräften 

Beratung von Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
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Im Rahmen der dureh die Bundesagentur für Arbeit vor- 
gegebenen Zertifizierung der Träger wurden Qualitätskri- 
terien für Besehäftigungs- und Weiterbildungsfräger efa- 
blierf. Qualifäfskriferien für Kursfräger im Bereieh 
Deufseh als Zweifspraehe finden sieh in den Zulassungs- 
kriferien des Bundesamfes für Migration und Flüehtlinge 
für Träger in Integrationskursen, ebenso wie in den Be- 
wertungskriterien für die Auswahl der Trägerkooperatio- 
nen im Rahmen des ESF-BAMF -Programms. Darüber hi- 


naus werden im ESF-BAMF-Programm detaillierte Vor- 
Ort-Piüfungen vorgenommen, die sowohl die verwal- 
tungsteehnisehe Umsetzung als aueh die Unterriehtsqua- 
lität in den konkreten Kursen überprüfen, unter anderem 
dureh Unterriehtsbeobaehtungen und dureh anonyme 
Teilnehmerbefragungen. Verbindliehe allgemeingültige 
Anforderungen für Träger, die Spraehkurse und Weifer- 
qualifizierung miteinander verbinden, gibt es jedoeh noeh 
nieht. 


Empfehlungen 

Zusammenarbeit mit anderen Akteuren fördern 

Die Zusammenarbeit der Spraehkursträger mit anderen Akteuren vor Ort wie zum Beispiel den Grundsieherungsstel- 
len, den Ausländerämtem, den Regionalstellen des Bundesamts für Migration und Flüehtlinge, den Jugendmigrati- 
onsdiensten bzw. Migrationsberatungsstellen für erwaehsene Zuwanderer oder Weiferbildungs- und Qualifizierungs- 
frägem sollte im Sinne der Teilnehmenden so gestaltet werden, dass diesen raseh geeignete Maßnahmen angeboten 
werden und die entspreehende Zuweisung ebenso sehnell funktioniert. Diese Zusammenarbeit bildet aueh ein Bewer- 
tungskriterium im Antragsverfahren für Einriehtungen, die als Kursträger im Rahmen des ESF-BAMF -Programms 
tätig sein wollen. 

Zur stärkeren Nutzung von Synergieeffekten und Ansehlussfähigkeit von Angeboten können Trägerkooperationen 
eingeriehtet werden, um vor Ort das gesamte thematisehe Spektrum an berufsbezogenem Deutseh und zur Weiterqua- 
lifizierung anzubieten. 

Im Landkreis Hersfeld-Rotenburg (Hessen) wurde im Jahr 2009 im Rahmen des ESF-BAMF-Programms ein berufs- 
bezogener Sprachkurs im Bereich Lager und Logistik durchgeführt. Der Kurs war ein Projekt der Kooperationsge- 
meinschaft ,, Arbeitskreis Sprache“ und wurde von der Deutschen Angestellten Akademie (DAA) und dem Bildungs- 
zentrum Handel und der Dienstleistung gGmbH veranstaltet. 

Das Kurskonzept war auf die örtlichen wirtschaftlichen Strukturen ausgerichtet. Fin Internet- Versand hatte geplant 
am Standort Bad Hersfeld mit einem 96000 m^ großem Logistikzentrum zu expandieren und dafür 3 000 bis 5 000 Ar- 
beitsplätze zu schaffen. Vor diesem Hintergrund wurde dieser Kurs konzipiert und die Ausrichtung des Qualifizie- 
rungsteils des ESF-BAMF-Kurses auf den Lager- und Logistikbereich gelegt. Da es sich beim Landkreis Hersfeld- 
Rotenburg um eine Optionskommune handelt, wurden die Teilnehmenden des Kurses alle durch den Fachdienst des 
Landkreises Hersfeld-Rotenburg als ALG-II-Leistende Stelle ausgewählt. Die Meldung, Teilnehmereinschätzung und 
Projektbeschreibung sowie das anschließende Votum durch den Leistungsträger lagen in einer Hand und ermöglich- 
ten eine schnelle und zielgerichtete Teilnehmerauswahl. Hervorzuheben ist vor allem die unbürokratische Abwick- 
lung: Hierzu wurde durch die Optionskommune zur Vorsprache eingeladen, um dem Träger die Möglichkeit zu geben. 
Teilnehmende einzuschätzen, um anschließend ein direktes Votum durch die ARGE zum konkreten Projekt zu erhalten. 

Die Maßnahme konnte bereits nach drei Monaten erste Erfolge verzeichnen: Fünf Teilnehmende hatten bereits eine 
konkrete Zusicherung auf eine Festanstellung bei dem Internet- Versand erhalten. Dies lag unter anderem daran, dass 
sich die Teilnehmenden während der Praktikumsphasen bewähren konnten. 

Integration in den Arbeitsmarkt als Leitgedanke implementieren 

Das Ziel, die Integration der Teilnehmenden in den Arbeitsmarkt zu erleiehtem bzw. ihre Besehäftigung zu siehem, 
sollte sieh als Leitgedanke in den Kurskonzepten berufsbezogener SpraehfÖrderung widerspiegeln, wie es aueh im 
pädagogisehen Konzept des ESF-BAMF-Programms der Fall ist. Ein weiteres wiehtiges Kriterium ist die Frage, wie 
spraehliehe in faehliehe Unterriehtsinhalte integriert oder wie diese sinnvoll miteinander verbunden werden können. 

Lehrpersonal fortbilden 

Die in der Kurskonzeption formulierten Lemziele und Inhalte sollten didaktiseh und methodiseh professionell umge- 
setzt werden. Daher sollte ein Kursträger in seiner Maßnahme nur entspreehend qualifizierte Lehrkräfte besehäftigen. 
Dem Lehrpersonal sollte bei der Umsetzung der Angebote Handlungsspielraum gegeben werden, um den konkreten 
Bedürfnissen der Lemergruppen gereeht werden zu können. 
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Träger müssen ihre Lehrkräfte bei der Umsetzung ihrer Aufgaben unterstützen, ihnen den Faehaustauseh und faehli- 
ehe Begleitung sowie entspreehende kontinui erhebe Fortbildung ermögliehen. Die Unterriehtserfahrung der Lehr- 
kräfte sollte in die Fortentwieklung der Currieula einbezogen werden. 

Träger müssen aueh in der Verwaltung entspreehend qualifiziertes Personal besehäftigen, das die faehliehen Anforde- 
rungen bei der Maßnahmeplanung berüeksiehtigen, Personal auswählen und weiterbilden sowie die (potenziellen) 
Teilnehmenden angemessen beraten kann. 

Zulassungskriterien weiterentwickeln 

Für den Bereieh des ESF-BAMF-Programms für berufsbezogene Deutsehkurse sowie weitere in Zukunft dureh das 
Bundesamt für Migration und Flüehtlinge oder andere Stellen ausgesehriebene Programme müssen Zulassungskrite- 
rien für Träger weiterentwiekelt werden, die eine Durehführung anhand der zuvor besehriebenen Punkte gewährleis- 
tet. Dabei können unter anderem die Erfahrungen genutzt werden, die bei den Vor-Ort-Prüfungen des ESF-BAMF- 
Programms gemaeht werden. 

Qualität der Angebote sichern 

Für die Qualitätssieherung bei Trägem, die bemfsbezogenen Deutsehunterrieht anbieten, müssen zusätzliehe Krite- 
rien erarbeitet werden. Hierzu kann insbesondere das Know-how des Faeharbeitskreises Bemfsbezogenes Deutseh 
des Netzwerks Integration dureh Qualifiziemng, von Universitätsinstituten mit Sehwerpunkt bemfsbezogenes 
Deutseh als Zweitspraehe und von Programmträgem, unter anderem des Bundesamts für Migration und Flüehtlinge 
herangezogen werden. Desgleiehen sollte festgelegt werden, wie und dureh wen diese Qualitätsanfordemngen über- 
prüft werden sollen und wie das Personal für diese Aufgabe qualifiziert wird. 


2.3.6 Rahmenbedingungen 

Um diese Handlungsempfehlungen umsetzen zu können, ist eine Reihe von Rahmenbedingungen notwendig. 


Empfehlungen 

Weitere Zielgruppen mit Förderbedarfen berücksichtigen 

Bei der Weiterentwieklung der Angebote bemfsbezogener DeutsehfÖrdemng in Deutsehland sollten die Förderbe- 
darfe einzelner Zielgmppen in den Bliek genommen werden, die bis dato nieht zu den Teilnahmebereehtigten von 
Angeboten im Rahmen des ESF-BAMF-Programms zählen. Dies betrifft insbesondere Arbeitssuehende ohne Leis- 
tungsbezug. Dureh alternative Kofinanziemngsmodelle sollten Mögliehkeiten gefunden werden, die ESF-BAMF- 
Kurse aueh für diese Gmppe zu öffnen. 

Programmkonzeption erstellen 

Bei der Konzeption von Programmen, der Vergabe von Fördermitteln und der Aussehreibung von Projekten sollte be- 
aehtet werden, dass 

- Ansätze gefördert werden, die eine frühzeitige Verzahnung mit der Praxis vorsehen 

- die Entwieklung qualitativ hoehwertiger Angebote zur Verbessemng der kommunikativen Kompetenz von Arbeit- 
nehmern und Arbeitssuehenden gefördert wird 

- eine enge Kooperation mit Unternehmen, Verbänden, Kammern und Gewerksehaften erfolgt, um eine Anbindung 
von Angeboten an die Bedarfe des Arbeitsmarkts sieherzustellen 

Finanzierung sicherstellen 

Den (Weiterbildungs-)Einriehtungen sollten finanzielle Mittel zur Verfügung gesfellt werden, damif sie den Unterrieht 
angemessen gestalten, die Weiterbildung ihres Personals siehem, wo nötig Teamteaehing finanzieren, den faehliehen 
Austauseh von Lehrkräften realisieren und eine angemessene Beratung der Teilnehmenden sieherstellen können. 

Spraehbedarfserhebungen bedürfen einer geregelten Finnzierung. Gegenwärtig muss diese Aufgabe oft dureh die 
Kursleitenden und ohne zusätzliehe Ressoureen übernommen werden, um die Grundlagen für einen Kurs zu sehaffen. 

Eine regionale Koordinierungssfelle sollte finanziell und personell so ausgestattet sein, dass sie alle Handlungsbe- 
darfe abdeeken kann, die sieh aus ihren Aufgaben ergeben. Eine bundesweite Faehstelle sollte öffentlieh finanziert 
werden, faehlieh jedoeh unabhängig sein. 
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Zeitlichen Umfang von Maßnahmen im Bereich SGB II nnd III angemessen planen 

Die Maßnahmen sollten zeitlich so zugeschnitten sein, dass ein integrierendes Lernen mit heterogenen Gruppen an- 
gemessen realisiert werden kann. Dazu gehört insbesondere die Unterstützung für Teilnehmende mit Deutsch als 
Zweitsprache. Auch unterstützende Angebote wie weiterbildungsbegleitender Unterricht sollten nach Bedarf und fle- 
xibel angeboten werden. 

Lokale Gegebenheiten bei Vergabe berücksichtigen 

Die Rahmenbedingungen für die Vergabe von Aufträgen in der Weiferbildung sollfen so gesfaltef werden, dass sie die 
Gegebenheifen vor Orf angemessen berücksichtigen und eine qualitative Weiterentwicklung der Maßnahmen in Ab- 
stimmung mit den Auftraggebern möglich ist. 

Berufliche Perspektiven für Sprach- und Fachlehrkräfte eröffnen 

Deutsch- und Fachlehrkräften sollte die Möglichkeit gegeben werden, eine berufliche Perspektive zu entwickeln: Wo 
möglich, sollten auch sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsmöglichkeiten geschaffen oder zumindest eine an 
bestehenden Tarifen orientierte Entlohnung ermöglicht werden, die eine Mehrbelastung der Lehrkräfte durch den zu- 
sätzlichen Aufwand (Bedarfsanalyse in Betrieben, Netzwerkarbeit) ausgleicht. Die Bedingungen für die Deufsch- 
und Fachlehrkräfle sollfen so gesfalfef werden, dass 

- sich für sie eine dauerhafte Beschäftigung mit einer beruflichen Perspektive ergibt, 

- ihnen eine der hohen professionellen Anforderung entsprechende finanzielle und gesellschaftliche Anerkennung 
zuteilwird, 

- sie Verantwortung auf der Handlungs- und Gestaltungsebene des Unterrichts übernehmen können. 

Standards hinsichtlich der Qualität erfordern auch Standards hinsichtlich der Bezahlung; dies ist bei der Erstellung 
der Haushalte angemessen zu berücksichtigen. 

Unterrichtsmaterialien nnd Fortbildnngen entwickeln 

Die Entwicklung von standardisierten Unterrichtsmaterialien und Fortbildungsmodulen für Deufschlehrkräfte und bei 
Bedarf auch für Ausbilderinnen und Ausbilder sollfe, wo immer möglich, vorangetrieben werden. Hier sind die Fach- 
verlage, aber auch die Fachverbände und Universitätsinstitute mit Schwerpunkt berufsbezogenes Deutsch in der Ver- 
antwortung. 

Forschungsdesiderate 

Verstärkte Forschung ist notwendig zur Erstellung bzw. Weiterentwicklung von Korpora, die Kommunikationsstruk- 
turen in Betrieben und Institutionen liefern, zu Instrumenten der Sprachstandsanalyse/Lemerfolgsdokumentation be- 
rufsbezogener Deutschförderung sowie zur Evaluation und Wirkung von berufsbezogenen Sprachbildungskonzepten 
für erwachsene Menschen mit Migrationshintergrund. Bereits vorhandene Projekte und Programme sollten systema- 
tisch dokumentiert und mit Blick auf Transfermöglichkeiten ausgewertet werden, etwa die im Rahmen von EQUAL 
entwickelten und erprobten Maßnahmen zur beruflichen Orientierung und SprachfÖrderung von Erwachsenen mit 
Migrationshintergrund. 

Vertreter von Maßnahmeträgem sollten gemeinsam mit Vertretern des Faches Deutsch als Zweitsprache ein Grand- 
verständnis für das Feld der berufsbezogenen Förderung von Deutsch als Zweitsprache und Strategien der Umset- 
zung in der Praxis entwickeln. Hierfür können bereifs besfehende Gremien wie efwa der Facharbeifskreis Berufsbezo- 
genes Deufsch genufzf werden. 


2.4 Kompetenzen für die globalisierte Welt: 
Mehrsprachigkeit fördern und nutzen 

ln vielen Familien mit Migrationshintergrand wird auch 
oder sogar ausschließlich die Sprache des Herkunftslan- 
des gesprochen. Der Spracherwerb von Kindern, Jugend- 
lichen und jungen Erwachsenen mit Migrationshinter- 
grand in Deutschland ist deshalb vielfach von Zwei- bzw. 
Mehrsprachigkeit geprägt. Bereits im Jahr 2001 hat eine 
in Hamburg durchgeführte Untersuchung ergeben, dass 


dort jedes dritte Kind im Grandschulalter mit einer weite- 
ren Sprache als Deutsch aufwächst. 

Über die Rolle von Mehrsprachigkeit ist in den letzten 
Jahren eine intensive Fachdebatte entstanden, in deren 


Vgl. Fürstenau, S.; Gogolin, I; Yagmur, K. (Flg.) (2003): Mehrspra- 
chigkeit in Hamburg. Ergebnisse einer Sprachenerhebung an den 
Grundschulen in Hamburg, Münster. 
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Mittelpunkt die Frage steht, ob und in welchem Umfang 
herkunftssprachlicher Unterricht durch öffentliche Mittel 
gefördert werden sollte. Die Befürworter argumentieren 
u. a., die deutsche Sprache könne als Zweitsprache nur 
vollständig erworben werden, wenn eine gute herkunfts- 
sprachliche Basis vorhanden sei. Das frühe Lernen meh- 
rerer Sprachen fördere zudem die Sprachbewusstheit. Die 
Gegner staatlich finanzierten Herkunftssprachenunter- 
richts sehen eine gegenseitige positive Beeinflussung 
beim parallelen Lernen zweier Sprachen dagegen nicht 
als nachgewiesen. Wegen ihrer wichtigen Bedeutung für 
die Integration in Schule, Beruf und Gesellschaft sei der 
Vermittlung der deutschen Sprache der Vorzug zu geben. 

Die Priorität der Deutschförderung als staatliche Aufgabe 
war im Rahmen der Entwicklung des bundesweiten Inte- 
grationsprogramms unumstritten. Vielmehr stand hier die 
Frage im Mittelpunkt, welchen konkreten, ergänzenden 
Mehrwert Mehrsprachigkeit für einzelne gesellschaftliche 
Bereiche - insbesondere für Ausbildung und Beruf und 
letztlich für Deufschland als Wirtschaftssfandorf - bedeu- 
fen kann. Mehrsprachigkeif kann zumeisf jedoch nur dann 
umfassend auf dem Bildungs- und Berufsweg genufzf 
werden, wenn die Herkunffssprache auf bildungssprachli- 
chem Niveau beherrscht wird. Dies betrifft vor allem die 
Schriftsprache. Die schriftliche Beherrschung der Spra- 
che des Herkunftslandes - die schriftliche Bilingualität -, 
ist jedoch weitaus seltener als die mündliche. Diskutiert 
wurden deshalb konkrete Möglichkeiten, wie Herkunfts- 
sprachen für den Einsatz in Ausbildung und Beruf zielge- 
richtet ergänzend zum Deutschen gefördert werden kön- 
nen. 

Vorrangige Förderang des Deutscherwerbs und Wert- 
schätzung bzw. Unterstützung von Mehrsprachigkeit sind 
kein Widersprach. Einzelne Bildungspläne der Länder für 
den Elementarbereich streben die Förderung sowohl der 
deutschen, als auch der Herkunftssprache an.^® Zwei- 
bzw. mehrsprachige Fördermaßnahmen wurden von ein- 
zelnen Ländern im Rahmen des Programms „FörMig“ er- 
probt.’^ Angebote, die das mehrsprachige Potenzial von 
Kindern in Kindertageseinrichtungen fördern, werden zu- 
sätzlich von Kommunen getragen, häufig in Form von 
Mutter-Kind-Programmen wie „Griffbereit“, „Rucksack“ 
oder „Koala“. Die Förderung des Deutschen wird hier- 
bei mit der Förderung der Herkunftssprache gekoppelt, 
Leminhalte werden in beiden Sprachen behandelt - zu 
Hause in der Herkunftssprache und in der Kindertages- 
stätte im Deutschen. 

Bei der Anerkennung und Förderung der Herkunftsspra- 
chen der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshinter- 
grand setzen die Länder unterschiedliche Akzente. Im 
Nationalen Integrationsplan haben sie sich verpflichtet. 


Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung 2006 (Hg.): Bildung in 
Deutschland. Ein indikatorengestützter Bericht mit einer Analyse zu 
Bildung und Migration. Im Auftrag der ständigen Konferenz der 
Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland/des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung. Bielefeld, S. 166. 
http://www.blk-foermig.uni-hamburg.de 

Weitere Informationen zu diesen Programmen sind unter http:// 
www.raa.de abrufbar. 


geeignete Maßnahmen zu identifizieren, die Mehrspra- 
chigkeit im Schulalltag angemessen verankern. Die 
Lehrpläne bzw. Richtlinien für das Fach Deutsch als 
Zweitsprache heben fast alle hervor, dass die Berücksich- 
tigung der Migrantensprachen im Fach Deutsch als 
Zweitsprache von Bedeutung ist. So heißt es beispiels- 
weise im bayerischen Lehrplan, der von Berlin, Bremen, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Thüringen übernom- 
men wurde: „Die Erstsprache ist ein bedeutender Mittler 
zwischen den Lebenswelten Familie und Schule. Ihre Ak- 
zeptanz und ihre Präsenz im Unterricht fördern den 
Zweitspracherwerb. Mehrsprachigkeit erhält in einem 
modernen Sprachunterricht eine besondere Bedeutung. 
Die Kultusministerkonferenz der Länder weist in ihren 
Bildungsstandards für das Fach Deufsch in Haupf- und 
Realschule darauf hin, dass Erfahrungen mif Mehrspra- 
chigkeif zu vertiefter Sprachkompetenz und Sprachbe- 
wusstheit führen.*' 

Bei der Förderung von Herkunftssprachen verfolgen die 
Länder unterschiedliche Ansätze: ln einigen existiert seit 
den 1970er Jahren muttersprachlicher Ergänzungsunter- 
richt, besonders in den Sprachen der ehemaligen Anwer- 
bestaaten der Bundesrepublik, als freiwilliges Angebot 
unter staatlicher Schulaufsicht, etwa in Nordrhein- West- 
falen, Rheinland-Pfalz oder dem Saarland. Dieser Unter- 
richt wurde in der Regel mit der Intention eingerichtet, 
eine sprachliche „Brücke“ zum Herkunftsland (der El- 
tern) zu bilden. Diese Funktion des herkunftssprachlichen 
Unterrichts steht heute nicht mehr im Mittelpunkt, da bei 
den meisten Migrantinnen und Migranten keine Rück- 
kehrabsicht mehr besteht. Im Zuge des verstärkten Enga- 
gements der Länder in der Deutschförderang werden die 
für den muttersprachlichen Ergänzungsunterricht aufge- 
wendeten Mittel zum Teil in Maßnahmen zur Förderung 
von Deutschkenntnissen umgeleitet, ln manchen Bundes- 
ländern wird dieser Unterricht ergänzt oder ersetzt durch 
herkunftssprachlichen Unterricht, der von den Herkunfts- 
ländern selbst finanziert wird (sogenannter Konsularan- 
terricht). So unterstützt z. B. der italienische Staat die 
Förderung der Italienischkenntnisse von Kindern und Ju- 
gendlichen mit italienischem Migrationshintergrand in 
Deutschland. Die Lehrpläne für den Konsularanterricht 
liegen in der Verantwortung der Kultusbehörden der Ent- 
sendeländer, die auch die Lehrkräfte finanzieren. 

Die Länder eröffnen Kindern und Jugendlichen zum Teil 
auch die Möglichkeit, Herkunftssprachen als Wahlpflicht- 
fach bzw. dritte Fremdsprache oder als Pfiichtfremdspra- 
che/zweite Fremdsprache zu wählen - etwa in Nordrhein- 
Westfalen oder Thüringen, ln Nordrhein- Westfalen gibt 
es herkunftssprachlichen Unterricht in staatlicher Verant- 
wortung fiächendeckend - fast 900 Lehrerstellen werden 
dafür eingesefzf. Ab 2010 soll er in den weiferführenden 
Schulen schrittweise in einen Fremdsprachenunterricht 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O-, S. 26. 

so Vgl. Reich et. al. 2008: a. a. O., S. 45. 

Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder 
in der Bundesrepublik Deutschland (Hg.) (2005): a. a. O., S. 7 bzw. 
Dies. (2004): a. a. O., S. 7. 
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überführt werden.*^ Niedersachsen hat ein am Gemeinsa- 
men Europäischen Referenzrahmen für Sprachen orientier- 
fes Kemcurriculum „Herkunftssprachlicher Unterricht“ als 
Grundlage für den Unferricht im Primarbereich geschaf- 
fen. ln Deufschland gibf es außerdem etwa 600 Schulen 
mit bilingualem Angebot, in denen neben Deutsch auch 
eine Fremdsprache als Unterrichtssprache verwendet 
wird. Darunter sind auch einzelne Schulen, in denen der 
Unterricht in Deutsch sowie einer der Hauptherkunfts- 
sprachen der Menschen mit Migrationshintergrund abge- 
halten wird, etwa Türkisch, Russisch oder Italienisch. 

Für Ausbildung und Beruf ist Deutsch die zentrale Spra- 
che, aber: „Die Mehrsprachigkeit der Jugendlichen ...“, 
so die Länder in ihrem Beitrag zum Nationalen Integra- 
tionsplan, „... gewinnt in der Phase der Ausbildung eine 
besondere Bedeutung . . . und sollte, wo immer dies mög- 
lich ist, berufsbezogen weiterentwickelt werden und zu 
einer Stärkung der Auszubildenden in ihren künftigen Ar- 
beitsbereichen führen.“*'* Angebote die darauf zielen, das 
Potenzial von Mehrsprachigkeit für Ausbildung und Be- 
ruf konkref nufzbar zu machen, sind bisher eher seifen. Zu 


Ministerium für Schule und Weiterbildung des Landes Nordrhein- 
Westfalen: Erlass „Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit Zu- 
wanderungsgeschichte, insbesondere im Bereich der Sprachen“ vom 
21. Dezember 2009 (http://www.schulministerium.nrw.de/BP/Schul- 
recht/Erlasse/Herkunftssprache.pdf). 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2008): 
a. a. O., S. 125. 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. 0.,S. 27. 


nennen sind hier einzelne Inifiafiven von kommunaler 
Seife, wie efwa Unterricht in Türkisch als zweite Fremd- 
sprache, Türkeikunde und türkeispezifische Wirtschafts- 
lehre für Schülerinnen und Schüler mif fürkischem Mi- 
grafionshinfergrund, wie er beispielsweise an einem 
Kölner Berufskolleg angebofen wird. 

Bei der Förderung einer gleichberechtigfen Teilhabe von 
Menschen mif Migrafionshinf ergründ in allen Bereichen 
der Gesellschaft kann auch der Zugang zu mehrsprachi- 
gen Diensfleistungen und Informationen eine Rolle spie- 
len, efwa im Gesundheifswesen oder im Kundenkonfakf 
von Verwalfungen. Unterschiedliche Ansätze werden hier 
verfolgt, die von mehrsprachigen Broschüren bis zum 
Einsatz von Dolmetschern bzw. Sprach- und Kulturmitt- 
lem reichen. Sie sind ein Beitrag zur interkulturellen Öff- 
nung der Gesellschaft. *5 Ob und wie mehrsprachige 
Dienstleistungen und Informationen zur Verfügung ge- 
sfellf werden, liegf dabei jeweils im Ermessen der zusfän- 
digen Sfelle. 

Die folgenden Handlungsempfehlungen geben Ansafz- 
punkfe für eine Förderung der Mehrsprachigkeit von 
Menschen mit einer anderen Erstsprache als Deutsch, 
ohne dabei die Priorität der Förderung der Kenntnisse in 
der Bildungssprache Deutsch infrage zu stellen. 


Vgl. Meyer, Bernd (2008): Nutzung der Mehrsprachigkeit von Men- 
schen mit Migrationshintergrund: Berufsfelder mit besonderem 
Potenzial. Expertise im Auftrag des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge, Hamburg, S. 73. 


Empfehlungen 

Mehrsprachigkeit in Kindertageseinrichtungen und Schule fördern 

Die Anerkennung und - wo möglich - Förderung der Mehrsprachigkeit der Kinder und Jugendlichen sollte als Ziel 
im Programm von Bildungseinrichtungen verankert werden. Das Bewusstsein für die Vielfalf der vorhandenen Kulfu- 
ren und Sprachen sollfe bei Kindern und Jugendlichen gesfärkt werden. Die sprachlichen Erfahrungen und Kompe- 
fenzen mehrsprachig aufwachsender Kinder sollfen in Kinderfageseinrichfungen und Schulen verstärk! für die infer- 
kulfurelle Erziehung aller Kinder genufzf werden. 

Um dies zu unfersfüfzen, können Bildungseinrichtungen Möglichkeiten sprachlicher Begegnung und gemeinsamen 
Sprachenlemens schaffen, durch die auch Kinder und Jugendliche, die einsprachig in der deutschen Sprache auf- 
wachsen, die Vielfalt der Herkunftssprachen und -kulturen ihrer Mitschülerinnen und Mitschüler kennenlemen kön- 
nen. Schulen sollten darüber hinaus auch Möglichkeiten zum Erwerb bildungssprachlicher Herkunftssprachenkennt- 
nisse bereithalten. 

Wo möglich, sollten die Erst- und Zweitsprache mehrsprachiger Kinder füreinander fruchtbar gemacht werden, um 
einen kumulativen Aufbau sprachlicher Fähigkeiten zu ermöglichen, etwa durch zweisprachige Alphabetisierungs- 
programme. 

• Umsetzungshinweis: Einbeziehung der Mehrsprachigkeit aller Kinder/Mehrsprachigkeit im 
Fachunterricht 

ln Deutschland und im Ausland sind unterschiedliche Modelle zur Einbeziehung auch der einsprachig aufwach- 
senden Kinder und Jugendlichen in die Förderung der Mehrsprachigkeit erprobt worden. Gute Erfahrungen wur- 
den beispielsweise mit bilingualen Grundschulen gemacht. Diese und andere Ansätze sollten systematisch ausge- 
wertet und auf Transfermöglichkeiten hin untersucht werden. Für den Umgang mit mehrsprachigen Lemgruppen 
im Fachunterricht in allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen sollten Handreichungen bzw. Leitfäden für 
die Lehrkräfte enfwickelf werden (auch online). 
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Fremdsprachenangebote und herkunftssprachlichen Unterricht an Schulen koppeln 

Die erste Fremdsprache in der Schule sollte grundsätzlich als Basis für das Erlernen weiterer Fremdsprachen und für 
eine Erziehung zur Mehrsprachigkeit konzipiert sein. Fremdsprachenunterricht sollte Sensibilisierung für andere Kul- 
turen und Kompetenzen vermitteln, die für das Leben in inferkulturellen mehrsprachigen Gesellschaften und für in- 
ternationale Zusammenhänge wichtig sind, wie Sprach-, Lern-, Transfer-, Sozial-, kommunikative und interkulturelle 
Kompetenzen. 

Das Fremdsprachenangebot an Schulen sollte sich auch an den unter der Bevölkerung mit Migrationshintergrund ge- 
sprochenen Sprachen orientieren. Verbreitete Herkunftssprachen sollten an Schulen unter Berücksichtigung der 
hierzu gegebenenfalls notwendigen schulrechtlichen Regelungen als Alternative zur 2. bzw. 3. Fremdsprachen einge- 
führt werden - keinesfalls jedoch das Englische als für die Berufswelf zenfrale Sprache ersefzen. 

Herkunftssprachlicher Unterricht muss bestimmten Qualitätsmerkmalen genügen, damit er sich positiv auf die 
Sprachentwicklung bilingual lebender Kinder oder Jugendlicher auswirken kann. Um dies zu erreichen sollten Curri- 
cula für herkunftssprachlichen Unterricht an den Europäischen Referenzrahmen für Sprachen orientierf, mif den Me- 
thoden modernen Sprachunterrichts und individuellen Lernens unterrichtet sowie stärker mit dem Regelunterricht 
verzahnt werden. 

ln allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen sollte der Erwerb berufsbezogener herkunftssprachlicher Kennt- 
nisse unterstützt werden. Bei Schülerinnen und Schülern mit selteneren Herkunftssprachen können entsprechende 
Angebote schulübergreifend vorgehalten werden. Berufsbezogener herkunftssprachlicher Unterricht in berufsbilden- 
den Schulen kann etwa in Form von Wirtschaftstürkisch, Wirtschaftsrussisch etc. angeboten werden - einzelne beruf- 
liche Schulen setzen dies schon ein, so gibt es beispielsweise an einem Kölner Berufskolleg Wirtschaftstürkisch. 

• Umsetzungshinweis: Anerkennung herkunftssprachlicher Kenntnisse 

Leistungen in Herkunftssprachen, die an Schulen als Fremdsprachen angeboten werden, sollten zeugnisrelevant 
sein, unter Berücksichtigung der hierzu gegebenenfalls notwendigen schulrechtlichen Regelungen. Das Ablegen 
von Prüfüngen in der Herkunftssprache sollte, wo praktikabel, ermöglicht werden. Zur Anerkennung von Kennt- 
nissen in den Herkunftssprachen können auch bereits existierende Fremdsprachenzertifikate außerschulischer Bil- 
dungseinrichtungen genutzt werden. Sinnvoll wäre die Entwicklung eines bundesweit einheitlichen Vorgehens zur 
Möglichkeit des Ablegens von Schulprüfungen in Herkunftssprachen und eine Verständigung hierzu auf der 
Ebene der Kultusministerien der Länder. 

• Umsetzungshinweis: Herkunftssprachlicher Unterricht 

Zur Förderung von Herkunftssprachen können unterrichtsergänzende, herkunftssprachliche Lemgruppen einge- 
richtet werden. Für die Förderung einzelner, gegebenenfalls nicht so häufig gesprochener Herkunftssprachen kön- 
nen Sprachenpatenschaften zum Beispiel mit Migrantenorganisationen, Volkshochschulen, Bildungseinrichtungen 
etc. geschlossen werden. 

Bedarf an Lehrkräften für den Unterricht der Herkunftssprachen besteht in der Grundschule in den Fächern Italie- 
nisch, Portugiesisch, Spanisch und Russisch. Für diese Sprachen wird in Deutschland bisher nur für die Sekundar- 
stufen ausgebildet. Die Studienmöglichkeiten für das Lehramt für die Sprachen Türkisch, Polnisch, Dari/Farsi, 
Serbisch/Kroatisch/Bosnisch sollten erweitert werden. 

Akteure der Mehrsprachigkeitsförderung einheziehen 

Ein Beitrag zur Förderung der Mehrsprachigkeit ist die Stärkung der Eltem-Kind-Kommunikation in Familien mit 
Migrationshintergrund. Eltern bzw. Familien sollten dabei unterstützt werden, den Spracherwerb der Kinder in der 
Familiensprache zu fordern und Sprechimpulse aktiver und bewusster zu steuern. Hierfür sollten Angebote geschaf- 
fen bzw. breiter eingeführt und die strukturellen Voraussetzungen bereitgestellt werden, damit Kooperationen zwi- 
schen Bildungseinsrichtungen und Eltern entstehen können. Eltern sollten besser über die Bedeutung und Potenziale 
umfassender Kenntnisse der Herkunftssprache für ihre Kinder informiert werden. 

Migrantenorganisationen können eine wichtige Rolle bei der Förderung von Mehrsprachigkeit spielen, etwa bei der 
Information und Unterstützung der Eltern bei der herkunftssprachlichen Bildung ihrer Kinder. Fachlich qualifizierte 
Aktivitäten von Migrantenorganisationen im Bereich der bildungssprachlichen Förderung der Herkunftssprachen 
sollten stärker unterstützt werden. Insbesondere sollten sie verstärkt in Multiplikatorenausbildungen und Weiterquali- 
fizierungen eingebunden bzw. als Träger solcher Angebote qualifiziert werden, etwa durch gezielte Beteiligung an 
der Projektförderung zu diesem Thema. 
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Information nnd Transparenz sicherstellen 

Zur Dokumentation von Angeboten der Mehrspraehigkeits-ZHerkunftsspraehenförderung sollte eine Intemetplatt- 
form mit Beispielen guter Praxis, Arbeitsmaterialien ete. eingeriehtet werden. Angeknüpft werden könnte hier bei- 
spielsweise an das Angebot des deutsehen Bildungsservers, das bereits umfangreiehe Informationen zum Thema 
Spraehfbrderung umfasst und sieh in erster Linie an Personen in pädagogisehen Berufen riehtet. 

Mehrsprachigkeit in der Berufsaushildung nutzen und fördern 

Europäische Kooperationen während der Ausbildung und der Aufbau binationaler Ausbildungsgänge mit Ausbil- 
dungsphasen im Ausland sollten verstärkt werden. Die bestehenden Möglichkeiten des Berufsbildungsgesetzes, Teile 
der Berufsausbildung im Ausland durchzuführen, sollten stärker bekanntgemacht und genutzt werden (§ 2 Absatz 3 
Berufsbildungsgesetz). 

Angebote der Berufsberatung sollten die besonderen Kompetenzprofile und Bedürfnisse von mehrsprachigen Ju- 
gendlichen und jungen Erwachsenen berücksichtigen. Hierzu sollten interkulturell qualifizierte und möglichst mehr- 
sprachige Beraterinnen und Berater aus dem Umfeld von Schule, Weiterbildung und Übergangsmanagement tätigen 
Einrichtungen beteiligt werden. Für die Berufsberatung und die Vermittlerinnen und Vermittler der Grundsicherungs- 
stellen sollten Leitfäden entwickelt werden, die Anleitung zur Berücksichtigung der besonderen Kompetenzprofile 
und Bedürfnisse dieser Zielgruppe geben. 

ln Berufsfeldem, in denen Mehrsprachigkeit ein besonderer Vorteil ist, sollten Ausbildungsbetriebe von Kammern, 
Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden gezielt hierüber informiert werden. 

Sprachbezogene Themen sollten - wo relevant - in Hinblick auf die spätere Berufsausübung modular in bestehende 
Ausbildungsgänge integriert oder als Zusatzqualifikation angeboten und als Qualifizierungsmerkmal durch Arbeitgeber 
anerkannt werden. Neben nicht-akademischen Berufsausbildungen sollten hierzu auch Studiengänge auf- bzw. ausge- 
baut werden, in denen Studierende ihre herkunftssprachlichen Kompetenzen gezielt fachbezogen vertiefen können. 

Mehrsprachigkeit für den Arheitsmarkt nutzen 

Bei Auswahlverfahren sollten Fähigkeiten und Stärken von Menschen mit Migrationshintergrund wie Mehrsprachig- 
keit stärker nachgefragt werden. Im Zuge des „diversity managements“ sollte in Unternehmen das Bewusstsein für 
die „Ressource Mehrsprachigkeif“ gesfärkf und fremdsprachliche Bedarfe seifens der Unternehmen bei der Bewer- 
berauswahl und der Personalentwicklung stärker berücksichtigt werden. 

Die kommunikativen Anforderungen an Sprachmittlung in Berufsfeldem, die besondere Einsatzmöglichkeiten für 
Herkunftssprachen bieten, müssen genauer untersucht werden. 

Alltagssprachliche Kenntnisse in der Herkunftssprache allein befähigen in den meisfen Bemfsfeldem noch nicht in 
ausreichendem Maß zur Kommunikation mit Kunden/Klienten. Für den Einsatz mehrsprachiger Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in Bemfsfeldem, in denen Dienstleistungen gegebenenfalls auch in ausgewählten Herkunftssprachen be- 
reit gehalten werden sollen, sollte deshalb nicht auf „ad-hoc-Dolmetscher“ zurückgegriffen werden, sondern qualita- 
tive Mindestanfordemngen an die sprachlichen Leistungen der mehrsprachigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter for- 
muliert und diese entsprechend fortgebildet werden. 

• Umsetzungshinweis: Einsatz von mehrsprachigem Personal in der Kranken- und Altenpflege 

Eine wichtige Rolle werden Migrantensprachen zunehmend in der Kranken- und Altenpfiege spielen. Für diese 
Bereiche ist daher die vermehrte Rekmtiemng bilingualer Fachkräfte wünschenswert. Türkisch und Russisch sind 
hierbei insbesondere von Bedeutung. Medizinische Fachkräfte verfügen jedoch nicht notwendigerweise über das 
sprachliche Wissen, um in einer Sprache, die sie nur als Familiensprache gelernt haben und in der sie nicht bemf- 
lich ausgebildet wurden, komplexe medizinische Sachverhalte darzulegen. Es sollten daher fachsprachliche Fort- 
bildungen in den häufigsten Herkunftssprachen für den medizinischen Bereich angeboten werden, um Personal als 
„Kulturmittler“ für diesen Bemf forfzubilden. Es isf beim Einsafz von bilingualem Personal als Übersefzer darauf 
zu achten, dass dieses nicht nur über die sprachlichen, sondern auch über die jeweils erforderlichen fachlichen 
Kenntnisse verfügt. 

Forschungsdesiderate 

Verstärkte Forschung ist notwendig zu Sprachenbeschreibungen von Herkunftssprachen; zu Modellen der Zweispra- 
chigkeitsfÖrdemng - insbesondere zu Wirkungen bzw. Erfolgen bilingualer Schulmodelle sowie zu Sprachstandsfest- 
stellungsverfahren unter Berücksichtigung der Fähigkeiten in der Erstsprache. Mit Blick auf die Nutzung von Mehr- 
sprachigkeit im Bemf ist verstärkte Forschung erforderlich zu Ablauf und Umfang mehrsprachiger Kommunikation 
in Bemfsfeldem, in denen Mehrsprachigkeit von Relevanz ist. 
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C. Bildung und Integration 

1. Schwerpunktthemen im Handlungsfeld 

Bildung und Integration 

Bildung ist Voraussetzung für umfassende Teilhabe jedes 
Einzelnen in der Gesellsehaft.*® Bildungsangebote richten 
sich an Menschen in jedem Lebensalter mit sehr unter- 
schiedlichen Voraussetzungen und Bedürfnissen. Diese 
Heterogenität ist eine große Herausforderung für das Bil- 
dungssystem und die Aufgabe der Integration durch Bil- 
dung. Weichen für gelingende Integration werden bereits 
im frühen Kindesalter gestellt, für einen erfolgreichen 
Verlauf von Integrationsprozessen sind auch die Über- 
gänge zwischen den einzelnen Bildungseinrichtungen 
von besonderer Relevanz. Die Bedeutung von Bildung 
für den Integrationsprozess beschränkt sich jedoch nicht 
nur auf den curricularen Bereich, auch außerschulische 
Kinder- und Jugendbildung und (berufliche) Weiterbil- 
dung sind von großer Bedeutung. 

Der Nationale Integrationsplan betont das Ziel einer er- 
folgreichen beruflichen Erstausbildung als wesentliche 
Voraussetzung für gelingende Integration. Die Wirtschaft 
und die Bundesregierung haben sich daher im Nationalen 
Pakt für Ausbildung und Fachkräflenach wuchs gemein- 
sam und verbindlich verpflichtet, in enger Zusammen- 
arbeit mit den Ländern allen ausbildungswilligen und 
ausbildungsfähigen jungen Menschen ein Angebot auf 
Ausbildung zu unterbreiten. Mit der Erklärung „Poten- 
ziale erschließen, Integration fördern - Mehr Bildung und 
Ausbildung für Jugendliche aus Zuwandererfamilien“ ha- 
ben die Pakfpartner im Februar 2009 die Kontinuifäf ihres 
Engagemenfs für die Verbesserung der Ausbildungsreife 
und die Erhöhung der Ausbildungsbefeiligung von Ju- 
gendlichen mif Migrafionshintergrund bekräftig!. 

Integrationsförderung heißt folglich vor allem: Bildungs- 
gerechtigkeit hersteilen, Bildungsbenachteiligungen ab- 
bauen und gelingende Bildungsübergänge sichern. Dieser 
Aufgabe widmen sich zahlreiche Akteure auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene, die mit unterschiedli- 
chen Angeboten die Zielgruppen Kinder, Jugendliche, Er- 
wachsene, Eltern und pädagogisches Fachpersonal an- 
sprechen. 

Eine ganz wichtige Rolle im Bildungsprozess von Kin- 
dern und Jugendlichen spielen ihre Eltern. Insbesondere 
Mütter haben in diesem Zusammenhang einen großen 
Einfluss auf das Gelingen der Integration der nächsten 
Generation. Es ist daher besonders wichtig, Eltern über 
das deutsche Bildungs- und Ausbildungssystem umfas- 
send zu informieren.*^ Viele Projekte - einzelne auch mit 
größerer Reichweite - und ein hohes Engagement vieler 
Kindertageseinrichtungen und Schulen versuchen, die 
Zusammenarbeit mit Eltern mit Migrationshintergrund 
langfristig und auf gleicher Augenhöhe zu gestalten. Da- 


** Vgl. CDU/CSU/FDP (2009): a. a. O., S. 59. 

Siehe hierzu auch: Beschlüsse der 19. Konferenz der Gleichstel- 
lungs- und Frauenministerinnen, -minister, -Senatorinnen und -Sena- 
toren der Länder: Hauptkonferenz am 18. und 19. Juni 2009 auf 
Schloss Krickenbeck/Nettetal. 


mit auch andere Einrichtungen von den hier gemachten 
Erfahrungen profitieren können, müssen Projektergeb- 
nisse systematisch aufbereitet und aus besonders vielver- 
sprechenden Ansätzen Empfehlungen und Umsetzungs- 
hinweise abgeleitet werden. 

Problematisch im Bereich Integration und Bildung ist, 
dass die kulturelle, sprachliche und religiöse Vielfalt, die 
prägend für die Gesellschaft ist, sich erst allmählich in 
Curricula, Schulbüchern, pädagogischer Praxis, der Zu- 
sammenarbeit mit Eltern sowie der Qualifizierung und 
Rekrutierung des pädagogischen Personals nieder- 
schlägt. So stellen die Kultusministerkonferenz der Län- 
der und Organisationen von Menschen mit Migrations- 
hintergrund in ihrer gemeinsamen Erklärung fest: „Der 
Umgang mit Heterogenität und die Integration von Men- 
schen mit Migrationshintergrund in das Bildungssystem 
und Erwerbsleben ist eine drängende Aufgabe. Sie muss 
zügig und nachhaltig realisiert werden“.** 

Einen wichtigen Beitrag hierzu kann die verstärkte Ge- 
winnung von Pädagoginnen und Pädagogen, Lehrerinnen 
und Lehrern mit Migrationshintergrund leisten. Einzelne 
Bundesländer, Kommunen und Stiftungen haben bereits 
Ansätze entwickelt, um junge Menschen mit Migrations- 
hintergrund verstärkt für den Schuldienst zu gewinnen. 
Auf diesen Erfahrungen kann aufgebaut und eine umfas- 
sende Strategie entwickelt werden. 

Die Themen „Eltern mit Migrationshintergrund: Bil- 
dungs- und Erziehungskompetenzen stärken, Zusammen- 
arbeit mit Bildungseinrichtungen unterstützen“ sowie 
„Lehramtsstudierende und Lehrkräfte mit Migrationshin- 
tergrund gewinnen“ sind vor diesem Hintergrund die 
Schwerpunktthemen des bundesweiten Integrationspro- 
gramms im Handlungsfeld Bildung und Integration. 

2. Empfehlungen zur Weiterentwicklung von 
Angeboten Im Handlungsfeld Bildung und 
Integration 

2.1 Eltern mit Migrationshintergrund: 

Bildungs- und Erziehungskompetenzen 
stärken, Zusammenarbeit mit Bildungs- 
einrichtungen unterstützen 

Bildungs- und Integrationschancen hängen nicht nur vom 
Bildungssystem und Angeboten der individuellen Förde- 
rung ab*^, sondern werden auch stark durch das Wissen 
und die Unterstützung der Eltern geprägt. Laut OECD ist 
der familiäre Einfluss auf die Lese-, mathematische und 
naturwissenschaftliche Kompetenz doppelt so stark wie 
der von Schule, Lehrkräften und Unterricht. Familien, 
die aufgrund einer schwierigen sozioökonomischen Posi- 


„Integration als Chance - gemeinsam für mehr Chancengerechtig- 
keit“. Gemeinsame Erklärung der Kultusministerkonferenz und der 
Organisationen von Menschen mit Migrationshintergrund. Berlin, 
2007, S. 8. 

Vgl. hierzu auch die von der KMK im März 2010 verabschiedete 
„Förderstrategie für leistungsschwächere Schülerinnen und Schüler“. 
Vgl. Organisation for Economic Development (2001): Lernen für das 
Leben. Erste Ergebnisse der internationalen Schulleistungsstudie 
PISA 2000. Paris. 
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tion sowie migrationsbedingter Ursachen eine vergleichs- 
weise große Distanz zum Bildungssystem haben, sind 
aber oftmals in ihren Möglichkeiten eingeschränkt, die 
Bildungs-, Ausbildungs- und Berufswahlprozesse ihrer 
Kinder zu unterstützen.^' Keine bzw. geringe Deutsch- 
kenntnisse, eine unsichere Aufenthaltsperspektive, feh- 
lende Informationen über das deutsche Bildungssystem 
oder ein traditionell anderes Verständnis über die Rollen- 
verteilung zwischen Bildungseinrichtung und Eltern kön- 
nen jedoch dazu führen, dass sie sich von den Anforde- 
rungen der Bildungseinrichtungen - insbesondere der 
Schule - in Deutschland überfordert fühlen. Darüber hi- 
naus können fehlende Kenntnisse über Bildungssystem 
und Bildungsabschlüsse sowie die sich daraus ergeben- 
den Berufswahlmöglichkeiten auch zu elterlichen Ent- 
scheidungen über Bildungskarrieren führen, die den indi- 
viduellen Fähigkeiten ihrer Kinder nicht gerecht 
werden.52 ^uf der anderen Seite wird aber auch das päda- 
gogische Personal in vielen Fällen noch nicht ausreichend 
auf die praktische Gestaltung der Erziehungs- und Bil- 
dungspartnerschaft mit zugewanderten Eltern vorbereitet. 

Die Länder messen der Kooperation mit Eltern im Natio- 
nalen Integrationsplan daher einen hohen Stellenwert 
bei.^3 Sie haben unterschiedliche Anstrengungen unter- 
nommen, um Sprachlemmöglichkeiten für Eltern zu ver- 
bessern, Elteminformationen zum deutschen Bildungssys- 
tem zu verstärken und Erziehungsvereinbarungen mit 
Eltern anzuregen. Die Kultusministerkonferenz hat zudem 
im Dezember 2007 gemeinsam mit Migrantenorganisatio- 
nen eine Erklärung zur Zusammenarbeit mit Eltern veröf- 
fentlicht.^'' Bund, Länder und Kommunen unterstützen 
darüber hinaus durch unterschiedliche Initiativen Kinderta- 
geseinrichtungen, Schulen, außerschulische Bildungsträ- 
ger, Migrantenorganisationen, kommunale Einrichtungen 
und andere Akteure vor Ort, Eltern mit Migrationshinter- 
grund in ihrer Bildungs- und Erziehungskompetenz zu 
stärken, ihnen Sprachkenntnisse und Kenntnisse über das 
deutsche Bildungssystem zu vermitteln und die Koopera- 
tion zwischen Kindertageseinrichtungen und Schulen ei- 
nerseits und Eltern andererseits zu verbessern. 

Zur Einbindung der Eltern in die frühkindliche Bildung 
ihrer Kinder und zur Stärkung ihrer Erziehungskompeten- 


Einen Überblick zum Forschungsstand und den Erklärungsansätzen 
für den Zusammenhang zwischen sozialer und familiärer Herkunft 
und Bildungserfolg bieten z. B. Friedrich, Lena/Siegert, Manuel 
(2009): Förderung des Bildungserfolgs von Migranten: Effekte fami- 
lienorientierter Projekte. Abschlussbericht zum Projekt Bildungs- 
erfolge bei Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
durch Zusammenarbeit mit den Eltern. Working Paper der Forscher- 
gruppe des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 24, Nürn- 
berg, S. 10-11. 

Vgl. Fürstenau, Sara/Gomolla. Mechthild (Hg.) (2009): Migration 
und schulischer Wandel: Eltembeteiligung. Lehrbuch, Wiesbaden, 
S. 107. 

Eine Übersicht über Formen der Zusammenarbeit mit Eltern bietet: 
„Erziehung als Auftrag von Elternhaus und Schule. Informationen 
der Länder über die Zusammenarbeit von Eltern und Schule“. (Be- 
schluss der Kultusministerkonferenz vom 4. Dezember 2003, siehe 
http : // w w w. kmk.org) . 

„Integration als Chance - gemeinsam für mehr Chancengerechtigkeit“. 
Gemeinsame Erklärung der Kultusministerkonferenz und der Organi- 
sationen von Menschen mit Migrationshintergrund. Berlin, 2007. 


zen werden Angebote zur Partizipation am Alltag von 
Kindertageseinrichtungen und Schulen, zur DeutschfÖr- 
demng oder zur Bildungs- und sozialen Beratung ge- 
macht, teilweise in Form umfassender Erziehungspartner- 
schaften. Projekte zur Stärkung der Erziehungskompetenz 
werden von Bund und Ländern gefördert, Kommunen ha- 
ben Beratungsstellen für Eltern mit Migrationshinter- 
grund eingerichtet. Eltemarbeit findet dabei nicht nur auf 
Projektebene, sondern auch als systematischer Bestand- 
teil der pädagogischen Arbeit von Bildungseinrichtungen 
statt. Die Landesregierung Nordrhein- Westfalen hat als 
erstes Land ein Eltemnetzwerk von und für Eltern mit 
Migrationshintergrund ins Leben gerufen, das auch dazu 
dient, das Know-how von Eltemvereinen an andere El- 
tern und ihre Organisationen weiterzugeben.^^ 

Integrationsangebote für Eltern mit Migrationshinter- 
grund,^^ die zur Steigerung der Bildungserfblge von Kin- 
dern und Jugendlichen beitragen sollen, reichen folglich 
von der sprachlichen Grundförderung in den Elfeminte- 
grationskursen des Bundes über Angebofe zur Sfärkung 
der Eltembildung und Erziehungskompefenz,^^ bis hin zu 
Maßnahmen und Initiativen, die eine sfärkere Koopera- 
tion von Elternhaus und Schule (die Beteiligung von El- 
tern mit Migrationshintergrund in Gremien schulischer 
Eltemvertretung eingeschlossen) zum Ziel haben. Eine 
wichtige Rolle spielen in diesem Themenbereich zuneh- 
mend Vereine von Eltern mit Migrationshintergrund oder 
andere Migrantenorganisationen selbst. 

In der Praxis der Integrationsförderung isf das Thema „El- 
tern mit Migrationshintergrund“ gekennzeichnet von Dop- 
pelungen, Angebotslücken und fehlender Abstimmung be- 
stehender Angebote. Dies ist darauf zurückzuführen, dass 
die Zusfändigkeif für den Bereich der Elfembildung nichf 
abschließend geregelt ist. Eine systematische Steuerung 
wird dadurch erschwert, dass eine klare strukturelle Ver- 
ankerung und finanzielle Zuständigkeit nicht gegeben ist. 

Viele der folgenden Empfehlungen zeigen Möglichkeiten 
auf, wie pädagogische Fachkräfte, Lehrerinnen und Leh- 
rer mit Eltern mit Migrationshintergrund Zusammenarbei- 
ten können. Die Empfehlungen beziehen sich dabei vor- 
rangig explizit auf den schulischen Bereich. Viele der 
Empfehlungen können jedoch auch analog im vorschuli- 
schen Bereich bzw. Übergang von der Schule in Aus- 
bildung und Beruf Anwendung finden. Intention dieser 
Vorschläge ist es dabei nicht, den bereits vollen pädagogi- 
schen Alltag durch weitere Aufgaben zu überfrachten. Es 
müssen vielmehr die erforderlichen Rahmenbedingungen 
geschaffen werden, um die Zusammenarbeit mit Eltern 
zum regulären Bestandteil der pädagogischen Arbeit zu 


http://www.eltemnetzwerk.nrw.de 

Zur besseren Lesbarkeit wird im Folgenden statt „Eltern mit Migra- 
tionshintergmnd“ nur „Eltern“ verwendet. In Fällen, in denen Eltern 
mit als auch Eltern ohne Migrationshintergmnd bezeichnet werden, 
wird explizit daraufhingewiesen. 

Vgl. Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend 
(Hg.) (2006): Bestandsaufnahme und Evaluation von Angeboten im 
Eltembildungsbereich. Berlin, S. 149. Die Stärkung der Erziehungs- 
kompetenz ist auch ein Schwerpunkt der vom Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge geforderten Projekte (vgl. z. B. Projektjahrbuch 2009). 
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machen, der nicht nur ideell wertgeschätzt, sondern ins- 
besondere durch zeitliche und finanzielle Ressourcen un- 
terstützt wird. 

2.1.1 Elternbildungsangebote 

Eltembildung unterstützt und begleitet Eltern in ihrer 
Aufgabe als Erziehende, vermittelt Kenntnisse und Fä- 
higkeiten und regt sie an, sich bewusst und reflektierend 
mit ihren Erziehungs- und Bildungsaufgaben auseinan- 
derzusetzen. Dies geschieht vorwiegend in Veranstaltun- 
gen wie Eltemkursen oder -akademien, Vorträgen, Grup- 
pen- und Projektarbeit oder in offenen Gesprächsrunden. 
Auch Eltembriefe, Zeitschriften, Radio- und Fernsehsen- 
dungen zu Erziehungs- und Familienthemen können zur 
Eltembildung gerechnet werden. 

Angebote der Eltembildung gleichen Informationsdefi- 
zite über das deutsche Schulsystem und die Rolle der El- 
tern aus und vermitteln Kompetenzen für die Fördemng 
ihrer Kinder. Dabei ist es wichtig, Eltern auch über das 
duale Ausbildungssystem und den Zusammenhang zwi- 
schen Schulabschluss und Bemfswahlmöglichkeiten zu 
informieren. Bewährt hat sich insbesondere der Einsatz 
von Multiplikatoren im Rahmen von Eltembildungsange- 
boten^* - häufig selbst mit Migrationshintergmnd (etwa 
Bildungspaten, Stadtteilmütter und -väter). So werden 
beispielsweise über das Integrationslotsennetzwerk in 
Hessen Lotsen auch im Bereich der Eltembildung einge- 
setzt. Im Fokus ihrer Arbeit stehen Wissensvermittlung 
über das deutsche Bildungs- und Ausbildungssystem, 
Stärkung der Bildungs- und Erziehungskompetenz und 
Eigeninitiative der Eltern, Unterstützung ihres Deutscher- 
werbs, Bildungs- und soziale Beratung etc. Die Vorteile 
von Multiplikatorenprojekten scheinen insbesondere im 
besseren Zugang zur Zielgrappe, im Aufbau nachhaltiger 
Stmkturen sowie der zielgrappengerechten, partner- 
schaftlichen Unterstützung der Eltern und damit auch der 
Bildungsfordemng der Kinder und Jugendlichen zu lie- 
gen. Es sind jedoch überwiegend Mütter, die Angebote 
zur Eltembildung und Erziehungskompetenz besuchen. 


Der Begriff wird im Folgenden als neutrale Funktionsbezeichnung 
verwendet - in der Praxis sind insbesondere Mütter als Multiplikato- 
ren in der Eltemarbeit aktiv. 


Väter werden nur selten erfolgreich angesprochen. Bei- 
spielhaft ist hier aber die Arabische Eltem-Union e.V, 
die zusammen mit dem Arbeitskreis Neue Erziehung e.V. 
eine Vätergmppe zu den Themen Kultur, Gesundheit, 
Politik, Familie, Schule, Ausbildung und Erziehung an- 
bietet. 

Auch die bundesgeforderten Eltemintegrationskurse (ver- 
gleiche Kapitel B) sind ein Angebot der Eltembildung. 
Den Eltemintegrationskurs können Mütter und Väter von 
Kindern besuchen, die in den Kindergarten oder in die 
Schule gehen und die ein besonderes Interesse an der Bil- 
dung und Ausbildung ihrer Kinder haben. Der Kurs sollte 
in der Nähe der von den Kindern besuchten Bildungsein- 
richtung stattfinden, idealer Weise in deren Räumen. Das 
Interesse an diesen speziellen Integrationskursen wächst, 
immerhin gut ein Viertel der Teilnehmenden sind Väter. 
Die Möglichkeit zur Kinderbetreuung, die der Kurs unter 
bestimmten Umständen bietet, ist häufig ausschlagge- 
bend dafür, dass Eltern dieses Förderangebot wahmeh- 
men können. 

Der Eltemintegrationskurs ergänzt die Themen des allge- 
meinen Integrationskurses durch die Bereiche Kinder- 
erziehung und -betreuung, Bildung und Ausbildung. El- 
tembildung wird in diesen Kursen nicht nur unter dem 
sprachlichen Aspekt gesehen, sondern umfasst auch In- 
halte, die Eltern in ihrer Erziehungskompetenz stärken 
und es ermöglichen sollen, ihre Kinder im Bildungssys- 
tem zu unterstützen. Der Eltemintegrationskurs ist jedoch 
wie alle anderen Integrationskurse in erster Linie ein An- 
gebot zur sprachlichen GmndfÖrderang, in dessen Rah- 
men eine umfassende Eltembildung im weiteren Sinne 
nicht möglich ist. 

Es liegen bislang keine aussagekräftigen Studien zur 
Langzeitwirkung von familienzentrierten Projekten vor, 
in der Praxis lässt sich jedoch beobachten, dass Eltembil- 
dungsangebote eine nachhaltige Wirkung auf die Fami- 
lien der Teilnehmenden sowie auf die Multiplikatoren 
selbst haben. Eltembildungsangebote mit gezieltem the- 
matischem Fokus und intensivem regelmäßigen (wö- 
chentlichen) Programm zeigen dabei stärkere Wirkungen 
als solche mit breiten Ansätzen.^^ 


Vgl. Friedrich, Lena und Manuel Sieger! (2009): a. a. O. 


Empfehlungen 

Niederschwellige Ansätze des Zugangs zu Eltern mit Migrationshintergrund wählen 

Hemmschwellen gegenüber Institutionen, ungewohnte kulturelle Vielfalt, ein fehlendes Selbstwertgefühl (Zweifel an 
eigenen Potenzialen) und mangelnde zeitliche Ressourcen sind Hürden, die viele Eltern mit Migrationshintergmnd 
überwinden müssen, bevor sie sich für die Teilnahme an Eltembildungsangeboten entscheiden. Neben persönlicher 
Ansprache ist auch eine intensive, zielgmppengerechte Öffentlichkeitsarbeit wichtig, um Eltern für Bildungsange- 
bote zu erreichen. Information von Mund zu Mund - insbesondere innerhalb der gleichen Community - spielt dabei 
eine wichtige Rolle. Auch Familienzentren und Mehrgenerationshäuser werden zunehmend wichtige Orte der Begeg- 
nung, an denen Eltern als Experten angesprochen werden können. 
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Einen niederschwelligen Ansatz der aufsuchenden Eltembildung hat das in Eiessen durchgeführte Projekt ,, VIP- 
School“ („Visiting Immigrant Parents“) gewählt. In diesem Projekt erhalten junge Zuwanderer-Eltern, insbe- 
sondere Mütter, in regelmäßigen Hausbesuchen Hilfestellung und Beratung bei der Erziehung und Förderung ihrer 
2- bis 5-jährigen Kinder durch zweisprachige Anleiterinnen. Zusätzlich werden Kurse und Seminare angeboten, die 
Eltern in ihrer Erziehungsarbeit und bei der Förderung ihrer Kinder vertiefend unterstützen. 


Träger von Eltembildungsangeboten sollten die Mögliehkeit nutzen, ihre Angebote in (Eltem-)lntegrationskursen 
oder anderen Veranstaltungen vorzustellen. 

Eltembildungsangebote sollten sieh in ihren Inhalten, aber aueh ihren organisatorisehen Rahmenbedingungen an den 
Bedürfnissen der Eltern orientieren. Bildungsangebote für Eltern sehulpfliehtiger Kinder sollten inhaltlieh und zeit- 
lieh auf das Sehuljahr abgestimmt sein und an alltagsnahen Orten stattfinden. 

• Umsetzungshinweis: Ansprache der Eltern 

Bewährt hat sieh die Anspraehe über mehrere Kanäle, die sowohl Komm- als aueh Gehstrukturen bieten: Eltern 
persönlieh, wiederholt und kultursensibel aueh im Rahmen aufsuehender Eltemarbeit anzuspreehen hilft, ihr Ver- 
trauen zu gewinnen und sie für eine Zusammenarbeit zu interessieren. Hilfreieh sind aueh feste Beratungsstellen 
sowie mutterspraehliehe Honorarkräfte und Ehrenamtliehe, die als Spraeh- und Kulturmittler Eltern erreiehen 
bzw. für diese zur Verfügung stehen. (Zu den Rahmenbedingungen ehrenamtlieher Arbeit vergleiehe Kapitel D) 

Bewährt haben sieh aueh niedersehwellige Maßnahmen im Freizeitbereieh, um die Zielgruppe zu erreiehen. Woh- 
nungsbaugesellsehaften können zum Beispiel Kontakte vermitteln oder Hausgemeinsehaften, in denen viele zuge- 
wanderte Familien leben, gezielt Informationen über Eltembildungsangebote zukommen lassen. 

Praxisnahe Methodik, Didaktik und Inhalte wählen 

Bildungsangebote für Eltern sollten praxisnah sein, das heißt, sie sollten Fragen aufgreifen, die für die Eltern in ihrem 
tägliehen Umgang mit den Kindern und ihrem Bildungsweg von Bedeutung sind, etwa die Hausaufgaben, das Ge- 
spräeh mit dem Klassenlehrer, der Sehulausflug, aber aueh der Unterriehtsstoff selbst. Bewährt haben sieh Angebote, 
die Einzel- und Gmppenformate kombinieren. Vor allem bei Gmppenangeboten sind anfangs vertrauensbildende 
Maßnahmen notwendig, damit die Teilnehmer aueh für sensible Themen offen sind. 

Um eine naehhaltige Wirkung der Angebote zu erreiehen, ist es wiehtig, bei Teilnehmenden eine Verbindliehkeit her- 
zustellen, die die regelmäßige Teilnahme am Kurs gewährleistet. Dafür können Bildungsvereinbarangen oder -ver- 
trüge mit den Eltern gesehlossen werden. Die Angebote sollten einem festen Rahmen folgen, jedoeh dureh themati- 
sehe Module flexibel genug sein, um kurzfristige Interessen und Bedürfnisse der Beteiligten einbeziehen zu können. 
Diese Baukastenmodule können in einem Netzwerk von Multiplikatorenprojekten kontinuierlieh weiterentwiekelt 
werden. 

Eltembildungsangebote sollten spraehsensibel entwiekelt werden. Einspraehige Angebote auf Deutseh verfehlen ih- 
ren Zweek, wenn die Deutsehkenntnisse der Teilnehmenden unzureiehend sind. Der Einsatz von Multiplikatoren als 
Übersetzer ist nur bei spraehhomogenen Gmppen adäquat möglieh. Die Entseheidung über die spraehliehe Gestal- 
tung der Angebote muss jeweils anhand der Bedarfe vor Ort getroffen werden. 

• Umsetzungshinweis: Sprache 

Um Segregation vorzubeugen und alle Teilnehmenden gleiehermaßen zu fordern, bieten sieh versehiedene Mög- 
liehkeiten an: Einerseits können Dolmetseher für versehiedene vertretene Spraehen eingesetzt werden. Eltembil- 
dungsprojekte können andererseits zunäehst aueh mit spraehhomogenen Gmppen beginnen und diese dann bei 
ausreiehenden Deutsehkenntnissen der Teilnehmenden misehen. 

Väter als Zielgruppe für Elternhildungsangehote gewinnen 

Es sollten verstärkt aueh Väter für Eltembildungsangebote gewonnen werden, da sie insbesondere für Jungen wieh- 
tige Bezugspersonen sind. Aueh Männer ohne Migrationshintergmnd sollten angesproehen werden, um den Aus- 
tauseh und das Zusammenleben im Stadtteil zu fordern. 


100 Vgl. Michalek, Ruth/Laros, Anna (2008): Multiplikatorenmodelle für die Arbeit mit Eltern mit Migrationshintergrund. Expertise im Auftrag des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge, Freiburg, S. 79. 
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• Umsetzungshinweis: Angebote für Väter 

Möglichkeiten, um mehr Väter für die Teilnahme an Eltembildungsangeboten zu gewinnen, können sein: 

- Männerpädagogische Angebote, die zur Teilnahme an Eltembildungsangeboten motivieren 

- Der Einsatz männlicher Multiplikatoren in Eltembildungsangeboten 

- Ermutigung der Mütter, die Eltembildungsangebote besuchen, Themen und Informationen aus den Veranstal- 
tungen nach Hause zu tragen, und mit ihrem Partner zu diskutieren 

- Aufgreifen von Themenbereichen über das Thema Erziehung hinaus, etwa Schulerfolg, Freizeitaktivitäten mit 
Kind, „Arbeitsmarkt“ und Ähnliches 

- Anbieten gemeinsamer niederschwelliger Maßnahmen wie zum Beispiel Sportaktivitäten, Angebote aus dem 
IT-Bereich oder handwerkliche Angebote 

Elternintegrationskurse zur Kooperation zwischen Bildungseinrichtungen und Eltern nutzen 

Viele Integrationskursleiterinnen und -leiter sehen eine der gmndsätzlichen Aufgaben der Eltemintegrationskurse da- 
rin, Eltern Mut zu machen, sich mit Bildung zu beschäftigen, Vertrauen in Bildungseinrichtungen zu schaffen und Be- 
rühmngsängste auf beiden Seiten abzubauen, ln einigen Regionen funktioniert die Einbettung in die Schulstmkturen 
vor Ort sehr gut und mit nachhaltigem Erfolg, in anderen muss noch an der Vernetzung und Kooperation über die Bil- 
dungseinrichtungen hinweg gearbeitet werden. Dies kann analog auch für die niederschwelligen Frauenkurse des 
Bundes bzw. „Mama lernt Deutsch“-Kurse der Länder und Kommunen empfohlen werden. 

Die Möglichkeit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer von Eltemintegrationskursen zu Unterrichtshospitationen in 
den Bildungseinrichtungen ihrer Kinder ist nicht einheitlich geregelt. Schulen und Schulleitungen sollten daher noch 
stärker für die Bedeutung von Eltemarbeit sensibilisiert und zur Kooperation mit Eltemintegrationskursträgem ange- 
regt werden. 

Die „Marke“ Eltemintegrationskurs sollte gestärkt werden, indem ihr Bekanntheitsgrad an Schulen durch Werbemaß- 
nahmen der Träger direkt oder über die Schulverwaltung erhöht wird. Erreicht werden sollte damit, dass Räumlich- 
keiten der Bildungseinrichtungen der Kinder noch häufiger für die Eltemintegrationskurse zur Verfügung stehen, als 
dies bisher der Fall ist. 


Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat im Sommer 2009 eine Motivationskampagne zur Teilnahme an El- 
ternintegrationskursen durchgeführt. Unter dem Titel ,, Deutsch lernen - Deutschland kennenlemen. Damit unsere 
Kinder bessere Chancen haben “ zielte die Kampagne darauf Eltern von Kindern mit Migrationshintergrund zur Teil- 
nahme an Elternintegrationskursen zu motivieren. Zu diesem Zweck erhielten Grundschullehrkräfte und Erzieherin- 
nen und Erzieher an Kindertagesstätten Mappen mit Informationen und Erfahrungsberichten zu Elternintegrations- 
kursen. Teil der Mappen war ein spezielles Elternmagazin, das von ihnen an die Zielgruppe verteilt wurde. Das 
Elternmagazin war in deutscher, türkischer und russischer Sprache verfügbar. Im Rahmen der Testphase wurden je- 
weils rund 1 700 Mappen und Elternmagazine an Kindertagesstätten und Grundschulen im gesamten Bundesgebiet 
verteilt. 

Qualifizierung und Vernetzung von Lehrkräften in Elternintegrationskursen sicherstellen 

Viele der Teilnehmenden nutzen den geschützten Raum und das vertrauensvolle Klima der Eltemintegrationskurse zu 
teilweise sehr persönlichen Gesprächen mit den Kursleitenden. Kursleiterschulungen für Eltemintegrationskurse soll- 
ten daher auf schwierige Situationen und Gespräche vorbereiten und das Bewusstsein dafür schaffen, dass die Aufga- 
ben der Kursleitung auch in der sozialräumlichen Vernetzung des Kurses und der Teilnehmenden sowie der Förde- 
mng des Kontakts zwischen Bildungseinrichtung und Eltern liegen. 

Ein bundesweites Fomm mit Möglichkeiten zum Austausch von Unterrichtsmaterialien und Erfahmngen kann Kurs- 
leitende von Eltemintegrationskursen unterstützen. Ein entsprechendes, online-basiertes Fomm müsste sowohl die 
Möglichkeit zum fachlichen Austausch als auch Materialien bereitstellen. 

Eltemintegrationskurse werden unter anderem aufgmnd einer hohen Teilnehmerfiuktuation von vielen Kursträgem 
als verhältnismäßig verwaltungsintensiv eingeschätzt. Ein Erfahmngsaustausch und eine Vernetzung der Kursträger 
sind vor diesem Hintergmnd besonders wichtig. Eine solche Trägervemetzung kann bislang aber nur mittels hohem, 
auch außerbemfiichem Engagements von Kursleitenden erreicht werden. Eine regionale oder überregionale Koordi- 
nation zur Vorbereitung und Vernetzung der Eltemkurse kann hier Abhilfe schaffen. Alternativ bieten sich auch regel- 
mäßige Arbeitsgmppen der Kursträger auf regionaler bzw. kommunaler Ebene an, die auch ein Fomm bieten können, 
um Parallelstmkturen in der Angebotslandschaft für Eltemkurse zu vermeiden. 
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Integrationskursergänzende Maßnahmen entwickeln 

Insbesondere die außersprachlichen Inhalte der Eltemintegrationskurse können durch weitere Angebote der 
Eltembildung vertieft werden, die direkt an die Kurse gekoppelt sind. Dies können etwa umfassendere Informations- 
und Bildungsangebote zu Themen aus den Bereichen Bildung, Ausbildung und Erziehung sein. Je nach Art und Ziel- 
gruppe des geplanten Projekts können dabei unterschiedliche Akteure einbezogen werden, unter anderem Agenturen 
für Arbeit bzw. Grundsicherungsstellen, Migrantenorganisationen, Vereine und Verbände der Mehrheitsgesellschaft, 
Migrationsberatungsstellen für Erwachsene und Jugendmigrationsdienste, Migranten-, Ausländer-, Integrationsbe- 
auftragte, Bildungseinrichtungen, Unternehmen. 


In Hamburg fuhren die Bücherhallen (städtische Büchereien) das Ehrenamtsprojekt „Dialog in Deutsch “ durch. Das 
Projekt umfasst ein breites Angebot an offenen, kostenlosen und unbefristeten Gesprächsgruppen mit bis zu acht Per- 
sonen und wendet sich an Erwachsene - insbesondere Eltern - mit Migrationshintergrund, die nach der Teilnahme 
am Integrationskurs ihre Deutschkenntnisse trainieren und vertiefen wollen und noch keinen Zugang zu anderen Bil- 
dungseinrichtungen gefunden haben. Die Gesprächsgruppen treffen sich einmal wöchentlich in den verschiedenen 
Stadtteilbücherhallen und in der Zentralbibliothek. Hier finden die Teilnehmenden einen attraktiven Ort der Begeg- 
nung, der wichtige Eigenschaften vereint: Er ist öffentlich und gleichzeitig geschützt, bildungsnah mit Zugang zu mo- 
dernsten Medien und doch kein Lehrbetrieb. Die Freude am praktischen Umgang mit der Sprache steht im Vorder- 
grund. Die Gruppen werden von Ehrenamtlichen geleitet, die kontinuierlich fachlich unterstützt werden. 

Träger von Elternbildungsangeboten vernetzen 

Die Vielzahl an Projekten der Eltembildung und die Vielfalt der Anbieter überfordert Eltern oft bei der Auswahl der 
für sie passenden Angebote. Netzwerke und Kooperationen auf kommunaler Ebene können dieser Überforderang ge- 
gensteuem, Information über Angebote bündeln und dazu beitragen, dass Träger ihre Angebote aufeinander abstim- 
men und sich ergänzen. 

Bildungseinrichtungen, Familien- und Jugendhilfe sollten gemeinsam mit Migrantenorganisationen, Eltemorganisa- 
tionen bzw. -Vertretungen und Trägem von Eltembildungsangeboten vor Ort Netzwerke bilden, um Eltern gezielt 
anzusprechen. Hierzu sollte eine Koordinationsstelle eingerichtet werden, die die Vemetzungs Struktur entwickelt, 
moderiert und aufrechterhält. Hierfür erscheinen beispielsweise Bildungsbüros oder Servicestellen lokaler Bildungs- 
landschaften geeignet. Von den Angeboten dieser Stelle können auch Eltern ohne Migrationshintergrand profitieren. 

Eltembildungsangebote sollten in die Angebotsstrukturen vor Ort eingebettet sein, um die teilnehmenden Eltern an die 
Bildungsinstitutionen vor Ort heranfiihren zu können. Träger von Eltembildungsangeboten sollten über institutionalisierte 
Strukturen verfügen und mit den Anfordemngen vor Ort vertraut sein, um auf diese zielgerichtet reagieren zu können. 

Der Aufbau und die fachliche Steuemng eines lokalen Pools von Honorarkräften mit eigener Migrationserfahmng 
und zwei- bzw. mehrsprachigen Kompetenzen auf kommunaler Ebene haben sich zur Durchfühmng (auch herkunfts- 
sprachlicher) Eltembildungsprojekte bewährt. 

Erfahmngen mit der systematischen Verankerang und Förderang der Eltemarbeit in regionalen bzw. landesweiten 
Netzwerken mit Migrantenorganisationen, Eltemvereinen, Bildungseinrichtungen und anderen Akteuren der Zusam- 
menarbeit mit Eltern sollten dokumentiert, ausgewertet und für den Transfer in andere Regionen bzw. Bundesländer 
aufbereitet werden. 


Das bis Frühjahr 2010 vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge geförderte Regensburger Projekt „INMIGRA- 
KID “ hat dazu beitgetragen, die Bewältigung der Übergänge ,, Vorkindergarten - Kindergarten “ sowie ,, Kindergarten - 
Schule “ zu erleichtern, die häufig Verunsicherungen auf familiärer und institutioneller Ebene bei Migrantenfamilien 
verursachen. „INMIGRA-KID “ hat Migrantenfamilien mit Kindern im Alter bis sechs 6 Jahre sowie Multiplikatoren 
der Bildungsinstitutionen angesprochen. Das Projekt zielte darauf, Elternkompetenzen für den Übertritt der Kinder 
in Kindergarten und Schule sowie die Interaktion und Kommunikation zwischen Migrantenfamilien und deutschen In- 
stitutionen zu stärken. Hierzu wurde eine Fachstelle zur Förderung der strukturellen Integration von Migrantenkin- 
dern eingerichtet. In enger Zusammenarbeit der Fachstelle, der Kommunalverwaltung und von Einrichtungen in den 
Bereichen Kindergarten und Schule wurden standardisierte Strukturen und Verfahren zur Berücksichtigung der be- 
sonderen (Bildungs-) Situation der Migrantenkinder sowie für die Qualifizierung von Multiplikatoren der Bildungs- 
einrichtungen entwickelt. Das Projekt umfasste insbesondere: 

- Entwicklung von Informationsmaterialien 

- Vernetzung mit medizinischen Einrichtungen, Kindergärten und Schulen 
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- Ausbildung von Integmtionsbeauftmgten an den Grundschulen der Stadt 

- Gruppenangebote zu entwicklungs- und bildungsrelevanten Themen, die in Deutsch und in den vor Ort am häu- 
figsten gesprochenen Migrantensprachen angeboten werden 

- Individualisierte und integrationsspezifische Begleitung von Eltern und Kindern bei ,, kritischen Übergangsphasen “ 

- Clearingstelle für individuelle und familienbezogene Entwicklungsfragen 

- Muttersprachliche Sprachstandsdiagnostik 

Die erfolgreichen Ansätze des Projekts werden in ein kommunales Integrationskonzept eingebracht, um die Nachhal- 
tigkeit der Arbeit und ihrer Ergebnisse zu stärken. 

Multiplikatoren in Elternbildungsangeboten einsetzen 

Als Multiplikatoren in Eltembildungsangeboten eignen sieh am besten Mensehen, die sieh in einer ähnliehen Lebens- 
lage befinden wie die Zielgruppe. Ein gemeinsamer kultureller Hintergrund erleiehtert den Zugang zu Eltern. Multi- 
plikatoren der gleiehen Herkunftsspraehe wie die Zielgruppe können diese besonders gut erreiehen. Im Rahmen von 
Eltembildungsprogrammen sollte daher ein Multiplikatorennetz aufgebaut werden, das mögliehst viele versehiedene 
Spraehen abdeekt.'*" Es ist notwendig, aueh Männer für diese Arbeit zu gewinnen, wenn die Zielgruppe der Väter in 
Zukunft stärker eingebunden werden soll. 


Das Neuköllner Projekt ,, Stadtteilmütter“ qualifiziert seit 2004 Mütter, um Familien mit Migrationshintergrund im 
Stadtteil zu unterstützen, die bisher wenig oder keinen Zugang zum Erziehungssystem haben. Zum einen bietet das 
Projekt Vermittlung familienrelevanter Informationen, zum anderen umfasst es die Qualifizierung und stundenweise 
Beschäftigung von Migrantinnen als Beraterinnen auf Honorarbasis. Damit zielt das Projekt darauf, Sprachfähigkei- 
ten von Kindern und Eltern zu fördern, Erziehungskompetenz und Selbstbewusstsein der Eltern im Umgang mit Bil- 
dungseinsrichtungen zu stärken, Kindertagesstätten bei Eltern bekannt zu machen und für den frühen Kitabesuch zu 
werben sowie konkrete Hilfen und Informationen für Familien zu vermitteln. Als Peer-Beraterinnen arbeiten die 
Stadtteilmütter auf gleicher Augenhöhe. So fassen die Familien leicht Vertrauen und lernen vieles über Bildung, 
Sprache, Erziehung und Gesundheit dazu. Durch die Ausbildung zu semiprofessionellen Helferinnen haben die Stadt- 
teilmütter eine gewisse berufliche Qualifikation und damit den Zugang zu einer entlohnten Beschäftigung erhalten. 
Auch ihre eigenen Erziehungskompetenzen sind deutlich gewachsen. Ihre neue Aufgabe und die Vorbildfunktion, die 
sie für andere Mütter im Stadtteil haben, stärken ihr Selbstbewusstsein. Basierend auf den positiven Erfahrungen und 
Ergebnissen ist das Stadtteilmütter-Projekt mittlerweile auf mehrere andere Kieze und Städte übertragen worden. 

Eltern mit Hilfe von Multiplikatoren zu Themen wie Medien, Konsum und Suchtvorbeugung zu informieren und ihnen 
die Möglichkeit zum Austausch mit anderen Eltern zu bieten, diesen Ansatz verfolgt das von der Bayerischen Staats- 
regierung geförderte Programm ,, Elterntalk“. Elterntalk steht für: Fachgespräch von Eltern für Eltern. Gastgeber 
sind Mütter und Väter, die andere Eltern zu sich nach Hause einladen und ins Gespräch kommen über Fragen wie: 

- ,, Was kann ich tun, wenn mein Kind zu häufig und zu lange vor dem Fernseher sitzt? “ 

- ,, Wieviel Taschengeld ist sinnvoll? - Wie lernen Kinder den Umgang mit Geld? “ 

- ,, Wie schütze ich mein Kind vor Alkohol und Drogen? “ 

Die Gesprächsrunden werden von Vätern oder Müttern moderiert, die auf diese Aufgabe vorbereitet wurden. Die Ge- 
sprächsrunden finden je nach Wunsch in Türkisch, Russisch, Deutsch oder auch in anderen Sprachen statt. Im Jahr 
2009 wurden an 21 Standorten I 300 Elterntalks durchgeführt. Eine interne Evaluation des Programms zeigt, dass 
rund zwei Drittel der teilnehmenden Eltern einen Migrationshintergrund haben. Weitere Informationen zum Pro- 
gramm ,, Elterntalk“ sind unter http.V/www.eltern talk.net erhältlich. 

Qualität der Ausbildung und Betreuung von Multiplikatoren sichern 

Der Erfolg von Eltembildung hängt in hohem Maße von der Qualität der Ausbildung der Multiplikatoren ab. Emp- 
fohlen werden daher ein professioneller Ausbildungsrahmen und eine zertifizierte Ausbildung von Multiplikatoren 
für Eltembildungsangebote. Ein Zertifikat gewährleistet aueh, dass die Arbeit der überwiegend als Ehrenamtliehen 
oder als Honorarkräfte Besehäftigten eine zusätzliehe Anerkennung erhält. Multiplikatoren können ein solehes Zerti- 
fikat aueh zur Dokumentation von Qualifikationen im Zuge von Bewerbungen nutzen. Die Aus- und Weiterbildung 
kann über ein Netzwerk von Trägem von (Eltem)bildungsangeboten organisiert werden. 


■“> Michalek, Ruth/Laros, Anna (2008): a. a. O., S. 93. 
■“2 http://www.stadtteilmuetter.de 
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Fachliche Begleitung der Arbeit der Multiplikatoren ist ein wichtiges Element der Qualitätsentwicklung. Gerade im 
Hinblick auf die hohe Belastung durch zeitintensive und größtenteils ehrenamtliche Arbeit ist regelmäßige Super- 
vision von Expertinnen und Experten der (interkulturellen) Pädagogik unerlässlich. Deshalb sollte eine Betreuung der 
Multiplikatoren und Begleitung ihrer Arbeit örtlich oder regional etabliert werden (begleitete Erprobungsphasen, 
Coaching und Supervisionen). 

Die Integmtionsbeauftragte der Stadt Heilbronn koordiniert und steuert die fachliche Ausbildung eines Pools von 
etwa 100 Multiplikatoren mit Zuwanderungsgeschichte. Diese werden seit Herbst 2009 in 12 Grundschulen, ab 
Herbst 2010 flächendeckend an allen Heilbronner Kindertagesstätten und Grundschulen als Mittler und Kursleiter 
zur Informationen über die Themen ,, Wie funktioniert die Schule? “ und ,, Wie funktioniert der Kindergarten? “ einge- 
setzt und sind auch für Informationsgespräche zwischen Eltern und Lehrern buchbar. Pro Kurs werden mehrere Tref- 
fen kostenfrei in Gruppen von rund acht Teilnehmerinnen und Teilnehmern durchgeführt. Die Treffen werden bei Be- 
darf in der Muttersprache der Eltern angeboten, um intensive Diskussionen und nachhaltigen Informationsaustausch 
zu ermöglichen. Die Maßnahme wird unterstützt von der Akademie für Innovative Bildung und Management und der 
Robert Bosch Stiftung. Nähere Informationen können unter integration@stadt-heilbronn.de nachgefragt werden. 

Themenunabhängige Projektziele verfolgen 

Übergreifende Projektziele von Eltembildungsangeboten sollten die Vernetzung der Eltern untereinander und ihre 
Weitervermittlung an Angebote und Anlaufstellen im Stadtteil sein, damit Eltern motiviert werden, aktiv am Leben 
im Stadtteil teilzuhaben. Hierbei sollten die Projekte flexibel vor Ort entscheiden können, welche Form der Vermitt- 
lungs- und Vemetzungsarbeit sinnvoll ist - Handreichungen können darüber informieren. 

Im Rahmen der Jugendmigrationsdienste hat das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend das 
Modellprojekt ,, Ausbildungsorientierte Elternarbeit im JMD“ an bundesweit zwölf Standorten gefördert. Im Mittel- 
punkt stand die Unterstützung der Erziehungskompetenz von Eltern mit Migrationshintergrund am Übergang ihrer 
Kinder von der Schule in die Ausbildung. Je nach Standort wurden unterschiedliche Schwerpunkte in der Elternarbeit 
gesetzt. Dazu gehörten Informationsveranstaltungen und Seminarreihen zum Schul- und Ausbildungssystem, indivi- 
duelle Begleitung und Beratung, aufsuchende Elternarbeit, Gründung von Elterninitiativen, Kooperation mit Schulen 
und weiteren Akteuren im Bildungs- und Ausbildungsbereich, der Aufbau von Netzwerken sowie die Einbeziehung 
von Ehrenamtlichen Paten. Eine wissenschaftliche Begleitung sollte gewährleisten, dass Erfahrungen aus den Pro- 
jekten und Bedingungen für eine möglichst effektive Projektdurchführung systematisch erfasst werden, um die an- 
schließende Verbreitung und Übertragung der Ergebnisse zu sichern. Das Modellprojekt wurde von der Bundes- 
arbeitsgemeinschaft Evangelische Jugendsozialarbeit e. V. koordiniert. Die Ergebnisse der wissenschaftlichen 
Begleitung zum Modellprojekt sind in Kürze zu finden unter http://www.jugendmigrationsdienste.de und http:// 
WWW. jugend-staerken. de. 

Angebote der Familienbildung und -beratung für Familien mit Migrationshintergrund öffnen 

Gezielte Angebote für Eltern mit Migrationshintergrund sind wichtig. Darüber hinaus gilt es jedoch auch, die bereits 
vorhandenen, allen zugänglichen Angebote der Familienbildung und -beratung noch stärker für die Belange von Fa- 
milien mit Migrationshintergrund zu öffnen. 

Der Freistaat Bayern hat zur Sensibilisierung der Erziehungsberatungsstellen für die Belange von Familien mit Mi- 
grationshintergrund eine Qualifikationskampagne für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Beratungseinrichtungen 
mit regelmäßigen Fortbildungsangeboten zum Aufbau interkultureller Kompetenz durchgeführt. 

F orschungsdesiderate 

Verstärkte Forschung ist notwendig zur Langzeitwirkung von familienzentrierten Projekten sowie zu geschlechtsspe- 
zifischen Unterschieden in der Multiplikatorenarbeit, sowohl hinsichtlich der Arbeitsweise von Multiplikatoren als 
auch ihrer Wirkung. Zur Gewinnung neuer Multiplikatoren ist Forschungsbedarf zur Motivation für eine Tätigkeif als 
Multiplikator hilfreich. 
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2.1.2 Zusammenarbeit Eltern - Schule zur 
individuellen Förderung des Kindes 

Praxisberichte von Lehrerinnen und Lehrern und Inter- 
views mit Eltern zeigen, dass es Schwierigkeiten in der 
Kommunikation zwischen Eltern mit Migrationshinter- 
grund und Lehrkräften gibt: Die Eltern gehen auf Lehr- 
kräfte weniger häufig zu und nutzen auch zufällige Be- 
gegnungen seltener für Gespräche. Zudem ziehen sie aus 
solchen Gesprächen auch einen geringeren Nutzen. 

Die Kommunikation und Kooperation zwischen Lehre- 
rinnen/Lehrem und Eltern mit einem anderen kulturellen 
Hintergrund stellt für beide Seifen in mehrfacher Hinsichf 
eine Herausforderung dar. Obwohl mnd 61 Prozent der 
Zuwanderer der Schule sehr viel oder viel Vertrauen ent- 
gegenbringen, erschweren Verständnisschwierigkeiten 
die Zusammenarbeit. Dabei beziehen sich Verständnis- 
schwierigkeiten nicht nur auf die sprachliche Ebene, oft- 
mals liegen sie auch in den unterschiedlichen Lebenswel- 
ten von Eltern und pädagogischem Personal begründet. 
Hinzu können auch familiäre und institutioneile Erfah- 
rungen in Deutschland oder dem Herkunftsland kommen, 
die prägend für die eigene Einsfellung zu Bildung und Er- 
ziehung sind, ein unterschiedliches Bildungsbewusstsein 
und eine größere Distanz der Eltern zu Lehrenden und 
dem deutschen Schulsystem. 42 Prozent der Zuwanderer 
haben zudem das Gefühl, dass Schülerinnen und Schüler 
aus Zuwandererfamilien nichf die gleichen Chancen ha- 
ben wie deufsche Kinder. Eine Mehrheit von ihnen be- 
mängelt bei der hier geborenen dritten Generation die 
fehlende Chancengleichheit für Kinder aus Zuwanderer- 
familien. 

Dieses Gefühl isf besonders sfark bei Familien mif gerin- 
gem sozioökonomischen Sfatus. Ein kooperativer Aus- 
tausch zwischen Schulen bzw. Lehrkräften und Eltern mit 
Migrationshintergrund ist daher besonders wichtig, aber 
auch besonders schwierig: Interkulturelle Kommunika- 
tion und Kooperation scheitern oft an den genannten Ver- 
ständnisproblemen. Es zeigt sich, dass die pädagogischen 
Ansätze der Schule häufig nicht den Erwartungen von El- 
tern mit Migrationshintergrund entsprechen. Dies stellt 
Schulen vor neue Herausforderungen bei der Gestaltung 
der Information für und Zusammenarbeit mit Eltern mit 
Migrationshintergrund. Dabei wird in der Wahrnehmung 
beider Seiten die Verantwortlichkeit für ge- bzw. misslin- 
gende Kooperation häufig dem jeweils anderen zuge- 
schrieben. Um den Kontakt zu Eltern zu verbessern, be- 
schreiten einige Schulen alternative Wege, sie aktiv 
einzubeziehen und eine Zusammenarbeit auf gleicher Au- 
genhöhe zu ermöglichen, etwa durch den Einsatz von Bil- 
dungspaten. 


Sacher, Werner (2006): Einflüsse der Sozialschicht und des Migra- 
tionsstatus auf das Verhältnis zwischen Elternhaus und Schule, Nürn- 
berg. 

In der Gesamtbevölkerung liegt der Anteil nur bei 3 1 Prozent; vgl. 
für die Zahlen in diesem Abschnitt: Bertelsmann Stiftung (2009): Zu- 
wanderer in Deutschland. Ergebnisse einer repräsentativen Befra- 
gung von Menschen mit Migrationshintergrund. Durchgeführt durch 
das Institut für Demoskopie Allensbach im Auftrag der Bertelsmann 
Stiftung, Gütersloh. 


In den lefzfen Jahren isf ein Wandel fesfzusfellen: Beson- 
dere Bedeutung kommt dem Engagement einer zuneh- 
menden Zahl von Elfem mit Migrationshintergmnd zu, 
die als Einzelperson oder in Vereinen den Bildungsweg 
ihrer Kinder unterstützen. Viele dieser Organisationen 
wenden sich mit unterschiedlichsten Angeboten an Eltern 
mit Migrationshintergmnd, die von kompetenter Fami- 
lienberatung und Informationsveranstaltungen bis hin zu 
Weiterbildungsveranstaltungen zu pädagogischen und 
bildungspolitischen Fragen reichen. Häufig werden El- 
temvereine auch von Schulen kontaktiert bzw. treten an 
diese heran, um als Mittler zwischen Lehrenden und El- 
tern mit Migrationshintergmnd tätig zu werden. Denn 
auch viele Schulen haben erkannt, dass zugewanderte El- 
tern bereit sind, sich für die Bildung ihrer Kinder zu enga- 
gieren, sind aber unsicher, wie sie diese Eltern erreichen 
und einbinden können. 

Kommunikations- und Kooperationsversuche zwischen 
Eltern mit Migrationshintergmnd und Schulen beschrän- 
ken sich meistens auf die traditionellen Formen Elterna- 
bende, Mitwirkung von Eltern in Gremien und individu- 
elle Kontakte, zum Beispiel Beratungsgespräche. Nicht 
alle Eltern fühlen sich aber von diesen Formen der Eltem- 
arbeit angesprochen. Zur Zusammenarbeit mit Eltern mit 
Migrationshintergmnd benötigen Lehrkräfte Kenntnisse 
über migrations- und kulturspezifische Hintergründe. Auf 
Seiten der Eltern wiedemm müssen ausreichende Kennt- 
nisse über das Bildungssystem vorhanden sein und Ko- 
operationsangebote auch tatsächlich wahrgenommen 
werden. 

Gute Praxisbeispiele '05 zeigen, dass auch im bestehenden 
System erfolgreiche Eltemarbeit entstehen kann, die Leh- 
rerinnen und Lehrer in ihrer täglichen Arbeit entlastet. 
Der fiächendeckende Transfer der Erfolgsmodelle ist je- 
doch nur mit stmkturellen Verändemngen der Rahmenbe- 
dingungen von Eltemarbeit erreichbar. Die Entwicklung 
hin zu mehr Schulautonomie und die zunehmende Ver- 
breitung von Ganztagsschulen eröffnen bereits jetzt Mög- 
lichkeiten für einzelne Schulen, alternative Formen der 
Eltemarbeit einzuführen, durch die auch Eltern mit Mi- 
grationshintergmnd nachhaltig in die Bildungswege ihrer 
Kinder eingebunden werden können. 

Sowohl Eltern als auch Bildungseinrichtungen profitieren 
von der gemeinsamen Arbeit. Voraussetzung für eine er- 
folgreiche Zusammenarbeit ist der Aufbau eines partner- 
schaftlichen Verhältnisses, das Eltern mit Migrationshinter- 
gmnd als gleichberechtigte Partner anspricht und dazu 
ermutigt, ihr umfangreiches Wissen in den Erfahrangsaus- 
tausch einzubringen und damit auch einen Beitrag zur in- 
terkulturellen Öffnung der Bildungseinrichtungen zu leis- 
ten. Erfolgreiche Eltemarbeit erfordert Kontinuität und 


Ein Beispiel ist die Eltemarbeit an der Gmndschule in der Kleinen 
Kielstraße in Dortmund. 2006 erhielt diese Gmndschule den Deut- 
schen Schulpreis. An der Schule werden 400 Kinder aus 30 Nationen 
unterrichtet. Unter dem Motto „Was ist für unsere Kinder das Beste“ 
wurden verschiedene Projekte und ständige Veranstaltungen einge- 
führt. Gute Praxisbeispiele können zwar anderen Schulen Anregun- 
gen geben, ihre Ausgestaltung muss dabei aber immer an lokale Ge- 
gebenheiten angepasst werden. 
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langfristige Ansprechpartner, zu denen Vertrauen aufge- 
baut werden kann. Sie sollte in den Bildungseinrichtungen 
der Elementarpädagogik einsetzen und in der Schule wei- 
tergefiihrt werden und, wenn nötig, bis hin zum erfolgrei- 
chen Abschluss einer Berufsausbildung andauem. 


Erfolgreiche Zusammenarbeit mit Eltern mit Migrations- 
hintergrund existiert, bleibt allerdings oft dem Zufall und 
dem Engagement einzelner Eltern, Schulen und Lehren- 
den bzw. Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozialarbei- 
ter überlassen. 


Empfehlungen 

Rahmenbedingungen und Qualität der Zusammenarbeit mit Eltern mit Migrationshintergrund verbessern 

Damit Kooperation und Kommunikation erfolgreich gestaltet werden können, müssen Berührungsängste auf beiden 
Seiten abgebaut, Zugänge für Eltern mit Migrationshintergrund zum Bildungssystem erleichtert und Angebote und 
Bildungseinrichtungen interkulturell geöffnet werden. Entscheidend für eine erfolgreiche Eltemarbeit ist die „gleiche 
Augenhöhe“ aller Beteiligten. Offenheit, gegenseitige Wertschätzung, Respekt und Partizipation sind wichtig für ein 
gelingendes Miteinander und erfolgreiche Bildungskarrieren. 

Wirkungsvolle und nachhaltige Eltemarbeit braucht finanzielle Ressourcen - etwa für die Finanzierung von Veran- 
staltungen oder Lemmaterialien -, verlässliche Sfrukturen, eine solide Verfrauensbasis und Zeit. Eltemarbeit sollte 
systematischer Bestandteil der Tätigkeit von Bildungseinrichtungen sein und von der Leitungsebene der Bildungsein- 
richtungen als zentrale Aufgabe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kommuniziert werden. Die Entscheidung für 
eine verstärkte Beschäftigung mit dem Thema Eltemarbeit muss also vom gesamten Schulteam getragen werden. 

Interkulturelle Erziehung schließt auch Eltern ohne Migrationshintergmnd mit ein. Gemeinsame Zielrichtungen der 
Arbeit mit allen Eltern sollten zwischen Bildungseinrichtungen und Eltern früh erörtert und vereinbart werden. Die 
interkulturelle Kooperation mit allen Eltern sollte fester Bestandteil der Konzepte der Bildungseinrichtungen sein und 
in Leitbildern oder Schulprofilen festgeschrieben werden. Förderangebote für Kinder und Angebote des Eltemempo- 
werments sollten Zusammenwirken. Zwischen Elternhaus und Schule sollten Erziehungspartnerschaften gefördert 
werden, die darauf zielen, die Bildungsqualität in den Elternhäusern zu verbessern. 

• Umsetzungshinweis: Interkulturelle Beraterinnen und Berater an Schulen 

Hilfreich kann die Ernennung einer entsprechend qualifizierten Lehrkraft zum/zur Beauftragten für interkulturelle 
Arbeit an der Schule sein. Schulleitungen sollten ihr Kollegium auf Angebote der interkulturellen Lehrerfortbil- 
dung aufmerksam machen bzw. gezielt bei den Landesinstituten für Lehreraus- und -fortbildung entsprechende 
Angebote für ihr Kollegium beantragen. 

Qualitätskriterien entwickeln 

Für die Zusammenarbeit mit Eltern sollten übergreifend Qualitätskriterien entwickelt und von den einzelnen Bil- 
dungseinrichtungen bzw. Trägem umgesetzt werden. Beteiligt werden sollten an der Entwicklung von Kriterien unter 
anderem Fachverbände, Träger von Eltembildungsangeboten, Servicestellen für Bildungsfragen - wie etwa die Re- 
gionale Arbeitsstelle zur Fördemng von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien (RAA) in Nordrhein- 
Westfalen - und Vertreter von Pädagogikinstituten. Diese Kriterien müssen flexibel genug sein, um die spezifischen 
Bedingungen und Bedürfnisse vor Ort einbeziehen zu können. 

• Umsetzungshinweis: Gütesiegel der Elternarbeit 

Im Zuge eines umfassenden Qualitätsentwicklungsprozesses für die Zusammenarbeit mit Eltern kann (unter Ein- 
beziehung der zentralen Akteure) auch ein Gütesiegel für Eltem-Kind-Programme entwickelt und implementiert 
werden. Anregungen hierzu können sich beispielsweise aus dem Zertifiziemngsprogramm der Familienzenfren in 
Nordrhein- Westfalen ergeben. Besondere Außenwirkung kann ein solches Gütesiegel entfalten, wenn es von den 
zuständigen Länderministerien vergeben wird. 

Pädagogisches Personal der Bildungseinrichtungen unterstützen 

Erfolgreiche Eltemarbeit erleichtert langfristig zwar vieles, bedeutet jedoch zunächst erhöhten Aufwand für Lehr- 
kräfte und Schulen. Der mit intensiver Eltemarbeit verbundene tatsächliche zeitliche Aufwand für die Lehrkräfte 
sollte Vonseiten der Schulleitung angemessen berücksichtigt werden. Auch die Wertschätzung entsprechender Bemü- 
hungen im Rahmen der Schulkultur (Leitbild, Schulprofil) kann hierzu einen Beitrag leisten. 

Bildungseinrichtungen sollten professionelle Qualifiziemng und Beratung für eine gute Zusammenarbeit mit Eltern 
erhalten. Hilfreich können insbesondere stadtteilbezogene, kommunale oder landesweite Netzwerke sein, in denen 
sich Bildungseinrichtungen, externe Partner der Eltembildung und Eltemvereine austauschen und Beispiele guter 
Praxis verbreitet werden können. 
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Einzelne Bundesländer, zum Beispiel Nordrhein-Westfalen und Berlin, führen landesweite Elternkongresse für Fami- 
lien mit Migrationshintergrund durch, auf denen sich Eltern über das Bildungssystem und Beratungsstellen informie- 
ren können und Möglichkeiten zur Vernetzung erhalten. Die Berliner „Servicestelle Elternbeteiligung und Sprachför- 
derung“ ist eine Einrichtung, die in Kitas und Schulen arbeitet und die Vernetzung von Bildungsträgem im Stadtteil 
unterstützt. Sie gehört zum Kooperationsvorhaben ,, Werkstatt Integration durch Bildung“ in Kreuzberg, an dem die 
bezirkliche Schulaufsicht und das Modellprogramm „Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshin- 
tergrund“ beteiligt sind. 

Im Oktober 2009 hat das nordrhein-westfälische Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integration 
eine Vätertagung veranstaltet, die sich mit der veränderten Rolle der Väter in der Familie auseinandergesetzt hat. 
Ein Themenschwerpunkt waren Väter mit Migrationshintergrund. 

In Baden-Württemberg wurde im Rahmen des Projekts ,, Integration gemeinsam schaffen - für eine erfolgreiche Bil- 
dungspartnerschaft mit Eltern mit Migrationshintergmnd“ von vielen im Integrations- und Bildungsbereich tätigen 
Akteuren eine Konzeption für eine erfolgreiche Bildungspartnerschaft mit Eltern mit Migrationshintergmnd entwi- 
ckelt. Das Projekt wird gemeinsam vom Integrationsbeauftragten der Landesregierung, der Robert Bosch Stiftung 
und der Breuninger-Stiftung durchgeführt. Daneben gibt es viele staatliche und privat geförderte Projekte, die sich 
mit deutschen oder herkunftssprachlichen, teils niederschwelligen Angeboten der Stärkung der Eltembildung und Er- 
ziehungskompetenz widmen. Auch in Bayern ist eine Arbeitsgmppe Elternarbeit als beratendes Gremium des Bayeri- 
schen Staatsministers für Unterricht und Kultus eingerichtet worden. 


Dem pädagogischen Personal sollten in Fortbildungsveranstaltungen Kenntnisse über Migrations- und Integrationspro- 
zesse sowie die Situation von Migranten, Integrationsangebote vor Ort, sowie innerfamiliäre Risikofaktoren vermit- 
telt werden. Hierzu kann die Zusammenarbeit mit Beratungsdiensten oder Einrichtungen der Eltemberatung und Mi- 
grantenorganisationen, den staatlichen Instituten der Lehreraus- und -fortbildung, anderen Weiterbildungsträgem und 
lokalen Fachschulen/Hochschulen eingegangen werden. 

Elternbezogene Maßnahmen nmsetzen 

Um sicherzustellen, dass Eltern, die keine umfassenden Deutschkenntnisse haben, wichtige Informationen verstehen, 
kann der Einsatz von Dolmetschern, mehrsprachigen Eltembriefen und ähnlichen Instramenten sinnvoll sein. Gleich- 
zeitig und nachdrücklich sollte auf die Notwendigkeit für Eltern hingewiesen werden. Deutsch zu lernen - auch als 
Vorbild für die eigenen Kinder. 

Eine direkte Einbeziehung der Eltern in Projekte und Unterricht vermittelt Eltern einen Eindruck vom Unterricht und 
Schulalltag ihrer Kinder. Lehrerinnen/Lehrer und Schülerschaft können auf diese Weise Experten für die Durchfüh- 
rung von Projekten mit Bezug zu einzelnen Herkunftsländern oder zu interkulturellen Aspekten gewinnen. 

• Umsetzungshinweis: Kontaktaufnahme/Dialog zwischen Eltern und Lehrkräften 

Zur Stärkung des Dialogs und des Austauschs zwischen Eltern und Lehrkräften können insbesondere die folgen- 
den Maßnahmen hilfreich sein: 

- Eltern sollten im Rahmen eines ersten Gespräches umfassend informiert werden, unter anderem über den Stun- 
denplan und die Fächer ihrer Kinder, Notengebung, Schullaufbahn, Unterstützungsmöglichkeiten auch außer- 
schulischer Art, Erwartungen der Schule. 

- Fehlende Nachfragen seitens der Eltern sollten Lehrkräfte nicht darauf zurückführen, dass diese keine Fragen 
haben, sondern eher auf eine Scheu, auf die Lehrkräfte zuzugehen. Die Initiative zur Aufnahme von persönli- 
chem Kontakt sollte daher frühzeitig von den Lehrkräften ausgehen. 

- Um die geringe Intensität des Kontakts zwischen Eltern mit Migrationshintergmnd und Lehrkräften zu verän- 
dern, haben sich auch Hausbesuche von Lehrkräften ohne „Problemanlass“ als proaktive Methode bewährt. 
Lehrkräfte haben so die Möglichkeit, sich ein Bild von den Lebensbedingungen ihrer Schülerinnen und Schü- 
ler zu machen. 

Kommunikation zwischen Lehrkräften und Eltern verbessern 

Zur Verbesserung des Informationsflusses und Informationsaustauschs zwischen Eltern und Lehrkräften bieten sich 
unter anderem Lemtagebücher an, in welche die Lehrkräfte Woche für Woche Erfolge und Misserfolge der Schüler 
eintragen. Die Abzeichnung durch Eltern stellt sicher, dass die Eltern über die Geschehnisse in der Schule informiert 
sind. Lemtagebücher können auch als Posthefte zum Informationsaustausch zwischen Eltern und Lehrkräften genutzt 
werden. 
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Niederschwellige Aktivitäten der Elternarbeit anbieten 

Soziale Elemente können in „klassische“ Elternabende integriert oder als Workshops zum gegenseitigen Kennenler- 
nen und dem Austausch über Vorstellungen von Erziehung und Lernen gestaltet werden. Eltern können sich in unter- 
richtsnahen Projekten, wie beispielsweise einem „türkischen Tag“ oder einer Unterrichtseinheit zur „russischen 
Weihnacht“ engagieren, sollten aber nicht auf diese Form der Teilnahme beschränkt werden. 

Eltern als Ansprechpartner für Eltern gewinnen 

Ein Patensystem „Eltern unterstützen Eltern“ kann einen Weg der zielgruppengerechten Eltemansprache bilden: El- 
tern, deren Kinder die Schule bereits durchlaufen haben, können andere Eltern (gegebenenfalls mit gleichem Migra- 
tionshintergrund) über die Schule, das Schulsystem, Eltemarbeit und die für das Kind nötige Unterstützung informie- 
ren. Dieser niederschwellige Ansatz hilft, sprachliche und kulturelle Barrieren zu überwinden, Berührungsängste 
abzubauen und Vertrauen in die Schule zu schaffen. Anregung hierfür kann etwa das Beispiel der Kompetenzschu- 
lungen der Eltemstiftung Baden- Württemberg für die Zusammenarbeit mit fremdsprachigen Eltern geben. Die „Ak- 
tion Zusammenwachsen“ der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration fördert 
Bildungspatenschaflen durch die Einrichtung regionaler Servicestellen, die Beratung und Information zu Patenschaf- 
ten bieten und die Angebote vor Ort vernetzen. 

Elterngespräche auf gleicher Augenhöhe führen 

Eltemgespräche sind wichtige Elemente des Dialogs zwischen Schule/Lehrkräften und Eltern, die systematisch ge- 
nutzt, dabei aber auf die Bedürfnisse von Eltern mit Migrationshintergrund zugeschnitten sein sollten. Um Lehrkräfte 
gezielt auf Eltemgespräche mit Eltern mit Migrationshintergrund vorzubereiten, sollten Eltemgespräche stärker als 
bislang zum Bestandteil der Lehreraus- und -Weiterbildung gemacht werden. 

• Umsetzungshinweis: Elterngespräche 

- ln Eltemgesprächen sollten Fragen nach dem Migrationsprozess der betreffenden Familie, der Migra- 
tionsmotivation und der Sprachbiografie - wenn nötig mit Hilfe eines Dolmetschers - geklärt werden. 

- Bei Eltemgesprächen sollten nicht Kinder und Jugendliche oder andere Verwandte als ad-hoc-Dolmetscher 
eingesetzt werden, da diese von dieser professionellen Rolle überfordert sein und zudem keine neutrale Über- 
setzung gewährleisten können. 

- Alle Aussagen der Lehrkräfte, Forderangen und Wünsche an die Elteravertreter sollten klar formuliert werden, 
um Missverständnisse zu vermeiden. 

- Für Eltemgespräche kann es zudem hilfreich sein, „neutrale“, außerschulische Orte wie Lern- und Begeg- 
nungsstätten im Stadtteil zu wählen. Dies scheint insbesondere sinnvoll, um mögliches Misstrauen gegenüber 
staatlichen Institutionen abzubauen. 

Elternahende und Elternsprechtage zielgruppengerecht gestalten 

Weitere wichtige institutionalisierte Formen der Eltemarbeit sind Elternabende und Eltemsprechtage. Die Rolle und 
Bedeutung von Elternabenden ist (insbesondere neu zugewanderten) Eltern mit Migrationshintergrand nicht immer 
klar, ihre Teilnahme ist oft gering. Bei der Ausgestaltung dieser Angebote sollten daher die besonderen Bedürfnisse 
von Eltern mit Migrationshintergrand stärker beachtet werden. 

• Umsetzungshinweis: Elternahende 

Schriftliche Einladungen in deutscher Sprache werden oft als unpersönlich wahrgenommen oder nicht verstanden. 
Einladungen für Elternabende bzw. schulische Informationsveranstaltungen sollten in den Sprachen formuliert 
werden, die Eltern verstehen. Mündliche bzw. telefonische Einladungen, gegebenenfalls gefolgt von einer schrift- 
lichen Einladung zur Erinnerung, haben sich in der Praxis als erfolgreicher bewährt. Zusätzlich können aktive El- 
tern, Bildungspaten oder andere Schlüsselpersonen, wie Vereinsvorsitzende, Muttersprachlehrer oder Imame, 
Werbung für schulische Veranstaltungen machen. 

Grappenangebote, wie Elternabende, sollten, wenn möglich, mehrsprachig von einem Moderatorenteam durchge- 
führt werden, damit komplexe Themen bei Bedarf muttersprachlich erklärt werden können. 


http://www.elterastiftung.de 
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Einzelne Schulen berichten über den erfolgreichen Einsatz von (mehrsprachigen) Verhaltensverträgen, in denen 
sich Eltern zu Beginn jeden Schulhalbjahres verpflichten, Elternabende zu besuchen. Die Verhaltensverträge kön- 
nen sich darüber hinaus auch auf andere bildungsrelevante Verhaltensweisen beziehen, indem darin für Eltern, 
Schülerinnen und Schüler, Lehrkräfte und Schulleitungen konkrete Verhaltensweisen festge schrieben werden, die 
der Erreichung der Bildungsziele der Kinder forderlich sind. 

• Umsetzungshinweis: Elternabende 

Um eine größere Zahl von Eltern mit Migrationshintergrund für eine Teilnahme an Elternabenden und schulischen 
Informationsveranstaltungen zu gewinnen, können zum Beispiel folgende, in der Praxis erprobte Ansätze hilfreich 
sein: 

- Termine, die auch Eltern im Schichtdienst die Teilnahme ermöglichen, zum Beispiel am späten Nachmittag 
oder Wochenende 

- Einbeziehung von Schülerinnen und Schülern und ihren „Produkten“, um die Neugier der Eltern zu steigern 

- Klare, gegebenenfalls wiederholte Kommunikation, dass eine Teilnahme erwartet und für wichtig gehalten wird 

- Einbeziehung von Eltern in die Planung 

- Berücksichtigung von religiösen Feiertagen bei der Terminfestlegung und von religiösen Essensvorschriften 

- Raum für die Kinderbefreuung, gegebenenfalls inklusive Befreuungskraft 

- Auch Themen von besonderer Relevanz für Elfem mif Migrafionshinfergrund aufgreifen, zum Beispiel Mehr- 
sprachigkeit, mehrtägige Klassenfahrten, Sportunterricht 

Erziehungspartnerschaften eingehen 

Zwischen Elternhaus und Kindergarten bzw. Schule sollten Erziehungspartnerschaften eingegangen werden, die da- 
rauf zielen, die Bildungsqualität in den Elternhäusern zu verbessern. Für eine anhaltend wirksame Erziehungspartner- 
schaft sind frühzeitige Begegnungen zwischen Eltern und Personal der Kindertageseinrichtungen bzw. Schulen be- 
sonders wichtig. Kindergärten und Schulen sollten frühzeitig auf Eltern zugehen und diese über Fördermöglichkeiten 
der Entwicklung ihrer Kinder informieren. Darüber hinaus sollten sie ermutigt werden, ihre eigenen Vorstellungen zu 
formulieren. Gmndlage für die Entwicklung von Erziehungspartnerschaften sollte die Identifikation der Ressourcen, 
Kompetenzen, Interessen, Bedürfnisse, Erziehungsvorbilder und des Sprachgebrauchs der Eltern sein. 

Ansprechpartner nnd Informationen bereithalten 

Die Einrichtung von Integrationsbeauftragten oder interkulturellen Fachberatern an Schulen, wie sie beispielsweise 
im bayerischen Gesamtkonzept Integration vorgesehen sind, können Anlaufstellen für Eltern mit Migrationshinter- 
gmnd bieten. Besonders hilfreich erscheint dabei der Einsatz von neutralen Ansprechpartnem, die weder Klassen- 
noch Fachlehrer sind. 

Eine durchgängige Schul(laufbahn)beratung (etwa im Schul- oder Jugendamt angesiedelt) kann dazu beitragen, El- 
tern mit Migrationshintergrand gezielt und umfassend, falls möglich herkunftssprachlich, über das Bildungssystem, 
Bildungswege, Anfordemngen an das Elternhaus, Unterstützungsmöglichkeiten und den Zusammenhang zwischen 
Schulabschluss und Berafswahlmöglichkeiten zu informieren. Erfahrungen aus Projekten zeigen, dass Bildungsbera- 
tung und Bildungsmanagement auf kommunaler Ebene einen umfassenden Überblick über lokale Bildungsangebote 
und -akteure ermöglichen kann. 


Die Landeszentmle für politische Bildung Baden-Württemberg entwickelt mit Unterstützung der Robert Bosch Stif- 
tung Materialien für Eltern mit Migrationshintergrund, die bereits grundlegende Deutschkenntnisse besitzen. In ei- 
nem zweiten Schritt werden Akteure aus Schulen, Kindertageseinrichtungen, Volkshochschulen, Migrantenorganisa- 
tionen, Jugendpflege usw. zu Kursleitern qualifiziert, die in Tandemprojekten von Migrantenorganisationen und 
kommunalen Bildungseinrichtungen in ihren Kommunen Elternkurse durchführen. Zielgruppe dieses niederschwelli- 
gen Angebots sind Eltern, die ihre Rolle in der Schul- und Ausbildung ihrer Kinder bereits erkannt haben und nun 
weiteres Wissen und die nötigen Kompetenzen erwerben wollen, um ihre Kinder besser zu unterstützen. Das Material 
wird auch für bildungsferne einheimische Eltern hilfreich und bundesweit einsetzbar sein. Die Landeszentrale hat da- 
bei den Anspruch, über die Vermittlung von Basiswissen hinaus die Partizipation der Eltern zu fördern. Auch die 
Hessische Landesregierung bietet in Kooperation mit verschiedenen Akteuren mehrsprachige Informationen für El- 
tern an, insbesondere die Anfang 2009 erschienene Broschüre ,, Unser Kind kommt in die Schule “. 


107 Ygi ausführlich dazu „Vorschläge zur Verbesserung der Bildungsberatung für Personen mit Migrationshintergrund - Beschluss der Bund-Länder- 
Kommission vom 29. März 2004.“ sowie das Programm „Lernen vor Ort“ des BMBF und deutschen Stiftungen unter http://www.lemen-vor-ort.info. 
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2.1.3 Beteiligung von Eltern mit Migrations- 
hintergrund an Gremien schulischer 
Elternvertretung 

Ein erhöhtes Engagement von Eltern in der Sehule hat in 
der Regel auch auf die Kinder selbst positive Auswirkun- 
gen, vor allem in Bezug auf bessere Sprachkenntnisse, all- 
gemein höhere Schulleistung, weniger Verhaltensprobleme 
und höhere angestrebte Bildungsabschlüsse. Derartige Ef- 
fekte haben sich insbesondere für Angehörige ethnischer 
Minderheiten gezeigt. Ein hohes Engagement von Eltern 
mit und ohne Migrationshintergrund ist aber auch im Sinne 
einer partizipativ-demokratischen Schulkultur wichtig. 
Orte für das Engagement von Eltern sind die institutionali- 
sierten Gremien und Formen der Eltemvertretung, vor al- 
lem auf Jahrgangsstufen- bzw. Schulebene. 

Engagement von Eltern im Allgemeinen und Eltern mit 
Migrationshintergrund im Besonderen ist in doppelter 
Hinsicht wünschenswert: Zum einen kann eine engere 
Zusammenarbeit zwischen Lehrkräften und Eltern einen 
stärkeren Konsens in Bezug auf Erziehungsziele und 
Schülerverhalten zwischen beiden herbeiführen. Zum an- 
deren steigert sie bei den Eltern das Wissen über die Er- 
wartungen der Schule an sie selbst und ihre Kinder, 
erweitert ihre Möglichkeiten zur Unterstützung bei Haus- 
aufgaben und regt den Informationsaustausch mit anderen 
Eltern an. Eltern können durch ihr Engagement das Ge- 
fühl der Zugehörigkeit zur Schule bei ihren Kindern erhö- 
hen und ihr Vertrauen in die eigenen Erfolgsaussichten 
stärken. Eltemengagement in Familien mit Migrations- 
hintergrand kann sich auch deshalb positiv auf die Schul- 
leistungen der Kinder auswirken, weil es den Kindern 
und Jugendlichen signalisiert, dass Schule und Schuler- 
folg wichtige Bestandteile des Lebens sind. 

ln klassischen Gremien der Eltemarbeit sind - auch in 
Schulen mit vielen Kindern mit Migrationshintergmnd - 
in der Regel eher wenige Eltern mit Migrationshinter- 
gmnd vertreten. Sie wählen für ihr Engagement andere 
Formen und organisieren sich zunehmend in Eltemverei- 
nen oder informellen Zusammenschlüssen, um die Er- 
ziehung und Bildung ihrer Kinder in der Schule mitzu- 
gestalten und andere Eltern durch Beratungs- und 
Bildungsangebote zu unterstützen (siehe unten). 

Förderliche und hinderliche Bedingungen für das 
Engagement von Eltern mit Migrationshinter- 
grund in Gremien der Elternvertretung 

Engagierte Eltern mit Migrationshintergmnd halten Eltem- 
engagement für eine gute, wichtige Möglichkeit, positive 
Effekte für die Schule und die Schülerinnen und Schüler 


Grolnick W. S.; Slowiaczek, M. L. (1994): Parents’ involvement in chil- 
dren’s schooling: a multidimensional conceptualization and motivational 
model. Child Development, 65, 237-252/Hill, N. E. & Taylor, L. C. 
(2004). Parental School Involvement and Children’s Academic 
Achievement. Current directions in Psychological Science, 13, 
161-164./Hill, N. E., Castellino, D. R., Lansford, J. E., Nowlin, R, 
Dodge, K. A., Bates, J. E., and Pettit, G. S. (2004). Parent Academic 
Involvement as Related to School Behavior, Achievement, and Aspi- 
rations: Demographie Variations Across Adolescence. Child Deve- 
lopment, 75, 1491-1509. 

109 Ygi ii[\i Taylor (2004): a. a. O. 


zu erzielen. Sie engagieren sich entweder aus eigener Ini- 
tiative oder erklären sich dazu bereit, weil andere Eltern 
sich nicht beteiligen. Teilweise sehen sie sich auch auf- 
gmnd ihres Migrationshintergmndes und ihres damit ver- 
bundenen „Expertenwissens“ in einer besonderen Verant- 
wortung für andere Eltern mit Migrationshintergmnd. 
Diesen Gründen stehen jedoch auch ganz handfeste Er- 
wägungen zum „Nutzen“ des Engagements zur Seite: El- 
tern versprechen sich von ihrem Engagement bessere In- 
formationen über das Geschehen in Schule und Unterricht 
und sie erwarten den Aufbau von guten Kontakten zu 
Lehrkräften und anderen Eltern. 

Als wichtige Ursachen für die geringe Beteiligung von 
Eltern mit Migrationshintergmnd an institutionalisierten 
Formen der Eltemvertretung werden insbesondere unter- 
schiedliche Auffassungen von Eltern und Schule über die 
Rollenverteilung von Schule und Eltern bei der Erziehung 
und Bildung des Kindes - genannt. Zudem wird ver- 
mutet, dass Unsicherheiten und Ängste im Umgang mit 
Rechtsvorschriften und auch eine gewisse Scheu auftre- 
ten, von Lehrkräften und Schulleitung als unbequem 
wahrgenommen zu werden. Eltern selbst nennen als 
Gründe gegen eine Mitarbeit in Eltemgremien insbeson- 
dere mangelnde Deutschkenntnisse und eine damit ver- 
bundene Angst, sich zu „blamieren“, sowie fehlendes 
Wissen über das deutsche Schulsystem. 

Schwerpunkte und Strategien der Zusammenarbeit 

Eltemvertreter mit Migrationshintergmnd sehen es häufig 
als ihre Aufgabe, anderen Eltern mit Migrationshinter- 
gmnd ihre Unterstützung anzubieten. Schwerpunkte der 
Zusammenarbeit zwischen Schulen und Eltern mit Migra- 
tionshintergmnd betreffen einerseits die Information und 
Bildung von Lehrkräften, Eltern und Schülerinnen/Schü- 
lem, andererseits aber auch die persönliche und die insti- 
tutioneile Mitarbeit, beispielsweise den Einsatz für die 
Verbessemng der Ausstattung der Schule oder die Initiie- 
mng von Projekten. 

Eltemvertreter mit Migrationshintergmnd und Schulen 
haben zum Teil unterschiedliche Wahrnehmungen in Be- 
zug auf das Engagement von Eltern mit Migrationshinter- 
gmnd: Schulleitungen berichten, dass sich Eltemvertreter 
mit Migrationshintergmnd hauptsächlich mit Themen be- 
schäftigten, die in Zusammenhang mit Migration und In- 
tegration stehen und nennen dabei etwa den Einsatz für 
Sprachunterricht, den Abbau von Diskriminierang oder 
die Fördemng der Integration der Schülerinnen und Schü- 
ler. Gespräche mit Eltemvertretem zeigen, dass Themen 
ohne konkreten Migrationsbezug ähnlich viel Raum ein- 
nehmen und sie sich auch auf schulpolitischer Ebene 
engagieren. 


''^Kröner, Stephan (2009): Eltemvertreter mit Migrationshintergmnd 
an Schulen. Expertise erstellt im Auftrag des Bundesamtes für Mi- 
gration und Flüchtlinge, Nürnberg, S. 33. /Jäkel, J./Leyendecker, B. 
(2009): Erziehungsverhalten türkischstämmiger und deutscher Müt- 
ter von Vorschulkindern. In: Psychologie in Erziehung und Unter- 
richt, Heft 55, S. 1-15, sowie Leyendecker, B. (2008): Bildungsziele 
von türkischen und deutschen Eltern - was wird unter Bildung ver- 
standen und wer ist für die Vermittlung von Bildung zuständig? http:// 
www.migration-boell.de/web/integration/47_1499.asp. 
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Schwierigkeiten der Zusammenarbeit 

Die Zusammenarbeit zwischen Gremien der Eltemvertre- 
tung und Schulen läuft nie völlig reibungslos. Aus der 
Perspektive von Eltern mit Migrationshintergrund können 
zu den „üblichen Reibungen“ zwischen Eltern und Schule 
jedoch noch weitere Aspekte hinzukommen: Grundsätz- 
lich können Sprachbarrieren und fehlende Kenntnisse 
über Rolle, Aufgabe und Möglichkeiten von Eltemvertre- 
tem die Zusammenarbeit erschweren. Eltemvertreterin- 
nen und -Vertreter mit Migrationshintergrund nehmen 
aber auch Vorbehalte oder Intoleranz, fehlendes Interesse 
für ihre Belange und Lebensverhältnisse oder Vorurteile 
und Vorbehalte gegenüber Menschen mit Migrationshin- 
tergmnd seitens der Schulleitung, der Lehrkräfte sowie 
der Eltern ohne Migrationshintergrund wahr. Sie berich- 
ten von Schwierigkeiten im Kontakt mit Schulleitung und 
Lehrkräften, insbesondere unzureichende Information, zu 
späte oder zu geringe Kontaktaufnahme mit den Eltern 
sowie eine schlechte Erreichbarkeit der Lehrkräfte. Au- 
ßerdem kann es zuweilen an Vertrauen zwischen Eltern, 
Lehrkräften und der Schulleitung mangeln. Darüber hi- 
naus fühlen sich bei Konflikten zwischen Schülerinnen/ 
Schülern nicht alle Eltern von der Schulleitung gleich be- 


handelt. Eltern mit Migrationshintergrund fühlen sich ins- 
besondere dann nichf angesprochen bzw. reagieren irri- 
tiert, wenn die Schulleitung ihr Engagement nicht aktiv 
einfordert. Es können auch kulturelle Unterschiede im 
Alltagshandeln und der Kommunikation sein, die die Zu- 
sammenarbeit erschweren, etwa unterschiedliche Ge- 
wohnheiten bezüglich der Anrede per „Du“ oder per 
„Sie“ oder ein hoher Status von Lehrkräften in den Her- 
kunftsländern.'" Dies verdeutlicht, dass Bemühungen um 
eine Steigerung des Anteils von Eltemvertretem mit Mi- 
grationshintergrund nicht nur bei den Eltern selbst, son- 
dern bei allen in der Schule Beteiligten ansetzen müssen. 
Trotz aller Schwierigkeiten - Eltemvertreter mit Migra- 
tionshintergrund erfahren auch viel Bestärkung und posi- 
tive Einstellungen durch Lehrkräfte und Schulleitungen, 
Offenheit gegenüber ihrer Person und ihren Anliegen, In- 
teresse für ihre Lebensverhältnisse sowie Wertschätzung 
ihres Engagements. 


''' Vgl. Plath, Ingrid/Bender-Szymanski, Dorothea/Kodron, Christoph 
(2002): Dokumentation zur Situation von Schülerinnen und Schülern 
mit Migrationserfahrungen an Frankfurter Schulen im Schuljahr 
2000/2001, Frankfurt am Main. 


Empfehlungen 

Interesse für Engagement wecken 

Eltemvertreterinnen und -Vertreter sind bereits häufig seit der Kindergartenzeit ihrer Kinder in der Eltemarbeit enga- 
giert. Es empfiehlt sich, bereits in diesen Institutionen mit Maßnahmen zur Förderung des Engagements von Eltern 
mit Migrationshintergrund zu beginnen. Als dafür besonders geeignef erweisen sich im Kindergartenalfer beginnende 
Projekfe, die die Förderung der Erziehungskompefenz der Eltern unterstützen und sie stärker in den Alltag der Ein- 
richtung einbinden - wie etwa das Programm „HIPPY“. 

Persönliche Ansprache spielt bei der Gewinnung von Eltern mit Migrationshintergrund für die Mitarbeif in einem El- 
temgremium eine wichtige Rolle. Es sollte dabei jedoch sichergestellt werden, dass die angesprochenen Eltern auch 
wissen, was konkret von ihnen verlangt wird. Unterschiedliche - oft unausgesprochene - Rollenverständnisse von El- 
temvertretung können dazu führen, dass Eltemvertreterinnen und -Vertreter augenscheinlich inaktiv sind, jedoch 
selbst davon ausgehen, im Rahmen ihres Engagements primär auf Anfragen seitens der Schule warten und für die 
Wünsche anderer Elfem bereifsfehen zu sollen. 

Wertschätzung für das Engagement von Eltern mit Migrationshintergrund zeigen 

Der Interaktion zwischen Lehrkräften und Eltern ist wichtig, um Eltern für die Mitarbeit in Gremien zu gewinnen. 
Hier gilt es, den Eltern gegenüber Offenheit zu signalisieren und aufeinander zuzugehen. Die Zusammenarbeit mit 
engagierten Eltern kann sich aus Lehrersicht durchaus schwierig gestalten, beispielsweise in Gesprächen um Pro- 
bleme mit den Kindern. Lehrkräfte sollten hierbei Unterstützung durch Fortbildungen erhalten - etwa zur Gesprächs- 
fühmng in interkulturellen Situationen. 

Wichtig für die Untersfützung des Engagements von Eltern mit Migrationshintergmnd in Eltemgremien ist eine ver- 
trauensvolle Zusammenarbeit mit allen Eltern über kulturelle Unterschiede hinweg. Diese gelingt nicht immer rei- 
bungslos - mangelnde Offenheit und Akzeptanz, (unbewusste) Vomrteile, mangelndes Interesse sowie fehlendes 
Wissen über die kulturellen Besonderheiten der Familien mit Migrationshintergmnd vonseiten der Eltern ohne Mi- 
grationshintergmnd können die gemeinsame Zusammenarbeit erschweren. Informations- und Sensibilisiemngsveran- 
staltungen können hier hilfreich sein. Solche Veranstaltungen können in Zusammenarbeit mit Migrantenorganisatio- 
nen entwickelt und angeboten werden. 


HIPPY (Home Instruction für Parents of Pre-school youngsters) ist ein zweijähriges Familienbildungsprogramm, das Eltern befähigt, mittels täg- 
licher Übungen und Spiele die soziale und kognitive Entwicklung ihrer Kinder zu fördern. 
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Strategien und Ansätze, das Engagement von Eltern mit Migrationshintergrund in Eltemgremien zu stärken, müssen 
auch eventuelle sprachliche Barrieren im Blick haben. Mitarbeit in Eltemgremien hat ein gewisses Maß an Verständ- 
nis- und Ausdmcksfähigkeit im Deutschen als Voraussetzung, kann jedoch auch ohne perfekte Deutschkenntnisse ge- 
lingen. Hier sollte bei Lehrkräften und Eltern ohne Migrationshintergmnd ein Bewusststein dafür geschaffen werden, 
auf eventuelle Lücken im Deutschen Rücksicht zu nehmen und die Arbeit und das Know-how von Eltern mit Migra- 
tionshintergrand unabhängig von ihren Deutschkenntnissen wertzuschätzen. 

Informelle und formelle Elternarbeit in der Gruppe nutzen 

Feste werden von vielen Lehrkräften als geeignete, niederschwellige Möglichkeiten zur Initiierang von Eltemengage- 
ment, zum Auflösen von Blockaden und zur Fördemng der Identifikation mit der Schule gesehen. Gemeinsame Akti- 
vitäten von und für Eltern im informellen Rahmen - beispielsweise ein „Kaffeeklatsch“ in der Schule - können dazu 
beitragen, dass sich Eltern mit Migrationshintergmnd und andere Eltern und Lehrkräfte besser kennenlemen und über 
Möglichkeiten zur Mitwirkung am Schulleben informieren. 

Themen von Relevanz für Eltern mit Migrationshintergrund aufgreifen 

Eltern engagieren sich insbesondere dann, wenn sie ihre Vorlieben und Interessen dabei einbringen können und ihre 
Themen und Bedürfnisse „wieder finden“. Hier kann es ein Ansatzpunkt für die Schulen sein, Themen zu identifizie- 
ren, die von besonderer Relevanz für Eltern mit Migrationshintergmnd sind und sie bei Bedarf zum Bestandteil von 
Engagement in Eltemgremien zu machen. 

• Umsetzungshinweis: Identifikation von Themen 

Eine einfache Möglichkeit hierzu ist der Einsatz von kurzen Fragebögen zu Themenwünschen vor Elternabenden. 

Vernetzung und Institutionalisierung - Unterstützung der Zusammenarbeit durch öffentliche Einrichtungen 
bereitstellen 

Es existieren viele städtische Einrichtungen, die sich um die Integration von Menschen mit Migrationshintergmnd be- 
mühen und die auch eng mit Migrantenorganisationen vernetzt sind. Die Arbeit dieser Einrichtungen wird an den 
Schulen und von den Eltemvertreterinnen und -Vertretern mit Migrationshintergmnd aber oftmals noch nicht hinrei- 
chend wahrgenommen. Eine stärkere Vernetzung der auf Integration ausgerichteten städtischen Einrichtungen, der 
privaten Akteure wie zum Beispiel Bürgerstiftungen und der Vereine von Eltern mit Migrationshintergmnd mit den 
örtlichen Schulen kann die Zusammenarbeit zwischen Eltern mit Migrationshintergmnd und Schulen unterstützen. 

Schulbeiräte gründen 

ln Großbritannien, Kanada und den USA sind „School Councils“ ein weit verbreitetes Instmment zur Beteiligung 
von Eltern bei der Ausgestaltung des Schullebens. Nach diesem Vorbild könnten auch an deutschen Schulen Schul- 
beiräte installiert werden, in denen neben den Eltern, auch andere Vertreter der unterschiedlichen im Stadtviertel le- 
benden Gmppen vertreten sind. Der Schulbeirat engagiert sich für die Schule, wird bei der Einstellung von Lehrkräf- 
ten und Schulleitern miteinbezogen, kann Geld für die Schule sammeln und für diese werben. Dadurch können Eltern 
leichter motiviert werden, sich auch über die Dauer des Schulbesuchs der eigenen Kinder hinaus für eine Schule zu 
engagieren. 

Bei der Übertragung des Modells auf deutsche Schulen sollte bei der Errichtung von neuen Gremien jedoch vorher 
geprüft werden inwieweit es ausreicht, bereits bestehende Schulgremien in ihrer Funktion aufzuwerten. 


Ein gutes Beispiel, wie Eltern mit Migrationshintergrund in Gremien schulischer Elternvertretung in institutionali- 
sierter Form eingebunden werden können, bietet das Berliner Schulgesetz. In § 75 ff des Berliner SchulG finden sich 
folgende Vorschriften zur Schulkonferenz: Die Schulkonferenz ist das oberste Beratungs- und Beschlussgremium der 
schulischen Selbstgestaltung. Mitglieder sind neben Vertretern der Schulleitung, Lehrer, Erziehungsberechtigten und 
Schüler auch ein Vertreter der nicht der Schule angehört, sowie bei Schulen mit über 50 Schülern nicht-deutscher 
Herkunftssprache zusätzlich eine Schülerin/ein Schüler und ein Erziehungsberechtigter nicht-deutscher Herkunfts- 
sprache als beratende Mitglieder, so sie nicht bereits Mitglieder sind. 


Bainski, Christiane et al. (2004): Schule und Migration. In: Heinrich-Böll-Stiftung und die Bildungskommission der Heinrich-Böll-Stiftung (Hg.): 
Selbständig Lernen - Bildung stärkt Zivilgesellschaft - Sechs Empfehlungen der Bildungskommission der Heinrich-Böll-Stiftung, Weinheim, 
S. 189-233. 
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§ 109 des Hessischen Schul-Gesetzes (HSchG) sieht Regelungen fiir eine stärkere Repräsentanz von Eltern mit Mi- 
grationshintergrund in den Schulelternbeiräten vor: Eltern in Schulen mit mindestens 10 und höchstens 50 Prozent 
Anteil ausländischer Schülerinnen und Schüler wählen pro 25 ausländische Kinder in der Primär stufe und Sekundar- 
stufe, pro 20 ausländische Jugendliche in der Sekundarstufe 11 und pro 50 ausländische Jugendliche in der Berufs- 
schule je einen Eltemvertreter für die Dauer von 2 Jahren. Diese Elternvertreter gehören dem Schulelternbeirat mit 
beratender Stimme an. Diese Regelung sichert eine schulinterne Einbindung von Eltern mit Migrationshintergrund in 
die Strukturen der Elternvertretung. In Hessen sind zudem die Gremien mit Elternbeteiligung auf Stadt-, Kreis- und 
Landesebene miteinander verflochten, so dass ein Austausch stattfinden kann. Nach § 114 Absatz 8 HSchG können 
auch Repräsentanten ausländischer Eltern als Gäste an den Sitzungen der Kreis- bzw. Stadtelternbeiräte teilnehmen. 
Für Gastredner besteht die Möglichkeit, auf Probleme hinzuweisen oder Vorschläge zu unterbreiten. So können Be- 
lange von Eltern mit Migrationshintergrund auch über diese Gremien einfließen. Auch die spezifische Interessenver- 
tretung für Eltern mit Migrationshintergrund ist in Hessen stärker ausgeprägt: Durch das Gremium der Vertretung 
ausländischer Eltern besteht ein eigenständiges Konstrukt, das es ausländischen Eltern ermöglicht, ihre Belange ge- 
bündelt einfließen zu lassen. Dies eröffnet ihnen die Möglichkeit der Organisation ihrer Interessen. 

Forschungsdesiderate 

Ein Großteil der verfügbaren deutsehspraehigen Literatur zum Thema Eltemarbeit und Migrationshintergrund be- 
sehränkt sieh auf eine Sammlung von Beispielen guter Praxis und erfahrungsbasierenden Empfehlungen. Eine syste- 
matisehe Überprüfung der Wirksamkeit von Ansätzen einer stärkeren Zusammenarbeit mit Eltern mit Migrationshin- 
tergrund, in- und außerhalb von Eltemgremien, ist bislang kaum erfolgt. Angesiehts der waehsenden Bedeutung des 
Themenbereiehs sind in diesem Kontext daher weitere qualitative und quantitative Untersuehungen erforderlieh - 
insbesondere zum Engagement im Primarbereieh. 

Nieht geklärt ist darüber hinaus die Frage, ob herkunftslandbezogene Untersehiede im Engagement von Eltern mit 
Migrationshintergrund feststellbar und relevant für die Entwieklung von speziellen Angeboten sind. 


2.1.4 Stärkung der Rolle von Migranten- 
organisationen in der Elternarbeit 
und Elternbildung 

Vereine zugewanderter Eltern, aber aueh andere Mi- 
grantenorganisationen, unterstützen Bildungseinriehtun- 
gen und Eltern in ihrer Kommunikation und Kooperation. 
Die genaue Zahl der Vereine von Eltern mit Migrations- 
hintergrund in Deutsehland ist nieht bekannt. Sie hat in 
den letzten Jahren jedoeh zugenommen - einzelne Ver- 
eine haben bereits eine lange Tradition. Vorbild vieler El- 
temvereine ist die erfolgreiehe Arbeit der spanisehen El- 
temvereine, die sieh bereits früh entsehieden haben, für 
die Integration ihrer Kinder in das deutsehe Sehulsystem 
und in die deutsehe Gesellsehaft sowie für die gleiehzei- 
tige Förderung des mutterspraehliehen Unterriehts einzu- 
treten. Heute erreieht über zwei Drittel der spanisehen 
Sehülerinnen und Sehüler mindestens die Faehobersehul- 
reife. Der Bund der Spanisehen Eltemvereine in der 
B.R.D. e.V (Confederaeiön de Asoeiaeiones Espanolas 
de Padres de Familia en la R.F.A.) hat sieh daher im Na- 
tionalen Integrationsplan verpfliehtet, seine Erfahrungen 
an andere Migrantenorganisationen weiterzugeben, ln 
Nordrhein- Westfalen stellt der Bund der Spanisehen El- 
temvereine seine Erfahrungen und Arbeitsmethoden in 
der interkulturellen Eltemarbeit zur Fördemng des Sehul- 
erfolgs von Migrantenkindem aueh anderen Eltern im 
Rahmen des Projektes „Sehlaue Kinder starker Eltern“ 
zur Verfügung. Die Türkisehe Gemeinde in Deutsehland 
hat mit ihren Mitgliedsorganisationen Föderation Türki- 
seher Eltemvereine, der Föderation Türkiseher Lehrer- 
vereine und dem Bundesverband Türkiseher Studieren- 


Kröner, Stephan (2009): a. a. O., S. 12. 


denvereine die Kampagne „Bildung für die Zukunft“ 
gestartet (mehr unter ww.veli.tgd.de). 

Die Anerkennung der Bedeutung von Eltemvereinen und 
Migrantenorganisationen im Bereieh Bildung und Inte- 
gration hat in den letzten Jahren zugenommen. Eltemver- 
einen sind wiehtig als Dialogpartner, Brüekenbauer, 
Multiplikatoren oder Bildungspaten. Um Eltern mit Mi- 
grationshintergmnd zu erreiehen und für den Bildungs- 
erfolg ihrer Kinder zu aktivieren, werden sie daher zuneh- 
mend von Bildungsinstitutionen angesproehen. Vereine 
von Eltern mit Migrationshintergmnd"^ zeigen großes 
Engagement und haben wiehtiges Know-how in diesem 
Bereieh aufgebaut. 

Untersehiedliehe Angebote und Aktivitäten haben sieh für 
Eltemvereine als effektiv und zielgrappengereeht erwie- 
sen, um Eltern mit Migrationshintergmnd zu erreiehen, 
z. B. zweispraehige Informationsangebote zu bildungs- 
und ausbildungsrelevanten Themen. Migrantenorganisatio- 
nen bieten häufig vor Ort Seminare an, die Eltern stärken 
sollen, den Entwieklungsprozess ihrer Kinder zu unter- 
stützen (etwa der Verein Bildungslotse Nürnberg e. V). 
Eine Einbettung, Kooperation und Vernetzung der von ih- 
nen angebotenen Programme mit Einriehtungen vor Ort 
- etwa Kindertageseinriehtungen, Sehulen, Jugendsozial- 
arbeit, Jugendberafshilfe, JMD, freie Träger, Integra- 
tionskurse - ist dabei vorteilhaft. Vereine von Eltern mit 
Migrationshintergmnd verleihen über diese konkreten 
„Dienstleistungen für Eltern“ hinaus aueh den Interessen 


Neben Eltemvereinen gibt es weitere institutionalisierte Organisa- 
tionsformen, in denen Migrantinnen und Migranten zu Bildungsfra- 
gen Zusammenarbeiten. 
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der Eltern Gewicht. Sie können helfen, die Angst vor 
Schulen abzubauen, Missverständnisse zu vermeiden 
oder auszuräumen und den Kontakt zur Schule zu verbes- 
sern. Die Vereinsarbeit will dabei das individuelle Enga- 
gement von Eltern für ihre Kinder oder die Arbeit von El- 
temgremien aber nicht ersetzen. 


Als Maßnahme zur Stärkung der Aktivitäten von Eltern 
in den Bildungseinrichtungen bildet die staatlich aner- 
kannte Einrichtung der Weiterbildung „Academia Es- 
panola de Formaciön“ (spanische Weiterbildungsakade- 
mie e. V.) Multiplikatorinnen aus, die in Dortmund und 
Köln „Frauenkurse“ mit Müttern aus Kindertagesein- 
richtungen und Grundschulen durchführen. Ziel dieser 
Kurse isf es, die Mütter an die Schulen heranzuführen 
und Eltempartizipation in den Schulen zu fördern. 


Der mehrfach ausgezeichnefe Interkulfurelle Bildungs- 
und Förderverein für Schüler und Studenfen e. V. (IBFS) 
führt im Rahmen des Projektes „Pro Bildung!“ Eltembil- 
dungsseminare zu den Themen Eltembildung, Gesund- 
heit und Medien in enger Zusammenarbeit mit mehreren 
Partnerschulen im Ruhrgebiet durch."® 


http://www.ibfs-ev.org 


Rahmenbedingungen der Arbeit von Elternvereinen 

Vereine von Eltern mit Migrationshintergrund haben in der 
Regel keine hauptamtlichen Strukturen - Ehrenamtlichkeit 
und bürgerschaftliches Engagement sind Kemelemente ih- 
rer Arbeit. Dies hat zur Folge, dass ihre Aktivitäten mit ei- 
ner Berufstätigkeit „jongliert“ werden müssen (vergleiche 
hierzu auch Kapitel D). Eltemvereine schätzen dies auf- 
grund ihrer hohen und mit steigender Nachfrage von Bil- 
dungseinrichtungen und Eltern kontinuierlich wachsenden 
Arbeitsbelastung als kritisch ein. Sie befinden sich in einer 
Zwickmühle: Ihre Rolle als Mittler im Bildungsprozess 
wird zunehmend wichtiger, oft stehen sie aufgrund ihrer 
ehrenamtlichen Strukturen jedoch am Rande ihrer Leis- 
tungsfähigkeit. Die Erwartungen, die seitens der Bildungs- 
einrichtungen an Eltem-Migrantenorganisationen beste- 
hen, sind dabei nicht immer klar artikuliert bzw. 
strukturiert. Eltemvereine berichten auch von Schwierig- 
keiten, das Vertrauen der Schulen zu gewinnen. 

Schulen haben oft nur geringe Kenntnis und Information 
über vorhandene Migrantenorganisationen und deren 
Mitwirkungsbereitschaft. Auch für Schulen isf die Zu- 
sammenarbeit mit Vereinen zugewanderter Eltern auf- 
grund der schwierigen Erreichbarkeit der in der Regel eh- 
renamtlich arbeitenden Vereine nicht immer einfach zu 
initiieren bzw. zu verstetigen. 


Empfehlungen 

Aufgaben und Rolle der Elternvereine konkretisieren 

Ziel von Eltemvereinen sollte die Unterstützung der Integration von Kindern und Jugendlichen in das deutsche Bil- 
dungssystem unter Berücksichtigung der Herkunftskultur sein. Über diese grundlegenden Aspekte hinaus sollte jeder 
Eltemverein seine Ziele und Methoden genau definieren. 

Zunehmendes Interesse für die Untersfützung von Eltern mit Migrationshintergrund zeigen aber auch andere Mi- 
grantenorganisationen. Insbesondere diesen, oftmals kleineren und mit den Anforderungen der Eltemarbeit nicht ver- 
trauten Organisationen kann mittels Weiter- und Fortbildungs Veranstaltungen Unterstützung bei der Zielfindung und 
-erreichung angeboten werden. 

Rahmenbedingungen des Engagements von Elternvereinen gewährleisten 

Eltemvereine benötigen zur Erfüllung ihrer Aufgaben die Unterstützung der Institutionen der Mehrheitsgesellschaft. För- 
derlich für ihr Engagemenf können insbesondere die Unterstützung durch Paten, finanzielle Mittel sowie die Freistellung 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für ehrenamfliche Tätigkeiten durch Arbeitgeber sein. Wichtig sind darüber hinaus 
feste Ansprechpartner für Eltemvereine bei Bildungseinrichtungen bzw. auf der Ebene der lokalen Bildungs verwaltung. 

Zusammenarbeit mit Schulen gestalten 

Zur Unterstützung der Zusammenarbeit von Schulen und Vereinen von Eltern mit Migrationshintergmnd sollten ver- 
bindliche Rahmenvereinbarangen auf lokaler, regionaler oder auch Landesebene entwickelt werden, in denen die Zu- 
sammenarbeit von Schulen mit außerschulischen Institutionen für die Bereifsfellung von Angebofen geregelt ist. El- 
temvereine sollten von Bildungseinrichtungen nicht nur als Vermittler nachgefragt, sondern auch in die Gestaltung 
der Zusammenarbeit mit Eltern und die Schulgremienarbeit einbezogen werden. Bildungseinrichtungen benötigen 
hierfür sysfematische Informationen über Angebofe und Bedarfe von Eltemvereinen. Eine professionelle Begleitung 
der Kooperation fördert die Nachhaltigkeit der Zusammenarbeit und eine Kooperation auf gleicher Augenhöhe. El- 
temvereine vor Ort sollten aktiv den Kontakt mit Bildungseinrichtungen suchen und umgekehrt. 


Viele der Empfehlungen, die in Kapitel D für die Rolle von Migrantenorganisationen formuliert werden, gelten auch für Eltemvereine. Sie wer- 
den hier nicht noch einmal aufgeführt. 

Vgl. für Rheinland-Pfalz: Otten, Matthias (2008): Interkulturelle Bildung an Ganztagsschulen: Ein neues Kooperationsfeld für Migrantenorgani- 
sationen? In: Bildungsforschung, Jahrgang 5, Ausgabe 1, http://www.bildungsforschung.org/index.php/bildungsforschung/article/viewFile/95/97. 
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Eine Kultur der Anerkennung und Wertschätzung beugt auch in der Zusammenarbeit zwischen Eltemvereinen und 
Schulen Konflikten vor. Hierfür muss das Vertrauen zwischen Vereinen und Schulen vielerorts noch aufgebaut wer- 
den. 

Migrantenorganisationen in interknltnrelle Bildnng einbeziehen 

Migrantenorganisationen werden von Schulen bisher kaum als Partner für interkulturelle Bildungsaktivitäten einbe- 
zogen. Migrantinnen bzw. Migranten und Migrantenorganisationen sollten nicht auf die Rolle ergänzender Nach- 
hilfeangebote oder Dolmetschertätigkeiten in Konfliktsituationen reduziert werden, sondern auch in die Entwicklung 
und Durchführung interkultureller Bildungsangebote von schulischen und außerschulischen Partnern eingebunden 
werden. 

Professionalisierung von Elternvereinen nnterstützen 

Um ihre Arbeit noch umfassender ausführen zu können, benötigen Eltemvereine wie andere Migrantenorganisatio- 
nen auch Unterstützung bei ihrer Professionalisierung. (Ausführliche Empfehlungen zur Professionalisierung von 
Migrantenorganisationen finden sich in Kapitel D.) 

Elternnetzwerke gründen nnd fördern 

Netzwerke von Eltemvereinen können kleineren und neu gegründeten Vereinen und Initiativen Unterstützung bieten, 
da sie von den Erfahmngen größerer Vereine profitieren können. Die Gründung von Netzwerke sollte von Bund, Län- 
dern und - auf lokaler Ebene - von Kommunen einerseits, aber auch von privaten Akteuren wie Stiftungen unterstützt 
werden. Auch Dachverbände von Migrantenorganisationen oder die Arbeitsgemeinschaften der Ausländerbeiräte 
sollten eine aktive Rolle beim Aufbau von Netzwerken von Eltemvereinen spielen. Dabei ist auch die nachhaltige 
Weiterführang der Netzwerkarbeit nach der ersten - eventuell aus Projektmitteln bestrittenen - Anschubfinanziemng 
sicherzustellen. 

Als ersten Schritt zur Netzwerkbildung wünschen sich im Bildungsbereich aktive Migrantenorganisationen ein „offe- 
nes Fomm“ mit neutraler Moderation. Dazu sollte zunächst ein kleiner aktiver Kreis aus Migrantenorganisationen ge- 
gründet werden, der Themenvorschläge aus der Politik aufgreift und diskutiert sowie eigene Themen einbringt. 

• Umsetzungshinweis: Gründung von Elternnetzwerken 

Folgende Aspekte sollten bei der Gründung und Weiterfühmng von Eltemnetzwerken Berücksichtigung finden: 

- Netzwerke sollen ihre Mitglieder in der eigenständigen und an den eigenen Bedarfen ausgerichteten Entwick- 
lung von Handlungsmöglichkeiten unterstützen. 

- Die Vernetzung von Eltemvereinen über nationale bzw. ethnische Wurzeln hinweg funktioniert auf Basis des 
gemeinsamen Interesses „das Wohl unserer Kinder“; allerdings benötigt es Zeit, einen gemeinsamen Rahmen 
für Kooperation zu finden, der verschiedene Perspektiven und Arbeitsweisen integriert. 

- Netzwerke können unterschiedlich gestaltet werden. Von lockere Runden, über eine Stelle zur Koordination 
von Migrantenorganisationen, die in der Eltemarbeit aktiv sind bis zu eigenständigen, aber staatlich unterstütz- 
ten Gmppen wird aus der Praxis die letztgenannte Form als effektivste beschrieben. 

Das im März 2006 gegründete ,, Elternetzwerk Nordrhein-Westfalen. Integration miteinander“ ist ein Zusammen- 
schluss von Vereinen, Initiativen und Interessenvertretungen von Eltern mit Migrationshintergrund unter der Schirm- 
herrschaft des Ministeriums für Generationen, Familie, Frauen und Integration. Das Ministerium möchte mit dem 
Netzwerk einen Rahmen und finanzielle Unterstützung bieten, um die Brückenfunktion der engagierten Eltern mit Mi- 
grationshintergrund zu stärken. Heute engagieren sich fast 50 Vereine und Institutionen in diesem Elternnetzwerk. 
Das Elternnetzwerk unterstützt Eltern, die sich zu bildungspolitischen und pädagogischen Fragen weiterbilden 
möchten. Zu seinen Aktivitäten gehören: 

- Familienberatung und Informationsveranstaltungen für und mit zugewanderten Eltern in Nordrhein-Westfalen 

- Hilfe bei der Vernetzung der Vereine und der Umsetzung konzeptioneller und methodischer Ansätze 

- Ausbildung von Eltern zu Multiplikatoren in einer Elternakademie 

- Öffentlichkeitsarbeit zu den Aktivitäten der Elternorganisationen. 
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2.2 Lehramtsstudierende und Lehrkräfte mit 
Migrationshintergrund gewinnen 

Auch mit Blick auf die geringe Anzahl pädagogischer 
Fachkräfte offenbart sich die unterdurchschnittliche Be- 
teiligung von Menschen mit Migrationshintergrund am 
Bildungssystem in Deutschland: Ihr Anteil bei Lehrerin- 
nen und Lehrern liegt bei etwa 1,2 Prozent"^ - allerdings 
schwanken die Angaben teilweise beträchtlich. Auch in 
Kindertageseinrichtungen sind nur wenige Fachkräfte mit 
Migrationshintergrund beschäftigt. Ähnlich ist die Situa- 
tion in der außerschulischen Jugend- und Erwachsenen- 
bildung: Sowohl in der allgemeinen als auch in der beruf- 
lichen Weiterbildung sind Lehrende bzw. Ausbildende 
sowie Trainerinnen und Trainer mit Migrationshinter- 
grund deutlich unterrepräsentiert im Vergleich zu ihrem 
Anteil an der Bevölkerung. Eine stärkere Teilhabe an pä- 
dagogischen Berufen ist deshalb mit Blick auf den gleich- 
berechtigten Zugang zu hoch qualifizierten Berufen be- 
deutsam. Der Aus- und Weiterbildung bzw. verstärkten 
Beschäftigung pädagogischen Personals mit Migrations- 
hintergrund sollte aber auch deshalb besondere Aufmerk- 
samkeit gewidmet werden, da sie angesichts der wach- 
senden Heterogenität der Kinder und Jugendlichen zur 
interkulturellen Öffnung von Schulen beitragen und eine 
Vorbildfunktion für Schüler und Schülerinnen einneh- 
men. 

Der Verband Bildung und Erziehung (VBE) wies im Jahr 
2006 erstmals darauf hin, dass „es . . . Normalität werden 
[muss] in Deutschland, dass junge Menschen mit Zuwan- 
derungsgeschichte sich auch für den Lehrerberuf ent- 
scheiden“. Seither haben Akteure aus Gesellschaft und 
Politik der Steigerung des Anteils von Menschen mit Mi- 
grationshintergrund in pädagogischen Berufen wach- 
sende Aufmerksamkeit gewidmet. 

Der Nationale Integrationsplan regt an, bei der Personal- 
rekrutierung durch geeignete Maßnahmen der Werbung 
und Einstellung darauf hinzuwirken, dass deutlich mehr 
Personen mit Migrationshintergrund für pädagogische 
Berufe gewonnen, qualifiziert und eingestellt werden. 
Die Kultusministerkonferenz und Migrantenorganisatio- 
nen betonen gemeinsam die Notwendigkeit der Erhöhung 
des Anteils von Lehrkräften mit Migrationshintergrund. 
Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft fordert, 
an jeder Bildungseinrichtung mindestens einen Pädago- 
gen oder eine Pädagogin mit Migrationshintergrund zu 
beschäftigen. Konkrete Umsetzung erfährt das Bestreben, 
mehr Lehramtsstudierende mit Migrationshintergrund zu 
gewinnen, derzeit an mehreren Standorten in Deutsch- 
land. Eine umfassende Analyse bestehender Ansätze, ihre 
bundesweite Verbreitung und Weiterentwicklung fehlt 
bislang jedoch. 


*^^Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung 2006 (Hg.): a. a. O., 
S. 139f. Diese Zahl bezieht sich auf Lehrkräfte mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit. 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O., S. 65. 


2.2.1 Lehrkräfte mit Migrationshintergrund - 
Kompetenzen und Herausforderungen 

Pädagogisches Personal und Lehrkräfte mit Migrationshin- 
tergrund spielen eine wichtige Rolle bei der interkulturel- 
len Öffnung von Bildungseinrichtungen, der Zusammen- 
arbeit mit zugewanderten Eltern und der Wertschätzung 
und Förderung von Mehrsprachigkeit. Sie werden zudem 
als wichtige Rollenvorbilder für Kinder mit Migrations- 
hintergrund wahrgenommen. Mehr Lehrkräfte mit Migra- 
tionshintergrund machen Vielfalt in der Schule bewusst 
und tragen dazu bei, Chancen aufzudecken, die in dieser 
Vielfalt liegen. Ihrer Beteiligung an der Entwicklung von 
Lehr- und Lernmitteln, in Führungspositionen und der 
Lehreraus- und -Fortbildung kommt eine wichtige Funk- 
tion zu. 

Darüber hinaus können sie Kompetenzen mitbringen, die 
für den pädagogischen Alltag, den Umgang mit Schülern 
und Eltern eine besondere Bereicherung darstellen: Auf- 
grund ihrer eigenen migrations- und integrationsspezifi- 
schen Erfahrungen haben Lehrkräfte mit Migrationshin- 
tergrund häufig einen besseren Blick für die verborgenen 
Ressourcen von Schülern und Schülerinnen mif Migra- 
tionshintergrund. Zwar ist ein eigener Migrationshinter- 
grund nicht automatisch mit qualifizierten interkulturel- 
len Kompetenzen gleichzusetzen. Jedoch können Lehr- 
und andere pädagogische Fachkräfte mit Migrationshin- 
tergrund eine größere Sensibilität für mögliche Konflikfe 
und Herausforderungen haben, die sich für Kinder, Ju- 
gendliche und Eltern mit Migrationshintergrund im All- 
tag der Bildungseinrichtungen ergeben können. Dies 
kann zu einer verbesserten öualität der Eltem-Lehrer-Be- 
ziehung führen, von der das gesamfe Schulklima profitie- 
ren kann. 

Zudem können Lehrkräfte mit Migrationshintergrund 
Vorbehalten in Lehrerkollegien entgegenwirken und in- 
terkulturelle Perspektiven auf Schule und Unterricht er- 
öffnen. Lehrkräfte mit einer Migrationsbiografie sind 
Beispiele gelungener Integration und nehmen eine nicht 
zu unterschätzende Rolle als Vorbilder gesellschaftlicher 
Heterogenität an Schulen wahr. Die interkulturelle Öff- 
nung in Bildungseinrichtungen sollte sich jedoch nicht 
nur auf das Personal beziehen, sondern sich auch curricu- 
lar und materiell bemerkbar machen. Bei der Diskussion 
um eine vermehrte Einstellung von Lehrkräften mit Mi- 
grationshintergrund ist zu beachten, dass diese zwar auch 
für integrafionsspezifische Aufgabenbereiche wichtig 
sind, dass Lehrkräfte mit Migrationshintergrund aber in 
der gesamten Breite des schulischen Spektrums zum Ein- 
satz kommen sollen. Die Frage nach der schulpraktischen 
Bedeutung der spezifischen Ressourcen von Lehrerinnen 
und Lehrern mit Migrationshintergrund wurde von der 
Stabstelle des Integrationsbeauftragten der Stadt Stuttgart 
mit Projektmitteln des Bundesamtes aufgearbeitet und für 
die Öffentlichkeit dokumentiert. 


http://wvm.stuttgart.de/migranten-machen-schule 
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Der Arbeitsmarkt für Lehrkräfte in Deutschland 

Die Ausbildung und Einstellung von Lehrkräften fällt in 
die Zuständigkeit der Länder. Nach Berechnungen des 
Deutschen Philologenverbands werden in den nächsten 
zehn Jahren rund 320 000 Lehrerinnen und Lehrer von 
insgesamt 785 000 aus dem aktiven Dienst ausscheiden, 
das sind rund 40 Prozent. Auch wenn man den Rückgang 
der Schülerzahlen berücksichtigt, müssen in Deutschland 
mindestens 290 000 dieser ausscheidenden Lehrkräfte er- 
setzt werden. Da im gleichen Zeitraum voraussichtlich 
aber nur 210 000 Lehramtsbewerberinnen und -bewerber 
ihre Ausbildung abschließen werden, werden in den 
nächsten zehn Jahren rund 80 000 Lehrerstellen nicht 
oder nicht adäquat durch voll ausgebildete Lehrkräfte be- 
setzt werden können. '^2 

Diese Zahlen müssen bei der Wahl eines Lehramtsstudi- 
ums jedoch differenziert betrachtet werden, denn die Ein- 
stellungschancen für Lehramtsabsolventen sind stark von 
Schulart und Schulfächern abhängig. Die Kultusministe- 
rien der Länder bieten deshalb auf ihren Intemetseiten 
ständig aktualisierte Informationen zu Einstellungsprog- 
nosen und -Voraussetzungen. Zusätzlich hat die Kultus- 
ministerkonferenz die offene Amtschef-Arbeitsgruppe 
„Laufbahn/Besoldung/Versorgung im Schulbereich“ und 
die Kommission für Statistik im Rahmen der Stralsunder 
Erklärung vom 6. März 2009 gebeten, einen Vorschlag 
für eine gemeinsame Strategie zur Deckung des Lehrkräf- 
tebedarfs unter Berücksichtigung der Kapazitäten in den 
Lehramtsstudiengängen und im Vorbereitungsdienst zu 

erarbeiten. '23 

Initiativen der Länder znr Decknng 
des Lehrkräftemangels 

Die Länder haben unterschiedliche Kampagnen und Lö- 
sungsansätze entwickelt, um dem Lehrkräftemangel ent- 
gegenzuwirken. So finden sich bundesweite Kampagnen 
einzelner Bundesländer, die mit breit angelegten Werbe- 
aktionen das Ansehen des betreffenden Bundeslandes als 
Arbeitgeber für Lehrkräfte wie auch den Stellenwert des 
Lehrerberufes an sich steigern wollen. Viele Bundeslän- 
der bieten Interessenten auch weitere, hauptsächlich 
finanzielle Anreize durch höhere Einsfiegsgehälfer, eine 
schnelle Verbeamtung, Fortbildungsoffensiven für Lehr- 
kräfte oder weniger Unterrichtsstunden. Andere Maßnah- 
men umfassen die Aufstockung der Studienplätze, sowie 
Lehrkräfte- und Referendariatsstellen in gesuchten Fä- 
chern und Schularten. Einige Länder betreiben gezielt 
Werbung bei Schülerinnen und Schülern, um über den 
Lehrerberuf zu informieren. 

Auch die Beschäftigung sogenannter Quer- und Seiten- 
einsteiger ohne Lehramts-, aber mit einem Fachstudium 
wird von einigen Ländern als Mittel zur Deckung des 
Lehrkräftemangels insbesondere in den naturwissen- 


http://www.bildungsserver.de/innovationsportal/bildungplus.html? 

artid=480 

http://www.kmk.org/presse-und-aktuelles/meldung/ergebnisse-der-325- 

plenarsitzung-der-kultusministerkonferenz-am-5-und-6-maerz-2009- 

in-stralsund.html 


schaftlichen Mangelfächem eingesetzt. Strategien, die ge- 
zielt bereits hier lebende Lehrerinnen und Lehrer mit aus- 
ländischen Ausbildungen für eine pädagogische Tätigkeit 
(vergleiche Kapitel D) oder Jugendliche mit Migrations- 
hintergrund für ein Lehramtsstudium gewinnen sollen, 
werden nach aktuellem Kenntnisstand nicht ausreichend 
berücksichtigt. 

2.2.2 Lehramt - (k)ein Studium für Studierende 
mit Migrationshintergrund? 

Laut Statistischem Bundesamt ist die Verteilung von Stu- 
dierenden mit bzw. ohne Migrationshintergmnd im Ver- 
hältnis zur jeweiligen Gesamtanzahl Studierender auf fast 
alle Studiengänge gleich. Die einzige Ausnahme bilden 
Lehramtsstudiengänge: 12 Prozent aller Studierenden 
ohne Migrationshintergrund entscheidet sich für ein Lehr- 
amtsstudium. Bei den Studierenden mit Migrationshinter- 
grund beläuft sich dieser Anteil auf nur 6 Prozent. '24 
Zwar gibt es keine repräsentative empirische Untersu- 
chung zu den Gründen, ausgehend von Erfahrungsberich- 
ten Jugendlicher bzw. Studierender mit Migrationshinter- 
grund können aber vor allem das geringe Sozialprestige, 
kaum wahrgenommene Karrieremöglichkeiten, schlechte 
Vorerfahrungen während des eigenen Schulbesuchs sowie 
Ängste, den Anforderungen im Staatsdienst nicht ge- 
wachsen zu sein, als Ursachen der geringen Studienbetei- 
ligung angenommen werden. Zudem können Zweifel, ob 
eine ausländische Staatsangehörigkeit einer Ausübung 
des Berufs im Beamtenverhältnis entgegensteht, die Be- 
rufswahl verhindern, ln vielen Familien mit Migrations- 
hintergrund zählt der Beruf der Lehrerin/des Lehrers 
nicht zu den klassischen Aufsteigerberufen - dies stellt 
ein zusätzliches Hindernis bei der Berufswahl dar, zumal 
Eltern mit Migrationshintergrund häufig einen großen 
Einfluss auf das Berufswahlverhalten ihrer Kinder haben. 

Auch die Studienabbruchquote unter Studierenden mit 
Migrationshintergrund ist höher als bei anderen Studie- 
renden. Viele künftige Lehrkräfte mit Migrationshinter- 
grund kommen demnach erst gar nicht bis an die 
Schwelle des Berufes. Die Ursachen hierfür sind noch 
nicht ausreichend erforscht, entsprechend schwierig ist 
die Entwicklung von Lösungsstrategien. Ein wichtiger 
Aspekt, der von Studierenden mit Migrationshintergrund 
(aller Fächer) genannt wird, sind fehlende Unterstützungs- 
angebote während des Studiums, in denen die sehr spezi- 
fischen Anforderungen dieser Studierendengruppe aufge- 
griffen werden, etwa im fachsprachlichen Bereich. Es ist 
dabei eine wichtige gemeinsame Aufgabe aller Beschäf- 
tigten im Bereich der Ausbildung und Einstellung von 
Lehrkräften dafür Sorge zu tragen, dass mehr Lehramts- 
studierende mit Migrationshintergrund einen Abschluss 
erreichen, die zweite Phase der Ausbildung erfolgreich 
durchlaufen und einen Weg in den Beruf finden. Das dar- 
gestellte Problem fehlender pädagogischer Fachkräfte 


Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hg.) (2006): Die 
wirtschaftliche und soziale Lage der Studierenden in der Bundes- 
republik Deutschland 2006. 18. Sozialerhebung des Deutschen Stu- 
dentenwerks durchgeführt durch HIS Hochschul-Informations-Sys- 
tem, Berlin, S. 46. 
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(Lehrkräfte) mit Migrationshintergrund hat seine Ursache 
auch in den Problemen bei der Anerkennung von im Aus- 
land erworbenen Berufsabschlüssen. 

2.2.3 Ansätze zur Steigerung des Anteils von 
Lehramtsstudierenden mit Migrations- 
hintergrund 

Mehrere Aspekte sind von besonderer Bedeutung, wenn es 
um die Entwicklung von Ansätzen geht, mehr Jugendliche 
mit Migrationshintergrund gezielt für ein Lehramtsstudium 
zu gewinnen und darüber hinaus sicherzustellen, dass sie 
das Studium erfolgreich beenden und den Schritt vom Stu- 
dium in den Beruf schaffen. Diese beziehen sich auf die 
Aufwertung des Lehrerberufs und der Institution Schule 
bei der Zielgruppe, die Identifikation mit dem Beruf Leh- 
rer, den Abbau informeller Zugangsbarrieren zum Lehr- 
amtsstudium und zum Beruf sowie die Sensibilisierung 
von Bildungseinrichtungen und Schulleitungen für die Be- 
deutung der interkulturellen Öffnung der Lehrerschaft. 

Konkrete Umsetzung erfährt das Bestreben, mehr Lehr- 
amtsstudierende mit Migrationshintergrund zu gewinnen, 
derzeit an mehreren Standorten in Deutschland: Im Jahr 
2008 wurden in Hamburg und Düsseldorf durch einen ei- 
gens für Abiturientinnen und Abiturienten ausgerichteten 
„Schülercampus: Migranten werden Lehrer“ (Hertie 
Stiftung, Zeit Stiftung, Ministerium für Schule und Wei- 
ferbildung Nordrhein-Wesffalen) Jugendliche mif Migra- 
tionshintergrund gezielt zur Aufnahme eines Lehramfssfu- 
diums motiviert. Im Frühjahr 2010 fand ein solcher 
Schülercampus auch in Bayern sfaff, mit dem zugleich ein 
Netzwerk für Lehrkräfte mit Migrationshintergrund ini- 
tiiert wurde, ln Nordrhein- Westfalen werden diejenigen 
Teilnehmer des „Schülercampus“, die sich für ein Lehr- 
amtsfudium entschieden haben, durch Patenschaften aus 
dem Netzwerk der Lehrkräfte mit Zuwanderungsge- 
schichte (siehe unten) durch das Studium begleitet. 

ln Nordrhein- Westfalen wurde eine Landeskoordinations- 
stelle eingerichtet, die Lehrkräfte mit Migrationshinter- 
grund berät. Ein Netzwerk mit weit über 200 Mitgliedern 
ist entstanden, das intensiv für den Lehrberuf unfer Abifu- 
rientinnen und Abiturienfen wirbf, angehende Lehrkräfte 
mit Migrationsbiografie ehrenamtlich berät und Studie- 
renden Patenschaften zur Examensvorbereitung anbie- 
tet. '^5 Im Rahmen der Lehrerwerbetage des Ministeriums 
für Schule und Weiferbildung an den Sfudienseminaren 
im Land hat das Thema „Lehrkräfte mit Zuwanderungs- 
geschichte“ einen besonderen Schwerpunkt. Gemeinsam 
mit dem Netzwerk der Lehrkräfte mit Zuwanderungsge- 
schichte Nordrhein- Westfalen hat das Bundesamt für Mi- 
gration und Flüchtlinge im März 2010 einen Bundeskon- 
gress „Lehrkräfte mit Migrationshintergrund: Potenziale 
gewinnen, Ausbildung begleiten, Personalentwicklung 
gestalten“ veranstaltet. Damit sollte Expertinnen und Ex- 
perten aus Wissenschaft und Praxis, Vertretern der Lan- 
des- und Bundespolitik sowie bildungspolitischen Akteu- 
ren ein Forum geboten werden, um über Möglichkeiten 


http://www.raa.de/mehr-lehrkraefte-mit-zuwanderung.html 


zur Steigerung des Anteils an Lehrkräften mit Migra- 
tionshintergrund zu diskutieren und Koordinationsstellen 
für Nefzwerke einzurichten. 

Die drei Stadtstaaten Hamburg, Bremen und Berlin haben 
eine Kooperation verabredet und in den ersten Schritten 
auch bereits aufgenommen, um sich über Einstellungs- 
möglichkeiten für Menschen mif Migrafionshinfergrund 
in den Vorbereitungsdiensf und den Schuldiensf zu ver- 
ständigen und länderübergreifende Fachtage für die Se- 
minarleitungen in der zweiten Phase der Lehrerbildung 
vorzubereiten. 

Das Projekt „Migranten machen Schule!“ der Stabsabtei- 
lung für Infegration der Landeshaupfsfadf Stuftgart will 
Schülerinnen und Schüler mif Migrafionshinfergrund 
(und ihre Eltern) für den Lehrerberuf inferessieren, indem 
es Lehrkräfte mit Migrationshintergrund als Vorbilder 
zeigt. '26 Zusätzlich vermitteln in Baden- Württemberg 
„Studienbotschafter“ (Studierende ab dem 2. Semester) 
ihre eigenen Erfahrungen an Schülerinnen und Schüler, 
um die Studienwahl zu erleichtern. Kooperationspartner 
sind neben den pädagogischen Hochschulen, den Univer- 
sitäten und Seminaren für Lehrerbildung (2. Phase) die 
Schulverwaltung und die für Schule und Lehrerbildung 
zusfändigen Minisferien. Grundgedanke des Projekfs isf 
es, bedarfsgerechfe Unferstüfzungsmaßnahmen zu inifiie- 
ren und versfärkf die Ressourcen der Lehrpersonen mif 
Migrationshinfergrund zu nufzen. 

MiCoach an der Universifäf Bremen isf ein verpflichfen- 
des Modul der Lehrerausbildung, in dessen Rahmen 
Lehramfssfudierende Schülerinnen und Schülern das 
Lehramfsstudium nahebringen. Auch die Inifiafive „Ber- 
lin braucht Dich“ des Beauftragten für Integration und 
Migration des Landes Berlin und des Beruflichen Qualifi- 
zierungsnetzwerks für Migrantinnen und Migranten 
(BQN) in Berlin will Lehramtsstudierende mit Migra- 
tionshintergrund anwerben. 

Stiftungen berücksichtigen (zukünftige) Lehramtsstudie- 
rende mit Migrationshintergrund oder Interessierte in ih- 
ren Programmen: Mit der Einrichtung ihres Horizonte- 
Programms will die Hertie-Stiftung dazu beitragen, dass 
mit einem höheren Anteil an Lehrkräften mit Migrations- 
hintergrund die gesellschaftliche Realität auch in den 
Klassenräumen verstärkt abgebildet wird. Horizonte soll 
dabei helfen, junge Menschen für den Lehrberuf zu be- 
geisfem und Lehrerkollegien um engagierte Nachwuchs- 
kräfte zu bereichern. Zum Wintersemester 2009/10 wer- 
den 15 Stipendien für Lehramfssfudierende in Frankfurt, 
Berlin und Hamburg ausgeschrieben. Partner sind die je- 
weiligen Universitäten vor Ort, die Kultusministerien so- 
wie in Hamburg die ZElTStiftung und die Jürgen Seng- 
piel Stiftung. Die Deutsche Telekomstiftung fördert 
künftig verstärkt die Ausbildung von Lehrkräften in den 
so genannten MINT-Fächem Mathematik, Informatik, 
Naturwissenschaften und Technik'22, Die Fulbright-Kom- 


http://www.stuttgart.de/migranten-machen-schule 
'27 http://www.telekom-stiftung.de/dtag/cms/content/Telekom-Stiftung/ 
de/407602 
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mission'28 ermöglicht Lehramtsstudierenden mit Migrati- 
onshintergrund Studienaufenthalte in den USA. 

Die ZEIT-Stiftung führt Orientierungskurse zur Studien- 
und Berufswahl durch, in denen sich Jugendliche mit Mi- 
grationshintergrund ein eigenes Bild vom Lehramtsstu- 
dium und vom Lehrerberuf machen können. Schließlich 
veranstalten Universitäten Schnupperstudien in Projekt- 
wochen oder bieten Lehramtsstudierenden Unterstützung 
beim Erwerb des akademischen Deutsch oder beim Um- 
gang mit Diskriminierung (entsprechende Angebote gibt 
es an Lehrstühlen der Universität Bremen und der Uni- 
versität Tübingen). Deutschlandweit gibt es viele gute 
Ideen, Projekte, Netzwerke, Initiativen und Forschungs- 
vorhaben, die bislang aber nur selten länderübergreifend 
bekannt sind. Auf Initiative des Netzwerks für Lehrer mit 


•28 http://www.fulbright.de/diversityO/lehramtsstudierende.html 


Zuwanderungsgeschichte in Nordrhein- Westfalen wird 
ein von Bundesamt für Migration und Flüchtlinge geför- 
derter, bundesweiter Kongress das Thema aus wissen- 
schaftlicher und praxisbezogener Perspektive einem brei- 
ten Publikum aus Wissenschaft und Praxis vorstellen. Die 
folgenden Empfehlungen sollen auch dazu beitragen, die 
Erfahrungen und erfolgreich eingesetzten Instrumente der 
Projekte, Programme und Initiativen stärker zu verbrei- 
ten. 

Darüber hinaus hat das Bundesamt ein Konzept für eine 
deutsch-türkische Koproduktion entwickelt, die das Be- 
rufsbild „Lehrerin/Lehrer“ und Wege und Unterstüt- 
zungsmöglichkeiten während Studium und Referendariat 
in einer türkischsprachigen Fernsehsendung vorgestellt 
hat. Ausschnitte der Sendung sind auf der Intemetseite 
des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge veröffent- 
licht. 


Empfehlungen 

Kompetenzen nnd Potenziale von Lehrkräften mit Migrationshintergrnnd benennen nnd fordern 

Lehrkräfte mit Migrationshintergrund sind zunächst Fachlehrkräfte wie alle anderen auch, ln diesem Sinne sind sie 
positive Vorbilder gelungener Integration. Sie dürfen nicht auf die Funktion interkultureller Krisenmanager oder 
Übersetzer reduziert werden. Die Entscheidung für die Übernahme einer enfsprechenden Rolle oder Funktion muss 
jeder Lehrkraft überlassen bleiben. 

Interkulturelle Kompetenz ist nicht notwendigerweise Konsequenz des Migrationshintergrunds. Zusätzlich zur positi- 
ven Einstellung einer Lehrerin/eines Lehrers gegenüber sprachlicher und kultureller Heterogenität ist auch eine Pro- 
fessionalisierung bzw. professionelle Vermittlung interkultureller Kompetenz (interkulturelle Konfliktlösung, Um- 
gang mit Heterogenität) notwendig. 

Spezifische Ressourcen von Lehrpersonen mit Migrationshintergrund nutzen 

Lehrkräfte mit Migrationshintergrund können neben Kenntnissen in Herkunftssprachen und dem Einblick in andere 
Traditionen und Kulturen auch eine interkulturelle Perspektive auf Schule und Unterricht mitbringen. Diese interkul- 
turelle Perspektive kann die Schule bereichern und Schulentwicklung fordern. Schulleitungen und Kollegien müssen 
verstärkt angeregt und befähigt werden, diese migrationsbedingten Ressourcen von Lehrpersonen mit Migrationshin- 
tergrund zu nutzen. 

Zugangsbarrieren zum Lehramtsstudium abbauen 

Um Strategien zu entwickeln, mehr Studienberechtigte mit Migrationshintergrund für ein Lehramtssfudium zu inte- 
ressieren, ist es erforderlich, die - allgemeinen oder zielgruppenspezifischen - Gründe zu identifizieren, die einem 
Lehramtsstudium möglicherweise entgegenstehen und darauf aufbauend zielgruppengerechte Informationen und An- 
gebote zu entwickeln. 

Fehlende finanzielle Ressourcen sind generell ein Hindernis für die Aufnahme eines Studiums. Stipendienprogramme 
können Abhilfe schaffen. Subjektive Gründe gegen ein Lehramtsstudium, insbesondere solche, die auf Befürchtun- 
gen vor Diskriminierung und eigenen schlechten Erfahrungen mit der Schule basieren, sollten ernst genommen und 
durch frühzeitige Informationen und entsprechende Beratungsangebote entgegengewirkt werden (siehe unten). 

Image des Lehrerberufs verbessern, Informationen zum Berufsbild bereitstellen 

Dem geringen Ansehen des Lehrerberufs in der Gesellschaft an sich wie auch in der peer group vieler Jugendlicher 
kann mittels breit angelegter Informationskampagnen entgegengewirkt werden, die gezielt Jugendliche und Eltern 
mit Migrationshintergrund adressieren. Solche Initiativen sollten auch über Einstellungschancen, Einstellungsvoraus- 
setzungen (Lehrerinnen und Lehrer auch ohne deutsche Staatsangehörigkeit) und Karrieremöglichkeiten informieren. 
Um eine möglichst große Reichweite zu ermöglichen, sollten entsprechende Aktivitäten gemeinsam von den zentra- 
len Akteuren des Bildungssystems und mit Vertretern von Migrantencommunities geplant und umgesetzt werden. 
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• Umsetzungshinweis: Informationskampagne 

Speziell auf die Gewinnung von Lehramtsstudierenden mit Migrationshintergrund angelegte Kampagnen sollten 
vorab definieren, welehe Zielgruppen erreieht werden sollen: alle Studienbereehtigte mit Migrationshintergrund 
oder nur solehe mit biografisehem Bezug zu bestimmten Kulturen. Entspreehende Initiativen sollten aueh Bezug 
nehmen auf die Wahrnehmung, der Lehrerberuf würde nur eine Tätigkeit in Deutsehland ermögliehen, was einem 
mögliehen Wunseh, später in das Herkunftsland zurüekzukehren, entgegensteht. 

Informationsseiten für Lehramtsanwärter und Lehramtsanwärterinnen der Länder zu Einstellungsehaneen könn- 
ten, wie zum Beispiel in Hamburg, auf ihr besonderes Interesse an der Einstellung von Lehrkräften mit Migra- 
tionshintergrund hinweisen. 

Information, Beratungs- und Orientierungsangebote durchführen 

Zur Motivation für ein Lehramtsstudium können Beratungsangebote zur berufiiehen Orientierung mit Bliek auf Ju- 
gendliehe allgemein und potenzielle Studierende mit Migrationshintergrund noeh stärker genutzt werden: 

- Neben der allgemeinen Berufsberatung kann, wie an vielen Sehulen bereits üblieh, eine spezielle Berufs- und Stu- 
dienorientierung am Gymnasium sinnvoll sein. Sie erfolgt dureh eine Lehrerin/einen Lehrer, die/der mit den Uni- 
versitäten und ihren allgemeinen und faehbezogenen Studienberatem zusammenarbeitet. 

- Anonyme Online-Orientierungsverfahren mit detaillierter Rüekmeldung für künftige Lehramtsstudierende bieten 
eine gute Mögliehkeit der Selbsteinsehätzung und Selbstorientierung. Angehende Studierende können dabei über- 
prüfen, ob sie die persönliehen Voraussetzungen für den Lehrerberuf mitbringen. 

- „Studienbotsehafter“ (Mentoren, Patenprogramme) - Studierende, Referendarinnen und Referendare oder Lehr- 
kräfte mit Migrationshintergrund - können ihre eigenen Erfahrungen in der Universität, im Vorbereitungsdienst 
und Referendariat an Sehülerinnen und Sehüler weitergeben. 

- Eine Lehrkraft mit Migrationshintergrund, die z. B. in einer Landeskoordinierungsstelle angesiedelt ist, kann inte- 
ressierten Abiturientinnen und Abiturienten Orientierung und Information vermitteln. 

- Berufsinformationszentren und Berufsberaterinnen und -berater sollten für das Thema „Lehrer mit Migrationshin- 
tergrund“ im Rahmen der neutralen, auf das individuelle Eignungs- und Interessensprofil des Einzelnen (unabhän- 
gig ob mit oder ohne Migrationshintergrund) abzielenden Beratungsstrategie sensibilisiert werden. 

- „Sehnupperstudien“ an Universitäten bieten eine gute Mögliehkeit, zukünftige Studierende umfassend zu beraten 
und zu informieren und ihnen einen realistisehen Einbliek in den Studienalltag zu gewähren. Derzeit existierende 
Angebote sind aber überwiegend nieht lehramtsorientiert. 

Der Lehrerberuf wird aueh im Internet vorgestellt. Der deutsehe Bildungsserver bündelt diese Seiten und bietet unter 
http://www.lehrer-werden.de ein Portal mit umfassenden Informationen zum Berufsbild, Studium, Vorbereitungs- 
dienst, und Links zu relevanten Seiten der Bundesländer. Diese - und weitere online verfügbare - Informationen zum 
Lehramtsstudium sollten dahingehend analysiert werden, ob sie die Zielgruppe der Jugendliehen erfolgreieh anspre- 
ehen, oder gegebenenfalls eine Weiterentwieklung oder Ergänzung erforderlieh ist. 

Die Zielgruppe erreichen 

Die Anspraehe potenzieller Studieninteressierter mit Migrationshintergrund sollte über mehrere Kanäle erfolgen und 
die besonderen Bedürfnisse der Zielgruppe und die Wege, über die man sie erreiehen kann, berüeksiehtigen. Mit ein- 
zelnen Ansätzen wurden bereits Erfahrungen in Deutsehland gesammelt: 

- Direkte Anspraehe der Jugendliehen, zum Beispiel über Lehrkräfte und Migrantenorganisationen 

- Informationsangebote für Eltern, Lehrkräfte, Sehulleiterinnen/Sehulleiter, Sehülerinnen/Sehüler, zum Beispiel 
dureh: 

- Sehülereampus ( vgl. das Konzept der ZEIT-Stiftung) 

- Workshops zum Berufsbild Lehrerin/Lehrer (zum Beispiel RAA Nordrhein- Westfalen/Netzwerk Lehrkräfte 
mit Zuwanderungsgesehiehte) 

- Frühe Laufbahnberatung und Hinführung zum Lehramtsstudium, beispielsweise über Lehramtsstudierende, die 
als fester Bestandteil des Currieulums der Lehrerausbildung Sehülerinnen/Sehüler über das Lehramtsstudium 
informieren und eoaehen (zum Beispiel MiCoaeh an der Universität Bremen). 


http://www.hamburg.de/vorbereitungsdienst/64646/einstellungschancen-referendare.html 
130 Ygi 2 . B.: Lehramtsstudium in Baden-Württemberg, Selbsttest und Information http://www.bw-cct.de 
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Zusätzlich könnten über herkunftsspraehliehe Medien wie Fernsehen und Tagespresse Eltern sowie Sehülerinnen und 
Sehüler direkt angesproehen werden. 

Studienabbruchquote verringern 

Die Studienabbruehquote unter Studierenden mit Migrationshintergrund ist höher als bei Studierenden ohne. Hier 
kann neben Stipendien die Etablierung eines Mentoren- oder Patenprogramms gegensteuem. Weitere hilfreiehe An- 
gebote sind Coaehingprogramme und Sehreibwerkstätten an Universitäten zur Unterstützung bei Spraehproblemen, 
vor allem im Bereieh akademisehes Deutseh. Unterstützung kann aueh beim Umgang mit individueller Diskriminie- 
rungserfahrung wiehtig sein. Unterstützungsbedarf besteht aueh in der 2. Phase der Lehrerbildung („Referendariat“), 
in der die Lehramtsanwärter mit den spezifisehen Anforderungen des Sehulalltags (Spraehkompetenz im Unterrieht, 
Kooperation im Kollegium, Eltemkontakte usw.) konfrontiert sind. 

Erforderlieh ist insbesondere eine Information der Studierenden mit Migrationshintergrund über die für ein erfolgrei- 
ehes Absolvieren des Vorbereitungsdienstes unabdingbaren Spraehkenntnisse. Es hat sieh in der Praxis gezeigt, dass 
bei Migrantinnen und Migranten der ersten Generation häufig Probleme in der Bewältigung der Unterriehtsspraehe 
(Reehtsehreibung, Grammatik, Artikulationsfähigkeit) bestehen. Die Information muss mit Angeboten über Spraeh- 
kurse usw. und ggf deren Finanzierbarkeit verbunden sein. 

Netzwerke auf- und ausbauen 

Studierende, Referendarinnen und Referendare und Lehrerinnen und Lehrer mit Migrationshintergrund können von 
ihren Erfahrungen gegenseitig profitieren. Einen Rahmen für einen solehen Erfahmngsaustauseh bietet der Auf- und 
Ausbau von Netzwerken, aueh sehon für Studierende und Referendarinnen und Referendare, die Migrantenorganisa- 
tionen einbeziehen, Multiplikatoren ausbilden, interkulturelle Fortbildungen anbieten und Abiturientinnen/ Abiturien- 
ten und Lehramtsstudierende betreuen. Bund, Länder und Kommunen aber aueh Stiftungen sollten die Gründung von 
Netzwerken fordern, die Lehramfsstudierende und Lehrer mit Migrationshintergrund unterstützen. 

Einstellungskorridore gewähren 

Um kurzfristig eine Erhöhung des Anteils von Lehrkräften mit Migrationshintergrund zu erreiehen, kommen beson- 
dere Einstellungsverfahren in Betraeht: Eine Mögliehkeit, die gegenwärtig kontrovers diskutiert wird, ist eine 
Quotenregelung für Lehrkräfte mit Migrationshintergrund. Daneben wird vereinzelt aueh im Rahmen einzelsehulbe- 
zogener Stellenaussehreibungen die Mögliehkeit genutzt, bilinguale und/oder bikulturelle Erziehung zur Einstel- 
lungsvoraussetzung zu maehen. 

Umfassenden Ansatz zur Steigerung des Anteils von Lehramtsstudierenden mit Migrationshintergrund 
entwickeln 

Um einen länderübergreifenden Erfahmngsaustauseh zu diesem Themenbereieh zu ermögliehen, sollten zunäehst alle 
Maßnahmen dokumentiert und mit geeigneten Medien (Print, Internet) allen Interessierten zur Verfügung gesfellt 
werden, ln einem zweiten Sehritt können versehiedene Aktivitäten in Form von Modellprojekten bildungsbiografiseh 
differenziert miteinander verbunden werden, um einen umfassenden Ansatz aus bestehenden Bausteinen zu entwi- 
ekeln (und gegebenenfalls dureh weitere Aspekte zu ergänzen). Wiehtige Anspreehpartner für ein solehes Vorhaben 
sind neben den bereif s akfiven Einriehtungen und Projekfträgem unter anderem die Kultusministerkonferenz bzw. die 
Kultusministerien der Länder, Lehrerverbände und Universitäten. 

Forschungsdesiderate 

Das Thema Lehrkräfte bzw. Lehramtsstudierende mit Migrationshintergmnd wird bisher nur vereinzelt in For- 
sehungsprojekten berüeksiehtigt. Grandsätzlieh sind in diesem Themenbereieh zu den jeweiligen Zielgrappen Schü- 
lerinnen/Sehüler, Eltern, Studierende, Lehrkräfte, Sehulen und Universitäten noeh viele Fragen offen. Diese betreffen 
vor allem informelle Hindernisse bei der Wahl des Studienfaehs, die Rolle der Eltern im Berafswahlprozess, das 
Ansehen des Lehrerbemfs allgemein, Brüehe im Studium bzw. Ursaehen, die den erfolgreiehen Absehluss für das 
Lehramf verhindern und Sehwierigkeiten an der Sehnittsfelle zwisehen Studium und Beraf Zusätzlieh fehlen Er- 
kenntnisse aus quantitativ orientierten Quer- und Längssehnittstudien, die für die Enfwieklung einer dauerhaften und 
zielorientierfen Lösungssfrafegie unverziehtbar sind. 

Vor einer defaillierten Analyse sollte eine kritisehe Auseinandersetzung mit vorhandenen Daten erfolgen und die Da- 
tenlage gegebenenfalls anhand neuer Erhebungen aktualisiert werden. Hierzu sollten aueh bereits vorhandene Daten 
bei Behörden oder Ministerien herangezogen werden. 
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D. Gesellschaftliche Integration 

1. Schwerpunktthemen im Handlungsfeld 

gesellschaftliche Integration 

Gesellschaftliche Integration bedeutet Teilhabe und Mit- 
gestaltung der Gesellschaft. Inwiefern sie erfolgreich ist, 
lässt sich insbesondere am Grad der Beteiligung von 
Menschen mit Migrationshintergrund am sozialen, politi- 
schen und kulturellen Leben erkennen. Aspekte wie die 
Mitgliedschaft in Organisationen, bürgerschaftliches 
Engagement aber auch der Zugang zu Angeboten der au- 
ßerschulischen Bildung, zur gesundheitlichen Versor- 
gung, zu kulturellen Angeboten sowie zu sozialen Bera- 
tungsstellen und den allgemeinen sozialen Regeldiensten 
(etwa Sozial- oder Familienberatungsstellen), spielen da- 
bei eine Rolle. 

Drei Entwicklungen lassen sich im Bereich der Förderung 
gesellschaftlicher Integration in den letzten Jahren insbe- 
sondere beobachten: 

- Integrationsangebote verfolgen zunehmend potenzial- 
orientierte Ansätze: Im Fokus stehen die Ressourcen 
und Kompetenzen von Menschen mit Migrationshin- 
tergrund und die Frage, wie sie diese bei der Gestal- 
tung ihrer Integration und für das Zusammenleben vor 
Ort einbringen können 

- Das Ziel der gesellschaftlichen Teilhabe von Men- 
schen mit Migrationshintergrund wird zunehmend 
durch die Förderung von Selbstorganisation verfolgt 

- Angebote richten sich verstärkt auch an Menschen 
ohne Migrationshintergrund, um das Thema interkul- 
turelle Öffnung stärker zu verankern. 

Hinter allen Themen, die im Rahmen des bundesweiten 
Integrationsprogramms bearbeitet werden, steht der Ge- 
danke, die Partizipation von Menschen mit Migrations- 
hintergrund zu stärken. Ein besonderer Schwerpunkt hie- 
rauf wird im Handlungsfeld gesellschaftliche Integration 
gelegt. Der Nationale Integrationsplan hält fest: „Ob Mi- 
grantinnen und Migranten ihre Kompetenzen zur Geltung 
bringen können, hängt auch von den sozialen Bedingun- 
gen und Barrieren ab, auf die sie treffen.“'^' Mit den hier 
vorgestellten Empfehlungen im Bereich gesellschaftliche 
Integration soll ein Beitrag dazu geleistet werden, die so- 
zialen Bedingungen so zu gestalten, dass Menschen mit 
Migrationshintergrund ihre Fähigkeiten und Kenntnisse 
in die Gestaltung des Gemeinweisens vor Ort einbringen 
und Teil einer aktiven Bürgergesellschaft werden können, 
in der „möglichst viele Menschen Verantwortung über- 
nehmen und Eigeninitiative entwickeln. “'^2 

Unter dem Leitthema „gesellschaftliche Teilhabe von 
Menschen mit Migrationshintergrund stärken“ werden 
drei Aspekte in den Blick genommen, die die Mitwirkung 
von Menschen mit Migrationshintergrund - insbesondere 
im Gemeinwesen vor Ort - fördern: 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O., S. 13. 

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O., S. 14. 


- Migrantenorganisationen als Akteure der Integrations- 
förderung 

- Gesellschaftliche Teilhabe von Jugendlichen am Bei- 
spiel der interkulturellen Öffnung der Jugendver- 
bandsarbeit 

- Bürgerschaftliches Engagement 

Migrantenorganisationen sind Foren der Selbstorganisa- 
tion und der gesellschaftlichen Beteiligung. Sie sind 
wichtige zivilgesellschaftliche Organisationen und Part- 
ner im Rahmen der Integrationsförderung als auch selbst 
Adressat von Angeboten der Integrationsförderung. Im 
Nationalen Integrationsplan wird ihre wichtige Rolle für 
die Integration konkretisiert: Sie bilden Brücken zwi- 
schen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund: 
Migrantinnen und Migranten können Migrantenorganisa- 
tionen die Notwendigkeit eigener Integrationsbemühun- 
gen nahebringen. Der Bevölkerung ohne Migrationshin- 
tergrund und der Politik können sie die Perspektiven, 
Potenziale aber auch Probleme der Menschen vermitteln, 
die sie vertreten. Der Stärkung von Migrantenorganisatio- 
nen kommt aufgrund ihres partizipations- und integra- 
tionsfördemden Potenzials hohe Bedeutung zu. Das zum 
Teil schon seit Jahren bestehende Engagement von Mi- 
grantenorganisationen anzuerkennen und künftig ver- 
stärkt zu unterstützen, ist ein wichtiger Beitrag zu einer 
nachholenden Integrationsförderung. Bund, Länder, 
Kommunen und nichtstaatliche Organisationen sollten 
Migrantinnen, Migranten und ihre Organisationen stärker 
in Planung und Gestaltung von Integrationsmaßnahmen 
einbeziehen, so die Forderung des Nationalen Integra- 
tionsplans. Im Rahmen des bundesweiten Integrations- 
programms sollen hierzu konkrete Möglichkeiten aufge- 
zeigt werden. 

Die Integration von Jugendlichen mit Migrationshinter- 
grund ist von besonderer Bedeutung. Gelingt die Integra- 
tion der Kinder und Jugendlichen nicht, wird ihnen auch 
als Erwachsene oftmals der Zugang zu vielen gesell- 
schaftlichen Bereichen erschwert. Die Lebens Situation 
junger Menschen mit Migrationshintergrund ist jedoch 
zum Teil durch Integrationsdefizite und Benachteiligun- 
gen gekennzeichnet, insbesondere im Bildungssystem. 
Um dies zu verändern, ist die Förderung einer besseren 
Teilhabe junger Menschen mit Migrationshintergrund an 
außerschulischer Bildung - wie z. B. durch die Teilnahme 
an den Jugendfreiwilligendiensten -, an demokratischem 
Lernen, an jugendpolitischer Interessensvertretung und 
an sinnvoller Freizeitgestaltung besonders wichtig. Einen 
Beitrag dazu kann die Jugend(verbands)arbeit leisten. 
Auf Verbandsebene gibt es hierzu bereits einzelne, wir- 
kungsvolle Initiativen. Die Jugendverbandsarbeit wird je- 
doch bisher nicht bundesweit und auf allen Verwaltungs- 
ebenen unter dem Blickwinkel der Partizipationsförderung 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund betrachtet. 
Die im bundesweiten Integrationsprogramm entwickelten 
Empfehlungen sollen eine breite Umsetzung interkultu- 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O., S. 13. 
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reller Öffnungsprozesse in der Jugendverbandsarbeit un- 
terstützen und damit zu einer stärkeren gesellschaftlichen 
Teilhabe von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
beitragen. 

Eine große Verantwortung dafür, ob der Zusammenhalt in 
einer Gesellschaft gelingt, trägt die Zivilgesellschaft. 
Bürgerschaftliches Engagement - das klassische Ehrenamt 
aber auch neue Formen des freiwilligen Engagements - 
spielt daher traditionell eine ganz besondere Rolle in der 
Integrationsfbrderung. Bürgerschaftliches Engagement in 
und durch Migrantenorganisationen kann die Partizipa- 
tion von Menschen mit Migrationshintergrund erhöhen. 
Im gemeinsamen Engagement von Menschen mit und 
ohne Migrationshintergrund können neue Gemeinschaf- 
ten und ein Zusammengehörigkeitsgefühl unabhängig 
von der Herkunft entstehen. Dabei kann und soll das bür- 
gerschaftliche Engagement professionelle Sozialarbeit 
nicht ersetzen. Es kann jedoch ergänzend einen wichtigen 
Beitrag zur Integration leisten und dabei auf die Kompe- 
tenzen und Kenntnisse der Migrantinnen und Migranten 
selbst zurückgreifen. Im Nationalen Integrationsplan wird 
diese besondere Rolle des bürgerschaftlichen Engage- 
ments hervorgehoben. Integration, so der Beitrag des 
Bundes im Nationalen Integrationsplan, ist ohne die viel- 
fältigen Aktivitäten der Zivilgesellschaft nicht mög- 
lich. '3"* Auch der 2009 entwickelte Nationale Engage- 
mentplan greift das Engagement von und mit Menschen 
mit Migrationshintergrund auf 

Bürgerschaftliches Engagement ist in allen Handlungs- 
feldem der Integration von Bedeutung. Es wurde daher 
bei der Entwicklung der Empfehlungen des bundesweiten 
Integrationsprogramms als Querschnittsthema behandelt. 
Besonders häufig werden Empfehlungen zum freiwilli- 
gen, gemeinwesenorientiertem Engagement in der Inte- 
grationsförderung im Handlungsfeld gesellschaftliche In- 
tegration formuliert, aber auch in den anderen Kapiteln 
finden sich Schnittstellen. 

2. Empfehlungen zur Weiterentwicklung 
von Angeboten im Handlungsfeld 
gesellschaftliche Integration 

2.1 Migrantenorganisationen als Akteure 
der Integrationsförderung stärken 

ln Deutschland gibt es eine große Vielfalt an Organisatio- 
nen, in denen sich Menschen mit Migrationshintergrund 
zusammenschließen. Diese Organisationen engagieren 
sich neben den traditionellen, anerkannten Trägem in der 
Integrationsförderang, manche von ihnen schon seit Jahr- 
zehnten. „Die“ Migrantenorganisation existiert dabei je- 
doch ebenso wenig, wie „die“ Migrantin oder „der“ Mi- 
grant. 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. 0.,S. 20. 

Unter Migrantenorganisationen werden im vorliegenden Text Verei- 
nigungen verstanden, die überwiegend von Zugewanderten gegrün- 
det wurden und deren Mitglieder vornehmlich Menschen mit Migra- 
tionshintergrund sind. 


Migrantenorganisationen sind im Hinblick auf Aufgaben 
und Ziele, Zusammensetzung der Vereinsmitglieder und 
Organisationsgrad sehr heterogen: Neben religiösen, kul- 
turellen oder politischen Vereinen, gibt es Organisationen 
bestimmter Zuwanderungsgruppen, Vertriebenenverbände, 
Studierendenvereinigungen, Fachverbände bzw. anerkannte 
Träger der Sozialarbeit, Sportvereine, Untemehmerver- 
bände oder Bildungsträger. Migrantenorganisationen kön- 
nen auch ausschließlich ganz bestimmte Zielgrappen an- 
sprechen, etwa Frauen, Mütter, Männer, Väter, Eltern, 
Senioren oder Jugendliche. Seit einigen Jahren beginnen 
sie verstärkt, ihre Angebote auch für Menschen anderer 
Herkunffsgrappen zu öffnen. Neben wenigen bundesweif 
agierenden Dachverbänden isf die Mehrzahl der Organi- 
sationen vor allem vor Ort engagiert, als eingetragene 
Vereine oder informelle Zusammenschlüsse. Von Bedeu- 
tung für die Infegration können auch interkulturelle Ver- 
eine sein, in denen sich Menschen unterschiedlicher Her- 
kunft engagieren. Diese Gruppen können in besonderem 
Maße Brücken über Herkunftsgrenzen hinweg bauen. 

Im Blickfeld des bundesweiten Integrationsprogramms 
und der hier ausgesprochenen Empfehlungen stehen Or- 
ganisationen, die sich nachweislich in der Integrations- 
arbeit engagieren, nicht nur nach innen wirken, sondern 
auch eine Brücke zwischen Menschen mit und ohne Mi- 
grationshintergrand bilden können. Auf gesellschaftliche 
Integration zielen dabei alle Aktivitäten von Migranten- 
organisationen ab, die die Teilhabe ihrer Mitglieder bzw. 
Zielgrappen an den gesellschaftlichen Einrichtungen und 
Prozessen mittelbar oder unmittelbar fordern. 

Die Zahl der Migranfenorganisationen in Deufschland isf 
bislang nicht erhoben worden. Eine Annäherung bietet 
das Bundesausländervereinsregister, das alle Vereine aus- 
ländischer Drittstaatsangehöriger registriert und diese 
2001 mit 16 000 bundesweit angegeben hat.'^s Die bisher 
einzige Vollerhebung von Migrantenorganisationen wurde 
in Nordrhein- Westfalen 1999 durch das Zentrum für Türkei- 
studien und das Institut für Politikwissenschaft der West- 
fälischen Wilhelms-Universifät Münsfer im Auftrag der 
Landesregierung durchgeführt und konnte über 2 200 Or- 
ganisationen ermitteln. '37 

Die Kenntnisse über Entwicklung und Einsatzfelder sind 
detaillierter, wenn auch nicht repräsentativ belegt. Neben 
den in Westdeutschland bekannten, klassischen, her- 
kunftshomogenen (Kultur-)Vereinen wurden in den letz- 
ten Jahren zahlreiche neue, zum Teil auch heterogene 
Vereine gegründet, die Integrationsförderang als einen ih- 
rer Arbeifsschwerpunkte definieren, ln Osfdeufschland isf 
eine steigende Bereitschaft zur Selbstorganisation zu 
beobachten. Insbesondere im letzten Jahrzehnt sind zu- 
dem zahlreiche Migrantirmenorganisationen mit dem 
Zweck entstanden, Frauen und Familien mit Migrations- 


Hunger, Uwe (2005): Ausländervereine in Deutschland - Eine Ge- 
samterfassung auf der Basis des Bundesausländervereinsregisters. In: 
SelbstHilfe - Wie Migranten Netzwerke knüpfen und soziales Kapi- 
tal schaffen, Freiburg. 

Ministerium für Arbeit, Soziales und Stadtentwicklung, Kultur und 
Sport (Hg.) (1999): Selbstorganisationen von Migrantinnen und Mi- 
granten in NRW: wissenschaftliche Bestandsaufnahme. Düsseldorf 
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Hintergrund zu beraten, weiterzubilden oder anderweitig 
zu unterstützen. Einen wiehtigen Beitrag zur Integra- 
tion leisten Eltemvereine untersehiedlieher Migranten- 
eommunities, deren Arbeit auf die Stärkung der Bil- 
dungspartizipation ausgeriehtet ist (vgl. C.2.1). Aueh 
Religionsgemeinsehaften agieren vor Ort immer mehr im 
Bereieh Integrationsförderung. Empowerment'^? hat da- 
bei stets eine entseheidende Rolle bei der Herausbildung 
von Migrantenorganisationen und ihren Aktivitäten ge- 
spielt. 

Migrantenorganisationen verfügen nur vereinzelt über 
hauptamtliehe Strukturen, ganz überwiegend arbeiten sie 
ehrenamtlieh, insbesondere auf lokaler Ebene. Eine Aus- 
nahme bilden vor allem die wenigen deutsehlandweit or- 
ganisierten Daehverbände von Migrantenorganisationen 
und von Organisationen von (Spät)Aussiedlerinnen und 
(Spät)Aussiedlem. Über die Engagement- Sehwerpunkte 
in Migrantenorganisationen selbst ist noeh zu wenig be- 
kannt, das Engagement der Vereine wird von Mensehen 
ohne Migrationshintergrund kaum wahrgenommen. 

Migrantenorganisationen können untersehiedliehe Funk- 
tionen wahmehmen: Für Neuzuwanderinnen und Neuzu- 
wanderer erfüllen sie eine Sehutzfunktion, weil sie Hilfe- 
stellungen in versehiedenen Lebenslagen und die 
Mögliehkeiten des Austausehes mit anderen bieten. Mit 
längerer Verweildauer im Aufnahmeland wandelt sieh 
dies. Für die naehfolgenden Generationen übernehmen 
Migrantenorganisationen stärker eine Sozialisationsfunk- 
tion, indem sie Angebote für die Tradierung der Kultur 
und Werte des Herkunftslandes sehaffen und damit aueh 
identitätsstützend wirken. Eine zentrale Aufgabe üben die 
Organisationen überdies als Interessenvertretung aus: Als 
Daehverbände bemühen sie sieh um die Durehsetzung 
spezifiseher Interessen ihrer Mitglieder auf Bundesebene. 
Als kleine lokale Zusammensehlüsse vertreten sie die In- 
teressen von Mensehen mit Migrationshintergrund in ih- 
rem unmittelbaren Umfeld. Sie sind Anspreehpartner für 
Politik, Wirtsehaft und Verwaltung, aber aueh für die Öf- 
fentliehkeit und übernehmen insoweit eine Brüekenfunk- 
tion zwisehen Zuwanderungsgruppen und der Mehrheits- 
gesellsehaft ohne Migrationshintergrund. 


Im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend hat Ramboll-Management in Zusammenarbeit mit der 
Technischen Universität Darmstadt eine Studie zu Migrantinnen-Or- 
ganisationen in Deutschland durchgeführt. Für die fast abgeschlosse- 
ne Studie konnten im Rahmen einer Bestandsaufnahme 255 Migran- 
tinnen-Organisationen identifiziert werden, von denen 124 an der 
Befragung teilgenommen haben. Die Studie soll bestehende Kennt- 
nislücken schließen und Handlungsempfehlungen zur Unterstützung 
der Migrantinnen-Organisationen entwickeln. 

Der Begriff Empowerment stammt aus der Psychologie und Sozial- 
pädagogik. Für ihn existiert keine anerkannte deutsche Übersetzung, 
er lässt sich am besten mit „Selbstbemächtigung“ oder auch „Selbst- 
kompetenz“ umschreiben. Empowerment umfasst Strategien und 
Maßnahmen, die Menschen dabei helfen sollen, ein selbstbestimmtes 
und unabhängiges Leben zu führen. Sie sollen ermutigt werden, eige- 
ne Stärken zu entdecken und in die Lage versetzt werden, ihre Belan- 
ge selbstständig zu vertreten und ihre Lebensräume eigen bestimmt 
zu gestalten. Zusätzlich sollen sie durch effektive Förderung befähigt 
werden, ihre Interessen zu artikulieren und sich am politischen Pro- 
zess zu beteiligen. 


Migrantenorganisationen haben sieh oft auf Themenfel- 
der spezialisiert, die in der Integrationslorderung eine 
wiehtige Rolle spielen. Dabei kann es sieh um Aktivitäten 
im Bildungsbereieh handeln, wie die schulergänzende 
Förderung von Kindern oder Eltembildung, um Frauen- 
rechte, Diskriminierungsabbau, Stadtteilintegration, Dol- 
metscherdienste oder um medizinische Versorgung und 
Gesundheitsprävention bzw. Suchtberatung. Integrations- 
fÖrdemdes Engagement kann auch die Bereiche Kultur, 
Sport und Freizeitgestaltung umfassen. Viele Migranten- 
organisationen decken mehrere Bereiche und zielgruppen- 
spezifische Angebote ab. Auch zur interkulturellen Öff- 
nung von Vereinen und gesellschaftlichen Einrichtungen 
können Migrantenorganisationen einen Beitrag leisten: 
Die verantwortliche Mitgestaltung in einer partnerschaft- 
lichen Kooperation zwischen Migrantenorganisationen 
und öffentlichen und privaten Einrichtungen, wie Bil- 
dungsträgem sowie klassischen, anerkannten Organisa- 
tionen der Integrationsfiirderung, kann deren interkultu- 
relle Öffnung nachhaltig fordern. Voraussetzung ist, dass 
der Dialog auf „gleicher Augenhöhe“ stattfindet. 

Die Organisationen sind zudem selbst auch Orte, an de- 
nen Menschen mit Migrationshintergrund aktiv werden 
und ihre Kompetenzen einbringen können. Sie kennen die 
Bedürfnisse organisierter, aber auch nicht organisierter 
Menschen mit Migrationshintergmnd und schließen mit 
ihren Angeboten oft Lücken in der Integrationsarbeit. Sie 
erreichen Menschen gerade dort, wo staatliche Regel- 
dienste oder anerkannte Träger oft an ihre Grenzen sto- 
ßen: 

- Sie finden Zugang zu und genießen das Vertrauen von 
Menschen mit Migrationshintergrund, die Ausgren- 
zungs- und Diskriminierungserfahrungen in Deutsch- 
land gemacht haben. 

- Sie sind Anlaufstellen für Menschen mit Migrations- 
hintergrand mit geringen Deutschkenntnissen, die Rat 
und Unterstützung suchen. 

- Sie sind Informations- und Kommunikationsplattform 
für Menschen mit Migrationshintergrund gleicher 
Herkunft oder Religion („Kulturoase“); dies bleibt 
auch für gut integrierte Menschen nach langem Auf- 
enthalt in Deutschland wichtig. 

- Sie werden aufgesucht von Menschen mit Migrations- 
hintergrund, die durch positive Mund-zu-Mund-Pro- 
paganda innerhalb der Community von der Organisa- 
tion erfahren haben. 

Bisherige Entwicklungen zur Stärkung von 
Migrantenorganisationen 

Migrantenorganisationen werden von Bund, Ländern, 
Kommunen und privaten Trägem zunehmend als Exper- 
ten für die bedarfsgerechfe Ausrichtung von Integrations- 
angeboten nachgefragt. Eine gleichberechtigte Einbezie- 
hung, Nutzung und Anerkennung ihrer Kompetenzen bei 
der Gestaltung von Integrationsangeboten sowie eine sys- 
tematische Stärkung als Akteure der IntegrationsfÖrdemng 
findet bundesweit bisher in unterschiedlichem Umfang 
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und nicht auf allen Ebenen programmatiseh umfassend 
statt. 

Länder und Kommunen erkennen die Bedeutung von Mi- 
grantenorganisationen zunehmend an und unterstützen ihre 
Partizipation häufig dureh spezifisehe Förderkonzepte. Sie 
setzen insbesondere auf regionale Vernetzung, Beratung 
und Weiterbildung, auf Partizipation an ProjektfÖrderungen 
sowie auf eine infrastrukturelle oder in Einzelfällen sogar 
auf instifutionelle Förderung von Migranfenorganisafionen. 
ln den Kommunen sfehen feilweise finanzielle Mittel für 
die Vereinsarbeif von Migranfenorganisafionen bzw. für so- 
genannfe ausländisehe Vereine zur Verfügung. 


Nordrhein- Westfalen hat ein differenziertes Konzept der 
Förderung von Migrantenorganisationen dureh unter- 
sehiedliehe, ergänzende Bausteine: ProjektfÖrderung/Zu- 
sehüsse für Selbsforganisationen (wobei die Eigenanfeile 
dureh bürgersehaflliehes, freiwilliges Engagemenf er- 
braeht werden können), Förderung interkulfureller Zen- 
tren und niedersehwelliger Integrationsvorhaben, landes- 
weite Faehberatung für Organisationen und ein breit 
gefäehertes Fortbildungsangebot. Zudem wurden die Mi- 
grationsfaehdienste zu Integrationsagenturen umstruktu- 
riert, deren Aufgabe aueh die Beratung lokaler Migranten- 
organisationen ist. Das landesweite Fördeprogramm 
KOMM-IN NRW unterstützt Integrationsvorhaben von 
Kommunen, in denen in der Regel aueh Migrantenorgani- 
sationen eingebunden sind bzw. gefördert werden. 

Die Stadt Bielefeld arbeitet seit Jahrzehnten eng mit 
etwa 40 Migrantenorganisationen zusammen, unter- 
stützt finanziell und organisatoriseh deren Aktivitäten 
und lädt etwa viermal j ährlieh zu einem Informations- 
austauseh ein. Ziel ist, Migrantenorganisationen als ak- 
tive Partner im Prozess kommunaler Integrationsarbeit 
und -fÖrderung zu gewinnen, beraten und unterstützen, 
zu begleiten und sie im Zusammenwirken von Kom- 
mune und allen anderen lokalen Institutionen und Ange- 
boten als mitgestaltende Partner in Netzwerke einzubin- 
den. Im Rahmen des KOMM-IN Projekts „Förderung 
von Bildungs- und Integrationsbeauftragten in Migran- 
tenselbstorganisationen in Bielefeld“ wurde diese lang- 
jährige Zusammenarbeit optimiert dureh 

- die Sammlung aktueller Informationen über aktive 
Vereine, ihre inhaltliehen Sehwerpunkte, Zielsetzun- 
gen, Anliegen und Bedarfe, 

- die Benennung verbindlieher Anspreehpartnerinnen 
bzw. Anspreehpartner aus den Migrantenorganisatio- 
nen für die Sfadf Bielefeld oder andere Behörden und 
Einriehtungen, 


Ergebnis einer vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in Auf- 
trag gegebenen Abfrage bei den Ländern zu Förderkonzepten, die expli- 
zit auf Migrantenorganisationen zugeschnitten sind sowie einer Recher- 
che zu Kooperationen von Kommunen und Migrantenorganisationen, 
einer exemplarischen Umfrage unter Migrantenorganisationen zu den 
Rahmenbedingungen ihres Engagements und zu Weiterbildungs- und 
Förderbedarfen sowie einer Abfrage bei Bildungsträgem zu spezifi- 
schen Weiterbildungsangeboten für Migrantenorganisationen. Insbe- 
sondere auf diesen Recherchen beruhen die folgenden Ausführungen. 


- die sysfematische Bearbeitung der Themen „Integra- 
tion, Bildung und Arbeitsmarkt“ in den Vereinen und 

- die Schulung der sogenannten Bildungs- und Inte- 
grationsbeauftragten für diese Aufgaben. 

Sowohl die Vernetzung der Organisationen untereinan- 
der als auch die Kooperationen zwischen Kommune und 
Migrantenorganisationen haben positive Effekte hervor- 
gebracht: Die Kommune hat mehr Informationen zu Mi- 
grantenorganisationen vor Ort. Zudem hat sich ein Dis- 
kurs über Ziele, Inhalte und Wege zur Integration 
entwickelt. Durch die Vernetzung wurde auch ein neuer, 
im Rahmen des KOMM-IN Projekts geförderter „Inter- 
kultureller Eltemverein“ gegründet. Migrantenorganisa- 
tionen sehen ihr Engagement zudem öffentlich aner- 
kannt und wertgeschätzt. 


Unter dem Leitthema „gesellschaftliche Teilhabe stärken“ 
ist es besonders von Bedeutung, Migrantenorganisationen 
in die Lage zu versetzen, ihr Potenzial noch konkreter 
und umfangreicher zu nutzen, mit ihren Kompetenzen 
den Integrationsprozess zu fordern und dabei auch die nö- 
tige Anerkennung zu erfahren. Bund, Länder, Kommunen 
und gesellschaftliche Institutionen können die Selbstorga- 
nisation von Menschen mit Migrationshintergrund und 
ihr Engagement unterstützen, indem sie - je nach Organi- 
sationsgrad der Migrantenorganisationen - insbesondere 

- tragfähige Strukturen für die Integrationsarbeit von 
Migrantenorganisationen auf- und ausbauen, 

- das bürgerschaftliche Engagement in und durch Mi- 
grantenorganisationen fördern, 

- Migranfenorganisafionen bei der Professionalisierung 
unterstützen, 

- und die Zusammenarbeit von Institutionen, Organisa- 
tionen und Netzwerken mit Migrantenorganisationen 
fördern. 

Als Voraussetzung für diese Prozesse isf jedoch auch die 
interkulturelle Öffnung von gesellschaftlichen Einrich- 
tungen, Organisationen und Netzwerken notwendig. 

2.1 .1 Auf- und Ausbau tragfähiger Strukturen 
für die integrationsarbeit von 
Migrantenorganisationen 

Inwiefern Migrantenorganisationen für die Infegrations- 
fÖrderung wichtige Kompetenzen und Ressourcen entwi- 
ckelt und eine nachhaltig wirkende Arbeit etabliert haben, 
hängt insbesondere von zwei Faktoren ab: Einerseits der 
Dauer ihres Bestehens und damit der Erfahrung, die sie in 
der Integrationsarbeit sammeln und den Kontakten, die 
sie knüpfen konnten; andererseits von den Rahmenbe- 
dingungen ihres Engagements. Die Erwartungen, die in 
Bezug auf Kooperation, Vernetzung, Weiterbildungs- 
angebote oder Mitgliederbetreuung an Migrantenorgani- 
sationen gestellt werden, sind in den letzten Jahren stetig 
gestiegen. Ihre personellen, finanziellen, hauptamtlichen 
und räumlichen Ressourcen sind jedoch häufig nicht ent- 
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sprechend gewachsen. Daher ist es notwendig, die Parti- 
zipation von Migrantenorganisationen an Förderstruktu- 
ren zu erleichtern. 

Da die Integrationsarbeit von Migrantenorganisationen 
überwiegend durch freiwilliges Engagement geleistet 
wird, stoßen die Organisationen oft an ihre Grenzen. Mi- 
grantenorganisationen beginnen ihr Engagement in der 
Regel ohne eigene Geschäftsräume und technische Aus- 
stattung und leisten ihre Integrationsarbeit zumindest zu 
Anfang oft von zu Hause aus. Solche erschwerenden 
Rahmenbedingungen verhindern, dass ihre Potenziale 
voll genutzt werden können. Sie führen auch dazu, dass 
bei Dritten, insbesondere potenziellen Zuwendungsge- 
bem, der Eindruck mangelnder Professionalität entsteht. 
Auch freiwilliges Engagement braucht jedoch hauptamt- 
liche Unterstützung und Organisation. Finanzielle Förde- 
rung durch staatliche Stellen oder private Stiftungen ist 
aber überwiegend an Projekte gebunden. Deren Realisie- 
mng hängt wiederum davon ab, ob die Träger über ein 
Mindestmaß an Professionalität und Basisstruktur für An- 
tragstellung und Projektdurchführung verfügen, etwa in 
Form von Vereinsräumen oder hauptamtlich Tätigen. 
Dies ist bei Migrantenorganisationen häufig (noch) nicht 
der Fall. 

An der umfangreichen ProjektfÖrderlandschaft in Deutsch- 
land partizipieren Migrantenorganisationen daher bisher 
nur in einem geringen Umfang. Der überwiegende Anteil 
der Projektmittel wird aufgrund gewachsener Strukturen 
der Integrationsförderung und wegen der hohen formalen 


Trägerkriterien auf allen staatlichen Ebenen primär von 
Wohlfahrtsverbänden, von (Spät)Aussiedlerorganisatio- 
nen und über den Paritätischen Wohlfahrtsverband in ge- 
ringem Umfang auch von Migrantenorganisationen in 
Anspruch genommen. Zudem ist Projektförderung in der 
Regel zeitlich befristet. Die Projektantragstellung, -durch- 
führung und die Weiterführung der Integrationsarbeit 
nach Projektabschluss sind auf hauptamtliche Strukturen 
angewiesen. Ohne diese gehen Know-how, Mitarbeiter- 
kompetenzen und der Zugang zur Klientel nach Projekt- 
ende verloren. 

Migrantenorganisationen sind zudem kaum über Förder- 
möglichkeiten und Netzwerke informiert und können 
daher oft nicht ausreichend an den Strukturen der Integra- 
tionsarbeit partizipieren. Großer Bedarf besteht hinsicht- 
lich einer infrastrukturellen Förderung, die einen wesent- 
lichen Baustein zur Stärkung der Partizipationschancen 
bilden kann, sowie hinsichtlich passgenauer Angebote 
zur Weiterbildung und Kompetenzerwerb. Doch auch die 
(ideelle) Anerkennung der Vereinsarbeit ist von zentraler 
Relevanz, um Migrantenorganisationen ein integrations- 
fÖrdemdes und nachhaltiges Engagement zu ermögli- 
chen. Denn häufig findet das vielfältige, auf Integration 
ausgerichtete Engagement von Menschen mit Migrations- 
hintergrund und ihren Organisationen weitgehend außer- 
halb des Blickfeldes der Öffentlichkeit ohne Migrations- 
hintergrund statt. Das führt dazu, dass ihre Leistungen 
nicht immer ausreichend wahrgenommen und anerkannt, 
sondern häufig eher mit Skepsis betrachtet werden. 


Empfehlungen 

Zielgröße für Förderung festlegen 

Zur Förderung von Migrantenorganisationen sollten Zielgrößen festgelegt werden. Als quantitativer Maßstab für 
gleichberechtigte Teilhabe sollte herangezogen werden: 

- Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund in Projekten und Maßnahmen, an den Angeboten kultureller, so- 
zialer, medialer, bürgerschaftlicher, sportlicher Einrichtungen 

- Anteil von Migrantenorganisationen, die bereits Träger von Projekten und Maßnahmen im Integrationsbereich 
sind 

- Grad der Einbindung von Migrantenorganisationen in die kulturelle, soziale, mediale, bürgerschaftliche, sportli- 
che Infrastruktur 

Bedarfsgerechte Fördermodelle anbieten 

Migrantenorganisationen haben aufgrund ihrer verschiedenen Organisationsgrade unterschiedliche Unterstützungs- 
bedarfe. Um tragfähige Strukturen für ihre Integrationsarbeit zu schaffen und die vorhandenen Strukturen zu stärken 
und zu stabilisieren, sollten verschiedene Modelle der Förderung bzw. der Partizipation an vorhandenen Förderpro- 
grammen weiterentwickelt und flächendeckend umgesetzt werden. Hierbei sind drei Aspekte von Bedeutung: 

- Grundausstattungsförderung 

- Infrastrukturelle Förderung 

- Unterstützung bei der Projektförderung 
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Berlin hat ein Mehrsäulenkonzept zur umfassenden Integrationsförderung entwickelt (Integration durch Bildung, In- 
tegration durch Stärkung des sozialräumlichen Zusammenhalts, Integration durch interkulturelle Öffnung, Integra- 
tion durch Partizipation und Stärkung der Zivilgesellschaft), in dem Projekte von Migrantenorganisationen für die 
Integrationsförderung einen besonderen Stellenwert haben. Projekte werden bevorzugt bewilligt, wenn sich Organi- 
sationen der Mehrheitsgesellschaft und Migrantenorganisationen zu so genannten Tandemträgerschaften zusammen- 
schließen. Im Rahmen der Projektförderung kann in Berlin auch ehrenamtlich geleistete Arbeit als finanzieller Eigen- 
anteil anerkannt werden. Die Grundsätze für die Vergabe von Zuwendungen des Berliner Senats ermöglichen in 
Ausnahmefällen eine langfristige Förderung von Projekten über die Regelförderzeit hinaus, wenn die umgesetzten 
Maßnahmen sich als unverzichtbar bewähren. 

Von den EU-Ländern haben u. a. Schweden und Portugal staatliche Programme zur Förderung von Migrantenorga- 
nisationen aufgelegt. In Schweden gibt es ca. 3 000 Migrantenorganisationen. Seit 1976 können sie staatliche Unter- 
stützung erhalten. Das Budget für die institutionelle Förderung betrug 2009 19 Millionen Schwedische Kronen, was 
etwa 1,9 Mio. Euro entsprach. Uber die Verwendung der Mittel können die geförderten Organisationen im Rahmen 
der Zielvorgaben selbst verfügen. Ihre Arbeit muss jedoch auf Integrationsförderung in den Bereichen Sprache, Kul- 
tur, Identität, Demokratie und Teilhabe in der schwedischen Gesellschaft ausgerichtet sein. Für neu gegründete Mi- 
grantenorganisationen wurde die Möglichkeit einer maximal dreijährigen Etablierungs-Förderung eingerichtet. In 
Portugal werden beispielsweise Migrantenorganisationen gefördert, welche Arbeitsschwerpunkte in den Bereichen 
internationaler Austausch, Einsatz für Gleichberechtigung in den Bereichen Bildung, Kultur, Kommunikation oder im 
Bereich Wissenschaftliche Forschung zu Formen der ethnischen Diskriminierung nachweisen. 

Grundausstattung fördern 

Es sollte eine Grundausstattungsforderung für integrativ arbeitende Migrantenorganisationen mit geringem Organisa- 
tionsgrad gewährt werden, um sie in der Phase des Organisationsaufbaus zu untersfüfzen. Mögliehkeifen einer 
Grundaussfattungsfbrderung sollten je naeh dem Tätigkeitsfeld von Vereinen von Kommunen, Ländern oder dem 
Bund zur Verfügung gestellt werden. 

• Umsetzungshinweis: Grundausstattungsförderung 

Grundausstattungsfbrderung sollte Mittel für Vereinsräume, Nebenkosten, Gesehäftsbedarf, teehnisehe Ausstat- 
tung oder ähnliehe elementare Bedingungen umfassen und ein kontinuierliehes bürgersehaftliehes Engagement 
unterstützen. 


Einzelne Länder und Kommunen bieten eine Grundausstattungsförderung für Migrantenorganisationen an, etwa die 
Stadt Dortmund mit dem Projekt ,, Migrantenselbstorganisationen - Starke Partner in der Kommune“. Mit einem 
Höchstbetrag von bis zu 1 000 Euro förderte die Stadt im Jahr 2008 Sachkosten für Bildungsmaßnahmen von Mi- 
grantenorganisationen. Die Maßnahmen waren darauf gerichtet, die Bildungs teilhabe sowie die Bildungschancen 
von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund zu verbessern und hierzu auch Eltern zu unterstützen. Das 
Projekt wurde in Kooperation zwischen dem Integrationsbüro der Stadt Dortmund und der Freiwilligenagentur Dort- 
mund durchgeführt und im Rahmen des Landesprogramms KOMM-IN gefördert. 

Infrastrukturförderung gewähren 

Um eine langfristige strukturelle Stärkung von Migrantenorganisationen, Naehhaltigkeit und Qualität ihrer Integra- 
tionsarbeit zu gewährleisten, sollte eine Infrastrukturförderung ermöglieht werden, die mit sozialen, interkulturellen 
und gemeinsehaftsfbrdemden Aufgaben verbunden wird. Sie sollte eine Regelfinanzierung von Personal- und Saeh- 
kosten umfassen. Zudem sollten Kriterien entwiekelt werden, um eine gleiehbereehtigte Teilhabe von Migrantenorga- 
nisationen gemäß vorab festgelegter Zielgrößen zu erreiehen. 


Eine Infrastrukturförderung zum Aufbau nachhaltiger Organisationsstrukturen von Migrantenorganisationen gibt es 
in Thüringen und Nordrhein-Westfalen. Das Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit stellte für 
die Jahre 2008 und 2009 jeweils 98000 Euro zur Förderung der Ausländervereinsarbeit bereit. Nordhrein-Westfalen 
fördert Migrantenorganisationen durch das Programm ,, Gewährung von Zuschüssen für Selbstorganisationen von 
Migrantinnen und Migranten “ mit maximal 15 000 Euro pro Haushaltsjahr. Im Rahmen des Programms ,, Förderung 
von Interkulturellen Zentren und niederschwelligen Integrationsvorhaben“ können Migrantenorganisationen in 
Nordrhein-Westfalen bis zu 20 000 Euro Unterstützung pro Jahr für Betriebskosten erhalten sowie bis zu 5 000 Euro 
für Einzelprojekte. 
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Je nach Tätigkeitsfeld der Vereine und Netzwerke obliegt es den Kommunen, den Ländern oder dem Bund Möglich- 
keiten einer Infrastrukturförderung zu prüfen. Diese bietet sich insbesondere für thematisch spezialisierte Migranten- 
organisationen an. So kann bspw. eine Kommune eine hauptamtliche Personalstelle in einer Migrantenorganisation 
fördern, damit diese für sie Beratungsleistungen für ihre Community anbietet. 


Frankfurt am Main arbeitet seit 2001 im Bereich der Gesundheitsförderung mit der Migrantinnenorganisation Maisha 
e. V. zusammen, einer Selbsthilfegruppe afrikanischer Frauen in Deutschland: Im Franhfurter Gesundheitsamt wurde 
in Kooperation mit Maisha e. V. die ,, Afrikasprechstunde“ eingerichtet, in der Allgemeinmedizinerinnen sich um die 
gesundheitlichen Anliegen ihrer Patientinnen kümmern. Die Migrantenorganisation hat bei der Information der Pa- 
tientinnen über dieses spezielle Angebot und der Vertrauensbildung eine Schlüsselfunktion: Maisha übernimmt die 
Informationsarbeit, hat ein eigenes Büro neben dem Warteraum, empfängt die Patienten (auch in ihrer Mutterspra- 
che) und organisiert die Termine. Da sich zahlreiche Besucherinnen der Afrikasprechstunde in unsicheren Lebensla- 
gen befinden oder am Rande des Existenzminimums leben, können sie sich Medizin oder einen regulären Arztbesuch 
nicht leisten. 90 Prozent der Patientinnen sind daher ausschließlich beim Gesundheitsamt in Behandlung. 

Seit seiner Einrichtung wurde das Angebot ausgebaut. Eine Clearingstelle bei Maisha e. V. ist nun der Afrikasprech- 
stunde vorgeschaltet. Hier wird vorab geklärt, ob die Anliegen gesundheitlichen, kulturellen oder eher sozialen Ur- 
sprungs sind. Anfangs als Angebot für afrikanische Frauen gedacht, wurde das Angebot auch auf Familien und 
andere Nationalitäten und auf zwei halbe Tage ausgeweitet. Seit 2001 hat sich die ,, Afrikasprechstunde“ zur ,, Inter- 
nationalen Humanitären Sprechstunde “ weiterentwickelt und steht auch Menschen anderer Herkunft offen. Die hu- 
manitären Sprechstunden und die dafür notwendige vernetzende Arbeit im Vorfeld werden aus Haushaltsmitteln der 
Stadt Frankfurt finanziert: Das Amt für Gesundheit stellt ,, Bordmittel“ für Fachpersonal und Räumlichkeiten, die 
Clearingstelle wird aus Mitteln des Frauenreferats finanziert und Medikamente entsprechend der Maßgaben des So- 
zialgesetzbuches aus dem Budget des Jugend- und Sozialamts. 

Förderkriterien für Migrantenorganisationen öffnen 

Um Migrantenorganisationen vermehrt an der Projektförderung teilhaben zu lassen, ist eine stärkere interkulturelle 
Öffnung der Projektförderung von Bund, Ländern, Kommunen und Stiftungen erforderlich. Neben Projektfördermit- 
teln im Bereich Integration sollten auch weitere Fördermitteltöpfe Migrantenorganisationen als potenzielle Mittel- 
empfänger berücksichtigen, z. B. im Umweltschutz oder in der Kulturarbeit. Durch die interkulturelle Öffnung der 
Zuwendungskriterien, Vergabeeckpunkte und -richtlinien können mittelbar alle Bevölkerungsgruppen und ihre Orga- 
nisationen gleichermaßen von Fördermitteln profitieren. 

Trägerkriterien bzw. Fördervoraussetzungen in der Projektförderung sollten modifiziert werden, da sie für den Groß- 
teil der Migrantenorganisationen - aber auch für viele andere kleine, ehrenamtlich arbeitende Organisationen - Aus- 
schlusskriterien sind. Dies betrifft etwa den finanziellen Eigenanteil bei der Projektfördeiung, die obligatorische Mit- 
gliedschaft in ausgewählten Verbänden, insbesondere den Wohlfahrtsverbänden, sowie die Bedingung, die an eine 
Anerkennung als Träger geknüpft sind. Eine Veränderung der Trägerkriterien der Projektförderung ermöglicht eine 
neue Verteilungsstruktur vorhandener Fördermittel und erleichtert (insbesondere kleinen) Migrantenorganisationen 
den Zugang zu gleichberechtigter Teilhabe an nachhaltiger Projektarbeit. 

ln Trägerkriterien für Migranfenorganisationen sollten Vereinbarungen zur Mitarbeit in Integrationsnetzwerken vor 
Ort verankert sein. 

• Umsetzungshinweis: Förderkriterien 

Grundsätzlich müssen für Migranfenorganisationen die gleichen Qualitätsanforderungen und Trägerkriterien wie 
für andere Träger gelten. Dennoch sind folgende Aspekte zu berücksichtigen (viele der folgenden Vorschläge kön- 
nen grundsätzlich für kleine, überwiegend ehrenamtlich arbeitende Organisationen angewendet werden unabhän- 
gig davon, ob ihre Mitglieder einen Migrationshintergrund haben oder nicht): 

- Bei der Förderung sollte die begrenzte finanzielle Ausstattung vieler Migrantenorganisationen berücksichtigt 
werden, beispielsweise durch die Anrechnung bürgerschaftlichen Engagements auf den finanziellen Eigenanteil. 

- Mit Blick auf die räumliche Konzentration der Bevölkerung mit Migrationshintergrund sollte von der Voraus- 
setzung einer bundesweiten Tätigkeit des Antragstellers als Förderkriterium für die Bundesförderung Absfand 
genommen werden. Sinnvoller erscheint die Einführung eines Kriferiums, das auf eine angemessene Verteilung 
in den Kemregionen der Bevölkerung mit Migrationshintergrund oder auf die Kooperation mit Migrantenorga- 
nisationen anderer Herkunflsgruppen gerichtet ist. 


Dies gilt auch für andere kleine, ehrenamtliche Organisationen. 
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- Da die formellen Anforderungen für die Antragstellungen für viele Migrantenorganisationen zu hoch sind, 
sollte insbesondere für Erstantragsteller das Beratungsangebot erhöht werden. Niederschwellige Beratungs- 
angeboten für Migrantenorganisationen sollten in der ProjektfÖrderung eingerichtet werden, um gleichberech- 
tigte Partizipation zu ermöglichen. 

- Darüber hinaus sollten verstärkt Mittel für Weiterbildungsmaßnahmen bereitgestellt werden, etwa zur Konzep- 
tentwicklung, zur Antragstellung sowie zum Projekt- und Vereinsmanagement. 

- Zum Ausgleich der Benachteiligungen von Migrantenorganisationen in der Trägerlandschaft bzw. zur Erhöhung 
ihres Anteils als Projektträger kann in begründeten Fällen eine zeitlich befristete Sonderförderung sinnvoll sein 

- in den Bundesländern Nordrhein- Wesffalen und Berlin werden solche Sonderförderungen bereif s erfolgreich 
umgesefzf. Inwiefern eine solche Sonderförderung sinnvoll isf, kann nur vor Ort - vonseiten der jeweiligen Kom- 
mune bzw. des Landes - selbst entschieden werden. Folgende Modelle können verfolgt werden: 

- Bevorzugte Förderung von Migrantenorganisationen bei gleicher Qualifikation 

- Bevorzugte Förderung von Migrantenorganisationen in bestimmten Handlungsfeldem, in denen sie beson- 
dere Kompetenzen haben (etwa mit Blick auf die Erreichung der Zielgruppe) 

- Bereitstellung von Extra-Fördermitteln für Menforing- oder Tandem-Projekte 

Die ProjektfÖrderung des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge hat ihre Förderkriterien stärker interkulturell 
geöffnet. Durch die gemeinsam vom Bundesministerium des Innern und dem Bundesministerium für Familie, Senio- 
ren, Frauen und Jugend erarbeitete Förderrichtlinie soll zukünftig die umfassende Mitwirkung von Migrantenorgani- 
sationen gestärkt werden. Hierzu unternimmt das Bundesamt die folgenden Schritte: 

- Verstärkte Berücksichtigung von Migrantenorganisationen bei der Durchführung gemeinwesenorientierter Pro- 
jekte 

- Erhöhung der Beratungsangebote des Bundesamts für Migrantenorganisationen, um Unterstützung bei der Pro- 
jektkonzeption zu leisten 

- Begleitung von Projekten von Migrantenorganisationen durch Evaluationen 

- Verstärkte Förderung von Weiterbildungsmaßnahmen für Migrantenorganisationen wie etwa Multiplikatoren- 
schulungen sowie inhaltliche und organisationsbezogene Weiterbildungen 

- Verstärkte Förderung von Tandem- und Mentoring-Projekten zwischen Migrantenorganisationen und anerkannten 
Trägem 

- Anerkennung von bürgerschaftlichem Engagement als Eigenanteil an finanziellen Mitteln 

Im Jahr 2009 wurde der Anteil von Projekten von Migrantenorganisationen in der Projektförderung des Bundesamts 
erhöht: Von insgesamt 100 neuen Projekten, die gefördert wurden, sind 27 Projekte von Migrantenorganisationen. 
Damit hat sich der Anteil der neuen Projekte von Migrantenorganisationen gegenüber 2008 verdreifacht. Zusätzlich 
wurden 2009 insgesamt 32 Fortsetzungsprojekte, die 2008 und früher begonnen haben, von Migrantenorganisationen 
durchgeführt. 


Über die Empfehlungen zu den nationalen Projektfördermitteln hinaus sollten auch die Europäischen Fonds - insbe- 
sondere der Europäische Integrationsfonds und der Europäische Flüchtlingsfonds - stärker für Migranfenorganisatio- 
nen geöffnef werden. Aus Mitteln von Bund, Ländern oder Stiftungen sollten Kofinanzierungsmöglichkeiten für EU- 
gefÖrderfe Projekfe bereifgesfellt werden. So kann eine sfärkere Partizipation von Migrantenorganisationen bei der 
Projektförderung aus Europäischen Fonds erreichf werden. 

Migrantenorganisationen über Fördermöglichkeiten informieren 

Fördermöglichkeiten und -verfahren sollten transparenter gemacht werden. Zum einen sollte es öffentliche Wettbe- 
werbsaufrufe bzw. Ausschreibungen geben, damit sich alle Träger gleichermaßen über Fördermöglichkeiten infor- 
mieren können. Zum anderen ist es sinnvoll, Migrantenorganisationen gezielt zu informieren und die bislang etablier- 
ten „Komm- Strukturen“ (informierte Träger kommen auf fordernde Institutionen zu) durch „Geh- Strukturen“ 
(fördernde Insfifutionen gehen auf pofenzielle Träger zu) zu ersefzen. Der Abbau von Informationsdefizifen isf eine 
Voraussefzung, um Migranfenorganisationen - aber auch andere, ehrenamtlich arbeitende Organisationen - stärker an 
den Förderstrukturen teilhaben zu lassen. 
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• Umsetzungshinweis: Geh-Strukturen etablieren 

Als hilfreich erwiesen haben sich Informationen und Handreichungen, die sich explizit an Migrantenorganisatio- 
nen richten. Empfohlen wird Bund und Ländern die Herausgabe bzw. Finanzierung von kommentierten Verzeich- 
nissen von Fördermittelgebem, die Erläuterungen der Förderprogramme enthalten. 

Fördermittelgeber sollten durch gezielte Informationsveranstaltungen für Migrantenorganisationen über die eige- 
nen Förderschwerpunkte und Verfahren berichten, hier sind Detailinformationen zu den aktuellen Förderricht- 
linien und der Antragsabwicklung sinnvoll. 

Alternative Fördermöglichkeiten erschließen 

Zur Stärkung von Migrantenorganisationen sollten auch alternative Fördermöglichkeiten erschlossen werden. Stiftun- 
gen, aber auch privaten Unternehmen sollten Migrantenorganisationen als Kooperationspartner und Projektträger nä- 
her gebracht und Kooperationen unterstützt werden. Staatliche Einrichtungen können im Rahmen ihrer Möglichkei- 
ten Kontakte zwischen diesen Akteuren hersteilen und Förderpartnerschaften unterstützen, etwa durch entsprechende 
Veranstaltungen. 


2.1.2 Partizipation durch Professionaiisierung 
der Vereinsarbeit von Migranten- 
organisationen 

Migrantenorganisationen werden immer häufiger als 
Partner für die Projektarbeit oder auch für die Entwick- 
lung von Integrationskonzepten angefragt. Um solche 
Kooperationen eingehen zu können, müssen sie jedoch 
zunächst in die Lage versetzt werden, den damit zusam- 
menhängenden Ansprüchen gerecht zu werden. Aber 
auch unabhängig von externen Kooperationsanfragen 
verfolgen integrativ arbeitende Migrantenorganisationen 
selbst häufig das Ziel, ihr Engagement auf eine solidere 
Basis zu stellen, da sie häufig gerade im Hinblick auf das 
Vereinsmanagement an ihre Grenzen stoßen. Bisher wur- 
den insbesondere folgende Strategien zur Professionaii- 
sierung von Migrantenorganisationen identifiziert: 

- Organisation im Dachverband 

- Bereitstellung von für Migrantenorganisationen spezi- 
fischen Angeboten zu Beratung und Weiterbildung 

- Qualifizierung von Migrantenorganisationen zu Trä- 
gem von Weiterbildungen, Multiplikatorenausbildun- 
gen und Beratungen 

- Durchfühmng von Integrationsprojekten im „Tandem“ 
mit einem anerkannten Träger auf gleicher Augenhöhe 

- Mentoring bzw. Patenschaft durch anerkannten Träger 

- Vernetzung 

Nicht alle Strategien sind dabei für jede Migrantenorgani- 
sation sinnvoll oder durchführbar. Dies hängf vor allem 
mit ihren unterschiedlichen Organisationsgraden zusam- 
men. Daneben ist zu beachten, dass die identifizierten 
Strategien auf unterschiedlichen Ebenen angesiedelt sind, 
sie können daher auch parallel bzw. gleichzeitig wirksam 
sein. 

Organisation im Dachverband 

Auf die Professionaiisierung von Migrantenorganisatio- 
nen hat es nachweislich positive Effekte, sich im Dach- 


verband zu organisieren. Solche Zusammenschlüsse sind 
auch wichtig, um einen professionellen Ansprechpartner 
für den Dialog und die Kooperafion mif Dritten darzusfel- 
len. Vorteile einer Mitgliedschaft in einem Dachverband 
sind insbesondere: 

- Dachverbände bieten Informationen, Beratung und 
Unterstützung 

- Sie übernehmen die Repräsentanz der Vereinsinteres- 
sen gegenüber Dritten 

- Sie erleichtern Vemetzungsprozesse, ermöglichen die 
Mitgliedschaft und Mitarbeit in Gremien und schaffen 
Kooperationsmöglichkeiten, zum Beispiel mit Weiter- 
bildungsträgem 

- Sie werden zum Teil durch öffentliche Mittel gefördert 
(deren Vergabe an Dachverbandsstmkturen geknüpft 
ist), zum Beispiel die Jugendringe 

Derzeit bekannte Modelle der Mitgliedschaft in/des Zu- 
sammenschlusses zu einem Dachverband sind: 

- Herkunftsheterogener Dachverband, dem Migranten- 
organisationen verschiedenster Herkunft angeschlos- 
sen sind (z. B. die Bundesarbeitsgemeinschaft der Im- 
migrantenverbände in Deutschland e. V.) 

- Herkunftshomogener Dachverband, dem ausschließ- 
lich Migrantenorganisationen eines Herkunftslandes 
angehören (z. B. der Verband der Griechischen Ge- 
meinden in Deutschland) 

- Interessenorientierter Dachverband (z. B. die Deut- 
sche Jugend in Europa e. V.) 

- Beitritt zu einem Dachverband, der ursprünglich für 
deutsche Organisationen eingerichtet wurde (z. B. 
zum Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband) 

Der Zusammenschluss von Migrantenorganisationen in 
herkunflshomogenen Dachverbänden kann seinen Mitglie- 
dern Unterstützung, Hilfeleistung, Anerkennung, Wissen 
und Verbindungen bringen. Er beinhaltet aber auch ein ge- 
wisses Risiko der Abschließung gegenüber heterogen zu- 
sammengesetzten Assoziationen. Der Zusammenschluss 
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zu herkunftsheterogenen Dachverbänden ermöglicht 
breitere Bündnisse entlang gemeinsamer Bedarfe und An- 
liegen. Dies setzt aber eine grundlegende Organisations- 
bereitschaft mit Menschen mit Migrationshintergrund 
anderer Herkunftsländer voraus. Herkunftsheterogene 
Dachverbände als breite Bündnisse von Migrantenorgani- 
sationen können dabei einen größeren Einfluss auf politi- 
sche Entscheidungsprozesse nehmen und zudem eine 
stärkere Rolle bei der Identifizierung und Artikulation ge- 
meinsamer Interessen der Menschen mit Migrationshin- 
tergmnd spielen. 


69 der rund 90 Migrantenorganisationen in Essen sind 
Mitglied im Verbund der Immigrantenvereine. Der Ver- 
bund ist Anlaufstelle zur Beratung für integrationsfÖr- 
demde Aktivitäten, Ansprechpartner zur Unterstützung 
von Projekten und hat die Aufgabe, Maßnahmen zur 
Fortbildung und zur Professionalisierung für die ange- 
schlossenen Vereine umzusetzen. Um dies leisten zu 
können, wird der Verbund von der Stadt Essen geför- 
dert. ln einer Kooperationsvereinbarung sind die Aufga- 
ben des Verbunds festgehalten: 

- Der Verbund verpflichtet sich, seine Vereinsaktivitä- 
ten und seine Vermittlungsarbeit so zu verstärken, 
dass diese zur Weiterentwicklung der kommunalen 
Integrationsarbeit und zur Vernetzung beitragen. 

- Der Verbund begleitet und unterstützt die Essener 
Migrantenorganisationen in ihrer Eigenständigkeit 
durch die Organisation von Beratungs- und Informa- 
tionsangeboten als Hilfestellung im Umgang mit Be- 
hörden, Institutionen und potenziellen Zuwendungs- 
gebem. 

- Er fördert Austausch und Zusammenarbeit der Mi- 
grantenorganisationen untereinander, ist offen für 
neue Organisation und sichert die Zusammenarbeit 
mit Institutionen, Fachdienststellen und Organisatio- 
nen. 

- Der Verbund kann Gemeinschaftsinitiativen und Pro- 
jekte entwickeln und diese in das Konzept für die in- 
ferkulturelle Arbeit einbringen. 


Die Mitgliedschaft in deutschen Dachverbänden ist Aus- 
druck einer selbstbewussten Artikulation eigener Interessen 
innerhalb der Assoziationsstrukturen des Aufnahmelandes. 
Sie setzt einerseits die Anerkennung der Migrantenorga- 
nisationen durch die bestehenden Verbandsstrukturen vo- 
raus und benennt Kriterien für eine Mifgliedschaft in die- 
sen, die Migrantenorganisationen nicht ausschließen. 
Andererseits fordert sie von den Migrantenorganisationen 
selbst einen bereits fortgeschrittenen Integrationsprozess. 
Eine besondere Rolle kommt solchen Dachverbänden des 
Aufnahmelandes zu, die über Mitgliedschaft zugleich Zu- 
gänge zu speziellen Förderprogrammen und -mittein er- 
möglichen. So sind etwa Mitgliedschaften in Wohlfahrts- 
verbänden oder Jugendringen eine Voraussetzung zur 
Förderfähigkeit und Antragstellung bei wichtigen Förder- 
programmen oder auch für die Übertragung bestimmter 


Aufgaben der Integrationsförderung. Auch ein Zugang zu 
politischen Strukfuren und Enfscheidungsprozessen, wie 
Anhörungs- und andere Befeiligungsrechfe, wird oft erst 
durch Mitgliedschaft in Dachverbänden möglich. 

Spezifische Angebote zu Beratung und Weiterbildung 
für Migrantenorganisationen 

Umfragen unter Migrantenorganisationen im Rahmen des 
bundesweiten Integrationsprogramms haben bestätigt, 
dass diese einen hohen Bedarf an organisationsbezogener 
Beratung und Weiterbildung haben. Betroffen davon sind 
insbesondere Bereiche wie Vereinsrecht und Vereins- 
management, Projektmanagement, Mittelakquise und An- 
tragstellung, Buchhaltung und Öffentlichkeitsarbeit, so- 
wie Organisations- und Vereinsentwicklung. Darüber 
hinaus haben sie themenbezogenen Weiterbildungsbe- 
darf hinsichtlich ihrer eigenen Beratungstätigkeiten, etwa 
zu Schulformen, rechtlichen Fragen wie zum Aufent- 
haltsgesetz oder über das Gesundheitssystem. Punktueller 
und langfristiger Beratungs- und Weiterbildungsbedarf 
besteht sowohl bei Vorständen als auch bei Mitgliedern. 

Spezifische Beratungs- und Weiterbildungsangebote für 
Migranfenorganisafionen gibf es gegenwärtig nur verein- 
zelt. Bestehende Angebote gliedern sich insbesondere in: 

- Beratungsangebote und Entwicklungsbegleitung für 
Migranfenorganisafionen 

- Thematisch orientierte Weiterbildungsveranstaltungen 
zu organisationsbezogenen Themen wie Fundraising, 
Öffentlichkeitsarbeit usw. 

- Bildungsangebote für Multiplikatoren mit den Zielen, 
Kompetenzen im Bereich des bürgerschaftlichen 
Engagements zu stärken, (politische) Teilhabemög- 
lichkeiten zu erweitern und Vemetzungsprozesse zu 
initiieren 

- Bildungsangebote für Multiplikatoren mit den Zielen, 
Einwanderer bei der Bewältigung spezifischer Pro- 
blemlagen zu unterstützen 

- Weiterbildungsangebote im Rahmen unterschiedlicher 
Lotsenprojekte (Integrationslotsen, Bildungslotsen) 

- Informationspoole zur Gewinnung von Referentinnen 
und Referenten 

Häufig sind zielgruppen- oder themenspezifische Bera- 
tungs- und Weiterbildungsangebote generell offen für alle 
Zielgruppen und damit auch für Migrantenorganisatio- 
nen. Erfahrungen zeigen jedoch, dass diese in der Regel 
ganz spezifische, auf ihren Bedarf zugeschnittene Ange- 
bote benötigen. 

Gerade Frauen mit Migrationshintergrund engagieren 
sich aktiv in bürgerschaftlichen Organisationen. Wie in 
vielen bürgerschaftlichen Organisationen zeigt sich aber 
in der Praxis, dass sie dabei seltener Leitungspositionen 
einnehmen als Männer und frauenspezifische Belange in 
den Organisationen häufiger zurückgestellt werden. Es 
gibt nur wenige bürgerschaftliche Organisationen von 
Migrantinnen, die frauenspezifische politische Interessen 
vertreten. Dadurch können Frauen auch in Migranten- 
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Organisationen häufig ihre Kompetenzen in Leitungs- und 
Führungsaufgaben nieht angemessen entwiekeln und ihre 
spezifisehen Belange nur eingesehränkt vertreten. Aueh 
die Vernetzung von Frauen mit Migrationshintergrund ist 
noeh wenig entwiekelt und dadureh eine eigene Interes- 
senvertretung nur eingesehränkt möglieh. Um dies zu 
ändern, sind gezielte Weiterbildungsangebote für Migran- 
tinnen erforderlieh, die in Migrantenorganisationen enga- 
giert sind. Bestehende, zielgruppenübergreifende Bil- 
dungsmaßnahmen sind jedoeh meist inhaltlieh, 
methodiseh-didaktiseh und bezüglieh der Rahmenbedin- 
gungen kaum auf die Zielgruppe der engagierten Frauen 
bzw. Multiplikatorinnen ausgeriehtet. Die Konferenz der 
Gleiehstellungs- und Frauenministerinnen und -minister, 
-Senatorinnen und -Senatoren der Länder hat in ihrer 
19. Konferenz im Juni 2009 die Bundesregierung darum 
gebeten, die Qualifizierung von Frauen und Mädehen mit 
Migrationshintergrund in ihrem bürgersehaftliehen Enga- 
gement dureh spezifisehe Förderprogramme zu unterstüt- 
zen und dabei insbesondere aueh Qualifizierungs- und 
Bildungsmaßnahmen für Frauen in Migrantenorganisatio- 
nen zu berüeksiehtigen .'"'2 

Durchführung von Integrationsprojekten im ,, Tandem “ 

Die gemeinsame Durehführung von Projekten dureh Mi- 
grantenorganisationen und Vereine oder Einriehtungen 
vor Ort (etwa Jugendeinriehtungen, kulturelle Zentren, 
Begegnungsstätten, Sportvereinen, Wohlfahrtsverbänden 
etc.) wird als Tandem bezeichnet. Tandems können durch 
die enge Zusammenarbeit zweier Organisationen zu posi- 
tiven Effekten führen, insbesondere zur Professionalisie- 
rung von Migrantenorganisationen, zur interkulturellen 
Öffnung von Organisationen mit und ohne Migrations- 
hintergrund oder zur Vernetzung der Integrationsarbeit 
vor Ort. Beide Träger bringen unterschiedliche Erfahrun- 
gen, Kontakte und fachliche Kompetenzen ein, so dass 
beide voneinander lernen können. 

Erfahrungen mit Tandem-Projekten zeigen jedoch, dass 
diese Form der Zusammenarbeit für die befeiligfen Träger 
feilweise Schwierigkeifen mit sich bringt. Probleme ent- 
stehen insbesondere 

- durch unterschiedliche Organisationsgrade, 

- bei der Regelung rechtlicher und organisatorischer 
Fragen, 

- bei der Verständigung über die Kompetenzen und Ver- 
antwortlichkeiten gegenüber (potenziellen) Zuwen- 
dungsgebem. 

Vernetzung 

Netzwerke bieten Austausch, Bündelung und Weitergabe 
von Wissen, gegenseitige Beratung und Vermittlung 
wichtiger Ansprechpartner. Dadurch tragen sie zum 


Beschlüsse der 19. Konferenz der Gleiehstellungs- und Frauenminis- 
terinnen, -minister, -Senatorinnen und -Senatoren der Länder: Haupt- 
konferenz am 18. und 19. Juni 2009 auf Schloss Krickenbeck/ 
Nettetal. 


Kompetenzerwerb, zur Professionalisierung und zur stär- 
keren gesellschaftlichen Teilhabe ihrer Mitglieder bei. 
Einzelne Bundesländer wie Brandenburg, Sachsen-An- 
halt und Nordrhein- Westfalen unterstützen die Vernet- 
zung von Migrantenorganisationen bereits erfolgreich. 

Netzwerke von Migrantenorganisationen stärken den Zu- 
gang ihrer Mitgliedsorganisationen zum gesellschaftli- 
chen Leben, unterstützen Organisationen (etwa bei der 
Öffentlichkeitsarbeit) und geben ihnen die Möglichkeit, 
sich noch zielgerichteter in lokale Integrationsaktivitäten 
einzubringen. Insbesondere in den ostdeutschen Bundes- 
ländern nimmt die Bedeutung von landesweit organisier- 
ten Netzwerken von Migrantenorganisationen zu, da die 
Anzahl von Migrantenorganisationen pro Bundesland 
insgesamt deutlich geringer als in den westdeutschen 
Ländern und eine Vernetzung auf lokaler Ebene häufig 
nicht möglich ist. Die Etablierung nachhaltiger Netz- 
werkstrukturen ist jedoch oft schwierig. Zum einen fehlt 
es teilweise an dauerhaftem Engagement der beteiligten 
Organisationen, zum anderen sind aber auch unterstüt- 
zende Rahmenbedingungen wie öffentliche Anerken- 
nung, Räumlichkeiten oder professionelle Leitung oft- 
mals nicht gegeben. 

Nur vereinzelt haben Migrantenorganisationen Kenntnis 
über lokale Integrationsnetzwerke und noch seltener sind 
sie dort als Mitglieder engagiert. Lockere Kooperationen 
zwischen Organisationen mit und ohne Migrationshinter- 
grund sind zwar vorhanden und nehmen auch zu; eine 
systematische Vernetzung von Institutionen der Mehrheits- 
gesellschaft mit Migrantenorganisationen existiert bis- 
lang jedoch nicht. Netzwerkarbeit, welche das Ziel hat, 
Integrationsprozesse zwischen Menschen ohne Migra- 
tionshintergrund und Migrantinnen bzw. Migranten zu 
unterstützen, kann jedoch ohne die Mitarbeit von Men- 
schen mit Migrationshintergrund und ihren Organisationen 
nicht glaubwürdig und erfolgreich sein. Eine bundesweite 
Analyse verschiedener kommunaler Integrahonsnetzwerke 
zeigt, dass der Anteil von Migrantenorganisationen in 
diesen Netzwerken relativ gering ist. Dies weist darauf 
hin, dass ein Großteil des organisierten lokalen Integra- 
tionsgeschehens und der Abstimmung von Aktivitäten in 
Netzwerken in diesem Bereich ohne die Beteiligung von 
Migrantenorganisationen geschieht. 

Teilweise ist die mangelnde Partizipation von Migranten- 
organisationen auch ein Problem der Unvereinbarkeit von 
hauptamtlichen und ehrenamtlichen Strukturen. Kleine, rein 
ehrenamtlich arbeitende Migrantenorganisationen können 
ressourcenbedingt kaum längerfristige Kontakte zu Inte- 
grationsnetzwerken aufbauen, an Sitzungen (während der 
Arbeitszeit) teilnehmen oder sich an migrationspoliti- 
schen Diskussionen beteiligen. Zahlreiche Kommunen, in 
denen Hauptamtliche und freiwillig Engagierte vor Ort 
gut Zusammenarbeiten, gehen hier jedoch mit gutem Bei- 
spiel voran und setzen die Empfehlungen der kommuna- 
len Spitzenverbände zur gesellschaftlichen Integration 
durch Partizipation und bürgerschaftliches Engagement 
aus dem Nationalen Integrationsplan um. Diese legen den 
Kommunen nahe „bürgerschaftliches Engagement von, 
für und mif Migranten zu unterstützen und zu fördern“ so- 
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wie „Menschen mit Migrationshintergrund stärker an den 
Entscheidungs- und Gestaltungsprozessen in den unter- 
schiedlichsten Bereichen des sozialen und politischen Le- 
bens zu beteiligen“. 

Qualifizierung von Migrantenorganisationen zu Trägern 
von Weiterbildungen, Multiplikatorenausbildungen und 
Beratungen 

Migrantenorganisationen als staatlich anerkannte Bildungs- 
träger - wie etwa die Spanische Weiterbildungsakademie 
ALF - sind bisher die Ausnahme. Dennoch bieten auch 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O., S. 32 


Migrantenorganisationen Weiterbildungsangebote an, diese 
finden in der Regel jedoch eher sporadisch, informell, in 
nicht institutionalisierten Formen und durch nicht immer 
ausreichend geschulte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
statt. Zudem treten Migrantenorganisationen im Rahmen 
von Projektfbrderungen auch vermehrt als Aus- oder 
Weiterbilder von Integrationslotsen, Bildungslotsen, Mul- 
tiplikatoren auf Neben der Notwendigkeit, Angebote der 
klassischen Weiterbildungsträger auch für Migranten- 
organisationen bereit zu halten, besteht auch der Bedarf, 
die Arbeit der Organisationen in diesem Arbeitsfeld zu 
professionalisieren und diese bei Eignung zu Bildungsträ- 
gem zu qualifizieren und anzuerkennen. Die staatliche 
Anerkennung als Weiterbildungsträger in der Erwachse- 
nenbildung wird durch die Bundesländer über Gesetze 
geregelt. 


Empfehlungen 

Organisation im Dachverband anstreben 

Migrantenorganisationen sollten die Möglichkeiten prüfen, sich an einen bestehenden Dachverband anzuschließen 
oder die Gründung eines eigenen Dachverbands zu organisieren. Dabei muss jedoch beachtet werden, dass Dachver- 
bände auch eigene Interessen verfolgen, die nicht immer mit denen kleiner Vereine und Migrantenorganisationen 
übereinstimmen müssen. Hier gilt es, die Vor- und Nachteile jeweils abzuwägen. 

Dachverbände sollten ihre Aufnahmekriterien überprüfen, da diese teilweise für viele Migrantenorganisationen 
schwer bis gar nicht zu erfüllen sind. Dies gilt insbesondere für Mitgliederzahlen, Mitgliedsbeiträge oder etwa die 
bundesweite Ausrichtung von Verbänden. 

Eine Professionalisiemng von Migrantenorganisationen durch Zusammenschlüsse zu eigenen Dachverbänden oder 
den Anschluss an einen bestehenden Dachverband sollte Gegenstand der Förderpolitik werden. 

Spezifische Angebote zu Beratung, Weiterbildung für Migrantenorganisationen entwickeln und umsetzen 

Die Weiterbildungsbedarfe von Migrantenorganisationen sollten von Bund, Ländern und Kommunen sowie den klas- 
sischen Trägem der Weiterbildung - insbesondere Volkshochschulen, Bildungswerken, Bundes- und Landeszentralen 
für politische Bildung - stärker wahrgenommen und aufgegriffen werden. 

Weiterbildungsangebote für Migrantenorganisationen sollten regelgefördert und kontinuierlich ermöglicht werden, 
um längerfristige Expertise sowie auf Nachhaltigkeit ausgerichtete Nachfragestmkturen aufbauen zu können. Mi- 
grantenorganisationen sollten dabei in die Konzeption von Angeboten einbezogen werden. 

Aus öffentlichen Mitteln finanzierte Weiterbildungseinrichtungen sollten sich von Migrantenorganisationen bei der 
Gestaltung von Weiterbildungsangeboten beraten lassen. 

Weiterbildungsangebote für Migrantenorganisationen sollten auf die Professionalisiemng und auf Entwicklungspro- 
zesse der Organisationen und der beteiligten Mitglieder zielen. Sie sollten nicht nur die Vorstände der Migrantenorga- 
nisationen, sondern auch die Mitglieder einbeziehen, die die Integrationsarbeit in der Praxis umsetzen. Hier ist ein 
Vorgehen gefragt, mit dem vorhandene Ressourcen und Potenziale und auch die Leistungen der Migrantenorganisa- 
tionen „aufgespürt“ werden können. 

Es sollten gezielt Weiterbildungsangebote für Migrantinnen entwickelt werden, die sie dabei unterstützen, verant- 
wortliche Positionen in Migrantenorganisationen einzunehmen. 

Mit Blick auf Beratungsangebote für Migrantenorganisationen sollten Kriterien guter Beratung definiert werden. Es 
wird empfohlen, beispielgebende Angebote zu identifizieren und diese umfassend zu evaluieren. Empfohlen wird zu- 
dem die Entwicklung von Qualitätsindikatoren bzw. -Standards für Weiferbildungsangebofe. Weiferbildungen für Mi- 
granfenorganisationen sollten von Trägem angeboten werden, die als Institution nachweislich interkulturell geöffnet 
sind bzw. über interkulturelle Leitlinien verfügen. 

Bildungsgufscheine sollten auch an Migrantenorganisationen vergeben werden können. 
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• Umsetzungshinweis: Entwicklung von Weiterbildungsangeboten 

Angebote fiir Migrantenorganisationen müssen sieh organisatoriseh an ihrem oft heterogenen Bedarf orientieren: 
Kleine, mittlere und große Vereine benötigen untersehiedliehe Weiterbildungen. Zudem muss untersehieden wer- 
den zwisehen einer Vereinsarbeit auf Bundesebene und der Basisarbeit vor Ort. 

Weiterbildungsträger müssen berücksiehtigen, dass ehrenamtliehe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Mi- 
grantenorganisationen in der Regel nur Weiterbildungen wahmehmen können, die zeitlieh mit einer Berufstätig- 
keit vereinbar sind und deshalb idealerweise am Woehenende stattfinden sollten. Weiterbildungsangebote sollten 
kostengünstig sein, da sie sonst von ehrenamtlieh arbeitenden Migrantenorganisationen nieht wahrgenommen 
werden. 

Angebote für Migrantenorganisationen müssen sich inhaltlich an ihrem oft heterogenen Bedarf orientieren. Ange- 
boten werden sollten Weiterbildungen zum Erwerb von Schlüsselkompetenzen sowie themenspezifische Qualifi- 
zierungen. Wichtig sind Angebote zu vereinsspezifischen Kenntnissen, zu Kenntnissen für den Bereich des bür- 
gerschaftlichen Engagements oder der Antidiskriminierungs- und Antirassismusarbeit. 

Entwickelt, gefördert und angeboten werden sollten sowohl Seminare bzw. Schulungen für homogene als auch für 
heterogene Gruppen etwa bezüglich der Herkunft, des Geschlechts oder auch der Altersstufe. Je nach Bedarf und 
thematischen Bezügen sollten insbesondere Empowerment-Seminare für Frauen- und Jugendorganisationen oder 
auch für Vertreterinnen und Vertreter von Organisationen nur einer Community in „geschützten Räumen“ stattfin- 
den können. Dazu gehören auch entsprechende Mentoringprogramme. 

Migrantenorganisationen sollten bei der Bedarfsermittlung, Analyse und Konzeption von bedarfsgerechten Wei- 
terbildungsangeboten rechtzeitig eingebunden werden. Zu prüfen ist, ob Modelle möglich sind, bei denen sie als 
Auftraggeber Kooperationen mit Weiterbildungsträgem bilden. So könnte die frühzeitige und passgenaue konzep- 
tionelle Abstimmung von Weiterbildungsträgem mit Migrantenorganisationen als wichtiges Qualitätskriterium für 
die Beurteilung von Bildungsangeboten für Migrantenorganisationen und damit auch als Kriterium für die Förde- 
rang aus staatlichen oder privaten Mitteln gelten. 


Die Regionalen Arbeitsstellen für Bildung, Integration und Demokratie, Brandenburg e. V. (RAA) haben im Auftrag 
der Integrationsbeauftragten des Landes das Management-Handbuch für Migrantenorganisationen „KOMMIT“ he- 
rausgegeben. Das Handbuch soll Migrantenorganisationen bei Fragen und Problemen unterstützen, die sich aus der 
Vereinsgründung und bei der Vereinsführung ergeben. Es ist im Rahmen des Projektes „KOMMIT- Kompetenzen von 
Migrantinnen und Migranten stärken “ der Integrationsbeauftragten des Landes entstanden. In einer Seminarreihe 
wurden Vertreterinnen und Vertreter von Migrantenorganisationen über neun Monate für die Vereinsarbeit qualifi- 
ziert. Themen des Handbuchs sind u. a. Projektmanagement, Vereinsrecht, betriebswirtschaftliche Grundlagen, Öf- 
fentlichkeitsarbeit, Moderation und Fundraising. Die Publikation kann über das Büro der Integrationsbeauftragten 
des Landes Brandenburg bestellt und unter http://www.masgf.brandenburg.de/media/lbml. a. 133 3. de/ib_kommit.pdß 
herunter geladen werden. 

Ausgehend von der Initiative Brandenburgs beteiligen sich alle ostdeutschen Bundesländer an einem Projektvorha- 
ben, das Migrantenorganisationen durch Empowerment- und Fortbildungsmaßnahmen zu Themenfeldern aus ihrer 
Praxis miteinander vernetzen und fördern soll. Das Projekt EmPa ,, Migrantenorganisationen stärken - das Qualifi- 
zierungsprogramm 2009 “ baut auf den Erkenntnissen des KOMMIT-Projektes auf und hat das Ziel, das bürgerschaft- 
liche Engagement von Menschen mit Migrationshintergrund in den neuen Bundesländern durch ein kostenloses Wei- 
terbildungsprogramm zu stärken. Darüber hinaus sollen die Vernetzung der Migrantenorganisationen in den neuen 
Bundesländern vertieft und Akteure der Mehrheitsgesellschaft für das Thema Partizipation sensibilisiert werden. 
Menschen mit Migrationshintergrund, die sich in Migrantenorganisationen oder in der Migrationsarbeit in Branden- 
burg, Sachsen, Sachsen- Anhalt, Thüringen oder Mecklenburg- Vorpommern engagieren und gute Deutschkenntnisse 
haben, können an Weiterbildung zu Themenkomplexen wie den folgenden teilnehmen: 

- Vereinsrecht und Finanzen, Fundraising 

- Projektmanagement/Projektarbeit 

- Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

- Präsentationstechniken 

- Vernetzung und Kooperation 

- Rechtliche Rahmenbedingungen 

- Zivilgesellschaft und zivilgesellschaftliches Engagement 
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- Umgang mit Diskriminierung 

- Partizipation von Migrantenorganisationen 

Das Projekt wird von der RAA Brandenburg in Kooperation mit der Integrationsbeauftragten des Landes durchge- 
führt. Gefördert wird das Projekt aus Mitteln des Europäischen Integrationsfonds und des Landes Brandenburg. Als 
Kooperationspartner beteiligen sich die Integrationsbeauftragten der Länder Sachsen, Sachsen- Anhalt, Thüringen 
und Mecklenburg-Vorpommern sowie das Bürgernetzwerk Bürgerschaftliches Engagement. (http://www.raa-bran- 
denburg.de) 

Die Bertelsmann Stiftung will mit ihrem Leadership-Programm junge Führungskräfte in Migrantenorganisationen 
stärken, da sie die zukünftige strategische Ausrichtung der Organisationen maßgeblich bestimmen werden. Das Pro- 
gramm ist ein Qualifizierungs- und Vernetzungsangebot für junge Verantwortungsträger aus Migrantenorganisatio- 
nen, die sich bundes-, landesweit oder regional für Integration engagieren. Das Programm zielt auf die Stärkung ih- 
rer individuellen Handlungskompetenzen. Durch die Professionalisierung der Nachwuchskräfte sollen auch 
Ansprechpartner aus Zuwanderermilieus zu Fragen der Integration für Politik und Gesellschaft identifiziert und der 
Austausch mit ihnen ermöglicht werden. Die Qualifizierungsmaßnahmen umfassen folgende vier Bereiche: Demokra- 
tische Spielregeln, Kommunikation & Public Relations, Leadership und Projektmanagement. Die Bertelsmann Stif- 
tung übernimmt die Reise-, Übernachtungs- und Seminarkosten. Jeder Teilnehmer erhält am Ende der Qualifizierung 
ein Zertifikat, (www.bertelsmann-stiftung.de, Programmbereich Demokratie und Integration) . 

Fachberatung für Migrantenorganisationen anbieten 

Auf Landesebene sollten Fachberatungen für Migrantenorganisationen eingerichtet werden, die die Aspekte Weiter- 
bildung, Beratung und Organisationsentwicklung unter einem Dach vereinen. Ziel der Beratungsstellen sollte es sein, 
Migrantenorganisationen soweit zu qualifizieren, dass sie in der Lage sind, mit Kommunen, Verwaltung, Wohlfahrts- 
verbänden etc. auf gleicher Augenhöhe zu kommunizieren, an Projektforderung zu partizipieren und in ihrer Brü- 
ckenfunktion gestärkt zu werden. Die Fachberatung sollte u. a. folgende Aufgaben wahmehmen: 

- Beratung zu Fördermöglichkeiten, Vereinsrecht, Entwicklungsbegleitung etc. 

- Informationsvermittlung/lnformationsdatenbanken etwa zu Weiterbildungsangeboten 

- Weiterbildungsseminare zu Projektmanagement, Vereinsmanagement, Empowerment etc. 

- Unterstützung bei der Mittelakquise 

- Coaching für Projekfdurchführungen (auch für Tandemprojekfe) 

- Zusammenarbeit mit den Akteuren der Integrationsförderung 

- Polifische Bildung, vor allem im Hinblick auf Befeiligungsmöglichkeifen 

Zur Berafung und Begleitung von Migrantenorganisationen auf lokaler/regionaler Ebene sind darüber hinaus auch 
andere Modelle möglich: 

- Erweiterung der Einrichtungen der Regelberatung des Bundes und der Länder um spezifische Angebote für Mi- 
granfenorganisationen 

- Einrichtung einer Stelle zur Beratung und Weiterbildung (bzw. einer Stelle zur Koordinierung derselben) durch 
kommunale Integrationsbeauftragte 

- Einrichtung von kommunalen Beratungsgremien aus sachverständigen Bürgern, die in kommunalen Gremien mit- 
wirken 

- Bereitstellung kostenloser Weiterbildungsseminare 

- Erhöhung der Beratung in der Projektförderung durch Länder, Kommunen und Stiftungen 


Die qualifizierte Absicherung und Ausweitung der Leistungen von Migrantenorganisationen ist das Ziel der regiona- 
len und landesweiten Fachberatung Migrantinnenselbsthilfe beim Paritätischen in Nordrhein-Westfalen. Sie berät 
und qualifiziert Migrantenorganisationen seit dem Jahr 2000, damit diese mit Kommunen, Verwaltung, der Jugend- 
hilfe, Wohlfahrtsverbänden, Beratungsstellen und anderen auf gleicher Augenhöhe kooperieren können. Die Fachbe- 
ratung Migrantinnenselbsthilfe wird vom Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integration des Landes 
Nordhrein-Westfalen gefördert und berät auch Organisationen, die dem Paritätischen nicht angeschlossen sind, (http:// 
www.migrantenselbsthilfe.paritaet-nrw. org) 
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Im Rahmen des Projektes „Empowerment von Migrantinnen zum nachhaltigen Gelingen der Integration und zur För- 
derung des Interkulturellen Dialogs “ (EFI) wurde eine Servicestelle für Migrantenorganisationen in Sachsen-Anhalt 
eingerichtet, die folgende Leistungen anbietet: 

- regelmäßige Fachberatung zum Thema Vereinsgründung 

- Hilfe und Vermittlung in Kooperationsprozessen insbesondere für Tandemprojekte 

- allgemeiner Informationsdienst 

- Vermittlung von Kontakten zu anderen Organisationen bzw. zu Institutionen 

- Unterstützung beim Zugang zu öffentlichen und privaten Mitteln (Antrags- und Verwendungsnachweise) 

- Vernetzungs- und Kooperationsmöglichkeiten 

- Konzeptionsberatung/Projektberatung 

- Unterstützung bei der Gründung von Vereinen (Beratung, Satzungsfragen) 

- Beratung zu Förderrichtlinien (Kommune, Bund, Land, EU) 

- Mobile Bibliothek mit relevanten Themen der Migration und Integration 

Ziele des von der Jugendwerkstatt Frohe Zukunft in Halle (Saale) getragenen Projekts sind die Professionalisierung 
von Migrantenorganisationen, die Motivierung und Unterstützung des Aufbaus weiterer Organisationen und die 
Schaffung von Verknüpfungen zwischen dem Landesnetzwerk Migrantenselbstorganisationen und Institutionen der 
Mehrheitsgesellschaft. Von 2009 bis 2011 werden pro Förderjahr ca. 40 Migrantinnen und Migranten aus Sachsen- 
Anhalt qualifiziert, gefördert wird das Projekt aus Mitteln des Europäischen Integrationsfonds und des Landes Sach- 
sen-Anhalt. Teilnahmevoraussetzung ist, dass sich die Teilnehmenden aktiv in einer der Organisationen des ,, Landes- 
netzwerks Migrantenselbstorganisationen “ engagieren. 

Informationsfluss verbessern 

Es sollte umfassende Information und Öffentliehkeitsarbeit über die versehiedenen Mögliehkeiten der Weiterbildung 
sowie deren Anbieter bereitgestellt werden, die explizit oder zumindest aueh für Migrantenorganisationen geeignet 
sind. 

Zudem sollte ein Online-lnformationspool eingeriehtet und kontinuierlieh aktualisiert werden, der über spezifisehe 
Beratungs- und Weiterbildungsmögliehkeiten für Migrantenorganisationen informiert, damit die Angebote sowohl 
von Beratungsstellen als aueh von Migrantenorganisationen leiehter gefunden werden können. 

• Umsetzungshinweis: Informationspool 

Ein soleher Informationspool kann aueh die Suehe naeh Referentinnen und Referenten zu spezifisehen Themen 
ermögliehen. Daehverbände sollten diesen Serviee für ihre angesehlossenen Migrantenorganisationen bereitstel- 
len. Da Bedarfe besonders häufig bei Inifiativen besfehen, die keinem Daehverband angehören, sind darüber hi- 
naus aueh Landes- und kommunale Integrafionsbeauftragfe gefragf. Angeknüpft werden könnte an den von der 
Bundeszentrale für polifisehe Bildung geführten, online zugängliehen Expertinnen- und Expertenpool. 

Integrationsprojekte im „Tandem“ mit anerkannten Trägern durchführen 

Länder und Kommunen sollten Kontakt- und Begegnungsmögliehkeiten für efablierfe Träger und Migrantenorganisa- 
tionen sehaffen, um Tandems zu erleiehtem. 


Das Land Sachsen-Anhalt sieht die vorrangige Förderung von Tandemprojekten vor. Zudem soll die Entwicklung von 
gemeinsamen Projektkonzeptionen unterstützt werden: Im Rahmen des Projekts ,, Empowerment von Migrantinnen 
zum nachhaltigen Gelingen der Integration und zur Förderung des Interkulturellen Dialogs “ wird in Kooperation mit 
dem Land eine Tagung veranstaltet, auf der Migrantenorganisationen und etablierte Träger gemeinsam Ideen, In- 
halte und Ziele für erste Tandemprojekte entwickeln sollen. 
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Damit im Rahmen von Tandemprojekten sowohl Migrantenorganisationen als aueh anerkannte Träger gleiehbereeh- 
tigt agieren können, beide von der Zusammenarbeit profitieren und die Qualität der Arbeit gewährleistet wird, sollten 
Kriterien für die Durehfiihrung von Tandem-Projekten entwiekelt werden. Die fordernde Sfelle sollfe darauf aehten, 
dass nieht nur die großen Träger Miffelempfänger sind. Migranfenorganisationen sollten dabei unterstützt werden, fe- 
derführend die Projekfanträge zu sf eilen, um ihnen den damit verbundenen Professionalisierungsprozess zu ermögli- 
ehen. Tandems sollten nur dann gefordert werden, wenn die Partner die Projektkonzeption gemeinsam entwiekeln. 
Der zeitliehe Mehraufwand von Tandems in ihrer Aufbauphase sollte bei der Förderung beaehtet werden. 

Migrantenorganisationen und anerkannte Träger sollten aueh selbst Kriterien aufstellen, die mögliehe Partner oder 
das gemeinsame Vorhaben erfüllen sollten, wie: 

- Interkulturelle Öffnung der Träger 

- Ähnliehe Arbeitssehwerpunkte 

- Zielgruppenerreiehung 

- Gemeinsame Projektentwieklung 

Die Förderung von Tandemprojekten sollte mit einer Strukturförderung der Migrantenorganisationen einhergehen. 

Tandemprojekte sollten dureh Prozessberatung/Coaehing/Supervision des Tandemprojekts begleitet werden, um die 
Kooperation zu erleiehtem - aueh über die Anfangsphase hinaus. Zudem sollte eine Plattform für den Erfahrungsaus- 
tauseh für Tandem-Träger eingeriehtef werden. 

• Umsetzungshinweis: Tandemprojekte 

Bei der Entwieklung und Förderung von Tandemprojekten sollte beaehtet werden, dass beide Partner eine gewisse 
Übereinstimmung hinsiehtlieh ihrer Aufgaben haben. 

Um Tandemprojekte dureh eine Strukturförderung für die beteiligten Migrantenorganisationen zu begleiten, gibt 
es unter anderem folgende Mögliehkeiten: Aufwandsentsehädigung für bürgersehaftliehes Engagement und für 
materielle Auslagen, Anerkennung von bürgersehaftliehem Engagement als finanziellen Eigenanteil, Förderung 
von hauptamtliehen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und/oder Minijobs sowie von Räumliehkeiten und teehni- 
seher Ausstattung. 

Mentoring bzw. Patenschaft durch anerkannten Träger fördern 

Zur Professionalisierung und Organisationsentwicklung von Migrantenorganisationen sollten Patenschaftsprojekte 
gefördert werden, bei denen ein anerkannter Träger die Strukturentwicklung und Professionalisierung von Migranten- 
organisationen begleitet. 

• Umsetzungshinweis: Patenschaften vermitteln 

Um Kontakt- und Begegnungsmöglichkeiten zwischen Migrantenorganisationen und etablierten Trägem zu schaf- 
fen, kann es hilfreich sein, auf lokaler Ebene Veranstaltungen durchzuführen, bei denen interessierte Migranten- 
organisationen mit etablierten Vereinen zusammengebracht werden, die bereit sind, eine Migrantenorganisation 
bei ihrer Organisationsentwicklung zu unterstützen. 

Netzwerke von Migrantenorganisationen gründen 

Netzwerkpartner sollten berücksichtigen, dass Netzwerke zwar schnell gegründet werden können, ihre Weiterfühmng 
aber dauerhaftes Engagement braucht. Hier sind die Bereitschaft zu Verantwortungsübemahme sowie die Klämng 
von Zuständigkeiten in den beteiligten Migrantenorganisationen genauso notwendig wie die Benennung fester An- 
sprechpartner. 

Die Vernetzung von Migrantenorganisationen über Herkunftsgmppen hinweg funktioniert auf Basis des gemeinsa- 
men Interesses. Netzwerke sollten ihre Mitglieder in der eigenständigen und an deren Bedarfen ausgerichteten Ent- 
wicklung von Handlungsmöglichkeiten unterstützen. 

Bund, Länder und Kommunen sollten Netzwerke zur Professionalisierang und Stärkung der Teilhabe von Migranten- 
organisationen ideell und wo möglich auch finanziell unterstützen. 
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• Umsetzungshinweis: Förderung von Netzwerken von Migrantenorganisationen 

Unterstützt werden können die Bildung und naehhaltige Etablierung von Netzwerken insbesondere dureh fol- 
gende Maßnahmen: 

- Bereitstellung fester Räumliehkeiten durch Land oder Kommune 

- Ideelle Unterstützung von Land und Kommune (Politik wirbt öffentlich für das Netzwerk) 

- Einrichtung einer vom Land oder der Kommune finanzierten Geschäfts- oder Koordinierungsstelle 

- Professionalisierung des Führungspersonals in Migrantenorganisationen 

- Kooperation der Verwaltung mit dem Netzwerk, etwa durch die Einbindung des Netzwerks in lokale und Lan- 
desgremien oder durch gemeinsame Aktivitäten 


Die Integmtionsbeauftmgte des Landes Brandenburg fördert die Vernetzung der Migrantenorganisationen im Land 
insbesondere durch die zwei Mal jährlich stattfindenden sogenannten Migrantentreffen. Durch diese Treffen, die von 
der Integrationsbeauftragten finanziert werden (inklusive Fahrtkosten für Teilnehmende) wurde eine Vernetzungs- 
plattform für Migrantenorganisationen geschaffen. Ziel ist es, die Partizipation von Menschen mit Migrationshinter- 
grund am Integrationsprozess zu fördern und so zur Verbesserung der Integrationsarbeit in Brandenburg beizutra- 
gen. So ist das Netzwerk etwa Mitglied im Landesintegrationsbeirat. 

In Sachsen-Anhalt haben Vertreterinnen und Vertreter von über 40 Migrantenorganisationen 2008 das ,, Landesnetz- 
werk Migrantenselbstorganisationen “ (LAMSA) gegründet. Das ehrenamtlich organisierte Netzwerk will die politi- 
schen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Interessen der Bevölkerung mit Migrationshintergrund vertreten und 
versteht sich als legitimierter Ansprechpartner der Landesregierung sowie aller anderen relevanten Organisationen 
auf Landesebene. Das Landesnetzwerk arbeitet öffentlichkeitswirksam durch Fachveranstaltungen und durch die 
Teilnahme an landesweit oder regional bedeutsamen Maßnahmen. Zudem wird mit den Medien in Sachsen- Anhalt zu- 
sammen gearbeitet, um das Thema Zuwanderung und Integration der Mehrheitsgesellschaft nahe zu bringen. Das 
Netzwerk trifft sich vierteljährlich in Räumlichkeiten des Ministeriums für Gesundheit und Soziales des Landes Sach- 
sen-Anhalt. Bei Bedarf berichtet die Integrationsbeauftragte über aktuelle integrationsbezogene Themen. LAMSA 
nimmt auch teil an den von der Integrationsbeauftragten veranstalteten Netzwerktreffen der Migrationssozialarbeit. 
(Vgl. http://www.lamsa.de) 

Migrantenorganisationen in Integrationsnetzwerke einbinden 

Eine stärkere Vernetzung von Migrantenorganisationen und Organisationen der Mehrheitsgesellschaft sollte ange- 
strebt werden. Dort, wo Migrantenorganisationen mit aktiver, öffentlich sichtbarer politischer Unterstützung agieren, 
lassen sich auch andere Institutionen (Träger der Migrationsarbeit, Kirchen, Schulen, Arbeitgeber) leichter für die 
Vernetzung und Zusammenarbeit gewinnen. Politik kann (durchaus kostenneutral), etwa durch die Teilnahme an Ak- 
tivitäten der Migrantengruppen oder der öffentlichen Würdigung des Engagements, wichtige Signale der Anerken- 
nung setzen. 

Insgesamt sollte ein Diskussionsprozess in den Netzwerken professioneller Akteure der Integrationsförderung mif 
dem Ziel eingeleifef werden zu prüfen, ob und wie eine gemeinsame Nefzwerkarbeif mif ehrenamtlich engagierten 
Migrantenorganisationen umgesetzt werden kann. Wichtig ist die gleichberechtigte und wertschätzende Zusammen- 
arbeit mit beidseitigem Kompetenztransfer. 


Ein Beispiel für vernetztes Arbeiten von Migrantenorganisationen mit anderen Organisationen und kommunalen Ein- 
richtungen ist das ,, Zentrum für Integration und Migration “ (ZIM) in Erfurt. Das ZIM ist Beratungs- und Kulturzen- 
trum und Anlaufstelle für Migrantinnen und Migranten, Menschen ohne Migrationshintergrund aber auch für am In- 
tegrationsprozess beteiligte Ämter, Behörden und Institutionen. Im strukturell und finanziell mit dem Amt für Sozial- 
und Wohnungswesen verknüpften Zentrum arbeiten vier Migrantenorganisationen mit zwei einheimischen Organisa- 
tionen zusammen. Über einen Kooperationsvertrag haben sie sich gemeinsamen Zielen verpflichtet. Die Stadt finan- 
ziert die Miet- und Betriebskosten sowie anteilige Programmkosten. Durch die unmittelbare Zusammenarbeit von Mi- 
granten- und einheimischen Organisationen können interkulturelle Erfahrungen, Besonderheiten und Erfordernisse 
verschiedener Zuwanderungsgruppen berücksichtigt werden. Die Vereine werden in ihrer Vereinsarbeit durch die im 
ZIM angesiedelte Fach- und Servicestelle für Integration und Migration unterstützt. 
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• Umsetzungshinweis: Einbindung von Migrantenorganisationen in kommunale Integrationsnetzwerke 

Unterstützt werden kann die Einbindung von Migrantenorganisationen in kommunale Integrationsnetzwerke ins- 
besondere dureh folgende Maßnahmen: 

- Zusammenarbeit der kommunalen Integrationsnetzwerke mit örtlichen Ausländer- bzw. Integrationsbeiräten, 
welche im lokalen Bereich agierende Migrantenorganisationen kennen, kann ein Weg sein, integrativ arbei- 
tende Migrantenorganisationen zu erreichen. 

- Öffentlich sichtbare Unterstützung und Begegnung von Politik und Migrantenorganisationen kann für andere 
Akteure zur vertrauensbildenden Maßnahme werden, so dass sich auch weitere Institutionen/Einrichtungen für 
eine gemeinsame Netzwerkbildung gewinnen lassen. 

- Integrativ arbeitende Migrantenorganisationen sollten auch gezielt über die unterschiedlichen vorhandenen 
kommunalen Integrationsnetzwerke informiert und eingeladen werden. 

- Fahrtkostenzuschüsse für rein ehrenamtlich arbeitende Migrantenorganisationen durch Kommunen, Bürger- 
stiftungen etc. können die Teilnahme von Migrantenorganisationen darüber hinaus erleichtern. 

Migrantenorganisationen, die stärker an den Integrationsnetzwerken partizipieren wollen, können über die Regio- 
nalstellen des Bundesamts oder die Kommunen Informationen erhalten und an entsprechende Netzwerke vermit- 
telt werden. Ebenso sollten Migrantenorganisationen von sich aus über ihre Integrationsaktivitäten auf örtlicher 
Ebene informieren. 

Migrantenorganisationen zn Trägern von Weiterbildnngen qnalifizieren 

Im Zuge der Professionalisierung von Migrantenorganisationen ist es einerseits von Bedeutung, dass anerkannte Trä- 
ger der Erwachsenenbildung die Weiterbildungsbedürfnisse von Migrantenorganisationen erkennen und praxisrele- 
vante Angebote in Zusammenarbeit mit ihnen entwickeln und bereitstellen. Andererseits sollten parallel auch Mi- 
grantenorganisationen selbst als Träger von Weiterbildungen unterstützt werden. 

Die für die Anerkennung von Weiterbildungsträger zuständigen Stellen der Länder sollten gezielt Informationen und 
Beratung für Migrantenorganisationen anbieten, um ihre Bildungsarbeit durch anerkannte Qualitätsstandards abzusi- 
chem und sie darin unterstützen, sich als staatlich anerkannter Bildungsträger der Erwachsenenbildung zu qualifizie- 
ren. 

Zur Qualifizierung von Migrantenorganisationen zu Trägem von Multiplikatorenausbildungen, Integrations- bzw. 
Bildungslotsen und Beratungen sollten Qualitätsstandards entwickelt werden. Hierzu sollte geprüft werden, ob das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und/oder die Länder gegebenenfalls in Kooperation mit landesweiten Netz- 
werken oder etablierten Weiterbildungsträgem solche Standards entwickeln können. 

Qualifizierangsmaßnahmen, durch die Migrantenorganisationen befähigt werden, sich als Träger der Erwachsenen- 
bildung anerkennen zu lassen, sollten von Mittelgebem auf Bundes- und Landesebene finanziell gefördert werden. 

• Umsetzungshinweis: Qualitätssicherung und Qualifizierung zu Trägern von Multiplikatorenausbildungen 
und Beratungen 

Die Qualifiziemng von Migrantenorganisationen zu Trägem der Weiterbildung könnte über etablierte Weiterbil- 
dungsträger, ein bundesweites oder landesweite Netzwerke organisiert werden und sollte ein Zertifikat als Nach- 
weis umfassen. 

Die Academia Espanola de Fonnaciön (AEF) - Spanische Weiterbildungsakademie e. V. verfolgt seit ihrer Gründung 
im Jahr 1984 das Ziel, ein interkulturelles Bildungsangebot zu entwickeln, das sowohl vom Inhalt als auch von der 
Methodologie her den tatsächlichen Bedürfnissen der Menschen mit Migrationshintergrund in Deutschland gerecht 
wird, um deren Lebensqualität zu verbessern. Die AEF ist bisher das einzige derartige bikulturelle Projekt einer Bil- 
dungseinrichtung mit staatlicher Anerkennung in Deutschland (nach dem Weiterbildungsgesetz in Nordrhein-West- 
falen) geblieben. Die AEF bietet u. a. Multiplikatorenschulungen für die Elternarbeit in und mit Migrantenorganisa- 
tionen sowie Seminare zur Förderung eines qualifizierten Vereinsmanagements in den Migrantenorganisationen - 
auch über die spanische Community hinaus. 
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2.1.3 Partizipation durch bürgerschaftiiches 
Engagement in und durch Migranten- 
organisationen 

Das bürgerschaftliche Engagement von Menschen mit 
Migrationshintergrund und ihrer Organisationen spielt 
eine wichtige Rolle im Integrationsprozess, wenn es ge- 
sellschaftliche und politische Beteiligungs- und Mitge- 
staltungsmöglichkeiten erschließt und fördert. Enga- 
gierte Menschen mit Migrationshintergrund erwerben 
neben sprachlichen auch personenbezogene und Sach- 
kompetenzen, wie Selbstbewusstsein, Kommunikations- 
fahigkeit, Kooperationsfahigkeit und Institutionenkennt- 
nisse. Aus der aktiven Beteiligung von Menschen mit 
Migrationshintergrund an den Diskussionen und Ent- 
scheidungen vor Ort wächst die Identifikation mit dem 
Wohnumfeld. 

Umfassende repräsentative Daten über das freiwillige und 
bürgerschaftliche Engagement von Menschen mit Migra- 
tionshintergrund und ihren Organisationen in Deutsch- 
land liegen bisher nicht vor. Verschiedene Studien und 
Sozialberichte weisen auf drei Aspekte von besonderer 
Bedeutung für die Engagementförderung: Erstens ist ein 
höheres Bildungsniveau förderlich für die Beteiligung an 
freiwilligem Engagement - dies gilt für Menschen mit 
und ohne Migrationshintergrund in gleichem Maße. 
Zweitens engagieren sich Menschen mit Migrationshin- 
tergrund zu anderen Themen und in anderen Formen als 


Aktivitäten, die auf eine Abschottung gegenüber der Gesellschaft 
zielen, können, auch wenn sie freiwillig und unentgeltlich ausgeübt 
werden, nicht als bürgerschaftiiches Engagement bezeichnet werden. 
Vgl. Huth, Susanne (2007): Bürgerschaftiiches Engagement in Migran- 
tenselbstorganisationen: integrationsfördemd oder -hemmend? in: 
Archiv für Wissenschaft und Praxis der sozialen Arbeit, Jg. 38, H. 3, 
Berlin, S. 74. 

145 Vgl. Huth (2007), a. a. 0., S. 75. 

14^ In der Migrantenstichprobe des zweiten Freiwilligensurveys des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) aus dem Jahr 2004 sind nur Migrantinnen und Migranten 
vertreten, die eine 30minütige Telefonbefragung in deutscher Spra- 
che absolvierten. In der Stichprobe wurden überproportional viele 
(Spät)Aussiedlerinnen und (Spät)Aussiedler befragt. Die Ergebnisse 
sind nicht repräsentativ für die Gesamtheit der zugewanderten und 
hier geborenen Menschen mit Migrationshintergrund. Die Zahlen ei- 
ner Repräsentativbefragung von türkischstämmigen Migrantinnen 
und Migranten analog zum Freiwilligensurvey durch die Stiftung 
Zentrum für Türkeistudien im Auftrag des BMFSFJ (2004) zeigen, 
dass annähernd zwei Drittel der türkischstämmigen Menschen in 
Vereinen, Verbänden, Gruppen oder Initiativen aktiv sind. Ein Drittel 
der Aktiven beteiligt sich sowohl in deutschen Zusammenhängen als 
auch in türkischen, 9 Prozent in interkulturellen Zusammenhängen. 
Die Beteiligung in interkulturellen und deutschen Vereinigungen war 
höher, wenn gemeinsame Anliegen und Interessen von Deutschen 
und Türkischstämmigen berührt wurden. (Rosenbladt, Bernhard von 
(2000): Freiwilliges Engagement in Deutschland. Ergebnisse der Re- 
präsentativerhebung zu Ehrenamt, Freiwilligenarbeit und bürger- 
schaftlichem Engagement Band 1 : Gesamtbericht, Schriftenreihe des 
BMFSFJ. Stuttgart S. 39 und 43). 

*4'^ Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hg.) 
(2005): Freiwilliges Engagement in Deutschland 1999-2004. Ergeb- 
nisse der repräsentativen Trenderhebung zu Ehrenamt, Freiwilligen- 
arbeit und bürgerschaftlichem Engagement, Berlin; Bundesministe- 
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hg.) (2005): 
Freiwilliges Engagement von Türkinnen und Türken in Deutschland, 
Berlin; Huth, Susanne (2007): Bürgerschaftiiches Engagement von 
Migrantinnen und Migranten - Lemorte und Wege zu sozialer Inte- 
gration, Frankfurt a. M. 


Menschen ohne Migrationshintergrund. Engagement in 
eigenethnischen Kontexten, etwa in der Kulturarbeit, 
spielt eine große Rolle, wobei dieses Engagement mehr- 
heitlich auf das Leben in Deutschland und nicht auf das 
Herkunftsland gerichtet ist. Zudem sind bei ihnen infor- 
melle Engagementformen der nachbarschaftlichen und 
familiären Selbsthilfe stärker ausgeprägt. Drittens ist die 
interkulturelle Öffnung des bürgerschafllichen Engage- 
ments, seiner Strukturen und Einrichtungen notwendig. 

Eine Reihe von vereinsintemen und -externen Faktoren 
hemmen dabei den Auf- und Ausbau von bürgerschaftli- 
chem Engagement in Migrantenorganisationen, insbeson- 
dere: 

- Fehlende hauptamtliche Strukturen 

- Förderung von Engagement häufig nur durch zeitlich 
befristete Modellprojekte 

- Fehlende Kenntnisse etwa in Bezug auf vereinsrechtli- 
che Fragen, kommunale Strukturen, Projektmanage- 
ment 

- Fehlende Räumlichkeiten, Büro-Ausstattungen und 
finanzielle Mittel 

- Mangelnde Zugänge zur Öffentlichkeit 

- Fehlende interkulturelle Öffnung und Kompetenzen in 
vielen deutschen Einrichtungen/Organisationen/Un- 
temehmen/Behörden, die einer Vernetzung im Wege 
stehen 

- Insgesamt fehlende oder geringe Förderung/ Anerken- 
nung von bürgerschaftlichem Engagement (Engagierte 
und Engagement werden selten sichtbar) 

Mögliche Kooperationspartner 

Lokale Einrichtungen der Engagementförderung können 
wichtige Kooperationspartner für Migranfenorganisafionen 
sein. Zu den lokalen, häufig zivilgesellschaftlichen Ein- 
richtungen der Engagementförderung zählen etwa 300 Frei- 
willigenagenturen und -Zentren'"**, Seniorenbüros, Selbst- 
hilfekontaktstellen oder auch mittlerweile über 200 Bürger- 
stiftungen. Diese Einrichtungen der Engagementförderung 
sind nicht nur in der Vermittlung von Engagementmög- 
lichkeiten vor Ort tätig, sondern oft auch Netzwerkkno- 
tenpunkte im kommunalen Raum, Sprachrohr für Inferes- 
sen der Engagierten und zuweilen auch Berater von 
Einrichtungen, Vereinen, Verbänden, Kommunalverwal- 
tungen oder Unternehmen in Fragen guter Rahmenbedin- 
gungen der Engagementförderung. Ihnen kommt zumeist 
eine Doppelrolle zu: Sie stellen Mittel für lokale Engage- 
mentprojekfe bereif und biefen zugleich eine Plattform, 
auf der sich Menschen mit und ohne Migrationshinter- 
giund für gemeinsame Themen einsefzen können. Bis- 
lang gehören Menschen mit Migrationshintergrund je- 
doch nur punktuell in einzelnen Einrichtungen der 


'48 Freiwilligenagenturen haben es sich zur Aufgabe gemacht, zur För- 
derung des bürgerschaftlichen Engagements beziehungsweise des 
Ehrenamtes beizutragen. Je nach Träger- in der Regel Kirchen, 
Wohlfahrtsverbände, freie Initiativen, Städte und Landkreise - und 
Arbeitsweise nennen sie sich auch Freiwilligenzentren, Freiwilligen- 
zentralen und Freiwilligen- oder Ehrenamtsbörsen. 
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Engagementforderung zu der Zielgruppe der Freiwilli- 
gen. Auch die 400 Ausländer- bzw. Integrationsbeiräte 
sind mögliche Partner für Kooperafionen im Bereich des 
bürgerschaftlichen Engagemenfs. 

Ersfe Ansäfze der Zusammenarbeit und des Austausches 
sind bereits entstanden. So gibt es eine informelle Koope- 
ration zwischen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Frei- 
willigenagenturen (bagfa) und dem Bundesverband der 
Ausländer- und Integrationsbeiräte in Deutschland 
(BAB), die noch auf Länder- und lokaler Ebene zu erwei- 
tern wären. Einzelne Wohlfahrtsverbände - etwa die Cari- 
tas - haben eigene Aktivitäten unternommen, um den An- 
teil der Jugendlichen mit Migrationshintergrund in den 
Jugendfreiwilligendiensten zu erhöhen. Für die kommen- 
den Jahre deutet sich die Entwicklung von nachhaltigen 
Infrastrukturen der Engagementförderung in den Ländern 
an. ln Hessen haf 2010 ersfmalig eine Fachfagung zum 
Thema „Bürgerschaftliches Engagement von Menschen 
mit Migrationshintergrund“ gemeinsam mit der Landes- 
Ehrenamtsagentur und den Kommunalen Spitzenverbän- 
den stattgefunden. Auf der Ebene der Länder sind insbe- 
sondere auch fachlich an die Bedarfe angepasste Fortbil- 
dungsangebote von Bedeutung, wie sie mit sogenannten 
„Mobilen Kompetenzteams“ der Länder derzeit mit Un- 
terstützung des Bundes aufgebaut werden (Programmför- 
derung für diese Teams im Rahmen der Förderung für die 
„Freiwilligendiensfe aller Generationen“). 

Um Migrantenorganisationen in die kooperative Netz- 
werkarbeit einzubeziehen, wurde in das Programm „Per- 
spektive Berufsabschluss“ des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung im November 2009 das Begleif- 


projekt „Mit Migrantlnnen für Migrantlnnen - Interkul- 
turelle Kooperation zur Verbesserung der Bildungs- 
integration“ aufgenommen, ln einer Pilotierung an acht 
Förderstandorten (Kiel, Marburg, Dortmund, Darmstadt, 
Bielefeld, Schwerin, Saarbrücken, Leipzig) sollen der 
bisherige Stand der Mitwirkung von Migrantenorganisa- 
tionen im Netzwerk der regionalen Akteure und ihre Mit- 
wirkungsmöglichkeiten analysiert werden. Im weiteren 
Projektverlauf wird das Selbsthilfepotenzial von Migran- 
tinnen und Migranten beziehungsweise ihrer Organisatio- 
nen gebündelt und gestärkt. Es sollen durch das Projekt 
verbindliche interkulturelle Vertretungsstrukturen in den 
Migrantenorganisationen geschaffen werden, um so die 
partnerschaftliche Interessenvertretung in der regionalen 
Netzwerk- und Gremienarbeit zu ermöglichen. Durch 
eine stärkere Zusammenarbeit mit Migrantenorganisatio- 
nen wird der Zugang zu Migrantengruppen verbessert 
und der programmbezogene Wissenstransfer erheblich 
gesteigert. 

Das systematische bürgerschaflliche Engagement von Un- 
ternehmen - Corporate Citizenship oder Untemehmens- 
bürgerschafl genannt - hat als Bestandteil der Untemeh- 
menskultur in Deutschland noch eine vergleichsweise 
junge Tradition. Immer mehr Unternehmen engagieren 
sich für das Gemeinwohl und übernehmen so eine zusätzli- 
che gesellschaftliche Verantwortung. Zivilgesellschaflliche 
Partnerorganisationen können durch diese Form der Ko- 
operation von vielen Kompetenzen der Wirtschaft profitie- 
ren, etwa in den Bereichen Management, Netzwerkarbeit 
oder Innovation. Bislang gibt es jedoch kaum Kooperatio- 
nen von Unternehmen mit Migrantenorganisationen. 


Empfehlungen 

Strukturen bürgerschaftlichen Engagements von und in Migrantenorganisationen fördern 

Die Engagementförderung in und durch Migranfenorganisationen sollte durch hauptamtliche Personalstellen kontinu- 
ierlich unterstützt werden. 

Migrantenorganisationen, welche die ehrenamtlichen Strukturen innerhalb ihres Vereins ausbauen wollen, wird die 
Beachtung folgender Aspekte empfohlen: Freiwillig Engagierte benötigen 

- kontinuierliche und feste Ansprechpartner 

- Angebote, die sich am konkreten Bedarf/Interesse orientieren 

- Qualifizierung und professionelle individuelle Beratung und Begleitung 

- eine Würdigung ihrer Arbeit, zum Beispiel durch die Anerkennung der Qualifizierung zum Ehrenamtlichen (zum 
Beispiel Zertifikat, Ehrenamtspass), Unkostenerstattung, Anerkennung für Pafen, persönliche Wertschätzung und 
die Erwähnung in Öffentlichkeitsarbeit 

Das BMFSFJ fördert seit Dezember 2008 ein Projekt des Instituts INBAS-Sozialforschung über ,, Qualifizierung zum 
Freiwilligenmanagement“ , in dem durch umfassende Bestandsaufnahmen Beispiele guter Praxis für die Förderung 
und Unterstützung des bürgerschaftlichen Engagements von Menschen mit Migrationshintergrund unter anderem in 
Migrantenorganisationen erhoben werden, um adäquate Rahmenbedingungen und Unterstützungsstrukturen zu ana- 
lysieren. 

Unterstützung von Migrantenorganisationen, z. B. bei der Akquise von Mitteln und der Weiterentwicklung der Ver- 
einsstrukturen, Qualifizierung von bürgerschaftlich Engagierten und der Einsatz in verschiedenen Arbeitsfeldern 
sind nur einige der Tätigkeiten von Integrationsagenturen in Nordrhein-Westfalen, die zum Teil ebenfalls Migranten- 
selbstorganisationen sind. 
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Kooperation von Migrantenorganisationen mit Einrichtnngen der Engagementfördernng 
vor Ort nnterstützen 

Empfohlen wird die Kooperation mit starken Netzwerkpartnem, beispielsweise den Stadtverwaltungen, Integrations- 
beauftragten von Kommunen und Ländern, zivilgesellsehaftliehen Partnern wie etwa Freiwilligenagenturen oder 
aueh Partnern aus der Wirtsehaft. 

Migrantenorganisationen sollten enge Kontakte und Kooperationen mit den Einriehtungen der Engagementfördernng 
entwiekeln. Die Einriehtungen ihrerseits sollten ebenfalls den Kontakt mit Migrantenorganisationen suehen. 

Öffentlieh geförderte Einriehtungen der Engagementförderung sollten ihre Weiterbildungsangebote für Hauptamtli- 
ehe und freiwillig Engagierte gezielt aueh für Engagierte bzw. Multiplikatoren aus Migrantenorganisationen anbieten. 

Einriehtungen der Engagementförderung sollten Migrantenorganisationen als Einsatzfelder für bürgersehaftliehes 
Engagement erkennen. Sie sollten verstärkt mit Migrantenorganisationen kooperieren, um Mensehen mit Migrations- 
hintergrund für bürgersehaftliehes Engagement zu gewinnen. Hilfreieh können Ansätze einer aufsuehenden Partizi- 
pationsförderung sein. 


Von 2007 bis 2010 haben das Bundesamt fiir Migration und Flüchtlinge und das Bayerische Staatsministerium für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen das Kooperationsprojekt ,, Gemeinsam engagiert“ der Arbeitsgemein- 
schaft der Ausländerbeiräte Bayerns und des Landesnetzwerks Bürgersehaftliehes Engagement Bayern gefördert. 
Zielgruppen des Modellprojektes waren Migrantenorganisationen auf kommunaler wie auf Landesebene sowie deut- 
sche Einrichtungen der Freiwilligenarbeit. Für beide Zielgruppen entwickelte das Projekt in enger Zusammenarbeit 
mit den jeweiligen Kooperationspartnern Fortbildungs-, Qualifizierungs- und Unterstützungsangebote, um die Rah- 
menbedingungen für ihre ehrenamtliche Arbeit im Bereich Integration zu verbessern. So wurden mit Ausländerbeirä- 
ten und Migrantenvereinen Qualifizierungsmaßnahmen und Fortbildungen konzipiert und durchgeführt, während mit 
und für Freiwilligeneinrichtungen interkulturelle Öffnungsprozesse eingeleitet und begleitet wurden. Um die Projekt- 
ergebnisse übertragbar zu machen, wurden alle durchgeführten Aktivitäten und Maßnahmen evaluiert und auf den 
Internetseiten des Projektes dokumentiert. Ein weiterführendes Ziel von ,, Gemeinsam engagiert “ war die Vernetzung 
und strukturelle Verbindungen zwischen bürgerschaftlich engagierten Migrantenorganisationen und Einrichtungen 
der Freiwilligenarbeit auf regionaler und Landesebene. (Vgl. http://www.gemeinsam-engagiert.net). 


Die interkulturelle Öffnung der (Jugend)Freiwilligendiensfe sollfe weher vorangetrieben werden und Mi- 
grantenorganisationen vermehrt als Partner für die (Jugend)Freiwilligendienste gewonnen und qualifiziert werden. 
Die Aktivitäten der etablierten Träger der (Jugend)Freiwilligendienste zur Erhöhung des Anteils von Engagierten mit 
Migrationshintergrund sollten unterstützt werden. 

• Umsetzungshinweis: (Jugend)Freiwilligendienste 

Um mehr Mensehen mit Migrationshintergrund für die (Jugend)Freiwilligendiensfe zu gewinnen, können insbe- 
sondere folgende Sehriffe hilfreieh sein: Ersehließung von Zugängen zur Zielgruppe, Weiferenfwieklung der 
Kommunikationssfrafegien und spezifisehen Vernetzungen, Qualifizierung des pädagogisehen Personals/bzw. Be- 
rüeksiehtigung der Belange von Freiwilligen mit Migrationshintergrund im pädagogisehen Begleitangebot der 
Freiwilligendienste. 


Um mehr Menschen mit Migrationshintergrund für die Freiwilligendienste zu gewinnen, fördert das BMFSFJ das 
Projekt ,, Qualifizierung von Migrantenorganisationen als Träger von Jugendfreiwilligendiensten “. Als erste Migran- 
tenorganisation wurde die Türkische Gemeinde in Deutschland im Tandem mit dem Institut für Sozialarbeit und So- 
zialpädagogik als Träger von Jugendfreiwilligendiensten wie dem Freiwilligen Sozialen Jahr oder dem Freiwilligen 
Ökologischen Jahr qualifiziert. Weitere Informationen unter: http://www.mo-frei willigendienste.de 

Wichtige Erfahrungen über Zugangsstrategien zur Zielgruppe, zur Kooperation mit Migrantenorganisationen, zur 
Berücksichtigung interkultureller Aspekte beim Einsatz junger Menschen mit Migrationshintergrund sowie bei der 
Bildung regionaler Netzwerke wurden auch im Programm „Freiwilligendienste machen kompetent“ gewonnen, das 
gefördert vom BMFSFJ sowie aus ESF-Mitteln von 2007 bis 2010 Rahmenbedingungen für die Inklusion benachtei- 
ligter sowie junger Menschen mit Migrationshintergrund erprobte. Das BMFSFJ wird die Implementierung der Er- 
gebnisse in die breitere Praxis unterstützen. Weitere Informationen unter: http://www.fwd-kompetent.de/ 

Für den Zeitraum 2009 bis 2011 haben der Deutsche Caritasverband und IN VIA Deutschland für das Freiwillige So- 
ziale Jahr in katholischer Trägerschaft finanziert aus Projektmitteln des Caritasverbands das Modellprojekt „Mehr 
junge Menschen mit Migrationshintergrund ins FSJ“ aufgelegt. An dem Projekt beteiligen sich bundesweit 14 katho- 
lische Träger mit dem Ziel, eine Steigerung um weitere 200 Freiwillige mit Migrationshintergrund zu erreichen und 
die gewonnenen Erfahrungen nachhaltig ins Trägerspektrum zu übertragen. 
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Migrantenorganisationeil in die Entwicklnng nnd Umsetznng von Integrationskonzepten einbinden 

Migrantenorganisationen sollten stärker in Beratungsgremien eingebunden werden. Konzepte zur stärkeren Teilhabe 
sollten nieht unter Aussehluss von Teilhabe entwiekelt werden. Eine direkte Beteiligung von Migrantenorganisatio- 
nen im Vorfeld von Entseheidungsprozessen sowie an der Erarbeitung integrationspolitiseher Konzepte auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene sollte weiter ausgebaut werden. Um dies zu gewährleisten, sollten Wege einer aufsu- 
ehenden Partizipationsförderung und Information in den Communities erprobt werden. 


Die Kommune Chemnitz hat Migrantenorganisationen bei der Entwicklung ihres Rahmenplans zur Integration von 
Migranten/Migrantinnen vom Juni 2008 beteiligt. Neben den Fachämtern der Stadt wurden auch der Ausländerbeirat 
und das 1999 gegründete Integrationsnetzwerk für Migrantinnen und Migranten bei der Erstellung des Rahmenplans 
hinzugezogen. Im Netzwerk arbeiten nach Vorgaben einer entsprechenden Kooperationsvereinbarung Vertreterinnen 
und Vertreter von allen geförderten Vereinen und Migrantenorganisationen, der Polizei, Sprachkursträgern, der 
Volkshochschule und der Ausländerbehörde zusammen. 

Das Programm ,, Modellregionen Integration“ der Hessischen Landesregierung ist auf eine enge Zusammenarbeit 
mit den Kommunen angelegt, um strukturelle Integration zu fördern. Dabei wird ein besonderes Augenmerk auf die 
Kooperation mit den Migrantenselbstorganisationen gelegt. 

Mit einem Integrationskonzept unter dem Titel ,, Verschiedene Kulturen - Leben gemeinsam gestalten “ will die Lan- 
desregierung von Rheinland-Pfalz den Prozess der Integration in Rheinland-Pfalz gestalten. Zur Umsetzung des 
Integrationskonzeptes wurden Arbeitsgruppen gebildet. In ihnen beraten Vertreterinnen und Vertreter der Landes- 
regierung und des Landesbeirats für Migration und Integration über Maßnahmen, Zielvereinbarungen und Selbstver- 
pflichtungen, mit denen die Ziele des Integrationskonzeptes erreicht werden können. Hierbei sind auch Migranten- 
organisationen beteiligt. 


Bei der Zusammenarbeit und der Einbeziehung in die Integrationsforderung vonseiten der Politik und Verwaltung 
sollte die Heterogenität von Migrantenorganisationen stärker berüeksiehtigt werden. Berüeksiehtigung finden müssen 
beispielsweise die besonderen Belange von Migrantinnenorganisationen oder von Migrantenorganisationen in den 
östliehen Bundesländern. 

Vertreterinnen und Vertreter von Migrantenorganisationen, die an der Entwieklung von Integrationskonzepten betei- 
ligt sind, sollten über transparente und partizipative Verfahren bestimmt werden. Teilweise wird diese Vertreterfunk- 
tion bereits von Ausländer- und lntegrations(bei)räten übernommen. 

Zusammenarbeit von engagementfördernden Unter-nebmen und Migrantenorganisationen stärken 

Engagementfbrdemde Unternehmen und solehe, die sieh zukünftig im Bereieh Integration einsetzen wollen, sollten 
Kooperationen mit Migrantenorganisationen eingehen. 

Sportvereine, deren Mitglieder und Kunden vorwiegend Mensehen mit Migrationshintergrund sind, können eine 
wiehtige Funktion als Sehamier zum Arbeitsmarkt übernehmen. Konzepte, die es zum Ziel haben, gerade sehwierig 
zu vermittelnde Jugendliehe in Ausbildungen zu bringen, könnten hier geeignete Ansatzpunkte finden. Hier sind Ju- 
gendliehe und ihre Eltern erreiehbar für Angebote der Integration in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. 


In Rahmen des Projekts ,, Patenschaften zwischen Unternehmen und Vereinen“ entwickelten der türkische Unterneh- 
merverband MUT zusammen mit den Sportvereinen Rhenania Hamborn, Dersimspor und FSV Duisburg, dem Stadt- 
portbund und dem Rhein-Ruhr-Institut an der Universität Duisburg-Essen ein Modell, um das arbeitsmarktpolitische 
Potenzial von Sportvereinen zu nutzen. Projektziele waren u. a. 

- Kindern aus Migrantenfamilien, die noch zur Schule gehen, über die Vereine Perspektiven für eine künftige Aus- 
bildung, Praktika und Ausbildungsplätze vermitteln. 

- Eltern, die in der Regel wenig über das deutsche Ausbildungssystem wissen, von kompetenten Akteuren realisti- 
sche und verständliche Informationen über die Möglichkeiten einer Ausbildung für ihre Kinder zur Verfügung 
stellen. Der Unternehmerverband MUT hatte dabei eine vermittelnde Rolle zwischen den Sportvereinen und ver- 
schiedenen Unternehmen, Verbänden und Kammern, zu denen er Kontakt hat, übernommen. 

- Partnerschaften zwischen lokalen Unternehmen und den Sportvereinen initiieren. 
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Das Projekt wurde in den Jahren 2007/2008 im Sonderprogramm „Beschäftigung, Bildung und Teilhabe vor Ort“ 
durchgeführt, das die Programme „XENOS - Leben und Arbeiten in Vielfalt“ und ,, Soziale Stadt“ verbindet. Das 
Projekt wurde gefördert durch die Bundesministerien für Arbeit und Soziales sowie für Verkehr, Bau und Stadtent- 
wicklung und aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF). 

Qualifizierung von Engagierten in Migrantenorganisationen ermöglichen 

Die Fortbildungsangebote im Rahmen der sogenannten „Mobilen Kompetenzteams“ sollten sowohl engagierten 
Menschen mit Migrationshintergrund gerecht werden, als auch den Bedürfnissen von Migrantenorganisationen als 
Träger wichtiger Teile dieses Engagements entsprechen. 

Forschungsdesiderate 

Die Datenlage und der Kenntnisstand über bürgerschaftliches Engagement von Menschen mit Migrationshintergrund 
und ihren Organisationen müssen verbessert werden. Gefordert und vorangetrieben werden sollten Grundlagenfor- 
schung und die Erhebung planungs- und handlungsrelevanter Daten zur Partizipation von Menschen mit Migrations- 
hintergrund mittels multimethodischer Forschungsansätze (quantitativ-repräsentative sowie qualitative). Insbeson- 
dere sind hier Untersuchungen zu Motiven, zu Umfang und Barrieren in allen Bereichen des bürgerschaftlichen 
Engagements nötig. 

Von besonderer Bedeutung ist hierbei die Handlungsorientierung der Forschung: Beachtet werden sollte dabei, dass 
Erkenntnisse in Zusammenarbeit mit staatlichen, wirtschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren in konkrete 
Interventionen auf kommunaler, Landes- und Bundesebene überführt werden sollten. 

Auch die Engagementforschung bedarf der interkulturellen Öffnung. Dazu gehört, dass in jeder Forschung über bür- 
gerschaftliches Engagement auch Engagement in Migrantenorganisationen Berücksichtigung finden. Darüber hinaus 
sollten Migrantenorganisationen in Forschungskonzeptionen und -durchführungen einbezogen werden. Zudem soll- 
ten Ausgrenzungsmechanismen und sozialräumliche Aspekte genauso mit in den Blick genommen werden wie Dyna- 
miken aufseiten der Mehrheitsgesellschaft sowie Erkenntnisse der Ungleichheitsforschung. 


2.1.4 Interkulturelle Öffnung: Positive Effekte 
für Migrantenorganisationen 

Die interkulturelle Öffnung der Gesellschaft und ihrer In- 
stitutionen und Organisationen stellt eine der zentralen 
Voraussetzungen dar, um Migrantenorganisationen als 
Akteure der Integrationsförderung zu sfärken. Die durch 
Einwanderung veränderte Zusammensetzung unserer Ge- 
sellschaft muss sich auch in öffentlichen Einrichtungen, 
Dienstleistungen und rechtlichen Grundlagen widerspie- 
geln. Dies ist notwendig, um Menschen mit Migrations- 
hintergrund als gleichberechtigte Bürgerinnen und Bür- 
ger, Klientinnen und Klienten, Nutzerinnen und Nutzer 
sowie Kundinnen und Kunden zu akzeptieren um auf ihre 
Bedürfnisse mit adäquaten Angeboten reagieren zu kön- 
nen. 

Zugangsbarrieren für Menschen mif Migrationshinter- 
grund und ihre Organisationen zu Institutionen, Diensten 
und Fördermöglichkeiten können nur durch interkultu- 
relle Öffnungsprozesse beseitigt werden, ln diesem Zu- 
sammenhang geht es vor allem um die interkulturelle 
Öffnung von Behörden und ihren Förderkriterien, freien 
Trägem und Verbänden, Netzwerken, der Forschung aber 
auch der Migrantenorganisationen selbst. (Zur inter- 
kulturellen Öffnung von Förderkriterien, Integrations- 
netzwerken, Bildungsträgem und der Forschung zu Mi- 
grantenorganisationen vgl. weiter vorne in diesem 
Kapitel). 


Interkulturelle Öffnung von öffentlichen 
Verwaltungen weiterentwickeln 

Öffentliche Verwaltungen sollten die eigene interkultu- 
relle Öffnung als Teil einer auf Nachhaltigkeit angelegten 
Organisations- und Personalentwicklung schrittweise 
weiter voranbringen. Dazu werden insbesondere folgende 
Schritte empfohlen: 

- Behörden sollten zunächst den Status Quo ermitteln 
und eine Bedarfsanalyse erstellen 

- Für einen verbindlichen und nachvollziehbaren Öff- 
nungsprozess wird die Formuliemng von Selbstver- 
pflichtungen oder Zielvereinbamngen empfohlen 

- Behörden sollten ein Diversity- bzw. interkulturelles 
Leitbild entwickeln, um die eigene interkulturelle Öff- 
nung schrittweise voranzubringen 

- Behörden sollten die Kooperation mit Migrantenorga- 
nisationen zur interkulturellen Öffnung ihrer Einrich- 
tungen nutzen 

- Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollten interkultu- 
relle Schulungen erhalten, um für bewussfe und unbe- 
wussfe Diskriminierangen von Menschen mif Migra- 
tionshintergrand sensibilisiert zu werden 

- Bei der Neubesetzung von Stellen sollten Menschen 
mit Migrationshintergrand berücksichtigt und in Aus- 
schreibungen „Personen aller Nationalitäten“ explizit 
zur Bewerbung aufgefordert werden. 
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Die Kommunen Bochum, Dortmund, Duisburg, Essen, 
Gelsenkirchen, Heme, Mülheim a. d. R. und Oberhau- 
sen haben sich zusammengetan, um interkommunale 
Arbeitsansätze in der Integrationsarbeit zu entwickeln, 
ln ihrem Projekt „Kommunen als zukunftsfahige Ar- 
beitgeberinnen“, haben sie sich auf die gemeinsamen 
strategischen Ziele verständigt, interkulturelle Kompe- 
tenz als Qualitätsmerkmal in der Verwaltung zu veran- 
kern, insbesondere im Personalmanagement, und den 
Anteil der Beschäftigten mit Zuwanderungsgeschichte 
langfristig ihrem Anteil an der Stadtbevölkerung ent- 
sprechend zu erhöhen. 

Ein Ergebnis dieses KOMM-IN-Projektes ist das Hand- 
lungsbuch „Vielfalt schafft Zukunft“ mit fünf Einzelhef- 
ten, das in die Vielfalt der Beteiligten, aber auch die 
Komplexität der Aufgabenstellung und Herausforderun- 
gen für Kommunen als zukunftsorientierte Arbeitgeber 
wiedergibt. Themen der Hefte sind u. a. die erarbeitete 
Definition für das Qualitätsmerkmal interkulturelle 
Kompetenz, die Zielgruppe der jungen Talente mit 
Zuwanderungsgeschichte und Möglichkeiten, diese 
Gruppe gezielter anzusprechen, Impulse für eine ver- 
stärkte interkommunale Zusammenarbeit auf dem Aus- 
bildungs- und Fachkräftemarkt sowie Erfolgsfaktoren 
für eine interkommunale Zusammenarbeit. Die Hefte 
stehen als Download kostenlos zur Verfügung. Weitere 
Informationen unter: http://www.integration-interkom 
munal.net 


Interkulturelle Öffnung von anerkannten Trägern 
der Integrationsförderung unterstützen 

Die interkulturelle Öffnung von freien Trägem setzt eben- 
falls die Entwicklung eines Diversity-Leitbilds bzw. eines 
interkulturellen Leitbilds voraus, um die eigene interkul- 
turelle Öffnung als Teil einer auf Nachhaltigkeit angeleg- 
ten Organisations- und Personalentwicklung schrittweise 
voranzubringen. 

Integrationsprojekte von anerkannten Trägem sollten 
auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Migrationshin- 
tergmnd beschäftigen. Anerkannte Träger sollten die Ko- 
operation mit Migrantenorganisationen zur interkulturel- 
len Öffnung ihrer eigenen Einrichtungen nutzen. 

Interkulturelle Öffnung von Migrantenorganisationen 
voranbringen 

Migrantenorganisationen sollten die Kooperation mit 
freien Trägem der Mehrheitsgesellschaft zur interkultu- 
rellen Öffnung ihrer eigenen Einrichtungen nutzen. 

Herkunftshomogene Migrantenorganisationen sollten die 
Kooperation mit Migrantenorganisationen anderer Gmp- 
pen zur interkulturellen Öffnung ihrer eigenen Einrich- 
tungen nutzen. 

Migrantenorganisationen sollten die Mitwirkung an inter- 
kulturellen Netzwerken suchen. 


2.2 Gesellschaftliche Teilhabe von Jugend- 
lichen stärken: Interkulturelle Öffnung 
der Jugendverbandsarbeit 

ln Jugendverbänden lernen Kinder und Jugendliche, sich 
in selbst organisierten Gmppen zu bewegen, sie üben de- 
mokratische Prozesse und übernehmen Verantwortung für 
andere. Kinder- und Jugendverbände 

- ermöglichen Kindern und Jugendlichen, ihre eigenen 
Interessen zu entfalten, zu formulieren und zu vertre- 
ten 

- bieten die Chance, an gesellschaftlichen Prozessen 
teilzunehmen 

- stellen Orte gemeinsamen Lebens und Lernens dar 
und leisten gemeinschaftliche Hilfe und Beratung bei 
persönlichen Fragen und Konflikten 

- weisen in ihrer weltanschaulichen Ausrichtung, in ih- 
ren pädagogischen Ansätzen und ihrer jugendpoliti- 
schen Programmatik eine große Vielfalt auf 

- stehen im Prinzip der Pluralität und der eigenständi- 
gen Wertsetzung - eines der konstitutiven Merkmale 
der Kinder- und Jugendverbandsarbeit in der Bundes- 
republik Deutschland. 

Dies macht Jugendverbände zu einem bedeutenden So- 
zialisationsfeld. Kinder und Jugendliche (mit und ohne 
Migrationshintergmnd) erleben ein Lemumfeld, das 
nachhaltig die positive Persönlichkeitsentwicklung von 
jungen Menschen stärkt. Jugendverbände bieten die Mög- 
lichkeit, kommunikative, soziale, methodische und ver- 
bandsspezifische Kompetenzen aufzubauen und „Demo- 
kratie im Konkreten“ zu lernen. Sie können innerhalb 
ihres Verantwortungsbereiches einen wichtigen Integra- 
tionsbeitrag leisten. 

ln den §§11 ff SGB Vlll (Achtes Buch Sozialgesetzbuch - 
Kinder- und Jugendhilfe) wird der rechtliche Rahmen der 
Jugendarbeit für entsprechende Leistungen zugunsten al- 
ler jungen Menschen in Deutschland festgelegt. Damit 
haben zwar alle Jugendlichen in Deutschland formal die 
gleichen Zugangsmöglichkeiten zu Angeboten der Ver- 
bände, allerdings bestehen für Jugendliche mit Migra- 
tionshintergrund in der Praxis zum Teil erhebliche Zu- 
gangsbarrieren. Eine große Herausforderung liegt daher 
in der interkulturellen und sich auf beide Geschlechter be- 
ziehenden Öffnung verbandlich organisierter Jugend- 
arbeit. Zielrichtung einer solchen interkulturellen Öff- 
nung ist zum einen die Förderung der Partizipation von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund in Jugendver- 
bänden. Zum anderen sind mit dem Entstehen eigener 
Vereine von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
neue Akteure in die Jugendverbandslandschaft getreten, 
die jedoch noch nicht in gebotenem Maße von den vor- 
handenen Strukturen der Jugendverbandsarbeit profitie- 
ren können. Erforderlich ist daher auch die Integration 
von Vereinen jugendlicher Migrantinnen und Migranten 
in die Strukturen der Jugendverbandsarbeit. Hier steht die 
beschränkte Förderdauer von Modellprojekten der Schaf- 
fung notwendiger nachhaltiger Strukturen und Angebote 
zur Unterstützung der interkulturellen Öffnung entgegen. 
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Jugendverbände initiieren Prozesse der interkulturellen 
Öffnung ihrer Arbeit und Angebote in eigener Zuständig- 
keit. Einzelne Aktivitäten zur interkulturellen Öffnung 
und für die Einbeziehung der Interessen von Jugendliehen 
mit Migrationshintergrund gibt es sowohl auf der Ebene 
der Bundesverbände als aueh auf der Ebene einzelner 
Landesjugendringe. Sie zielen darauf, Jugendliehe mit 
Migrationshintergrund für die Idee der Jugendverbands- 
arbeit zu begeistern, strukturelle Barrieren in den Verbän- 
den und Ringen abzubauen und Vereine von Jugendliehen 
mit Migrationshintergrund in ihrer inhaltliehen und orga- 
nisatorisehen Aufbauarbeit zu unterstützen. So hat sieh 
der Deutsehe Bundesjugendring im Rahmen der Umset- 
zung des Nationalen Integrationsplans verpfliehtet, wei- 
terhin den Kontakt zu Migrantenorganisationen bzw. Ver- 
einen von Jugendliehen mit Migrationshintergrund zu 
suehen und bestehende Beziehungen zu intensivieren. 
Zudem will er den Organisationen beratend zur Seite ste- 
hen. Aueh andere Akteure geben Impulse für die inter- 
kulturelle Öffnung der Jugendverbandsarbeit, etwa das 
BMFSFJ, Landesjugendministerien und Landes- und 
kommunale Jugendämter, jugendpolitisehe Gremien oder 
das „Netzwerk interkultureller Öffnung der Jugendver- 
bandsarbeit und -forsehung“ (Nijaf). 

Organisationsstrukturen und Finanzierung 
der Jugendverbände 

Jugendverbände werden von Jugendliehen gegründet, ge- 
leitet und bestehen aus jugendliehen Mitgliedern. Sie 
sind in untersehiedliehen Bereiehen aktiv, zum Beispiel 
im Freizeitbereieh, im Sport, im sozialen, gesellsehaftli- 
ehen und umweltbezogenen Bereieh, in der Partei- oder 
Gewerksehaftsarbeit. 

Jugendverbandsarbeit findet unter anderen Rahmenbedin- 
gungen als Vereinsarbeit Erwaehsener statt und verfolgt 
andere inhaltliehe Ziele. Die größeren Jugendverbände 
differenzieren sieh vertikal in Orts-, Landes- und Bundes- 
ebene. Horizontal kooperieren die versehiedenen Jugend- 
verbände in ihren Daehverbänden, den Stadt-, Kreis und 
Landesjugendringen. Auf Bundesebene gehören zurzeit 
24 Verbände, 16 Landesjugendringe und 5 Ansehlussver- 
bände dem Deutsehen Bundesjugendring (DBJR) an. Ver- 
eine von Jugendliehen mit Migrationshintergrund sind im 
DBJR (noeh) nieht als Vollmitglied vertreten. Der Bund 
der Allevitisehen Jugendliehen in Deutsehland (AAGB) 
ist jedoeh Ansehlussmitglied. Über versehiedene Landes- 
jugendringe, konfessionelle Verbände und die djo-deut- 
sehe Jugend in Europa'^' sind mehrere Vereine jugendli- 
eher Migranten mittelbar Mitglied im DBJR.'^^ p)er 


149 Ygi http://www.dbjr.de/index.php?lang=&m=4&id=115&yeai=2007& 
In der Jugendarbeit wird keine Unterscheidung zwischen Verbänden 
und Vereinen vorgenommen. 

Die djo war ursprünglich ein Verband der Vertriebenenjugendlichen- 
vereine, etabliert sich jedoch zunehmend als Dachverband von VJM. 
Zu den Mitgliedern auf Bundesebene gehören der Assyrische Ju- 
gendverband Mitteleuropa, die Vereinigung der Jugendverbände aus 
Kurdistan, Integration, der Jugend- und Studentenring der Deutschen 
aus Russland und der Verband der Russischsprachigen Jugend in 
Deutschland. 


DBJR vertritt nach eigenen Angaben 5,5 Millionen Ju- 
gendliche. 

Ziel der Jugendringe ist es, über Verbandsziele hinaus an 
der Lösung allgemeiner Jugendprobleme mitzuwirken. 
Die Jugendringe und -verbände werden meist aus den für 
Jugendliche zuständigen Ministerien und Jugendämtern 
finanziert. Auf Dauer angelegte Förderungen werden in 
der Regel nur an Verbände vergeben, die Mitglied in ei- 
nem Jugendring und als Träger der Kinder- und Jugend- 
hilfe offiziell anerkannt sind. Prinzipiell können sich alle 
Jugendverbände um eine Mitgliedschaft in den Jugend- 
ringen bewerben, sofern sie den satzungsgemäß vorgege- 
benen Anforderungen entsprechen. Allerdings ist dies 
besonders für kleine Vereine nicht einfach. Auf Bundes- 
ebene erfordert die Mitgliedschaft im DBJR beispiels- 
weise über 25 000 Mitglieder und Vereinsaktivitäten in 
mehr als der Hälfte der Bundesländer. Auch auf Landes- 
ebene ist in vielen Landesjugendringen die Aktivität in 
mindestens der Hälfte der Kreise und Städte Vorausset- 
zung für eine Mitgliedschaft. Auf Kreisebene gibt es bei 
den Jugendringen in der Regel keine quantitativen Krite- 
rien. 

Die grundlegende Zuständigkeit für die Sicherung der 
örtlichen Angebote und Leistungen der Träger der Ju- 
gendverbandsarbeit liegt bei den Kommunen, d. h. den 
Jugendämtern vor Ort. Mit Blick auf die ebenfalls wich- 
tige Landes- und Bundesförderung befinden sich kleine 
Verbände jedoch teilweise in einem Dilemma: Sie können 
oftmals die quantitativen Kriterien des Fördermittelge- 
bers auf Landes- oder Bundesebene nicht erfüllen und 
sind zu klein, um sich den Jugendringen anzuschließen. 
Gleichzeitig können sie aber auch nur schwer größer wer- 
den, weil die entsprechende (finanzielle) Unterstützung 
an die Mitgliedschaft in einem Jugendring gekoppelt ist. 
Hiervon sind Vereine von Jugendlichen mit Migrations- 
hintergrund als tendenziell noch junge und kleine Vereine 
ohne Anschluss an die Ringstrukturen häufig betroffen. 
Hinzukommt, dass der staatliche Zuschuss an die Jugend- 
ringe nicht proportional zu der Anzahl der Mitgliedsver- 
bände wächst. Daraus kann eine Konkurrenzsituation 
zwischen anerkannten und neuen Jugendverbänden ent- 
stehen. ln mehreren Jugendringen hat ein Diskussions- 
prozess begonnen, wie Vereine jugendlicher Migrantin- 
nen und Migranten dennoch unterstützt werden können. 
Exemplarisch sei auf die Einführung der Anschlussmit- 
gliedschaft oder auf die Aktivitäten der Landesjugend- 
ringe Baden- Württemberg, Bayern und Nordrhein- West- 
falen verwiesen. 

Ziele interkultureller Öffnung 
der Jugendverbandsarbeit 

Förderung der Partizipation in Jugendverbänden 

Eine erste Zielrichtung der interkulturellen Öffnung der 
Jugendverbandsarbeif isf die Förderung der Partizipafion 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund in den Ju- 
gendverbänden, Jugendringen und Jugendinitiativen der 
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Mehrheitsgesellschaft. Gemeinsames Erleben ermöglicht 
Kindern und Jugendlichen mit und ohne Migrationshin- 
tergmnd, neue Sichtweisen einzunehmen und interkultu- 
relle Kompetenz zu erwerben. Darüber hinaus stellt die 
interkulturelle Öffnung eine Strategie der Mitgliederge- 
winnung für Vereine dar, deren Mitgliederzahlen rückläu- 
fig sind. Für die Jugendverbände sfellen Auseinandersef- 
zungen über Fragen der interkulturellen Öffnung daher 
richtungweisende Weichen für die Zukunft. 

Da interkulturelle Öffnung auf mehreren Ebenen erfor- 
derlich und wirksam isf, ist das Ziel der Öffnung eines 
Verbands nur auf dem Weg eines langfristigen Organisa- 
tionsentwicklungsprozesses zu erreichen. Unterschieden 
werden drei Ebenen der interkulturellen Öffnung: die in- 
dividuelle, die strukturelle und die (jugend)politische 
Ebene. 

Öffnungsprozesse auf der individuellen Ebene betreffen 
die Vereinsmitglieder. Dabei geht es zum einen darum, 
die Angebote von Jugendverbänden so zu gestalten, dass 
verstärkt Jugendliche mit Migrationshintergrund daran 
teilnehmen können, diese mitgestalten und auch für den 
Verein gewonnen werden. Zum anderen gehf es um Sen- 
sibilisierungsangebofe für die bereits vorhandenen Mit- 
glieder. Auf der strukturellen Ebene kommt es darauf an, 
die interne und externe Darstellung des Verbands hin- 
sichtlich des Anspruchs auf interkulturelle Öffnung zu 
überprüfen und zu verändern. Zudem wird die Zusam- 
mensefzung der haupf- und ehrenamflichen Mifarbeifen- 
den eines Jugendverbands hinsichtlich der Einbeziehung 
von Menschen mit Migrationshintergrund in den Blick 
genommen. (Jugend)politisch sollte eine Institution, die 
sich interkulturell öffnet, öffentlich Stellung beziehen und 
den Stellenwert sowie die politischen Veränderungsforde- 
rungen, die sich aus einer Öffnung ergeben, auch inner- 
halb der verschiedenen Gremien der Jugendverbands- 
arbeit kommunizieren. 

Die interkulturelle Öffnung der Jugendverbände kann von 
zwei Seiten initiiert werden: Zum einen kann der Impuls 
zur interkulturellen Öffnung von der Verbandsspitze aus- 
gehen. Interkulturelle Öffnung wird dann oft hauptamt- 
lich getragen. Wichtig ist jedoch, dass die begleitenden 
Diskussionen auf allen Ebenen geführt werden. Proble- 
matisch kann dabei sein, dass die Mitglieder an der Basis 
andere Handlungsbedarfe und -felder sehen als die Orga- 
nisationsspitze. Ressourcen für die zum Teil als „pädago- 
gisches Luxusproblem“ wahrgenommene interkulturelle 
Öffnung sind an der Basis nicht immer einfach aktivier- 
bar. Die interkulturelle Öffnung einer Organisation kann 
aber auch von der Basis selbst initiiert werden und von 
dort in die obere Ebene getragen werden. Ein solcher Pro- 
zess benötigt engagierte Schlüsselpersonen, die die Basis 
begeistern können und zugleich fähig sind, den Gedanken 
der interkulfurellen Öffnung in Gremien und Mifglieder- 
versammlungen hineinzutragen. 


Vgl. Jagusch (2007): a. a. O. 


Anerkennung und Integration der Vereine 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
in Jugendverbandsstrukturen 

Die zweite Zielrichtung der interkulturellen Öffnung der 
Jugendverbandsarbeit ist die Integration der Vereine von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund in bestehende 
Jugendverbandsstmkturen. Neben Migrantenorganisatio- 
nen haben sich in den vergangenen Jahren zunehmend 
Vereine von Jugendlichen mit Migrationshintergrund ge- 
gründet. Für viele Jugendliche mit Migrationshintergrund 
stellen sie eine Art Schutzraum dar, der es ihnen ermög- 
licht, sich in der Gesellschaft zu orientieren, zu agieren 
und diese mitzugestalten. Diese Vereine leisten vielerorts 
wertvolle Beiträge zur Sozialisation von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund und engagieren sich zunehmend in 
jugendpolitischen Interessensvertretungen und Zusam- 
menschlüssen. Einige werden bereits als selbstverständli- 
che Akteure der Jugendverbandsarbeit anerkannt. Es ist 
jedoch erforderlich, dass sich die mehrheitsgesellschaftli- 
chen Akteure der Jugend(verbands)arbeit stärker als bis- 
her mit ihren Strukturen, Engagementschwerpunkten, 
Werteorientierungen und Förderbedarfen auseinanderset- 
zen. 

Für die Anerkennung und Partizipation dieser neuen Grup- 
pen, Vereine und Verbände steht insbesondere Empower- 
ment im Vordergrund. Analog zu den im vorherigen Ab- 
schnitt genannten drei Ebenen der interkulturellen 
Öffnung bedeutet dies für die individuelle Ebene, dass 
Maßnahmen zur individuellen Selbsf- und Handlungs- 
ermächfigung von Jugendlichen mif Migrationshintergrund 
und deren Organisationen ergriffen werden müssen. Dazu 
zählen beispielsweise Empowerment-, Antidiskriminie- 
mngs- oder Antirassismustrainings. Auf der strukturellen 
Ebene setzen Kooperationen von etablierten Trägem der 
Jugendverbandsarbeit mit Vereinen von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrand sowie Weiterbildungsmaßnahmen 
an, die darauf zielen, diesen Vereinen Zugang zu den Res- 
sourcen der Jugendverbandsarbeit zu verschaffen und 
Hilfe bei stinkturellen Fragestellungen, wie vereinsrecht- 
lichen, finanziellen oder jugendpädagogischen Themen 
zu bieten. Auf der (jugend)politischen Ebene bedeutet 
Empowerment die Einbeziehung von Vereinen jugendli- 
cher Migrantinnen und Migranten in Stellungnahmen, die 
übergreifend jugendpolitisch relevante Entwicklungen 
betreffen. 

Daten zur interkulturellen Öffnung 
der Jugendverbandsarbeit 

Während im Bereich der Öffnung von anerkannten Ju- 
gendvereinen das Forschungsinteresse gestiegen ist,'^^ 
muss für den Bereich der Vereine von Jugendlichen mif 


Zu nennen ist insbesondere ein Kooperationsprojekt zwischen der 
Fachhochschule Köln und dem Deutschen Jugendinstitut, das seit 
November 2008 zu „Interkultureller Öffnung in der verbandlichen 
Jugendarbeit - Stand, Hindernisse und Möglichkeiten der Realisie- 
rung“ forscht. Das Forschungsprojekt ist darauf fokussiert, eine sys- 
tematische Erhebung von Ansätzen interkultureller Öffnung der Ju- 
gendverbände sowie Möglichkeiten der Verbesserung zu generieren. 
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Migrationshintergrund konstatiert werden, dass diese bis 
auf wenige Ausnahmen noeh nieht in den Bliek der Wis- 
sensehaft gerüekt sind. Derzeit gibt es nur wenige Daten 
zu Vereinen von Jugendliehen mit Migrationshintergrund 
mitsamt ihren Zielen und Angeboten. in den ostdeut- 
sehen Bundesländern und insbesondere in ländliehen Re- 
gionen sind nur wenige Vereine jugendlieher Migranten 
bekannt. Im städtisehen Raum und insbesondere in Bal- 
lungsräumen organisieren sieh Jugendliehe mit Migra- 
tionshintergrund dahingegen häufiger in eigenen Verei- 
nen. 

Gesieherte Erkenntnisse über die Anzahl junger Men- 
sehen mit Migrationshintergrund in Jugendverbänden lie- 
gen bisher ebenfalls nieht vor. Es besteht allerdings Ei- 
nigkeit darüber, dass „die Angebote der Jugendverbände 
unterdurehsehnittlieh von Kindern mit Migrationshinter- 
grund genutzt werden“. Während manehe Jugendver- 
bände einen Anteil von Kindern und Jugendliehen mit 
Migrationshintergrund von weit über 40 Prozent haben, 
sind in anderen nahezu aussehließlich Jugendliehe ohne 
Migrationshintergrund aktiv. Jugendverbände mit einem 
hohen Anteil von Kindern und Jugendliehen mit Migra- 
tionshintergrund sind etwa die Gewerksehaftsjugend und 
die Deutsehe Sportjugend, die djo-Deutsehe Jugend in 
Europa, die sieh zunehmend als Daehverband für Vereine 
von Jugendliehen mit Migrationshintergrund etabliert, so- 
wie Verbände, die Träger der offenen Jugendarbeit sind. 

Die Praxisentwieklung der interkulturellen Öffnung der 
Jugendverbandsarbeit wird insbesondere dureh das Infor- 
mations- und Dokumentationszentrums für Antirassis- 
musarbeit e. V. (IDA) analysiert und für die Öffentliehkeit 
nutzbar gemaeht: IDA führt eine Datenbank zur interkul- 
turellen Öffnung der Jugendverbandsarbeit, die rund 
150 Projekte (Stand August 2009) umfasst. Erhoben wur- 
den Projekte, Konzepte und Initiativen die seit 2001 von 
Jugendverbänden, Jugendringe und Vereinen von Jugend- 
liehen mit Migrationshintergrund zur interkulturellen 
Öffnung durehgeführt wurden. Die folgenden Ausführun- 
gen beziehen sieh zu einem wesentliehen Teil auf die 
Analyse der Datenbank dureh das IDA. 

Ein wesentliehes Unterseheidungsmerkmal der bisher in 
Deutsehland von untersehiedliehen Trägem laneierten 
Projekte zur interkulturellen Öffnung ist die Ebene, auf 
der sie angesiedelt sind. Der größte Teil der bisherigen 
Maßnahmen betrifft die individuelle, pädagogisehe 
Ebene. Hier sind etwa Veranstaltungen oder Veröffentli- 
ehungen zur Sensibilisiemng der Mitglieder von Jugend- 
verbänden zu nennen. Einen relativ hohen Anteil maehen 
darüber hinaus Maßnahmen auf der stmkturellen, inner- 
verbandliehen Ebene aus. Sie fokussieren eine struktu- 


Im Rahmen eines vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ge- 
förderten Projekts hat das Institut für Veranstaltungs- und Projekt- 
management (IVP GbR) in Kooperation mit IDA e.V. eine Daten- 
bank der in Deutschland tätigen Vereine von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund entwickelt, in der rund 270 Vereine eingetra- 
gen sind. Die Datenbank ist einsehbar unter http://www.idaev.de/ 
service/vereine-junger-migranten. 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(2005): a. a. O., S. 72. 


relle Verändemng der Verbände. Ob und inwieweit dies 
bislang gelungen ist, kann aus den vorliegenden Daten al- 
lerdings nieht gesehlossen werden. Einige Organisationen 
haben darüber hinaus auf der (jugend)politisehen Ebene 
eigene Leitlinien zur interkulturellen Öffnung entwickelt, 
etwa der Kreisjugendring Nürnberg-Stadt oder der Baye- 
rische Jugendring. 

Ein überwiegender Teil der bekannten Projekte ist ak- 
tionsorientiert und umfasst beispielsweise Workshops, 
Tagungen, Qualifiziemngen, Empowerment bzw. die Auf- 
nahme von Vereinen von Jugendlichen mit Migrations- 
hintergmnd in die Verbandsstrukturen, Broschüre und Ar- 
beitshilfen, Aktionsprogramme oder Positionspapiere. 
Die Veranstaltungen dienen dabei primär der interkultu- 
rellen Sensibilisierung bzw. dem interkulturellen Lernen. 
Rund ein Fünftel der bekannten Projekte ist darauf ausge- 
richtet, Empowermentmaßnahmen für Jugendliche mit 
Migrationshintergmnd oder deren Vereine zu implemen- 
tieren. 

ln Bezug auf die Reichweite der Projekte zeigt sich, dass 
sich lokale und überregionale Projekte relativ ausgewo- 
gen gegenüber stehen. Lokale Projekte sind in der über- 
wiegenden Zahl in größere Projektzusammenhänge ein- 
gebunden, wie das Aktionsprogramm des Bayerischen 
Jugendrings „Multi Action - aber wie!“. Ein Beispiel aus 
dem Bereich Integration von Kindern und Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund in die Jugendverbandsarbeit 
ist das Programm „Integration durch Sport“ des Deut- 
schen Olympischen Sportbundes, das vom Bundesminis- 
terium des Innem/Bundesamt getÖrdert wird. 

Die Landschaft der Projekte hat sich hinsichtlich der An- 
sätze und Träger in den letzten Jahren deutlich differen- 
ziert. Bemerkenswert ist der relativ hohe Anteil an Pro- 
jekten, die von Vereinen jugendlicher Migrantinnen und 
Migranten durehgeführt werden. Dies ist ein Indiz dafür, 
dass sie sich zunehmend qualifizieren und partizipieren 
(wollen) und als Akteure der Jugendverbandsarbeit Aner- 
kennung finden. Der ebenfalls hohe Anteil an Jugendrin- 
gen lässt auf die Bedeutung der Ringe als Motoren und 
Unterstützer von Jugendvereinen bei der Implementie- 
rung und Initiierung von neuen Themen schließen. 

Förderliche und hemmende Faktoren 
der interkulturellen Öffnung 

Wenngleich bislang keine wissenschaftlichen Ergebnisse 
vorliegen, die Gründe für den Erfolg bzw. Misserfolg bis- 
heriger Maßnahmen der interkulturellen Öffnung identifi- 
zieren, lassen sich dennoch einige Faktoren benennen, die 
eine interkulturelle Öffnung der Jugendverbandsstruktu- 
ren betördem bzw. erschweren können. 

Vereinsexterne förderliche Faktoren 

Vielfach spielen externe Anreize wie spezifische Förder- 
mittel oder gesellschaftspolitische Diskurse, die auch 
Auswirkungen auf die Diskussionsprozesse innerhalb der 
Jugendverbandsarbeit haben, eine wesentliche Rolle bei 
der Konzipierung von Maßnahmen einzelner Jugendver- 
bände. Gezielte Fördermaßnahmen können die Vereine 
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dazu motivieren, spezielle Projekte zu entwiekeln oder 
Bildungsangebote in Ansprueh zu nehmen, was ohne ex- 
terne Anreize häufig nieht möglieh wäre. Zudem können 
die Diskurse in den Daehverbänden zur Implementierung 
von Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung in den Ver- 
bänden beitragen. 

Aufgrund ihrer Komplexität und Langfristigkeit ist die in- 
terkulturelle Öffnung ein Prozess, der nieht über die 
aktuelle Regelarbeit der einzelnen Jugendverbände abge- 
deekt werden kann. Haupt- und ehrenamtliehe Mitarbei- 
terinnen und Mitarbeiter benötigen professionelle Quali- 
fizierung und eine externe Begleitung der Prozesse. 


Die Jugendbildungsstätte Unterfranken des Bezirksju- 
gendrings Unterfranken bildet „interkulturelle Coaehes“ 
für die Jugendarbeit aus, bietet Seminare zur interkultu- 
rellen Öffnung an und begleitet Öffnungsprozesse von 
Jugendverbänden und -ringen mit einem eigens zu die- 
sem Zweek entwiekelten 6-Stufen-Programm (vgl. 
http://www.jubi-unterfranken.de). 

Aueh bei dem maßgeblieh vom BMFSFJ geförderte In- 
formations- und Dokumentationszentrum für Anfirassis- 
musarbeit e.V. (IDA), einem Faehverband von derzeif 
27 Jugendverbänden, sfehf die Entwieklung und Beglei- 
tung von Prozessen der interkulturellen Öffnung im 
Zentrum. Das IDA bietet u. a. Beratung und Unterstüt- 
zung von Jugendverbänden an, die sieh interkulturell 
öffnen wollen sowie die Organisation und Durehfüh- 
rung von Seminaren und Sehulungen zur interkulturel- 
len Öffnung. Zudem hat das IDA die eigenen Verbands- 
strukturen für VJM geöflhef (akfuell sind der Bund der 
Alevifisehen Jugendliehen, die DIDF- Jugend sowie die 
Deutsehe Jugend aus Russland, DJR-Mitgliedsverbände 
aus dem Spektrum der VJM-Mitglieder). Seit 2001 ent- 
wiekelte das IDA ein spezielles Qualifizierungskonzept 
für Vereine von Jugendliehen mif Migrafionshinfer- 
grund, das Aspekfe aus dem Bereieh der Vereins- und 
Jugend(bildungs)arbeit thematisiert. Dazu gehören 
Strukturen der Vereinsarbeit, Vereinsreeht, Projekt- 
management, Presse- und Öffentliehkeitsarbeit und 
Finanzierung. Im Wesentliehen geht es dabei um Empo- 
werment von Vereinen von Jugendliehen mit Migra- 
tionshintergrund sowie darum, die organisatorisehen 
und finanziellen Hürden des Vereinslebens zu meistern, 
um so eine naehhaltige und selbstorganisierte Ju- 
gend(bildungs)arbeit zu entwiekeln. Neben den Semina- 
ren wurde ein Flyer unter dem Titel „Dureh den 
Dsehungel der Vereinsarbeit“ publiziert, der die wesent- 
liehen Arbeitsthemen kompakt bündelt. Zudem wurden 
individuelle Beratungs- und Coaehinggespräehe sowie 
eine Reihe dezentraler Seminare für einzelne Vereine 
junger Migrantinnen und Migranfen durehgeführt (vgl. 
http://www.idaev.de). 


Finanzielle Förderung und Hauptamtliehkeit spielt aueh 
bei der Strategie des Empowerments von Vereinen ju- 
gendlieher Migranten eine entseheidende Rolle. Auf- 


grund ihres Status quo (Ehrenamtliehkeit, keine lange 
Vereinstradition, kaum Erwaehsenenverbände mit Men- 
torenrolle, wenig Kontakte zu anerkannten Jugendver- 
bänden und deren Interessensvertretungen) sind sie auf 
gezielte Unterstützung angewiesen. Förderlieh sind Pro- 
jektzusammenhänge, die spezifisehe Förderung - insbe- 
sondere aber nieht aussehließlieh auf finanzieller Ebene - 
für Vereine von Jugendliehen mif Migrationshinfergrund 
zur Verfügung sfellen. 

Vereinsinterne förderliche Faktoren 

Da interkulturelle Öffnung als Prozess auf den gesamten 
Verband angelegt sein sollte, ist es hilfreieh, wenn dieser 
von Beginn an auf mehreren Ebenen verankert wird. So- 
wohl haupt- und ehrenamtlieh Aktive wie lokale und 
überregionale Ebenen sollten in den Prozess einbezogen 
werden, um ein mögliehst umfassendes Bild der Heraus- 
forderungen und Veränderungsbedarfe entwiekeln zu 
können und zu gewährleisten, dass die Konzeption nieht 
an den Realitäten der Praxis vorbei entwiekelt wird. Er- 
folgverspreehend sind Maßnahmen, die dureh einen 
hohen Grad an Beteiligung ausgezeiehnet sind, aueh Ju- 
gendliehe mit Migrationshintergrund und Vereine jugend- 
lieher Migranten einbeziehen und langfristig ausgeriehtet 
sind. 


Seit über 25 Jahren organisiert das Jugendwerk der Ar- 
beiterwohlfahrt Niederrhein verbandliehe Aktivitäten 
von Kindern und ehrenamtliehes Engagement von Ju- 
gendliehen. Das Bundesamt für Migration und Flüehf- 
linge haf das Projekf „IMUS - Infegrafion von Migran- 
tinnen und Migranten und (Spät)Aussiedlerinnen und 
(Spät)Aussiedlem in die Jugendverbandsarbeit“ des Ju- 
gendwerks der AWO gefördert. Ziel des Projekts war 
die Integration von Jugendliehen mit Migrationshinter- 
grund in die Jugend(verbands)arbeit und ihre Qualifizie- 
rung zu Multiplikatorinnen und Multiplikatoren. Dureh 
aufsuehende Jugendarbeit konnten die Mitarbeiterinnen 
des Projekts Jugendliehe mit vorwiegend russisehen Mi- 
grationshintergrund gewinnen. An diese Phase der auf- 
suehenden Jugendarbeit sehloss sieh eine Phase der 
klassisehen Jugendarbeit an, mit dem Ziel der Gruppen- 
konsolidierung. Das Jugendwerk der AWO bot der 
Gruppe Qualifizierungsseminare und Unterstützung in 
versehiedenen Bereiehen an. Die auf Bezirksebene be- 
gonnene Öffnung des Jugendwerks der AWO blieb aueh 
bundesweit nieht ohne Folgen. 2004 braehte das Ju- 
gendwerk der AWO Niederrhein auf dem Bundeskon- 
gress einen Antrag zur interkulturellen Öffnung des Ju- 
gendverbandes ein. 


Ferner erweist es sieh als förderlieh, Projekte einzelner 
Jugendverbände in größere Projektzusammenhänge ein- 
zubetten, um mögliehst große Synergieeffekte erzielen zu 
können. Dort, wo beispielsweise Jugendringe als Initiato- 
ren von größeren Projektzusammenhängen agieren, lässt 
sieh eine Verbreitung der Projekte bei vielen Jugendver- 
bänden beobaehten. 





Drucksache 17/3276 


- 112 - 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Ein Beispiel für die Umsetzung eines Öffnungsprozesses 
von zwei voneinander unabhängigen Organisationsebe- 
nen ist das „Projekt Ö“ in Nordrhein- Westfalen. Es wird 
vom Landesjugendring Nordrhein- Westfalen und seinen 
Kooperationspartnern, den kommunalen Jugendringen 
Boehum, Siegen und Wuppertal, durehgeführt. Im Rah- 
men des Projekts Ö will der Landesjugendring Nord- 
rhein-Westfalen Vereine von Jugendliehen mit Migra- 
tionshintergrund gezielt unterstützen um sie mittelfristig 
in den Landesjugendring zu integrieren und an seinen 
Ressoureen teilhaben zu lassen. Dies betrifft insbeson- 
dere Informationen über Strukturen und reehtliehe Rah- 
menbedingungen der Jugendarbeit wie aueh die finan- 
zielle Förderung bei der Sehaffung hauptamtlieher 
Stellen. Hierzu werden Kooperationsstrukturen zwisehen 
anerkannten Vereinen und Vereinen von Jugendliehen 
mit Migrationshintergrund aufgebaut. Zudem wollen die 
im Landesjugendring aktiven Vereine ihre Konzepte zum 
interkulturellen Lernen und zur interkulturellen Öffnung 
weiterentwiekeln. Um die versehiedenen Organisations- 
ebenen miteinander zu verbinden, werden drei Stadtju- 
gendringe modellhaft beim Prozess der interkulturellen 
Öffnung unterstützt. Gleiehzeitig werden Fortbildungen 
angeboten, um die Idee der interkulturellen Öffnung in 
die Sfadtjugendringe und Orfsgruppen zu tragen. Der In- 
terkulturelle Selbsteheek des Landesjugendrings ermög- 
lieht aueh Vereinen auf Lokalebene ohne hauptamtliehe 
Unterstützung einen niedersehwelligen Zugang zu die- 
sem Thema. Das Projekt wird dureh das Ministerium für 
Generationen, Familie, Frauen und Integration des Lan- 
des Nordrhein- Westfalen finanziert und von der Faeh- 
hoehsehule Köln begleitend evaluiert. 


Jugendverbände haben den Ansprueh, „offen für alle“ zu 
sein. Es besieht jedoeh teilweise eine Diskrepanz zwisehen 
diesem Ansprueh und der Vereinspraxis. Dort, wo Jugend- 
vereine offen und selbstrefiexiv mit diesem Widersprueh 
umgehen und ihre Vereinspraxis auf Exklusionsmeehanis- 
men hin untersuehen und diese zu verändern versuehen, 
kommen Prozesse der Öffnung besser in Gang. 


Der Stadtjugendring Stuttgart (SJR) engagiert sieh seit 
vielen Jahren im Bereieh der interkulturellen Öffnung. 
Im Laufe des Prozesses wurden und werden alle Kom- 
ponenten einer interkulturellen Öffnung berüeksiehtigt: 
Er förderte aktiv Vereine von Jugendliehen mit Migra- 
tionshintergrund, änderte seine Strukturen und initiierte 
zahlreiehe pädagogisehe Projekte. Die Mitglieder des 
Stadtjugendrings Stuttgart betraehten die interkulturelle 
Öffnung als Prozess, in dem sie „das Thema Interkultu- 
ralität immer wieder aufgreifen, überprüfen und weiter- 
entwiekeln“. 

Der SJR hat bereits früh ein eigenes Referat eingerieh- 
tet, das Jugendgruppen in Migrantenvereinen pädago- 
giseh begleiten, sie qualifizieren und unterstützen und 
den Aufbau neuer Gruppen anregen und fordern soll. Es 
entsfand neben eine Struktur, in der sieh bestehende 
Vereine jugendlieher Migranten etablierten und die eher 
losen Zusammensehlüsse gestärkt wurden. Dureh diese 


gezielte Förderung konnten die Vereine die Arbeitswei- 
sen eines Jugendrings in einem gesehützten Raum ken- 
nenlemen. ln den 90er Jahren wurde die parallele Struk- 
tur aufgebroehen: Dureh eine Satzungsänderung wurde 
kleinen Vereinen die Aufnahme in den SJR Stuttgart er- 
möglieht. Der SJR Stuttgart unterstützte die Vereine ju- 
gendlieher Migranten bei der Verfassung von Vereinssat- 
zungen und führte sie individuell in die Arbeit des SJR 
Stuttgart ein. Die quantitative Öffnung des SJR Stuttgarf 
war sehon Ende der 1990er Jahre abgesehlossen. 

Im weiteren Verlauf konzentrierte sieh der SJR auf die 
qualitative Öffnung und initiierte zahlreiehe pädagogi- 
sehe Projekte. Die Faehbereiehe Fortbildung und Inter- 
kulturelles wurden miteinander verknüpft. Jugendleite- 
rinnen und Jugendleiter aus Vereinen von Jugendliehen 
ohne Migrationshintergrund wurden so für die interkul- 
furelle Öffnung ihres eigenen Verbandes sensibilisiert. 
Die Doppelsfrukfuren, Vereine von Jugendliehen mif 
Migrationshintergrund auf der einen Seite, die deut- 
sehen Verbände auf der anderen Seite, wurden in allen 
Bereiehen aufgehoben. 

Der SJR Stuttgart nutzte ein Qualitätsentwieklungspro- 
jekt des Landesjugendrings um Kriterien der interkultu- 
rellen Öffnung in einen Qualitätsentwieklungsprozess 
einzubinden. Interkulturelle Öffnung wurde überprüfbar 
und messbar. Die Überprüfung mündete in die Leitli- 
nien für die inferkulturelle Arbeit des SJR Stuttgart. 
Eine Überprüfung der Faeh- und Dienstleistungsberei- 
ehe im SJR Ende 2004 ergab, dass Migrantengruppen in 
allen Bereiehen integriert sind und das Servieeangebot 
wahmehmen. 


Vereins externe hemmende Faktoren 

Hinderlieh für eine interkulturelle Öffnung der Jugend- 
verbände sind teilweise die dureh bestehende Förderkrite- 
rien vorgegebenen Rahmenbedingungen, wie etwa die 
zeitlieh begrenzte Projektförderung. Häufig können naeh 
dem Absehluss eines Projekfs erziehe Erfolge sehwer in 
den Vereinsallfag fransferierf werden. Wenn Projekfe der 
inferkulturellen Öffnung von den Mifarbeiferinnen und 
Mitarbeitern der Jugendverbände zusätzlieh zu den nor- 
malen Regelaufgaben durehgeführt werden, ohne dass 
explizit hauptamtliehe Stellen zur Verfügung stehen, kann 
dies ebenfalls Prozesse der Öffnung behindern. 

Für Vereine von Jugendliehen mit Migrationshintergrund 
ist es von Bedeutung, ob sie als positive und legitime Ver- 
eine, oder als segregativ wahrgenommen werden, ln länd- 
liehen Gegenden existieren darüber hinaus nur wenige 
Räume, in denen sieh Jugendliehe mit Migrationshinter- 
grund organisieren können. 

Vereinsinterne hemmende Faktoren 

Die notwendige Langfristigkeit von Prozessen der inter- 
kulturellen Öffnung kann in der Praxis mit den Vereins- 
realitäten kollidieren: Der Vereinsalltag ist häufig nieht auf 
langfristige Maßnahmen ausgeriehtet, sondern auf Pro- 
jekte, die für Jugendliehe in einem begrenzfen zeitliehen 
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Rahmen durchführbar sind. Langfristigkeit kann besser auf 
der Ebene der Verbandsfunktionäre und der hauptamtlich 
Beschäftigten gewährleistet werden, über die viele Vereine 
aber nicht in ausreichendem Maß verfügen. 

Erschwerend kann es außerdem sein, wenn interkulturelle 
Öffnung als Einzelprojekt implementiert wird und nicht 
als Organisationsentwicklungsprozess angelegt ist, der 
Selbstbild und Struktur des Vereins als solchen betrifft. 
Organisationsentwicklungsprozesse stellen Vereine vor 
die Herausforderung, eine Balance zwischen notwendiger 
Veränderung und gleichzeitiger Erhaltung des Vereins- 
profils zu finden. Dabei kann es zu einer Verunsicherung 
der Vereinsmitglieder kommen, die sich wiederum hem- 
mend auf den Öffnungsprozess auswirken kann. 

Auch räumliche Aspekte können die interkulturelle Öff- 
nung erschweren: Wenn ein Jugendverband vor Ort nicht 
in Stadtteilen und sozialen Räumen agiert, in denen Kin- 
der und Jugendliche mit Migrationshintergrund leben, 
kann der Zugang zu den Communities von Menschen mit 
Migrationshintergrund erschwert werden. Der Zugang zur 
Zielgruppe der Kinder und Jugendlichen mit Migrations- 
hintergrund gehört zu den größten Herausforderungen 
einer interkulturellen Öffnung. Dabei gilt es mit einem 
Dilemma umzugehen: Durch die Fokussierung auf Ju- 
gendliche mit Migrationshintergrund werden möglicher- 
weise Differenzen erst hervorgebracht, die vorher nicht 
virulent waren. Auch kann erfolgreiche interkulturelle 
Öffnung für die Verbände bedeuten, sich mit den - nicht 
immer offensichtlichen - Exklusionsmechanismen inner- 
halb der Jugendverbände auseinandersetzen zu müssen. 

Auch eine - wahrgenommene oder tatsächliche - Kon- 
kurrenzsituation durch die Einbeziehung von Vereinen 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund in die Struk- 
turen der Jugendverbandsarbeit kann die interkulturelle 
Öffnung erschweren. Insbesondere dann, wenn vorhan- 
dene Fördermittel von Jugendringen nicht proportional 
zur Anzahl der Mitgliedsvereine steigen, sondern auf im- 
mer neue Vereine umverteilt werden müssen. Der zumeist 
geringe Bekanntheitsgrad vieler Vereine von Jugendli- 
chen mit Migrationshintergrund kann die Kooperation 
zwischen anerkannten Jugendverbänden und Vereinen ju- 
gendlicher Migranten erschweren. Sie sind zudem nicht 
immer als eigenständige Vereine organisiert, sondern 
etwa als (unselbstständige) Jugendabteilungen von Mi- 
grantenorganisationen. Eine Mitgliedschaft im Jugend- 
ring kann dadurch erschwert werden. 

2.2.1 Förderung der Partizipation von Jugend- 
iichen mit Migrationshintergrund in 
anerkannten Jugendverbänden 

Ein wichtiger Aspekt der interkulturellen Öffnung der Ju- 
gendverbände ist die stärkere Nutzung der Angebote der 
Vereine durch Jugendliche mit Migrationshintergrund. 
Sie sind gegenwärtig seltener Mitglied in anerkannten Ju- 
gendverbänden, nutzen dafür aber häufig Einrichtungen 
der offenen Jugendarbeit bzw. offene Angebote von Ju- 
gendverbänden. Viele Jugendverbände arbeiten bereits 
erfolgreich mit solchen Angeboten und sind zudem Trä- 
ger offener Jugendclubs und Jugendhäuser. 


Jugendliche verbringen einen großen Teil ihrer Zeit in der 
Schule, dies hat sich mit der Einführung von Ganztags- 
schulen noch einmal verstärkt. Diese Entwicklung hat zu 
einer Diskussion über die Zusammenarbeit von Akteuren 
der außerschulischen und schulischen Jugendarbeit ge- 
führt. Zunehmend engagieren sich Einrichtungen der au- 
ßerschulischen Jugendbildung, auch Jugendverbände, in 
Schulen. Zahlreiche lokale Jugendringe sind z. B. in 
Ganztagsschulen für die Betreuung am Nachmittag zum 
Beispiel in Schülercafes verantwortlich. 

Eine Studie zur Partizipation und Positionierung von Men- 
schen mit Migrationshintergrund und Migrantenorganisa- 
tionen in Rheinland-Pfalz aus dem Jahr 2008 kommt zu 
dem Schluss, dass die Zusammenarbeit von Migrantenor- 
ganisationen und Schulen im Kontext der Ganztagsschule 
eine gute Möglichkeit darstellt, bürgerschaflliches Engage- 
ment von Menschen mit Migrationshintergrund zu aktivie- 
ren. Allerdings sind solche Kooperationen bisher relativ 
gering ausgeprägt. Zu den Kooperationspartnern im Be- 
reich der interkulturellen Bildung zählen bisher vorwie- 
gend anerkannte Akteure der Jugendarbeit. 


Bevor das Projekt „Jugendarbeit Friedrich-Ebert- 
Schule“ im Januar 2008 startete, gab es im Stadtteil 
Nordwest von Elmshorn, der durch einen hohen Mi- 
grantenanteil geprägt ist, viele Probleme mit Vandalis- 
mus. Auf Initiative und unter der Trägerschaft des Ein- 
wandererbunds e.V (Mitglieder aus 19 Nationalitäten) 
wurden Konzepte für eine offene, pädagogische Frei- 
zeitgestaltung erarbeitet und umgesetzt, die eine Beglei- 
tung, Beschäftigung und Betreuung von Kindern und 
Jugendlichen auf dem Schulhof der Friedrich-Ebert- 
Schule vorsehen. Dabei wurden gezielt auch Eltern an- 
gesprochen und einbezogen. 

Durch diese Form der Zusammenarbeit zwischen Kom- 
mune und Migrantenorganisation konnten die Vandalis- 
musprobleme beseitigt werden. Dabei spielten insbe- 
sondere die Kooperationen und die Netzwerkarbeit eine 
Rolle: Gemeinsam mit der nahe gelegenen Hauptschule 
Koppeldamm werden im Rahmen einer AG junge Men- 
schen zu Schulhofbetreuer-Assistenten ausgebildet. Sie 
betreuen einmal wöchentlich eine der Schulen im Stadt- 
teil. Eine Ideenwerkstatt, eine mehrtägige Kinderolym- 
piade, Stadtteilfeste, Aktionen zum Weltkindertag oder 
Workshops zur Interkulturellen Begegnung sind weitere 
Angebote, die das Projekt gemeinsam mit Partnern 
durchführt. Elmshorn fördert das Jugendangebot mit ei- 
ner halben pädagogischen Stelle, zudem stehen die 
Räumlichkeiten der Schule kostenlos zur Verfügung. 
Weitere finanzielle Unterstützung bekommt das Projekt 
von drei Geldinstituten und dem Kriminalpräventivenrat 
Schleswig-Holstein. 


Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen 
Rheinland-Pfalz (Hg.) (2008): Die Partizipation und Positionierung 
von Migrantinnen und Migranten und ihren Organisationen in Rhein- 
land-Pfalz. Forschungsbericht zum Projekt, Mainz, S. 41. 
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Empfehlungen 

Status Quo feststelleu uud Ausschlussmechauismeu ideutifiziereu 

Um den in vielen Jugendverbänden bereits begonnenen Prozess der interkulturellen Öffnung weiter voranzubringen, 
sollten die erhebliehen Potenziale und Mögliehkeiten der Jugendverbandsarbeit offensiv deutlieh gemaeht werden. 
Bei der Fortentwieklung der interkulturellen Öffnung sollten sieh die Handelnden in den Verbänden aueh der (subti- 
len) Aussehlussmeehanismen bewusst werden, die Angebote der Jugendverbandsarbeit in ihrer Wirkung einsehrän- 
ken und Jugendliehe mit Migrationshintergrund gegebenenfalls ausgrenzen können. Entspreehend müssen Akteure 
der Jugendverbandsarbeit selbstkritiseh ihre Angebote und die Strukturen der jeweiligen Institutionen hinterfragen 
und naeh Wegen suehen, damit sieh Jugendliehe mit Migrationshintergrund stärker von der Jugendverbandsarbeit an- 
gesproehen fühlen. 

• Umsetzungshinweis: Standortbestimmung 

Jugendverbänden wird die Anwendung (bzw. Weiterentwieklung) von sogenannten Interkulturellen Selbsteheeks 
(ISC) empfohlen. Die ISC bestehen aus einem Fragenkatalog, der Verbandsstrukturen, Verbandspolitik, 
Öffentliehkeitsarbeit, Freizeitangebote sowie Bildungs- und Fortbildungsangebote im Hinbliek auf die Teilhabe 
von Mensehen mit Migrationshintergrund und die Sensibilisierung der Mitglieder für den Themenkomplex Inte- 
gration/interkulturelle Öffnung hinterfragt. ISC können eine erste hilfreiehe Mögliehkeit sein, den Status Quo fest- 
zustellen und daraus resultierende Veränderungsmögliehkeiten zu entwiekeln. Anregung hierzu kann der Interkul- 
turelle Selbsteheck des Landesjugendrings Nordrhein- Westfalen bieten. 

Angebote interkulturell öffnen und Zugang zu Jugendlichen mit Migrationshintergrund verbessern 

Angebote von Jugendverbänden sollten so gestaltet sein, dass auch Jugendliche mit Migrationshintergrund sich ange- 
sprochen fühlen und diese aktiv mitgestalten können. Die gemeinsame Entwicklung neuer Angebote durch Jugendli- 
che mit und ohne Migrationshintergrund ist dabei zentral. 

Jugendverbände sollten gezielt Strategien entwickeln, um eventuelle Vorurteile und Hemmungen bei Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund und Vereinen jugendlicher Migranten abzubauen und so eine größere Zahl von Jugendli- 
chen mit Migrationshintergrund mit ihrer Arbeit anzusprechen. 

Jugendverbände sollten die offenen Angebote der Jugendarbeit ausbauen und weiterentwickeln, da diese Jugendliche 
mit Migrationshintergrund besonders gut erreichen. Folgende Rahmenbedingungen sind förderlich, um Jugendliche 
mif Migrafionshinfergrund zu erreichen: 

- Niederschwelligkeif des Zugangs 

- Verankerung im sozialräumlichen Umfeld der Jugendlichen 

- Bereifsfellung individueller Mifgestaltungsmöglichkeifen 

- Möglichkeit, Angebote ohne Vereinsmitgliedschaft wahmehmen zu können 

- Kooperationen von Jugendverbänden und anderen Einrichtungen der offenen Jugendarbeit 

Interkulturelle Öffnung korreliert teilweise mit der Öffnung für Jugendliche aus prekären Lebensbedingungen. Um 
diese Zielgruppen zu erreichen müssen besondere Zugangswege enfwickelf werden. Hilfreich können dabei der Dia- 
log und die Zusammenarbeit mit Trägem von Projekten und Maßnahmen sein, die sich an diese Zielgrappe richten 
bzw. aufsuchende Jugendarbeit anbieten. 

Empfohlen wird eine intensivere Zusammenarbeit von Jugendverbänden mit Schulen und Migrantenorganisationen. 
Dadurch können auch neue Zielgmppen erschlossen werden. Eine Kooperation mit Schulen verschiedener Schulfor- 
men bietet die Möglichkeit, gezielt auch auf Kinder und Jugendliche aus bildungsfemen Kontexten in Haupt-, Real-, 
oder Förderschulen zuzugehen, die häufig von den Angeboten der Jugendarbeit nicht angesprochen werden und sich 
nicht in Jugendverbänden engagieren. 


Anknüpfungspunkte hierzu bietet etwa das Programm „Kooperation von Jugendarbeit und Ganztagsschule“ des Landesjugendrings Rheinland- 
Pfalz. Im „Positionspapier der hessischen Jugendverbände zur Ganztagsschule in Hessen“ beziehen darüber hinaus die im Hessischen Jugendring 
organisierten Jugendverbände Position und fordern verbindliche Strukturen und Rahmenbedingungen für eine Kooperation zwischen Jugendhilfe 
und Schule. 
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• Umsetzungshinweis: Jugendliche mit Migrationshintergrund für Jugendvereine gewinnen 

Zugänge zu Vereinen entstehen in der Regel durch Freunde oder Familienmitglieder. Es wird daher empfohlen, Ko- 
operationen mit Migrantenorganisationen (etwa Eltemvereine und Religionsgemeinschaften) einzugehen, um Eltern 
zu erreichen und über Freizeitangebote und außerschulische Lernmöglichkeiten in Jugendvereinen zu informieren. 

Um Jugendliche mit Migrationshintergrund für die Angebote der Jugendvereine zu gewinnen, sollte weniger auf 
schriftliche Informationsmaterialien und mehr auf direkte Ansprache zurückgegriffen werden. Eine Möglichkeit 
dazu kann etwa die Vorstellung der eigenen Vereinsarbeit in Schulen, bei Stadtteilfesten oder ähnlichen Veranstal- 
tungen sein. 

Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter mit Migrationshintergrund als Funktionsträger in Vereinen stärken 

Die Zusammensetzung der haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitenden eines Jugendverbands sollte mit Blick auf die 
Einbeziehung von Menschen mit Migrationshintergrund analysiert werden. Es wird empfohlen, - unter Beachtung 
der Vorgaben des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes - gezielt Personen mit Migrationshintergrund in Stellen- 
ausschreibungen zur Bewerbung aufzurufen und sie bei Neueinstellungen angemessen zu berücksichtigen. 

Aktive interkulturell schulen 

Die Qualifizierung von haupt- und ehrenamtlich Aktiven der Jugendarbeit durch Fortbildungen zu interkulturellem 
Lernen und interkultureller Öffnung ist eine hilfreiche Maßnahme zur Qualitätssteigerung und Unterstützung der in- 
terkulturellen Öffnung in den Jugendverbänden. Empfohlen wird hierzu die Aufnahme entsprechender - obligatori- 
scher - Fortbildungsangebote in die bundesland-spezifische Jugendleiterausbildung (Jugendleiter-Card/Juleica). Alle 
Schulungen sollten dabei stets auch Möglichkeiten zur Selbstreflexivität beinhalten. 

Gefördert werden sollten darüber hinaus mehr Multiplikatorenausbildungen für interkulturelles Lernen und interkul- 
turelle Öffnung in der verbandlich organisierten Jugendarbeit. 


Die Jugendbildungsstätte Unterfranken hat in einem vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge geförderten Projekt 
haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Jugendverbänden und -ringen, der Stadtjugendämter 
sowie weiterer Träger der offenen Jugendarbeit ,, Bildungsschecks zur interkulturellen Öffnung“ angeboten. Diese Bil- 
dungsschecks sollten es den Einrichtungen ermöglichen, ihren Bedürfnissen entsprechende personelle Leistungen im 
Bereich der interkulturellen Öffnung bzw. Qualifikation bei der Jugendbildungsstätte Unterfranken abzurufen, ohne da- 
bei eigene Förderanträge stellen zu müssen. Ein Eigenanteil entfiel für die teilnehmenden Einrichtungen. 


Jugendverbände themenbezogen vernetzen und Beispiele guter Praxis austauschen 

Ein verstärkter Austausch von Jugendverbänden über Maßnahmen interkultureller Öffnung kann dazu beitragen, 
neue Anregungen zu geben. Jugendverbände, die bisher wenig Zugang zu Prozessen der interkulturellen Öffnung ge- 
funden haben, können auf diese Weise wichtige Anstöße zur Aktivierung einer interkulturellen Öffnung erhalten. 

Eine solche thematische Vernetzung ist - über das bestehende Netzwerk interkultureller Jugendverbandsarbeit und 
-forschung hinaus - zu unterstützen, um auch Verbände zu erreichen, die sich bislang nicht mit dem Thema auseinan- 
dergesetzt haben. 

Zur Vernetzung sollten auch neue Medien, wie Intemetplattformen, genutzt werden. Einen Ansatzpunkt bietet die Da- 
tenbank des Fachverbandes IDA e. V., auf welcher Jugendverbände Initiativen und Projekte zur interkulturellen Öff- 
nung vorstellen können. 

• Umsetzungshinweis: Vernetzung 

Eine Vernetzung ist sowohl horizontal zwischen den einzelnen Jugendverbänden notwendig als auch vertikal zwi- 
schen Jugendringen und Mitgliedsverbänden auf den unterschiedlichen Ebenen (lokal, regional, landes- und bun- 
desweit), die bisher oft unabhängig voneinander agieren. Die großen Dachverbände und Jugendringe können hier 
(weiterhin) unterstützend agieren und die Notwendigkeit der interkulturellen Öffnung in Ausschüssen, Bundes- 
und Landeskonferenzen bekräftigen. 


Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend fördert das Modellprojekt „JiVE - Jugendarbeit 
international - Vielfalt erleben “ und arbeitet dabei mit Partnern wie der Fachstelle für internationale Jugendarbeit 
und der deutschen Nationalagentur ,, Jugend für Europa “ zusammen. Ji VE besteht aus drei Teilprojekten: 

- ,, Interkulturell on Tour“, durch das nachhaltige Kooperationsstrukturen zwischen Organisationen der internatio- 
nalen Jugendarbeit und Migranten(selbst)-organisationen aufgebaut werden sollen; 
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- dem Europäischen FreiwiUigendienst, in den verstärkt Jugendliche mit Migrationshintergrund und Migranten- 
organisationen eingebunden werden sollen; 

- bilateralen Fachkräfteprogrammen, die die Qualifizierung von Fachkräften der internationalen Jugendarbeit und 
der Migrationsarbeit befördern sollen. 

Unterstützende Maßnahmen von staatlichen Stellen nnd Mittelgehern hereitstellen 

Interkulturelle Arbeit der Jugendverbände sollte dureh begleitende Maßnahmen unterstützt werden. Dabei sollten 
staatliehe Stellen und Mittelgeber folgende Aspekte beaehten: 

Erforderlieh ist ein Erfahrungsaustauseh und Dialog der versehiedenen staatliehen Zuwendungsgeber auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene über Modelle, Praktiken und Herausforderungen der interkulturellen Öffnung. 

Interkulturelle Öffnung erfordert die Bereitstellung von personellen und finanziellen Ressoureen in Jugendringen und 
Jugendverbänden. Um den Prozess der interkulfurellen Öffnung langfrisfig sieherzusfellen und eine faehkompefente 
Begleitung zu gewährleisten, ist die Besehäftigung hauptamtlieher Mitarbeiter unumgänglieh. Hierzu ist die gezielte 
Bereitstellung von Finanzmitteln dureh die Regelforderung der Kinder- und Jugendpläne als aueh dureh zusäfzliehe 
Projekffbrderung nofwendig. 

Eine externe Begleitung und Beratung von Jugendvereinen und -ringen durch Fachleute aus dem Bereich der inter- 
kulturellen Organisations- und Personalentwicklung kann hilfreich sein, um die verschiedenen Schritte zur interkul- 
turellen Öffnung professionell zu unterstützen. 

Im Jahr 2007 wurde zwischen dem Land Baden-Württemberg und den dortigen Jugendverbänden ein Bündnis für die 
Jugend vereinbart. Das Bündnis fördert die bereits 2006 gestartete Integrationsoffensive in der Kinder- und Jugend- 
arbeit, im Rahmen derer Projekte zur interkulturellen Öffnung der offenen und der verbandlichen Kinder- und Ju- 
gendarbeit unterstützt werden. Die Integrationsoffensive beruht auf der Übereinkunft der Verantwortlichen der 
Arbeitsgemeinschaft Jugendfreizeitstätten und des Landesjugendrings Baden-Württemberg, die bislang getrennten 
Förderprogramme der Integrationsarbeit für verbandliche und offene Jugendarbeit in einem gemeinsamen Koopera- 
tionsprojekt zusammenzuführen. Mit den jährlich insgesamt 100000 Euro sollen Träger vor Ort bei der Planung und 
Umsetzung ihrer Integrationsprojekte fachlich beraten und finanziell unterstützt werden. Zudem wurde eine Projekt- 
fachstelle mit 40 Prozent Stellenumfang geschaffen. 

Insgesamt wurden im Förderzeitraum 2006/2007 16 Projekte, im Förderzeitraum 2007/2008 19 Projekte vor Ort ge- 
fördert. Die maximale Fördersumme pro Projekt betrug für den Projektzeitraum 2006/2007 3 500 Euro, in der lau- 
fenden Periode 4 000 Euro. Die Projekte werden als erfolgreich eingeschätzt, da es gelungen sei, die NetzwerkbU- 
dung auf Landes- wie Bundesebene voranzubringen sowie Kooperationen mit Migrantenorganisationen und 
spezifische Angebote zu schaffen, die auf die Ressourcen von Jugendlichen mit Migrationshintergrund ausgerichtet 
sind (vgl. http://www.integrationsoffensive.de). 

Der Bayerische Jugendring vereint in seinem Aktionsprogramm ,, Integration“ unterschiedliche Förderprogramme 
und Projekte, die die Themen Integration und interkulturelle Arbeit in den Mittelpunkt stellen. So besteht zum Bei- 
spiel das Förderprogramm ,, Integration in die Jugendarbeit “ bereits seit mehr als 10 Jahren und unterstützt Jugend- 
verbände und Jugendringe. Gefördert werden niederschwellige Maßnahmen und Projekte, welche die Integration 
und Selbstorganisation Kinder und Jugendlicher mit Migrationshintergrund fördern. Hierfür verfügt das Programm 
über ein Budget von 165 000 Euro pro Jahr. Das Aktionsprogramm, welches für 2002 bis 2007 angesetzt war, wurde 
von 2008 bis 2012 verlängert. (Vgl. http://www.bjr.de) 


2.2.2 Integration von Vereinen von Jugend- 
lichen mit Migrationshintergrund in 
die Jugendverbandsstrukturen 

Neben der Öffnung von Jugendverbänden für Jugendliehe 
mif Migrafionshintergrund sollte aueh die Integration be- 
reits bestehender Vereine jugendlieher Migranten in die Ju- 
gendverbandsstrukturen angestrebt werden. '^9 Jugendliehe 
mit Migrationshintergrund sind bereit, sieh gesellsehafllieh 


zu engagieren und zu partizipieren. Dies sollten Politik, zu- 
ständige Behörden und die anerkannten Jugendverbände 
unterstützen und den Vereinen von Jugendliehen mit Migra- 
tionshintergrund Hilfe bei Etablierung und Aufbau von 
effektiven Strukturen bieten. Aueh diese Ebene der interkul- 
turellen Öffnung isf ein langfristiger Prozess. Handlungslei- 
tendes Prinzip im Umgang mit Vereinen von Jugendliehen 
mit Migrationshintergrund sollte die Anerkennung der 
Potenziale der Jugendliehen und der Vereine sein. 
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Empfehlungen 

Kooperationen zwischen Jngendverbänden/-ringen nnd Vereinen von Jngendlichen mit 
Migrationshintergrnnd stärken 

Erfolgversprechend ist die Implementierung von Kooperationsstrukturen und Projekten zwischen anerkannten Ju- 
gendverbänden und Vereinen von Jugendlichen mit Migrationshintergrund. Dabei kann ein Transfer der im Rahmen 
von Projekten der internationalen Jugendarbeit gewonnenen Erkenntnisse über Kooperationen hilfreich sein. 

Voraussetzungen für gelingende Kooperationen sind, dass die Verbände bereits Prozesse der interkulturellen Öffnung 
angestoßen und darüber hinaus gesellschaftspolitische oder thematische Übereinstimmungen haben. Zudem sollten 
sich beide Partner vorab über Form und Intensität der Zusammenarbeit verständigen. 

Um Kooperationen mit Vereinen von Jugendlichen mit Migrationshintergrund aufzubauen, sollten diese zunächst 
über die Strukturen der Jugendhilfe bzw. über Jugend(verbands)arbeit informiert werden. Durch aktive und gezielte 
Informationsarbeit der anerkannten Jugendverbände über Möglichkeiten, Formen und Inhalte der Jugendarbeit, kön- 
nen Vereine von Jugendlichen mit Migrationshintergrund auch an der Ressource „Wissen“ partizipieren. 

Zum Aufbau von Kooperationen ist es hilfreich, wenn hauptamtliches Personal des Jugendringes bzw. -Verbandes zur 
Unterstützung des weniger etablierten Partners zur Verfügung gestellt wird. 

• Umsetzungshinweis: Aufhau von Kooperationen 

Bewährt haben sich die aktive Suche nach Kooperationspartnern und das aktive Zugehen auf einzelne Vereine. 
Dabei sollten etablierte Verbände die beschränkten (personellen, zeitlichen und die Infrastruktur betreffenden) 
Ressourcen der vornehmlich ehrenamtlich arbeitenden Vereine von Jugendlichen mit Migrationshintergrund be- 
rücksichtigen. Vereine junger Migrantinnen und Migranten sollten wiederum die Bereitschaft zu strukturierten Ar- 
beitsprozessen mitbringen. So können Situationen der momentanen Überforderung verhindert werden. 

Bei der Initiierung erster gemeinsamer Aktivitäten der Verbandsmitglieder sollte die Durchführung auf nieder- 
schwelliger Ebene und auf Augenhöhe angesiedelt sein. 

Bei der Initiierung von verbindlichen Kooperationen sollten auf Leitungsebene zunächst Kriterien für mögliche 
Partnerverbände aufgestellt werden. Wenn konkrete Kooperationen geplant sind, sollten beide Partner überlegen, 
auf welchen Ebenen zusammengearbeitet werden soll, wie intensiv die Zusammenarbeit sein soll und welchem 
Verband welche Aufgaben zukommen sollen. Insbesondere die Übernahme der Formalitäten (z. B. Mittelbewirt- 
schaftung) kann vom etablierten Träger übernommen werden. Unterstützung sollte auch zur Verankerung nachhal- 
tiger Strukturen nach Projektende angeboten werden. 

Entsteht der Wunsch nach verbindlicher Zusammenarbeit, kann der Jugendring oder -verband die Mittelakquise 
für gemeinsame Projekte übernehmen. Wichtig ist dabei die gemeinsame Planung und Umsetzung. 

Partizipation von Vereinen von Jngendlichen mit Migrationshintergrnnd in den Ringstrnktnren stärken 

Die Integration von Selbstorganisationen junger Migrantinnen und Migranten in die Strukturen der Jugendverbands- 
arbeit sollte als Förderziel in die Kinder- und Jugendpläne von Bund und Ländern aufgenommen werden. Die Ju- 
gendringe sollten darüber hinaus in die Lage versetzt werden, auf die neuen Herausforderungen der Integration von 
Selbstorganisationen junger Migrantinnen und Migranten flexibel zu reagieren. 

Jugendringe auf Bundes-, Landes-, Kreis- und lokaler Ebene sollten nach Möglichkeiten suchen, Vereine von Jugend- 
lichen mit Migrationshintergrund mit unterschiedlichen Organisationsgraden in die Ringstrukturen zu integrieren. 
Dies sollte sowohl durch die Ermöglichung von Mitgliedschaft als auch durch niederschwellige Beteiligungsformen 
erreicht werden. Insgesamt sollten die Zugangsbedingungen zu Jugendringen diskutiert, überprüft und gegebenen- 
falls modifiziert werden. Folgende Strategien werden vorgeschlagen: 

Jugendringe sollten neben Ressourcen für die Weiterbildung bzw. Juleica- Schulungen der eigenen Mitglieder auch 
Ressourcen für Vereine jugendlicher Migrantinnen und Migranten bereitstellen, damit ein Dialog auf gleicher Augen- 
höhe möglich wird. Arbeitskreise in Jugendringen sollten geöffnet werden. 

Jugendringe können über die Möglichkeit weiterer niederschwelliger Förderungen informieren, ohne sogleich die 
Kriterien für eine Mitgliedschaft zu verändern. 


Neben diesen Empfehlungen, gelten analog die zum Thema „Migrantenorganisationen als Akteure der Integrationsforderung“ entwickelten 
Handlungsempfehlungen. 

Siehe Erfahrungsbericht des vom BMFSFJ geförderten Projektes „InterKulturell on Tour“, www.interkulturell-on-tour.de. 
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Jugendringe sollten aueh neue und niedersehwellige Modelle der Mitgliedsehaft entwiekeln, z. B.: 

- Ansehlussmitgliedsehaften mit besehränkten Reehten für Vereine von Jugendliehen mit Migrationshintergrund, 
bis die Kriterien einer Vollmitgliedsehaft sowie die formale Anerkennung als Träger der Kinder- und Jugendhilfe 
erfüllt sind 

- Vollmitgliedsehaft auf Probe, die naeh einem festgelegten Zeitraum im Hinbliek auf die Mögliehkeiten einer dau- 
erhaften Vollmitgliedsehaft überprüft wird 

- Sehnuppermitgliedsehaften ohne Mitgliedsbeiträge für einen begrenzten Zeitraum 

- Aktiv teilnehmende bzw. im Ring engagierte Verbände können automatiseh als Mitglieder angesehen werden 


Der Landesjugendring Schleswig-Holstein e. V. hat 2010 den Beschluss gefasst, Integration und Inklusion in der Ju- 
gendarbeit speziell bei den Jugendverbänden zu stärken. Konkrete Zielsetzungen sind, jungen Menschen mit Migra- 
tionshintergrund die Partizipation im Verbandsbereich zu ermöglichen, eine Öffnung für Einzelpersonen bzw. für 
Gruppen und Initiativen anzustreben, bestehende Angebote entsprechend auszurichten und gegebenenfalls neue zu 
entwickeln. Ganz konkret wurde 2010 der Bund der Allevitischen Jugendlichen in Deutschland - Regionalverband 
Norden - als Vollmitglied in den Landesjugendring aufgenommen. In einem Leitantrag bekennen sich die Mitglieds- 
verbände des Landesjugendrings zu einer Kultur der Vielfalt und dazu, junge Menschen mit Migrationshintergrund 
verstärkt in ihre Arbeit einzubeziehen. 

Kooperation und Vernetzung vor Ort verstärken 

Eine stärkere Vernetzung von Vereinen von Jugendliehen mit Migrationshintergrund, Jugendverbänden, Einriehtun- 
gen der offenen Jugendarbeit, der Migrationsarbeit, Migrantenorganisationen und von Sehulen vor Ort ist sinnvoll, 
um die Zielgruppe der Jugendliehen besser zu erreiehen und den faehliehen Austauseh über erfolgreiehe Modelle der 
Jugendarbeit zu verbessern. 


Ein Projekt, das an der Förderung des bürgerschaftlichen Engagements in der Schule ansetzt und dabei auch durch 
seine Zusammenarbeit mit anderen Institutionen und Organisationen vor Ort profitiert, ist das bundesweite Schüler- 
Netzwerk „Schule ohne Rassismus - Schule mit Courage “. Das Projekt beschäftigt sich seit 1995 mit interkulturellen 
Fragestellungen aus der Perspektive der Diskriminierung und ist mittlerweile mit über 550 beteiligten Schulen das 
größte Schüler-Netzwerk in Deutschland. Es baut mit dem Ansatz der nonformalen Bildung auf die klassischen Rah- 
menbedingungen der Jugendarbeit, Partizipation, Freiwilligkeit, Engagement und Verantwortung, auf. Das Projekt 
wird bereits von vielen jungen Menschen mit Migrationshintergrund aktiv mitgestaltet. Dabei wird zum einen mit 
Partnerorganisationen kooperiert, die die Arbeit der Schulen unterstützen, insbesondere Jugend(freizeit)einrichtun- 
gen, Integrationsbeauftragte, Migrantenorganisationen und Jugendringe vor Ort. Zum anderen wird das Netzwerk in 
der Öffentlichkeit ideell durch prominente Patinnen und Paten unterstützt aus den Bereichen Kultur, Sport und Politik 
(z. B. Vertreterinnen und Vertreter von Landesministerien, Landrätinnen und Landräten, Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern). 

Das Netzwerk wurde von und für Schülerinnen und Schüler initiiert, die aktiv gegen Diskriminierung und im Beson- 
deren gegen Rassismus Vorgehen und dadurch zu einer gewaltfreien, demokratischen Gesellschaft beitragen wollen. 
Die Mitgliedschaft im Netzwerk setzt eine Beteiligung von mindestens 70 Prozent aller direkten Angehörigen einer 
Schule voraus. Unterstützt wird das Netzwerk durch eine Bundes- sowie Landeskoordinationsstellen. Eine nachhal- 
tige Engagementförderung wird durch die finanzielle Unterstützung der Koordinationsstellen durch verschiedene Ak- 
teure auf Bundes- und Landesebene) ermöglicht (vgl. http://www.schule-ohne-rassismus.org). 


Die Einbeziehung der Kompetenz und Expertise der Vereine jugendlieher Migrantinnen und Migranten in jugend- 
politisehe Fragestellungen stärkt die Partizipation und Anerkennung. Vereine von Jugendliehen mit Migrationshinter- 
grund sollten daher noeh stärker in vorhandene Netzwerke aufgenommen werden. Daneben ist es aueh von Bedeu- 
tung, dass sieh die in Netzwerken beteiligten Organisationen aueh (jugend)politiseh für die Teilhabe von Vereinen 
von Jugendliehen mit Migrationshintergrund einsetzen, etwa dureh das Verfassen gemeinsamer Stellungnahmen. 

Da Vereine von Jugendliehen mit Migrationshintergrund vor allem auf lokaler Ebene häufig nieht bekannt sind, ist 
eine aktive Reeherehe der Organisationen zunäehst notwendige Voraussetzung für Vemefzung und Kooperationen. 
Hilfreieh wäre die (Selbst-)Präsentation von Vereinen auf einer öffentlieh zugängliehen Datenbank - analog zu der 
bei IDA e. V. angesiedelten Plattform zum Austauseh über interkulturelle Projekte. 
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Vereine von Jngendlichen mit Migrationshintergrnnd interknltnrell öffnen 

Neben der Förderung der Partizipation von Jugendlichen mit Migrationhintergrund in anerkannten Verbänden, ist 
auch die Öffnung der Vereine jugendlicher Migrantinnen und Migranten selbst Teil der interkulturellen Öffnung der 
Jugendverbandsarbeit. Allerdings kann von gerade entstehenden Vereinen nicht unmittelbar erwartet werden, dass sie 
sich vor ihrer Konsolidierung schon für Mitglieder anderer Herkunftsgruppen öffnen. Man sollte ihnen für diesen 
Prozess daher ausreichend Zeit geben. 

Um im Sinne der interkulturellen Öffnung mit anerkannten Jugendverbänden auf Augenhöhe kooperieren zu können 
und in Netzwerken, Dachverbänden, Projektbeiräten und Fachorganisationen mitarbeiten zu können, ist weiteres 
Engagement gefragt. Alle Empfehlungen, die sich an anerkannte Jugendverbände, Weiterbildungsträger sowie Mit- 
telgeber richten und die Partizipation von Vereinen junger Migrantinnen und Migranten verfolgen, unterstützen 
gleichzeitig deren interkulturelle Öffnung (vgl. D.2.1.2). 

Um die interkulturelle Öffnung des eigenen Vereines voranzubringen, können Vereine von Jugendlichen mit Migra- 
tionshintergrund folgende Strategien verfolgen: 

- Kooperationen mit anderen Vereinen von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 

- Kooperationen mit anerkannten Jugendverbänden 

- Anschluss an Dachverbände 

- Toleranz- und Antidiskriminierungsarbeit innerhalb des Vereines 


Möglichkeiten der Öffnung von Vereinen jugendlicher Migrantinnen und Migranten können etwa am Beispiel der Ju- 
gendorganisation der Föderation demokratischer Arbeitervereine (DIDF) dargestellt werden: Die DIDF -Jugend ver- 
sucht eine Brücke zwischen Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund aufzubauen. Sie engagiert sich in der 
politischen Bildungsarbeit sowie in den Bereichen Kultur und Sport. Als Teil der deutschen Bürgergesellschaft be- 
müht sich die Organisation darum, sich in die Strukturen der deutschen Jugendverbandsarbeit zu integrieren. Sie ist 
Mitglied in vielen Stadtjugendringen, auf Landesebene strebt die DIDF-Jugend die Aufnahme in die Landesjugend- 
ringe an. Sie kooperiert mit Verbänden und Organisationen wie der Naturfreundejugend Deutschlands, der Gewerk- 
schaftsjugend, der Caritas oder Schülervertretungen. In Nordrhein- Westfalen unterstützt die DIDF die Arbeitsgruppe 
interkulturelle Öffnung des Landesjugendrings. 

Jugend(verbands)arbeit in Migrantenorganisationen anfbanen 

Die stärkere Vernetzung und Kooperation von anerkannten Trägem der Jugendverbandsarbeit mit Migrantenorgani- 
sationen kann dazu beitragen, dass sich mehr Jugendliche mit Migrationshintergrnnd selbst organisieren. Dieser An- 
satz ist auch deshalb sinnvoll, weil Migrantenorganisationen Jugendliche mit ihren Angeboten bislang häufig nicht 
erreichen. 

Das Land Hamburg fördert beim Dachverband der internationalen Jugendverbände eine Vollzeitstelle zur Beratung 
und Unterstützung der Vereine und Jugendverbände. Dabei geht es insbesondere um die Förderung der Selbstorgani- 
sation von Jugendlichen mit Migrationshintergrund sowie um die Koordinierung von Vereins und Nationalitäten 
übergreifenden Aktivitäten. 


Unterstützung und Fördemng von Jugendarbeit in Migrantenorganisationen durch anerkannte Träger der Jugend(ver- 
bandsjarbeit ist wichtig, weil Ersteren häufig Kenntnisse über Methoden der selbst organisierten Jugendarbeit und 
über die Strukturen der Jugendhilfe fehlen. 

Die Weiterbildung von jungen aktiven Nachwuchskräften in Migrantenorganisationen sollte durch Multiplikatoren- 
schulungen gefördert werden. Hierzu sollten Jugendringe ihre Schulungen für Nachwuchskräfte aus Migrantenorga- 
nisationen öffnen. Dies kann zur interkulfurellen Öffnung und Verbessemng der Jugendarbeif beifragen. 

Partizipation von Vereinen von Jngendlichen mit Migrationshintergrnnd dnrch staatliche Fördemng 
nnterstützen 

Integration von Vereinen von Jugendlichen mit Migrationshintergrnnd in die Strukturen der Jugend(verbands)arbeit 
sollte in die Kinder- und Jugendpläne von Bund und Ländern einbezogen werden. Die Regelförderang für die Ju- 
gendringe sollte berücksichtigen, dass Jugendringe für die neue Herausforderung der Integration von Vereinen ju- 
gendlicher Migranten in die Ringstrukturen Unterstützung benötigen. 
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ln Ergänzung zu der Regelforderung könnten Etablierungsbeiträge für kleine Vereine gesehaffen werden. Zusätzlieh 
sollten Fördermodelle entwiekelt werden, für deren Inanspruehnahme Vereine jugendlieher Migranten kein haupt- 
amtliehes Personal brauehen, etwa Multiplikatorenausbildungen. 

Die interkulturelle Öffnung der Jugendverbandsarbeit sollte in Jugendämtern bzw. in Jugendhilfeaussehüssen lang- 
fristig verfolgt werden. Vereine jugendlieher Migrantinnen und Migranten sollten neben Jugendringen und -verbän- 
den in den Jugendhilfeaussehüssen vertreten sein. Die Vereine sollten als kompetente Anspreehpartner bei migra- 
tionspezifisehen, kulturellen und religiösen Fragestellungen beteiligt werden. 

Bund, Länder und Kommunen sind wiehtige Partner, um Jugendringe und -verbände bei der interkulturellen Öffnung 
ihrer Organisationsstrukturen zu unterstützen. Mehrere Ebenen können dabei von Relevanz sein: 

- Zuständige Behörden sollten den faehliehen Dialog mit Jugendringen und Vereinen junger Migranten suehen. Ne- 
ben dem faehliehem Austauseh sollte es hierbei aueh um die Vereinbarung konkreter Sehritte gehen. 

- Die Förderung eines offenen Dialogs zwisehen anerkannten Jugendverbänden und Vereinen jugendlieher Migran- 
tinnen und Migranten auf lokaler, Kreis-, Landes- und Bundesebene kann den Abbau gegenseitiger Unkenntnis 
und/oder Skepsis unterstützen. Hilfreieh ist hierfür die Bereifsfellung von Strukturen (etwa Finanzierung von insti- 
tutionalisierten Treffen, Tagungen ete.) und Räumliehkeiten. 

- Weiterbildungen Hauptamtlieher und freiwillig Engagierter zu interkulturellem Lernen und interkultureller Öff- 
nung sollten finanziell gefördert werden. 

Projektförderung sollte im Hinbliek auf Vereine junger Migrantinnen und Migranten nieht nur den Abbau von Inte- 
grationsdefiziten fördern, sondern aueh den Aufbau professioneller Jugendarbeif. 

Gefördert werden sollten Kooperationen von Vereinen von Jugendliehen mit Migrationshintergrund und von Mi- 
grantenorganisationen mit anerkannten Jugendverbänden. Wiehtig ist dabei die Bereitstellung von Ressoureen (finan- 
ziell, strukturell, logistiseh), die eine Kooperation mit anerkannten Vereinen ermögliehen. 

Multiplikatorensehulungen für Naehwuehskräfle in Migrantenorganisationen können die Förderung von Selbstorga- 
nisation junger Migrantinnen und Migranten unterstützen. 

Forschungsdesiderate 

Um interkulturelle Öffnungsprozesse naehhaltig und praxisnah unterstützen zu können, werden fundierte Kenntnisse 
benötigt. Insbesondere fehlen Untersuehungen, die Grundlagenforsehung zu Vereinen von Jugendliehen mit Migra- 
tionshintergrund und ihren Engagementsehwerpunkten leisten (beispielsweise eine bundesweite Bestandsaufnahme 
dieser Vereine). Aueh einzelne Projekte von oder mit Vereinen von Jugendliehen mit Migrationshintergrund könnten 
im Rahmen von Praxisforsehung begleitet und hinsiehtlieh ihres Beitrags zur Unterstützung interkultureller Öff- 
nungsprozesse bewertet werden. Die Jugendarbeit von Migrantenorganisationen sollte im Hinbliek darauf analysiert 
werden, welehe Weiterbildungsangebote Migrantenorganisationen brauehen, um im Bereieh der interkulturellen Öff- 
nung qualitativ hoehwertige Angebote entwiekeln zu können. 


E. Qualität sichern, Wirkung feststellen: 

Evaluation und Qualitätssicherung 
in der Integrationsförderung 

1. Ausgangslage und Herausforderungen 

Für Projekte und Programme der Integrationsförderung in 
versehiedenen Handlungsfeldem, wie efwa in den Berei- 
ehen Spraehe, Bildung, berufliehe und gesellsehaftliehe 
Infegration, isf die Qualitäfssieherung während der 
Durehführung sowie der Naehweis von Wirkungen von 
zunehmender Bedeutung. Aueh im Nationalen Integra- 
tionsplan (NIP) wird betont, dass „Evaluierung und Mo- 
nitoring wiehtige Instrumente des Qualitätsmanagements 
und der Politiksteuerung sind. Mit ihnen können bei- 
spielsweise Transparenz und Öffentliehkeit über die kom- 
plexen Wirkungszusammenhänge sowie über Kosten und 
Nutzen von Integrationsmaßnahmen hergestellt werden. 
Sie tragen zu einer Qualifizierung von Strategien, Kon- 
zepten und Projekten bei, da in Evaluationsprozessen er- 


kannte Fehlentwieklungen zu Umsteuerungen genutzt 
werden können.“'®' 

Im Sinne einer zielgeriehteten Planung, Durehführung 
und Bewertung von Projekten, ergeben sieh für die Eva- 
luation von Programmen und Projekten der Integrations- 
förderung daraus im Wesentliehen drei Aufgabenfelder: 
Beratungsprozesse vor Projektbeginn, die Bewertung 
und Optimierung der Projektdurehführung sowie der 
Naehweis über die Zielerreiehung bzw. die Wirkungen 
von Projekten und Programmen der IntegrationsfÖrde- 
rung. Evaluationen tragen damit zu einer bedarfsgereeh- 
ten Ausriehtung der Projektziele, einem effektiven Res- 
soureeneinsatz während des Projektverlaufs und zum 
Naehweis der erreiehten Wirkungen naeh Projektende 
bei. 


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (Hg.) (2007): 
a. a. O., S. 121. 
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Die großen Programme der Integrationsforderung werden 
heute in der Regel bereits evaluiert (vgl. die Beispiele in 
diesem Kapitel). Aus der Erfahrung der Projektforderung 
zeigt sich, dass Unklarheiten im Umgang mit dem Thema 
Evaluation bestehen und insbesondere Träger kleinerer 
Projekte oft Schwierigkeiten haben, Qualitätssicherungs- 
und Evaluationsansätze zu finden, die den Erfordernissen 
ihres Projekts entsprechen. Bei der Weiterentwicklung der 
Integrationsangebote in Deutschland spielt daher auch das 
Thema Evaluation eine wichtige Rolle und wurde im bun- 
desweiten Integrationsprogramm aufgegriffen. Da Quali- 
tätssicherung und Evaluation in allen Handlungsfeldem 
von Bedeutung sind, werden sie hier gebündelt aufgegrif- 
fen und Empfehlungen zum Einsatz und zur Durchführung 
von Evaluationen in der Integrationsforderung formuliert. 
Das Kapitel richtet sich insbesondere an Projektträger, 
aber auch an Mittelgeber in der Integrationsforderung. Die 
Empfehlungen beziehen sich dabei auf die drei genannten 
Interventionsbereiche - mögliche Schritte der Planung 
und Beratung vor Projektbeginn, unterstützende Instru- 
mente und Methoden im Projektverlauf sowie den Nach- 
weis von Wirkungen am Ende eines Projektes. Eingegan- 
gen wird auch auf das Integrationsmonitoring und auf 
Vorstudien zur Projektkonzeption, die Grundlage von Eva- 
luationen und Monitoringansätzen sein können. Die Dar- 
stellung wird ergänzt durch Praxisbeispiele verschiedener 
Evaluationsansätze . 

1 .1 Evaluation von Angeboten der Integra- 
tionsförderung in Deutschland 

Der Begriff Evaluation stammt von dem lateinischen Wort 
„valor“, d. h. „Wert“, und der Vorsilbe e/ex ab, und bedeu- 
tet so viel wie „Bewertung“, bzw. einen Wert aus etwas 
ziehen.'^2 Grundsätzlich kann Evaluation als jede metho- 
disch kontrollierte, verwertungs- und bewertungsorien- 
tierte Form des Sammelns, Auswertens und Verwertens 
von Informationen bezeichnet werden. Der Begriff be- 
zeichnet dabei auch das Resultat des Evaluationsprozesses 
selbst, also die Dokumentation der Wertaussagen und 
Empfehlungen in einem Evaluationsbericht oder -gutach- 
ten. Im Gegensatz zum Integrationsmonitoring, welches 
auf der Grundlage ausgewählter und im Zeitverlauf regel- 
mäßig erhobener Indikatoren Auskunft über den Stand und 
den Verlauf von Integrationsprozessen im Allgemeinen 
geben kann, kann die Evaluation die Frage nach den Wir- 
kungen von Integrationsmaßnahmen (Programmen und 
Projekten) beantworten und deren Umsetzung bewerten. 

Ziel von Evaluationen ist es, die Effizienz (tun wir die 
Dinge richtig?) und die Effektivität (tun wir die richtigen 
Dinge)'^'* von Projekten und Programmen, den Umset- 
zungsprozess und seine Ergebnisse zu bewerten sowie den 


Meyer, Wolfgang/Höhns, Gabriela (2002): Was ist Evaluation? In: 
Wissenschaftliche Diskussionspapiere Heft 59. Schriftenreihe des 
BIBB, Bonn. S. 3. 

Kromrey, Helmut (2001): Evaluation - ein vielschichtiges Konzept. 
Begriff und Methodik von Evaluierung und Evaluationsforschung. 
Empfehlungen für die Praxis. In Sozialwissenschaften und Berufs- 
praxis, Jg. 24, H. 2, S. 106. 

164 ISO 9000: 2005. 


Erfolg einer Maßnahme nachzuweisen. Weiterhin kann 
eine Evaluation Aufschluss und Informationen über die 
Wirkungen und die Wirkungszusammenhänge von Projek- 
ten geben. Die Orientierung auf Wirkungen schon wäh- 
rend des Projektverlaufes ist damit ein wichtiges Instru- 
ment der Qualitätssicherung für Projekte, da hiermit 
Hinweise zur Verbesserung der konzeptionellen und in- 
haltlichen Ausrichtung aufgenommen und umgesetzt wer- 
den können.'“ 

Unterstützung für eine ziel- und bedarfsorientierte 
Projektplanung durch Vorstudien 

Vorstudien bzw. die Ermittlung und damit die Entwicklung 
einer zielgruppengerechten Projektausrichtung können 
Grundlage für Evaluationen und Monitoringverfahren 
sein. Die durch Vorstudien gewonnenen Erkenntnisse kön- 
nen jedoch die Planung und inhaltlich passgenaue Aus- 
richtung von Projekten der Integrationsförderung oft sinn- 
voll unterstützen, etwa wenn es um die Ermittlung des 
konkreten Förderbedarfs einer bestimmten Personen- 
gruppe geht. Vorstudien können beispielsweise auf Grund- 
lage bereits vorliegender Untersuchungen und Erfahrungs- 
berichte, Experteninterviews oder durch standardisierte 
Befragungen der Zielgruppe erstellt werden. 

Verdeutlicht werden kann der Nutzen einer solchen Vor- 
studie durch das Beispiel einer explorativen Vorstudie des 
Deutschen Jugendinstituts zum Thema „Interkulturelle 
Kompetenz durch internationale Kinderbegegnung“. Ziel 
dieser im März 2008 abgeschlossenen Untersuchung war, 
neben einer ersten Bestandsaufnahme, die Identifikation 
des programmatischen und anwendungsbezogenen Stel- 
lenwerts interkultureller Kompetenz bzw. interkultureller 
Lernprozesse in internationalen Begegnungen für Kinder. 
Zudem wurden Experteneinschätzungen bezüglich der 
Eignung der Altersgruppe für internationale Begegnungen 
und interkulturelle Lernprozesse erhoben und Erfahrun- 
gen bisheriger internationaler Kinderbegegnungen unter- 
sucht. Die Ergebnisse der Vorstudie stützen die Annahme, 
dass besonders Kinder im Alter zwischen acht und zwölf 
Jahren von interkulturellen Lemerfahrungen profitieren. 
Aus Sicht der befragten Expertinnen und Experten können 
internationale Kinderbegegnungen einen wichtigen Bei- 
trag für den Erwerb interkultureller Kompetenz und für 
den Abbau fremdenfeindlicher Einsfellungen leisfen. Um 
fundierte Erkenntnisse zum Einfluss und zur Nachhaltig- 
keit internationaler Kinderbegegnungen auf die Entwick- 
lung interkultureller Kompetenz zu gewinnen, führt das 
Deutsche Jugendinstitut gegenwärtig - aufbauend auf den 
Ergebnissen der Vorstudie - eine Evaluation solcher Pro- 
jekte durch. Ziel ist es, aus der Perspektive der befragten 
Kinder zu klären, inwiefern und unter welchen Bedingun- 
gen internationale Kinderbegegnungen dazu beitragen, in- 
terkulturelles Lernen zu fordern und interkulturelle Kom- 


'65 Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration (Hg.) (2009): Integration in Deutschland. Erster Integra- 
tionsindikatorenbericht: Erprobung des Indikatorensets und Bericht 
zum bundesweiten Integrationsmonitoring, Berlin. 

'66 Sanders, James (Hg.) (2006): Handbuch der Evaluationsstandards, 
Wiesbaden, S. 5. 



Drucksache 17/3276 


- 122 - 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


petenz zu entwickeln. Die Untersuchungsbefunde sollen 
zur Weiterentwicklung und Qualitätssicherung sowie zur 
Verbreitung erfolgreicher Programme und Formate beitra- 

gen.167 

Integrationsmonitoring 

Ergänzend zur Evaluation einzelner Integrationsmaßnah- 
men ist in den letzten Jahren auch das Integrationsmonito- 
ring bzw. die Integrationsberichterstattung von wachsen- 
der Bedeutung. Regelmäßige Erhebungen und Messungen 
anhand ausgewählter Indikatoren können helfen, den Stand 
der Integration in einzelnen Handlungsfeldem fortlaufend 
abzubilden. Integrationsmonitoring kann dazu genutzt 
werden, Entwicklungen systematisch zu erfassen, und 
kann ein wichtiges Instrument zur strategischen Steuerung 
der Integrationspolitik auf kommunaler, Landes- und Bun- 
desebene sein. Aussagen über die Wirkung von Projekten 
oder Programmen können mit einem Integrationsmonito- 
ring jedoch nicht direkt nachgewiesen werden. Mit Blick 
auf die Frage der Messbarkeit von Integrationserfolgen 
sieht der Koalitionsvertrag vor, den Nationalen Integrati- 
onsplan zu einem Aktionsplan mit klar definierten und zu 
überprüfenden Zielen weiter zu entwickeln.'^* 

Auf der fünften Integrationsministerkonferenz der Länder 
im März 2010 haben die für Integration zuständigen Mi- 
nisterinnen und Minister/Senatorinnen und Senatoren die 
Notwendigkeit eines länderübergreifenden Integrations- 
monitorings unterstrichen. Zur Entwicklung und Abstim- 
mung eines Kemsets von Indikatoren für ein Integrations- 
monitoring auf Länderebene wurde bereits 2008 eine 
länderoffene Arbeitsgruppe „Indikatorenentwicklung und 
Monitoring“ eingerichtet. Diese hat ein Indikatorenset 
entwickelt und pilothaft in Bayern, Berlin, Brandenburg, 
Hessen Nordrhein- Westfalen, Niedersachsen und Rhein- 
land-Pfalz erprobt. 

Ziel des Integrationsmonitorings der Länder ist es, den In- 
tegrationsprozess anhand von validen und nachvollziehba- 
ren Indikatoren messbar zu machen. Die 28 Indikatoren 
umfassen neben demographischen Grunddaten zur Zu- 
wanderung und zur Zusammensetzung der Bevölkerung 
mit und ohne Migrationshintergrund auch Kennzahlen aus 
den Bereichen frühkindliche Bildung und SprachfÖrde- 
mng. Schule und Ausbildung, Arbeit und Einkommen, 
Gesundheit, Wohnen sowie Kriminalität, Gewalt und Dis- 
kriminierung. Ein Länderranking wird hierüber ausdrück- 
lich nicht angestrebt. Als Datenquellen dienen u. a. der 
Mikrozensus, die Daten der Statistischen Ämter der Län- 
der und des Bundes sowie die Integrationskursgeschäfts- 
statistik des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge. 
Die Länder Berlin und Nordrhein- Westfalen werden auf 
Grundlage des vorliegenden Pilotberichts bis Ende des 
Jahres 2010 eine länderübergreifende Auswertung zum 
Stand der Integration von Menschen mit Migrationshinter- 


Deutsches Jugendinstitut (2009): Interkulturelle Kompetenz durch 
internationale Kinderbegegnung. Abrufbar unter: http://www.dji.de/ 
cgi-bin/projekte/output. php ?projekt=8 16 
*68 CDU/CSU/FDP (2009): a. a. O., S. 74. 


grund vornehmen. Diese soll zukünftig in einem zweijäh- 
rigen Turnus durchgeführt werden. 

Eine wachsende Zahl von Kommunen hat eine kommu- 
nale Berichterstattung eingeführt bzw. tut dies gegenwär- 
tig. Mit den aus solchen Berichtssystemen gewonnen In- 
formationen für die kommunale Ebene können politische 
Zielsetzungen und die Zielstellungen von Programmen 
und Projekten der Integrationsförderung an unferschiedli- 
che und sich verändernde Bedingungen vor Ort angepasst 
werden. Die Kommunale Gemeinschaflsstelle für Verwal- 
tungsmanagemenf haf zusammen mif mehreren Kommu- 
nen ein Infegrationsmonitoring erarbeitet. Dabei wurden 
27 Indikatoren in 10 Handlungsfeldem ausgewählt. Die 
Handlungsfelder sind, orientiert an den vier Dimensionen 
der Integration (stmkturelle Integration, kulturelle Integra- 
tion, soziale Integration und identifikatorische Integration) 
auf die Wirkungen kommunalen Handelns ausgerichtet. 
Bei der Auswahl der Indikatoren wurde besonders berück- 
sichtigt, dass die Erhebung der entsprechenden Daten von 
den Kommunen geleistet werden kann. Der begrenzte 
Aufwand erhöht die Chance auf eine breite Umsetzung des 
Monitorings in den Kommunen. 

Auf Bundesebene wurde unter Federfühmng der Beauf- 
tragten der Bundesregiemng für Migration, Flüchtlinge 
und Integration im Jahr 2008 ein umfangreiches Indikato- 
renset mit 100 Indikatoren aus 14 Themengebieten entwi- 
ckelt, das die Gmndlage für ein Infegrationsmoniforing 
auf Bundesebene biefef . Im Juni 2009 haf die Beauffragfe 
auf dieser Gmndlage den ersfen Integrationsindikaforen- 
berichf auf Bundesebene vorgesfellt. Der Indikaforenbe- 
richt beschreibf für ausgewählfe Handlungsfelder den 
Sfand der Infegration, zeigt erfolgreiche Bereiche und 
identifiziert weiteren Handlungsbedarf 

Begleitende Evaluation als Unterstützung 
der Projektsteuerung 

Begleitende Evaluationen werden mit dem Ziel durchge- 
führt, den Verlauf und die erbrachten Leistungen einer 
Maßnahme durch kontinuierliches Beobachten sicherzu- 
stellen. Damit können die Arbeitsweise eines Projektes 
transparent dargestellt, Informationen über mögliche Pro- 
bleme der Kooperation und bei Zusammenarbeit der Pro- 
jektpartner gesammelt und damit das Erreichen des Pro- 
jektzieles unterstützt werden. Entsprechende Evaluationen 
können von externen Gutachtern oder von den Projekt- 
durchführenden selbst umgesetzt werden. Gutachter infor- 
mieren sich beispielsweise über Probleme im Projektab- 
lauf, analysieren in Projektdatenbanken erfasste Daten, 
werten diese aus und geben Hinweise zur Verbessemng der 
Projektdurchführang. Wird die begleitende Evaluation von 
den Mitarbeitern eines Projektes selber durchgeführt, kön- 
nen sie dabei durch projektspezifisch ausgerichtete Hand- 
lungsanleitungen unterstützt werden. 


*6^ Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (2006): 

Integrationsmonitoring, Materialen Nr. 2/2006. Köln. 

170 weitere Informationen zum Indikatorenset sowie zum Integra- 
tionsmonitoring auf Bundesebene vgl. http://www.integrationsbeauf 
tragte.de. 
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Einen gesetzlichen Auftrag zur begleitenden Evaluation 
hat das Aufenthaltsgesetz für den bundesgeförderten Inte- 
grationskurs vorgesehen (§ 43 Absatz 5 AufenthG). Im 
Auftrag des Bundesministeriums des Innern hat Ramboll 
Management im Jahr 2006 diese Evaluation durchge- 
führt. Dabei standen vor allem Fragen bezüglich der 
Durchführung und Finanzierung des Infegrationskurses 
(vergleiche Kapitel B) im Mittelpunkt der Untersuchung. 
Die Evaluation wurde in Form einer 12 Monate dauern- 
den begleitenden Untersuchung durchgeführt. Auf Grund- 
lage der Ergebnisse wurde die Integrationskursverord- 
nung geändert. Explizit nicht im Fokus der Evaluation 
stand die Überprüfung der Wirksamkeit und Nachhaltig- 
keit der Integrationskurse. 

Beispiele einer Handlungsanleitung zur erfolgreichen Pro- 
jektdurchführung unfer Einbeziehung der befeiligten Part- 
ner und unter Berücksichtigung der verschiedenen Prozes- 
sebenen sind in einer Übersicht der „Aktion zusammen 
wachsen“ des BMFSFJ und der Beauftragten für Migra- 
tion, Flüchtlinge und Integration für Projekfe von Bildungs- 
patenschaflen zusammengesfellt. Dort sind die wichtigen 
Bausteine erfolgreicher Projektarbeit wie Organisation, 
Vorbereitung, Projektmanagement, Kommunikation und 
Projektabschluss praxisnah aufbereitet. Das Qualitäts- 
sicherungskonzept umfasst ein Gerüst unterschiedlicher 
Qualitätskriterien, an denen sich Projektdurchführende 
orientieren können, sowie ein Raster zur Selbstbewertung 
und Überprüfung der Qualitätskriterien, welches für 
verschiedene Formen von Projekten zur Verfügung sfeht. 
Die Qualifäfskriferien sind in zwei übergeordnefe Bereiche, 
institutionelle Rahmenbedingungen und unterstützende 
Prozesse sowie Begleitung der Partnerschaft, unterteilt. In- 
stitutionelle Rahmenbedingungen und unterstützende Pro- 
zesse beschreiben, ob die definierten Ziele des Projektes 
von einer durchgeführten Bedarfsanalyse abgeleitetet sind 
und inwieweit eine Arbeits- und Budgetplanung für das 
Projekf ersfellt isf. Das Projekfmanagemenf sowie die ein- 
zelnen Schritte der Projektumsetzung können damit durch 
ein projektbezogenes Monitoring begleitet und unterstützt 
werden. Das Kriterienraster kann anhand eines Fragebo- 
gens - der entlang der Qualitätskriterien erstellt ist - von 
den Projektdurchführenden ausgefüllt und somit als Check- 
liste verwendet werden. 

Bei größeren Programmen der Integrationsförderung kom- 
men zur begleitenden Bewertung und ggf Nachsteuerung 
von Prozessen aufwendigere quantitative Steuerungs- 
instrumente zum Einsatz. So ist zwischen dem Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge und den Wohlfahrtsverbän- 
den für die bundesfinanzierfe Migrationsberatung für er- 
wachsene Zuwanderer ein Controlling vereinbart worden, 
das im Jahr 2010 begonnen wurde. Mit dem Controlling- 
konzept zur Migrationssozialberatung des Landes Schles- 
wig-Holstein, das 2007 erstmals in zwei Pilotregionen er- 
probt wurde, sollen Wirkung und Erfolge aufbereitet und 
transparent gemacht werden, ln einem „Zuwanderer-lnte- 


Bundesministerium des Innern (Hg.) (2006): a. a. O., S. 1. 
http://www.aktion-zusammen-wachsen.de/index.php?id=78. 
http://www.aktion-zusammen-wachsen.de/data/downloads/webseiten/ 
SelbstbewertungStufe^l .pdf. 


grations-Management“ (ZIM) sind Oberziele für die Mi- 
grationssozialberatung vereinbart, zu denen Unterziele aus 
den Bereichen kognitive Integration, ökonomische Inte- 
gration, identifikative Integration und soziale Integration 
benannt werden. Durch die Festlegung von Kennzahlen 
und quantifizierbaren Zielgrößen können die Zielrichtung 
der Integration geschärft. Stärken und Schwächen im 
Zusammenspiel der Akteure identifiziert und Verbesse- 
rungen angeregt werden. Zu jährlich festgelegten Auswer- 
tungsschwerpunkten fasst das Innenministerium Schles- 
wig-Holstein die Erkenntnisse aus den vierteljährlichen 
Erhebungen in Berichten zusammen. 

Auch viele Kommunen setzen Evaluationsansätze und 
Controllingverfahren zur fortlaufenden Verbesserung der 
eigenen Integrationsförderung ein, um die in den Kommu- 
nen vorhandenen Angebofe enger aufeinander abzusfim- 
men und damif ihre Wirksamkeif zu verbessern. So zum 
Beispiel in den Sfädfen Arnsberg, Essen, Wuppertal und 
dem Kreis Paderborn. Die Sfadf Herfen haf im Jahr 2005 
ihre Integrationsarbeit neu ausgerichtet und für verschie- 
dene Handlungsfelder der Infegrationsarbeif gemeinsam 
mit allen beteiligten Partnern Ziele formuliert und diese in 
einem Integrationskonzept zusammengefasst. Eine Wirk- 
samkeitsüberprüfung der Integrationsarbeit in Herten hat 
gezeigt, dass damit alle laufenden Aktivitäten im Bereich 
der Integrationsförderung zielorienfierf gesfeuert werden 
können und ein funktionierendes Netzwerk zwischen den 
Akteuren der Integrationsarbeit aufgebaut wurde. 

Die genannten Beispiele der begleitenden Evaluation zei- 
gen, dass Ansätze und Kriterien für begleifende Evalua- 
tionen immer auf die individuellen Gegebenheiten eines 
Projekts oder Programms ausgerichtet und angepasst sein 
müssen. 

Abschließende Evaluation zum Nachweis 
von Wirkungen 

Evaluationen können auch am Ende der Laufzeit eines 
Projekts oder Programms erfolgen. Hier bezieht sich die 
Evaluation zumeist auf die Bewertung der Zielerreichung 
und die Überprüfung der erreichten Wirkungen. Ziel einer 
abschließenden Evaluation kann es dabei sein, einen Zu- 
sammenhang zwischen einer Maßnahme und eingetrete- 
nen Veränderungen bzw. Wirkungen nachzuweisen. Da- 
mit soll zum einen die Frage nach dem sachgerechten 
Einsatz der Fördermittel beantwortet werden. Zum ande- 
ren können damit erfolgreiche und beispielhafte Projekte 
der Integrationsförderung identifizierf werden. 

Besonders bei Projekf en der sprachlichen Bildung von 
Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen, gibt es eine Viel- 


Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein (2007): Wirkung 
und Erfolge der Migrationssozialberatung, Controllingkonzept. 
Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integration Nord- 
rhein-Westfalen (2007): Integration als Chance für Nordrhein- West- 
falen und seine Kommunen. Potenziale nutzen - aus Erfahrungen ler- 
nen. 

176 Ygi http://www.integration-herten.de sowie Stadt Herten (Hg.) (2009): 
Integrationsarbeit der Stadt Herten. Wirksamkeitsüberprülung durch- 
geführt durch die KGSt. 
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zahl von Untersuchungen zur Wirkung der Programme, 
d. h. zur Entwicklung des Sprachstandes der Teilnehme- 
rinnen und Teilnehmer. So hat die Stiftung Mercator eine 
breit angelegte Wirkungsevaluation des von ihr unter- 
stützten Förderunterrichts durchgeführt. Der Mercator- 
Förderunterricht zielt auf die sprachliche und fachliche 
Unterstützung von Kindern und Jugendlichen mit Migra- 
tionshintergrund der Sekundarstufen 1 und 11 sowie auf 
die berufspraktische Vorbereitung zukünftiger Lehrer. 
Lehramtsstudierende bieten außerschulischen Unterricht 
an, der für die Schüler kostenfrei ist. Die Studierenden 
werden für diese Aufgabe von ihrer Hochschule in spezi- 
ellen Seminaren vorbereitet und begleitet. Die Evaluation 
des Projektes durch das Europäische Forum für Mi-grati- 
onsstudien untersucht die Wirkung dieser Förderung. Die 
Ergebnisse sind dabei durch den Vergleich mit einer Kon- 
trollgruppe abgesichert. Den Ergebnissen zufolge trägt 
der Förderunterricht erheblich zur Verbesserung der 
Schulleistung in Deutsch, Mathematik und Englisch bei. 
Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund 
konnten von der Förderung durch Studierende der glei- 
chen ethnischen Herkunft besonders profitieren. Die im 
Projekt als Förderlehrkräfle eingesetzten Lehramtsstudie- 
renden stufen den persönlichen und professionellen Nut- 
zen des Projekts als sehr hoch ein.'^^ 

Die vom Westdeutschen Rundfunk (WDR) produzierte 
„Sendung mit dem Elefanten“ richtet sich mit altersgemä- 
ßen Bildungsinhalten gezielt an Vorschulkinder. Um die 
Bildungsinhalte auch für Vorschulkinder mit Migrations- 
hintergrund zu öffnen, wurden umfangreiche Begleitma- 
terialien zur gezielten SprachfÖrderung erstellt (DVDs, 
Hörbücher, Begleitinformationen für SprachfÖrderkräfte). 
Damit soll ein medial unterstütztes Förderkonzept ge- 
schaffen werden, welches in Kindertagesstätten und in 
Familien zur Anwendung kommt.'’* Zur Überprüfung der 
Eignung und Effizienz der Begleitmaterialien wurde das 
Institut für Empirische Mehrsprachigkeitsforschung der 
Universität Mannheim mit einer Evaluation beauftragt. 
Die vom BMFSFJ in Auftrag gegeben Studie untersucht 
die Eignung der Materialien für die SprachfÖrderung, die 
praktische Umsetzbarkeit der Materialien und die Zu- 
wächse der Sprachkompetenzen der Kinder. Der Nach- 
weis von Veränderungen der Sprachkompetenz (Wirkun- 
gen) bei Kindern, die mit den Fördermaterialien gelernt 
haben, steht im Mittelpunkt der Untersuchung. Diese sol- 
len durch eine Zeitreihenuntersuchung (Vorher-Nachher- 
Untersuchung) sowie durch entsprechende linguistische 
Methoden analysiert werden.”® 

Die Evaluation der Umsetzung des bundesgefÖrderten In- 
tegrationskurses durch die Firma Ramboll Management 
wurde ergänzt durch eine Untersuchung der Wirkung der 
Kurse. Im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitfor- 


Europäisches Forum für Migrationsstudien (2009): Förderunterricht 
für Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund. Evaluation 
des Projekts der Stiftung Mercator. Bamberg. 

http://www.mazem.uni-mannheim.de/projekte/evaluationsstudie_sprach 

foerderungmitdemelefanten/index.html. 

Siehe hierzu die Reihe Bildungsforschung des BMBF: http:// 
www.bmbf.de/publikationen/27 1 3 .php 


schung des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 
wird dazu das Evaluationsprojekt „Integrationsverlaufvon 
Integrationskursteilnehmem“ durchgeführt. Im Mittelpunkt 
der Untersuchung steht die Veränderung der Sprachkennt- 
nisse von Integrationskursteilnehmerinnen und -teilneh- 
mem. Um diese zu untersuchen, wird in einer Längs- 
schnittstudie eine Gruppe von Teilnehmenden sowie von 
Nicht-Teilnehmenden (Kontrollgruppe) an drei verschie- 
denen Zeitpunkten (bzw. zwei im Fall der Kontrollgruppe) 
zur Entwicklung des Sprachstandes befragt. Damit sollen 
vor allem Erkenntnisse über die Veränderung der Deutsch- 
kenntnisse der Teilnehmenden gewonnen werden.**® Er- 
gebnisse zur Entwicklung der Sprachkenntnisse werden 
nach Abschluss der dritten Befragungswelle im Jahr 2010 
vorliegen. 

Extern evaluiert wurde das „Akademikerprogramm“ der 
Otto Benecke Stiftung, das Weiterqualifizierungen für zu- 
gewanderte Akademikerinnen und Akademiker anbietet. 
Im Rahmen dieser Evaluation, die durch Ramboll Ma- 
nagement durchgeführt wurde, wird durch die Befragung 
(ehemaliger) Stipendiaten parallel zur Durchführung des 
Programms, neben der Zufriedenheit der Teilnehmenden 
mit den Kursen und der finanziellen Förderung, auch die 
Wirksamkeit des Programms untersucht. Damit sollte ins- 
besondere die Frage beantwortet werden, inwieweit durch 
das Programm auch eine qualifikationsadäquate berufli- 
che Integration erreicht wird.*** 

Evaluation spielt auch auf der Ebene einzelner (kleinräu- 
miger) Integrationsprojekte eine wichtige Rolle. Bei klei- 
neren Projekten kann die Projektarbeit auch durch Formen 
der Selbstevaluation begleitet und abgebildet werden, 
z. B. durch regelmäßige Projektberichte oder die turnus- 
mäßige Einschätzung aller Projektbeteiligten zum Stand 
der Projektumsetzung. Grundsätzlich ist beim Einsatz von 
Evaluationen jedoch zu bedenken, dass nicht für alle Pro- 
jekfe und Inifiativen eine Evaluafion auch wirklich sinn- 
voll isf. Bei kleineren Projekten gilt es hier, den Aufwand 
und Nutzen abzuwägen. 

2. Empfehlungen zur Weiterentwicklung 
der Evaluation im Bereich der 
Integrationsförderung 

Mit den folgenden Empfehlungen sollen Vorschläge für 
die Weiferentwicklung und Förderung der Evaluation im 
Bereich der Integrationsförderung gemachf werden. Die 
Anwendung verschiedener Evaluafionsinstrumente in Pro- 
jekfen und Programmen soll dabei als ein „Kann“ und kein 
„Muss“ versfanden werden. 

Absicht der Empfehlungen ist es, einen Beitrag zur Ent- 
wicklung eines gemeinsamen Verständnisses von Evalua- 
tion im Bereich der Integrationsförderung zu leisten und 
Vorschläge dafür zu enfwickeln, wie Projekfträger, Auf- 
fraggeber, Evaluaforen und andere Befeiligfe die Beson- 
derheifen des „Evaluationsgegenstandes Integrationsför- 
derung“ angemessen berücksichtigfen können. 


1*0 Rother, Nina (2008): a. a. O., S. 11. 

http://www.bmb f.de/pub/abschlussbericht_evaluation_akp.p 
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Empfehlungen 

Bedarfsgerechte Evaluationsformen planen 

Projektträger und Mittelgeber sollten zu Beginn eines Projektes oder Programms gemeinsam entscheiden, ob und 
wenn ja, welche Evaluationsansätze für das Projekt gewählt werden. 

Vor Beginn eines Projektes sollten zwischen dem Mittelgeber und dem Projektträger gemeinsam die Ziele und Erwar- 
tungen an die Evaluation vereinbart werden. Beim Einsatz externer Evaluatoren sollten Projektträger, Mittelgeber 
und Evaluatoren gemeinsam die Ziele und Erwartungen der Evaluation abstimmen und vereinbaren. 

Die Bedeutung, Möglichkeiten und Grenzen von Evaluation im Bereich der IntegrationsfÖrderung sollten den Akteu- 
ren der Integrationsförderung vermehrt kommuniziert werden. Praxis und Forschung der Evaluation sollten es stärker 
als ihre Aufgabe auffassen, Mittelgeber und Träger über die Möglichkeiten und Grenzen von Evaluation im Bereich 
der Integrationsförderung zu informieren und damit zur Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses von Evalua- 
tion im Bereich Integrationsförderung beitragen und falschen Erwartungen an Evaluationen Vorbeugen. 

Selbstevaluation als niederschwelligen Evaluationsansatz nutzen 

Instrumente der Selbstevaluation sollten von Trägem verstärkt genutzt werden. Hierbei sollte sichergestellt werden, 
dass seitens des Projektträgers dafür ausreichend Know-how, Personal und Arbeitszeit zur Verfügung steht bzw. ent- 
sprechendes Know-how durch Schulungen aufgebaut wird. 

Durch Maßnahmen im Bereich der Selbstevaluation und der laufenden Bewertung der Projektumsetzung, sollten Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeitern keine zusätzlichen, nicht leistbare Aufgaben entstehen. Bei Bedarf sollten sie für die 
jeweils erforderlichen Ansätze der Selbstevaluation fortgebildet werden. Projektträger und ggf Mittelgeber sollten 
zudem vor Projektbeginn gemeinsam Erwartungen, Anforderangen und den bestehenden Bedarf zum Thema Selbst- 
evaluation identifizieren, so dass bei Bedarf projektbezogene Inhalte und Workshops zum Thema angeboten werden 
können. 

Zielgerichtete Projektumsetzung durch begleitende Evaluationen sicherstellen 

Um zu einer effektiveren Ressourcensteuerang beizutragen sollten begleitende Evaluationen folgende Bereiche des 
zu untersuchenden Projekts/Programms einbeziehen: 

- Finanzielle Mittel 

- Sachmittel 

- Fortbildung des Personals 

Begleitende Evaluationen können darüber hinaus mit Aussagen zu folgenden Aspekten die Projektumsetzung unter- 
stützen: 

- Rückkopplung von ersten Erfolgen, Ergebnissen und Schwierigkeiten 

- Bewertung der Zusammenarbeit der beteiligten Akteure innerhalb und außerhalb des Projekts/Programms 

- Zeitorganisation 

• Umsetzungshinweis: Bewertung der Zusammenarbeit 

Eine laufende Bewertung der Zusammenarbeit kann beispielsweise durch turnusmäßige Gesprächsrunden zu den 
Stärken und Schwächen der Zusammenarbeit erfolgen und ggf durch schriftliche Vereinbarungen zum weiteren 
Vorgehen ergänzt werden. Auch andere Ansätze der Selbstevaluation können hier unterstützend eingesetzt wer- 
den. 

Zur Unterstützung der zielorientierten Arbeit eines Projekts/Programms können anhand von Prozessindikatoren Er- 
kenntnisse über die „Leistung“ gewonnen werden. Hierzu sollten zentrale Daten etwa zu den erreichten Personen, 
systematisch dokumentiert werden. 

Das systematische Benennen und Dokumentieren von mittel- und langfristigen Projektzielen, der dafür erforderlichen 
Schritte und, soweit möglich, quantifizierbarer Werte für diese Ziele können eine kontinuierliche Überprüfung der 
Projektumsetzung und damit die Zielerreichung eines Projekts/Programms unterstützen. 
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• Umsetzungshinweis: Prozessindikatoren 

Prozessindikatoren sollten an den Unterzielen und den Oberzielen eines Projekts/Programms ausgerichtet sein. 
Unterziele sind mittelbare Ziele, die zur Erreichung der Oberziele beitragen. Soweit möglich, können feste Ziel- 
größen für Ober- und Unterziele benannt werden, die in bestimmten Zeiträumen zu erreichen sind. Durch die lau- 
fende Beobachtung der Prozessindikatoren und den kontinuierlichen Abgleich der geplanten Zielgrößen können 
die Projektumsetzung laufend überprüft und der aktuelle Stand der Projektumsetzung abgebildet werden. Dies 
kann auch als Controlling bezeichnet werden. 

Wirkungen durch Schlussevaluationen nachweisen 

Im Rahmen einer Wirkungsevaluation können besonders eindeutige Aussagen über die Wirkung von Programmen/ 
Projekten gewonnen werden, wenn man der Frage nachgeht, was ohne die Intervention des Projektes geschehen 
wäre. Hierzu hat sich der Einsatz von Kontrollgruppen und damit der Vergleich einer Gruppe, die Teil des Projekts 
war und einer, bei der dies nicht der Fall war, bewährt. 

Für die Validität der Ergebnisse ist es von Bedeutung, dass die ausgewählte Vergleichsgruppe und die teilnehmende 
Gruppe in relevanten Merkmalen übereinstimmen. 

Der gegebenenfalls erforderliche methodische und empirische Arbeitsaufwand einer Wirkungsevaluation sollte schon 
bei Projektbeginn berücksichtigt werden. 

• Umsetzungshinweis: Frühzeitige Planung von Wirkungsevaluationen 

Bereits zu Beginn eines Projekts kann hierzu beispielsweise eine Projektdatenbank aufgebaut werden, in die Infor- 
mationen zu den Teilnehmenden aufgenommen werden, so dass diese bei einer späteren schriftlichen oder münd- 
lichen Befragung kontaktiert werden können. Der dafür erforderliche finanzielle und personelle Aufwand sollte in 
die Projektplanung einbezogen werden. 

Rolle der Evaluatoren festlegen 

Evaluatoren von Angeboten der Integrationsförderung müssen über ausreichendes Kontextwissen zu diesem The- 
menbereich und den jeweiligen Zielgruppen verfügen, um das Zusammenwirken einzelner Faktoren bewerten zu 
können. 


F. Zusammenfassung: Zentrale Themen und 
Empfehlungen des bundesweiten 
Integrationsprogramms 

Im Rahmen des bundesweiten Integrationsprogramms ha- 
ben Vertreterinnen und Vertreter staatlicher und zivilge- 
sellschaftlicher Institutionen und Organisationen unter der 
Federführung des Bundesamts für Migration und Flücht- 
linge über Handlungsbedarfe und Möglichkeiten zur Wei- 
terentwicklung der Angebote der Integrationsförderung 
beraten. Im Fokus der Arbeiten standen die Handlungsfel- 
der sprachliche Integration, Bildung und gesellschaftliche 
Integration sowie übergreifende Fragestellungen, etwa 
interkulturelle Öffnung und Antidiskriminierung, Evalua- 
tion und Qualitätssicherung, Vernetzung von Akteuren 
und Angeboten sowie Förderung des bürgerschafllichen 
Engagements. 

Entstanden ist eine Vielzahl konkreter Empfehlungen zur 
bedarfsgerechten Ausrichtung und stärkeren Koordinie- 
rung von Integrationsangeboten. Diese sollten nicht die 
Handlungsfelder in ihrer Breite abbilden; vielmehr sollten 
einzelne Aspekte herausgegriffen werden, für die ein be- 
sonderer Handlungsbedarf besfehf. Mif diesen praxisbezo- 
genen Vorschlägen soll ein Beifrag zur Sfärkung der akfi- 
ven Teilhabe und Mifgesfaltung von Menschen mif 
Migrafionshintergrund in den Bereichen Sprache, Bildung, 


Ausbildung, Arbeitsmarkt und Gesellschaft geleistet wer- 
den. Von besonderer Bedeutung ist dabei die Förderung 
und Einbeziehung ihrer Kompetenzen und Ressourcen. 
Dies spiegelt sich auch im Entstehungsprozess der Emp- 
fehlungen wider, in den Migrantinnen und Migranten und 
ihre Organisationen zu jedem Thema eingebunden waren. 

Im Folgenden werden zentrale Empfehlungen zu den 
Handlungsfeldem zusammengefasst. Ausführliche Analy- 
sen der einzelnen Themen, vertiefende Empfehlungen und 
Vorschläge zu ihrer Umsetzung sind in den entsprechen- 
den Kapiteln B bis E dieser Publikation dargestellt. 

Integrationsangebote kontinuierlich weiterentwickeln 

Integrationsangebote sollten kontinuierlich weiterentwi- 
ckelt werden, um auf geänderte Erfordernisse und Rah- 
menbedingungen reagieren zu können. Eine fachliche Be- 
gleitung und regelmäßige Überprüfung der Ergebnisse 
und Wirkung von Programmen und Projekten trägt maß- 
geblich dazu bei, Angebote noch stärker an den Bedürf- 
nissen der Zielgruppe zu orientieren und einen effizienten 
Einsatz von Fördermitteln zu gewährleisten. Die Wirkung 
von Integrationsförderung hängt zudem in besonderem 
Maß von der Bereitschaft der Beteiligten zur Kooperation 
und Abstimmung von Zielen, aktuellen Angeboten und 
künftigen Vorhaben ab. Zur Weiterentwicklung der Inte- 
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grationsarbeit ist es weniger erforderlich, eine Vielzahl 
neuer Stellen und Einrichtungen zu schaffen. Vielmehr 
muss es darum gehen, die Arbeit in den aktuellen Struktu- 
ren zu verbessern. 

Beispiel hierfür ist die kontinuierliche Qualitätsentwick- 
lung des Integrationskurses des Bundes: Das Konzept des 
Integrationskurses nach § 43 Aufenthaltsgesetz wurde auf 
der Grundlage einer Evaluation, einer engen Abstimmung 
der beteiligten Institutionen und einer fachlichen Beglei- 
tung durch eine Bewertungskommission kontinuierlich 
weiterentwickelt. Mit der Differenzierung in sechs Kurs- 
konzepte wurde unterschiedlichen Lembedürfnissen der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer Rechnung getragen. 
Dieser Prozess zeigt: Die kontinuierliche Fortentwick- 
lung von Angeboten trägt maßgeblich dazu bei, sie er- 
folgreicher zu machen. 

Deutschkenntnisse früh und umfassend fördern - 
Herkunftssprachen nutzen 

Deutschkenntnisse sind als Grundlage für einen erfolgrei- 
chen Bildungsweg, den Zugang zum Arbeitsmarkt und ge- 
lingende Integration entscheidend. Nicht allein alltags-, 
sondern gerade auch bildungssprachliche Deutschkennt- 
nisse sind hierfür Voraussetzung. Ihr Erwerb erfordert je- 
doch eine langfristige, kontinuierliche Förderung. Durch- 
gängige sprachliche Bildung, die Brüche im Lern- und 
Bildungsprozess vermeidet und unterschiedliche Lemorte 
einbezieht, gewinnt in diesem Zusammenhang an Bedeu- 
tung. Der Umgang mit der wachsenden Zahl von Kindern 
und Jugendlichen mit Deutsch als Zweitsprache stellt Bil- 
dungseinrichtungen und pädagogisches Personal vor 
große Herausforderangen. Er erfordert spezifische Kom- 
petenzen, die Bestandteil von Aus-, Fort- und Weiterbil- 
dung sein müssen. Die Vermittlung von ausbildungs- und 
berufsbezogenen Deutschkenntnissen ist zu einem wichti- 
gen Bestandteil der beruflichen Bildung und Weiterbil- 
dung geworden. Neben guten Deutschkenntnissen können 
auch Herkunftssprachenkenntnisse eine wichtige Res- 
source für bestimmte Bereiche des Arbeitsmarkts sein. 
Folgende Empfehlungen sind in diesem Zusammenhang 
von besonderer Bedeutung, die in Kapitel B vertiefend 
dargestellt sind: 

Bildungs sprachliche Deutschkenntnisse früh und 
umfassend fördern 

- Damit Kinder und Jugendliche mit Deutsch als Zweit- 
sprache schul- und bildungsrelevante sprachliche 
Fähigkeiten in verschiedenen Themen- und Wissens- 
bereichen ausbilden können, muss in allen Unter- 
richtsfächern eine systematische, koordinierte Ver- 
mittlung der Bildungssprache Deutsch erfolgen. 

- Kinder und Jugendliche, die ergänzenden Deutschför- 
derbedarf haben um dem Fachunterricht erfolgreich zu 
folgen, sollten zusätzliche, qualifizierte Lemangebote 
zur Stärkung ihrer bildungssprachlichen Kompetenzen 
erhalten. 

- Die Kooperation zwischen Kindertageseinrichtungen, 
Grand- und weiterführenden Schulen sowie zwischen 


speziellen Förder- und Regelangeboten zur sprachlichen 
Bildung sollte verstärkt und systematisiert werden, um 
die Nachhaltigkeit von Lernerfolgen zu sichern. Ge- 
schehen kann dies etwa durch gemeinsame Fortbildun- 
gen des pädagogischen Personals oder Lemportfolios, 
die Lemstand und -fortschritte der Kinder im Zeitver- 
lauf dokumentieren. 

Eltern in die Sprachentwicklung der Kinder einbeziehen 

- Eine intensive Zusammenarbeit mit Eltern zum Thema 
sprachliche Bildung sollte Bestandteil der pädagogi- 
schen Arbeit von Kindertageseinrichtungen und Schu- 
len sein. Eltern sollten konkrete Anleitung dafür erhal- 
ten, den Deutscherwerb ihrer Kinder zu unterstützen. 

Qualifizierung des pädagogischen Personals ausbauen 

- Ein Modul „sprachliche Bildung“ bzw. eine Zusatz- 
ausbildung für Erzieherinnen und Erzieher sollte ver- 
pflichtend eingeführt werden, um ein vielfältiges Re- 
pertoire zur Sprachstandsfeststellung, sprachlichen 
Bildung und zum Umgang mit Mehrsprachigkeit zu 
vermitteln. Entsprechende Fort- und Weiterbildungs- 
angebote können von den Fachschulen für Sozialpäda- 
gogik angebofen werden. 

- ln die Ausbildung von Lehrkräften aller Fachrichtun- 
gen sollte ein Modul „sprachliche Bildung“ verpflich- 
tend aufgenommen werden, das in die Vermittlung 
von Deutsch als Zweitsprache und den Umgang mit 
Mehrsprachigkeit einführt. 

- Netzgestützte Lemmaterialien sollten entwickelt wer- 
den, um die Teilnahme an Pfiichtmodulen und Weiter- 
bildungen „Deutsch als Zweitsprache“ auch an Stand- 
orten zu ermöglichen, die keinen solchen Schwerpunkt 
haben. 

Ausbildungsfähigkeit durch berufsbezogene 

Deutschkenntnisse stärken 

- Bei der Entwicklung von Curricula für den Unterricht 
an berufsbildenden Schulen sollten (fach-)sprachliche 
Kompetenzen und interkulturelle Kompetenzen als 
systematische Bestandteile berücksichtigt werden. 

- Übergangsangebote für Jugendliche, die nicht direkt 
eine Berufsausbildung antreten (können), sollten bei 
Bedarf stärker zur gezielten Verbesserung der arbeits- 
weltbezogenen sprachlichen Kompetenzen genutzt wer- 
den. Initiativen zur Koordinierung und Optimierung der 
Maßnahmen des Übergangsmanagements sollten sys- 
tematisch Angebote der ausbildungsvorbereitenden 
Deutschförderang berücksichtigen. 

Berufliche Qualifizierung und Integration durch 

berufsbezogene Deutschförderung unterstützen 

- Ausbildungsbegleitende Hilfen sollten stärker gezielte 
SprachfÖrderang umfassen, deren Umfang und Inhalt 
sich am individuellen Förderbedarf orientiert. 
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- Angebote zur Förderung berufsbezogener Deutsch- 
kenntnisse sollten als Bestandteil der beruflichen Fort- 
und Weiterbildung ausgebaut werden. Unternehmen 
sollten ihren Beschäftigten bei entsprechendem Bedarf 
die Teilnahme an Maßnahmen zur arbeitsplatzrelevan- 
ten Deutschforderung ermöglichen. 

- Für den berufsbezogenen Unterricht „Deutsch als 
Zweitsprache“ sollte ein bundesweites Fort- und Wei- 
terbildungsangebot für Lehrkräfte eingerichtet wer- 
den. 

- Vor Ort sollte eine enge Zusammenarbeit und Abstim- 
mung der Träger berufsbezogener DeutschfÖrderange- 
bote mit den Grundsicherungsstellen, den Agenturen 
für Arbeit, den Ausländerämtem, den Regionalstellen 
des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge und 
anderen Weiterbildungs- und Qualifizierungsträgem 
erfolgen, um eine schnelle und bedarfsorientierte Ver- 
mittlung der Teilnehmenden zu ermöglichen und zu 
vermeiden, dass Lernerfolge durch Wartezeiten zwi- 
schen Maßnahmen verlorengehen. 

- ln Integrationskursen sollte noch stärker auf die bemfs- 
bezogenen Deutschkurse des ESF-BAMF-Programms 
aufmerksam gemacht werden. Bei Bedarf sollten Teil- 
nehmende direkt im Anschluss an den Integrationskurs 
in einen berafsbezogenen Deutschkurs vermittelt wer- 
den, der ihren individuellen Sprachständen und Quali- 
fikationsbedürfnissen entspricht. 

- Lokale/regionale Koordiniemngsstellen für berafsbe- 
zogenes Deufsch sollten eingerichtet werden, um den 
fachlichen Austausch und die Vernetzung der Handeln- 
den, die vor Ort mit der Förderang, Konzeption, Orga- 
nisation und Erteilung von berufsbezogenem Deutsch- 
unterricht und Weiterqualifizierung befasst sind, zu 
koordinieren. 

- Zur fachlichen Unterstützung der Akteure der berufs- 
bezogenen Deutschförderang sollte eine bundesweite 
Fachstelle eingerichtet werden. Ihre Aufgaben sollten 
in der Bedarfsanalyse, der Dokumentation vorhandener 
Angebote und Konzepte, der Bereitstellung von Fach- 
informationen und Entwicklung von Fortbildungen, 
der Beratung und Vernetzung sowie der fachlichen 
Zusammenarbeit mit Wirtschaftsverbänden, Gewerk- 
schaften, Kammern, der Bundesagentur für Arbeif und 
dem Bundesamf für Migration und Flüchtlinge liegen. 

Mehrsprachigkeit als Kompetenz in der globalisierten 

Welt nutzen und fördern 

- Verbreitete Herkunftssprachen sollten an Schulen un- 
ter Berücksichtigung der gegebenenfalls notwendigen 
schulrechtlichen Regelungen als Alternative zur 
2. bzw. 3. Fremdsprache eingeführt werden. 

- ln berufsbildenden Schulen sollte der Erwerb berufsbe- 
zogener herkunftssprachlicher Kenntnisse unterstützt 
werden. Für seltenere Herkunftssprachen können ent- 
sprechende Angebote schulüb ergreifend durchgeführt 
werden. 


- Bestimmte Berafsfelder bieten besondere Einsatzmög- 
lichkeiten für Herkunftssprachen, etwa Behörden oder 
das Gesundheitswesen, aber auch der Tourismussektor 
und exportorientierte Unternehmen. Alltagssprachli- 
che Kenntnisse in der Herkunftssprache allein befähi- 
gen in den meisten Berafsfeldera jedoch noch nicht in 
ausreichendem Maß zur Kommunikation mit Kunden. 
Für den Einsatz mehrsprachiger Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sollte nicht auf „ad-hoc-Dolmetscher“ zu- 
rückgegriffen, sondern diese Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter gezielt fortgebildet werden. 

Bildungschancen stärken - Bildungserfolge erhöhen 

Die PISA-Untersuchungen zeigen: Bildungs- und Inte- 
grationschancen von Kindern und Jugendlichen sind ge- 
prägt von den sozialen, familiären und sprachlichen Rah- 
menbedingungen in denen sie aufwachsen. Nachhaltige 
Bildungsförderang ist somit auf die Unterstützung durch 
die Eltern bzw. Familien angewiesen. Der Bildungsbe- 
reich ist auch ein wichtiges Berafsfeld, zu dem Menschen 
mit Migrationshintergrand noch nicht ausreichend Zu- 
gang finden: Lehrkräfte mit Migrationshintergrand sind 
immer noch die Ausnahme an Schulen in Deutschland. 
Zur Unterstützung der Erziehungs- und Bildungskompe- 
tenz von Eltern mit Migrationshintergrand einerseits und 
zur Stärkung des Anteils von Lehramtsstudierenden und 
Lehrkräften mit Migrationshintergrand andererseits sind 
folgende Punkte von besonderer Bedeutung, die in Kapi- 
tel C weiter ausgeführt sind: 

Bildungs- und Erziehungskompetenzen durch 
Elternbildungsangebote stärken 

- Zur Unterstützung von Eltern mit Migrationshinter- 
grand sollten Elterabildungsangebote gefördert wer- 
den. Diese sollten niederschwellige Ansätze des Zu- 
gangs zu Eltern mit Migrationshintergrand nutzen und 
verstärkt auch Väter als Zielgrappe einbeziehen. Die 
Angebote sollten vor Ort vernetzt und gesteuert wer- 
den und sich am konkreten Bedarf der Eltern orientie- 
ren. 

- Der Erfolg von Elterabildung hängt in hohem Maße 
von der Qualität der Arbeit ab. Ein professioneller 
Ausbildungsrahmen und eine zertifizierte Ausbildung 
von Multiplikatoren sowie Qualitätsstandards sollten 
entwickelt und umgesetzt werden. 

- Elteraintegrationskurse sollten noch stärker dazu ge- 
nutzt werden, Eltern an die Bildungseinrichtungen ih- 
rer Kinder heranzuführen, eventuelle Vorbehalte auf 
beiden Seiten abzubauen und eine vertrauensvolle Zu- 
sammenarbeit zu ermöglichen. Die Kurse sollten mit 
weiterführenden Angeboten der Elterabildung ver- 
knüpft werden. 

Kompetenzen von Migrantenorganisationen und 
Elternvereinen einbeziehen 

- Migrantenorganisationen und Elteravereine sollten ver- 
stärkt qualifiziert werden, Elterabildungsangebote durch- 
zuführen. Hierbei können Organisationen vom Know- 
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how bereits aktiver Eltemvereine und -netzwerke pro- 
fitieren. 

- Bund, Länder und Kommunen sollten den Aufbau von 
Netzwerken von Eltemvereinen unterstützen und die 
Kompetenzen der Vereine stärker in die Bildungsar- 
beit einbinden. Dabei ist eine Angliederung an beste- 
hende Netzwerke vor Ort anzustreben, um Parallel- 
strukturen zu vermeiden. 

Zusammenarbeit zwischen Bildungseinrichtungen und 

Eltern fördern 

- Naehhaltige Eltemarbeit braueht finanzielle Ressour- 
een, verlässliehe Strukturen, eine solide Vertrauensba- 
sis und Zeit. Eltemarbeit sollte systematiseher Be- 
standteil der Tätigkeit von Kindertageseinrichtungen 
und Schulen sein und von der Leitungsebene als zen- 
trale Aufgabe der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
kommuniziert werden. 

- Integrationsbeauflragte oder interkulturelle Fachbera- 
terinnen und -berater an Kindertageseinrichtungen und 
Schulen können zentrale Ansprechpartner für Eltern 
und pädagogische Fachkräfte sein. 

- Kindertageseinrichtungen und Schulen sollten profes- 
sionelle Qualifizierung und Beratung für die Zusam- 
menarbeit mit Eltern erhalten. Dies kann insbesondere 
durch stadtteilbezogene, kommunale oder landesweite 
Netzwerke geschehen, in denen sich Bildungseinrich- 
tungen, externe Partner der Eltembildung und Eltem- 
vereine austauschen und fortbilden können. 

- Zwischen Elternhaus und Kindertageseinrichtung bzw. 
Schule sollten verbindliche Erziehungspartnerschaften 
eingegangen werden, die darauf zielen, die Bildungs- 
qualität in den Elternhäusern zu verbessern. 

Eltern mit Migrationshintergrund für die Mitarbeit 

in Elterngremien gewinnen 

- Eine enge Kommunikation zwischen Lehrkräften und 
Eltern ist wichtig, um Eltern mit Migrationshinter- 
gmnd für die Mitarbeit in institutionalisierten Gremien 
der Eltemvertretung zu gewinnen, in denen sie bisher 
unterrepräsentiert sind. 

- Schulen sollten Themen, die von besonderer Relevanz 
für Eltern mit Migrationshintergmnd sind, zum Be- 
standteil der Arbeit von Eltemgremien machen. 

- Strategien und Ansätze, das Engagement von Eltern 
mit Migrationshintergmnd in Eltemgremien zu stär- 
ken, müssen eventuelle sprachliche Barrieren im Blick 
haben. 

Mehr Menschen mit Migrationshintergrund für 

das Lehramt gewinnen 

- Formelle und informelle Zugangsbarrieren zum Lehrer- 
bemf für Menschen mit Migrationshintergmnd sollten 
mit Blick auf den gleichberechtigten Zugang zu hoch 
qualifizierten Bemfen abgebaut werden. 


- Es sollten Initiativen ergriffen werden, um gezielt Ju- 
gendliche mit Migrationshintergmnd für den Lehrerbe- 
mf zu interessieren. Hierzu wurden bereits innovative 
Ansätze entwickelt, die weitere Verbreitung finden und 
in einem umfassenden Gesamtkonzept gebündelt wer- 
den sollten. Dazu zählen unter anderem der Einsatz von 
Studienbotschaftem, Informationsveranstaltungen und 
Workshops zum Bemfsbild Lehrerin/Lehrer, Werbung 
über herkunftssprachliche Medien und eine Zusam- 
menarbeit mit Migrantenorganisationen. 

Kompetenzen von Lehrkräften mit Migrationshintergrund 
nutzen 

- Lehrkräfte mit Migrationshintergmnd müssen in erster 
Linie als Fachlehrkräfte wahrgenommen werden. Sie 
dürfen nicht auf die Funktion interkultureller Krisen- 
manager oder Übersetzer reduziert werden. 

- Menschen mit Migrationshintergmnd sind nicht auto- 
matisch interkulturell kompetent. Lehrkräfte mit Mig- 
rationshintergmnd können aber eine interkulturelle 
Perspektive auf Schule und Unterricht mitbringen und 
eine Vorbildfunktion für Schülerinnen und Schüler mit 
Migrationshintergmnd einnehmen. Schulleitungen und 
Kollegien müssen verstärkt angeregt und befähigt wer- 
den, diese Ressourcen von Lehrkräften mit Migrations- 
hintergrand zu nutzen. 

Netzwerke für (künftige) Lehrkräfte mit 
Migrationshintergrund aufbauen 

- Studierende, Referendarinnen und Referendare und 
Lehrkräfte mit Migrationshintergmnd können von ih- 
ren Erfahrangen gegenseitig profitieren. Einen Rahmen 
für einen solchen Erfahmngsaustausch bieten Netz- 
werke, die eng mit der Bildungsverwaltung Zusammen- 
arbeiten, Migrantenorganisationen einbeziehen, Multi- 
plikatoren ausbilden, interkulturelle Fortbildungen an- 
bieten und Abiturientinnen/Abiturienten und Lehr- 
amtsstudierende betreuen. Der Aufbau solcher Netz- 
werke sollte gezielt unterstützt werden. 

Gesellschaftliche Teilhahe und aktive Mitgestaltung 
fördern 

Im Zentmm der gesellschaftlichen Integration steht die ak- 
tive Teilhabe und Mitgestaltung von Menschen mit Migra- 
tionshintergmnd am gesellschaftlichen Leben. Dabei geht 
es insbesondere auch um die Fördemng und Einbeziehung 
ihrer Kompetenzen und Ressourcen. Insbesondere die 
Teilhabe vor Ort fördert die stmkturelle und soziale Inte- 
gration und stärkt den sozialen Zusammenhalt. Wichtig ist 
in diesem Zusammenhang auch das bürgerschaftliche 
Engagement. Migrantenorganisationen können Orte des 
Engagements von Menschen mit Migrationshintergmnd 
sein und nicht zuletzt durch ihre Brückenfunktion wichtige 
Aufgaben im Integrationsprozess übernehmen. Wichtig 
für eine bessere Teilhabe von Jugendlichen mit Migrati- 
onshintergmnd ist die Jugend(verbands)-arbeit. Zu diesen 
Aspekten können insbesondere die folgenden, in Kapitel 
D konkretisierten, Empfehlungen ausgesprochen werden: 
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Zugang von Migrantenorganisationen zu 
Förderprogrammen gewährleisten 

- Formelle und informelle Zugangsbarrieren zu Förder- 
programmen sollten identifiziert und ein gleichberech- 
tigter Zugang von Migrantenorganisationen zu Pro- 
jektfordermitteln sichergestellt werden. 

- Förderprogramme sollten Möglichkeiten vorsehen, 
Migrationenorganisationen beim Aufbau einer Grund- 
ausstattung und Infrastruktur für ihre Arbeit zu unter- 
stützen. 

Migrantenorganisationen als Orte des bürgerschaftlichen 
Engagements nutzen 

- Zur Förderung des bürgerschaftlichen Engagements in 
und durch Migrantenorganisationen sollten Kooperati- 
onen von Migrantenorganisationen mit Einrichtungen 
der Engagementförderung untersfützt werden. 

Professionalisierung von Migrantenorganisationen 
unterstützen 

- Migrantenorganisationen benötigen Unterstützung für 
die Professionalisierung ihrer Arbeit. Es sind (weitere) 
Angebote zu Weiterbildung und zum Kompetenzer- 
werb erforderlich, die sowohl themen- als auch orga- 
nisationsbezogen sein müssen. Wichtig ist die flächen- 
deckende Bereitstellung von Angeboten zu Beratung, 
Weiterbildung und Coaching, die gezielt die Interessen 
von Migrantenorganisationen aufgreifen. 

- Um passgenaue Angebote zu entwickeln, sollten An- 
bieter von Weiterbildungsangeboten und Migrantenor- 
ganisationen Zusammenarbeiten. 

Zusammenarbeit mit Migrantenorganisationen 
verstärken 

- Die Kooperationen zwischen Migrantenorganisatio- 
nen und etablierten Trägem der Integrationsförderung 
für die Durchführung von Infegrationsprojekten im 
„Tandem“ sowie ihre Einbindung in Netzwerke sollte 
unterstützt werden. 

- Die Kompetenzen von Migrantenorganisationen soll- 
ten in die Entwicklung von Integrationskonzepten auf 
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene einbezogen 
werden. 

Interkulturelle Öffnung der Jugendverbandsarbeit 
unterstützen 

- Die Partizipation von Jugendlichen mit Migrationshin- 
tergrund in Jugendverbänden sollte gefördert werden. 

- Jugendverbände und -ringe sollten interkulturelle Öff- 
nung als Teil ihrer Organisationsentwicklung veran- 
kern. Sie brauchen hierfür jedoch finanzielle Unterstüt- 
zung und hauptamtliche Begleitung. Daher sollten 
(zeitlich begrenzt) Finanzmittel aus Regel- und Projekt- 
fÖrderang zur interkulturellen Öffnung der Jugendver- 
bandsarbeit bereit gestellt werden. 


- Die interkulturelle Fortbildung von Haupt- und ehren- 
amtlichen sollte gestärkt werden, etwa durch die Auf- 
nahme entsprechender obligatorischer Angebote in die 
Jugendleiter-Card. 

Vereine von Jugendlichen mit Migrationshintergrund in 
die Jugend(verbands)arbeit integrieren 

- Zur Integration der Vereinen von Jugendlichen mit Mi- 
grationshintergrund in die Strukturen der Jugend(ver- 
bands)arbeit sollten passgenaue Angebote zu Weiter- 
bildung und Empowerment für die Vereine entwickelt 
und bereitgestellt werden. 

- Kooperationen von Vereine von Jugendlichen mit Mi- 
grationshintergrund mit anerkannten Jugendverbänden 
sollten gefördert werden. Jugendringe sollten Vereine 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund in ihre 
Verbandsstrukturen integrieren, auch um ihnen den 
Zugang zu staatlichen Fördermitteln zu ermöglichen. 

Vernetzung und fachlichen Austausch fördern 

- Jugendverbände, Einrichtungen der offenen Jugend- 
arbeit, Migrantenorganisationen, Einrichtungen der 
Integrationsförderung und Schulen sollten stärker ge- 
meinsam an der Partizipations- und EngagementfÖrde- 
rang von Jugendlichen mit Migrationshintergrund ar- 
beiten. 

- Das Thema „Interkulturelle Öffnung der Jugend(ver- 
bands)arbeit“ sollte als politisches Ziel langfristig ver- 
folgt werden. Hierbei sollte eine bundesweite Vernet- 
zung den fachlichen Austausch unterstützen. 

Qualität sichern - Wirkung überprüfen 

Evaluation kann einen wesentlichen Beitrag zur Qualität- 
sentwicklung, Nachhaltigkeitssicherung und bedarfsge- 
rechten Ausrichtung von Angeboten sowie zum effekti- 
ven Ressourceneinsatz leisten. Zur Weiterentwicklung 
dieses Feldes sind insbesondere die folgenden Empfeh- 
lungen von Bedeutung, die in Kapitel F vertieft werden: 

Evaluation als Bestandteil von Integrationsförderung 
etablieren 

- Bereits bei der Projektplanung sollten Projektziele klar 
definiert und die dafür erforderlichen finanziellen und 
personellen Ressourcen zur Verfügung gestellt wer- 
den. Wenn möglich sollten für die Projektziele opera- 
tionalisierbare Zielgrößen benannt werden. 

- Im Projekt verlauf sollten Evaluationen als notwendiger 
projektbegleitender Prozess der Qualitätsentwicklung 
verstanden werden, der damit laufend das Erreichen 
der geplanten mittel- und langfristigen Projektziele 
überprüft und Hinweise zur Verbesserung im Umset- 
zungsprozess liefert. 

- Aufbauend auf den allgemeinen Standards für Evalua- 
tion der Deutschen Gesellschaft für Evaluation sollten, 
wo erforderlich, spezifische Standards der Evaluation 
von Integrationsförderung enfwickelt werden. 
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Evaluation und Programmentwicklung stärker verbinden 

- Bei der Entwicklung neuer Förderprogramme sollten, 
wenn möglich, zunächst Vorstudien initiiert und deren 
Ergebnis für die Programmentwicklung genutzt wer- 
den. 

- Modellprojekte sollten von Beginn an durch Evalua- 
tionen begleitet werden, welche die Projektumsetzung 
unterstützen und bewerten, dabei Schwächen und 
Stärken des Projekts aufzeigen und Empfehlungen zur 
Weiterentwicklung sowie Hinweise zur Übertragbar- 
keit des Projektes liefern. 

Wirkung von Sprachförderung analysieren 

- Programme und Konzepte zur Förderung des früh- 
kindlichen Erwerbs des Deutschen als Zweitsprache 
sollten auf ihre Wirkung hin evaluiert werden. 

- Dabei sind insbesondere Längsschnittstudien von Be- 
deutung, die die Entwicklung der Sprachkenntnisse 
der Teilnehmenden im Zeitverlauf verfolgen. 

G. Ausblick: Umsetzung und 
weiteres Vorgehen 

Viele der im bundesweiten Integrationsprogramm behan- 
delten Themen sind mit den hier vorgestellten Empfehlun- 
gen nicht abgeschlossen - einzelne werden in den nächs- 
ten Jahren weiter an integrationspolitischer Bedeutung 
gewinnen. Dies betrifft insbesondere die Förderung bil- 
dungssprachlicher Deutschkenntnisse von Kindern und 
Jugendlichen, die Stärkung der Zusammenarbeit mit Mi- 
grantenorganisationen oder auch die Gewinnung von 
Menschen mit Migrationshintergrund für pädagogische 
Berufe. Andere Themen und Fragestellungen der Integra- 
tionsfÖrderung können kurzfristig an Relevanz gewinnen 
und neue, gemeinsame Lösungsansätze erfordern. Die Ar- 
beitsweise des bundesweiten Integrationsprogramms kann 
auch künftig hierfür genutzt werden: Die gezielte Aus- 
wahl einzelner Themen mit konkretem Handlungsbedarf, 
die intensive Beschäftigung mit diesen Themen unter Ein- 
beziehung vieler sachverständiger Akteure, die gemein- 
same - auch kontroverse - Diskussion von Zusammen- 


hängen, offenen Fragen und möglichen Lösungen und 
letztlich die Formulierung von Vorschlägen zur Weiterent- 
wicklung und Verbesserung der Angebote und Rahmen- 
bedingungen. 

Mit der Vorlage dieser Publikation ist der Prozess zur 
Erstellung eines bundesweiten Integrationsprogramms 
abgeschlossen und der gesetzliche Auftrag des § 45 Auf- 
enthaltsgesetz erfüllt. Die wichtigsten Themen des Inte- 
grationsprogramms werden in den Prozess des Aktions- 
plans zur Umsetzung des Nationalen Integrationsplans 
eingebracht und in diesem Rahmen umgesetzt. 

Das bundesweite Integrationsprogramm ist mehr als eine 
Publikation. Es lebt von der Umsetzung der Ideen und 
Empfehlungen, die in diesem Band zusammengestellt sind. 
Viele können kurzfristig einen Beitrag dazu leisten, Inte- 
grationsangebote zielgerichteter an den Bedarfen von Mi- 
grantinnen und Migranten auszurichten und effektiver zu 
gestalten - etwa im Bereich der Zusammenarbeit mit El- 
tern oder bei der Öffnung von Förderprogrammen für Mi- 
grantenorganisationen. Andere - wie die Gewinnung von 
Lehrkräften mit Migrationshintergrund - erfordern einen 
längeren Atem und zum Teil auch strukturelle Veränderun- 
gen. 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge wird im ei- 
genen Zuständigkeitsbereich und gemeinsam mit unter- 
schiedlichen staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren 
konkrete Veränderungen zu einzelnen Themen anstoßen. 
Es wird den Umsetzungsprozess begleiten, dokumentie- 
ren und evaluieren. So vielfältig wie die Empfehlungen 
können dabei auch die Schritte zu ihrer Umsetzung sein: 
Von der Entwicklung von Leitfäden und Handreichungen, 
über neue Formen der Zusammenarbeit, Modellprojekte 
und veränderte Förderrichtlinien bis hin zur Neugestal- 
tung von Verfahrensabläufen sind ganz unterschiedliche 
Prozesse denkbar. Viele der begonnenen Fachdialoge 
können auch künftig fortgeführt werden - das Bundesamt 
wird denjenigen, die sich auch weiterhin fachlich austau- 
schen und koordinieren möchten, hierzu einen Rahmen 
bieten. Auch Themen, die nicht Bestandteil des Aktions- 
plans zur Umsetzung des Nationalen Integrationspro- 
gramms sind, können dabei aufgegriffen werden. 
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H. Anhang 

Beteiligte Institutionen und Personen 

Mitglieder der Steuerungsgruppe des bundesweiten Integrationsprogramms 


Bekir Alboga 
Roberto Alborino 
Nele Allenberg 
Dr. Uda Bastians-Osthaus 
Ingo Behnel 


Barbara Cremer 
Veronika Dieke 
Heidemarie Donner 
Dorothea Fohrbeek 
Dr. Uwe Franke 


Dr. Ralf Geisler 
Margit Gottstein 
Andreas Hauk 


Helmut Huber 

Evelyn Jäger 

Regina Jordan 

Kenan Kolat 

Stephan Kramer 

Monsignore Wolfgang Miehle 

Ulrieh Mohn 

Leo Monz 

Hermann Müller 

Susanne Müller 

Monika van Ooyen 

Günter Piening 

Dr. Klaus Ritgen 

Anton Rütten 

Rupert Sandfüehs 
Gisela Sehewell 
Jürgen Sehröder 
Sabine Sehulte-Beekhausen 
Dr. Alexander Sehumaeher 


Türkiseh Islamisehe Union der Anstalt für Religion e. V. 
Bundesarbeitsgemeinsehaft der Freien Wohlfahrtspflege 
Evangelisehe Kirehe in Deutsehland, Kirehenamt der EKD 
Deutseher Städtetag 

Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüehtlinge und Integration 
(ehemals) 

Innenministerium Baden-Württemberg 
Innenministerium des Landes Sehleswig-Holstein 
Bundesministerium des Innern 
Bundesministerium für Bildung und Forsehung 

Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und 
Verbraueherschutz 

Evangelisehe Kirehe in Deutsehland, Kirehenamt der EKD 

Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüehtlinge und Integration 

Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie des Landes Branden- 
burg 

Bayerisehes Staatsministerium für Arbeif und Sozialordnung (ehemals) 
Innenministerium des Landes Sehleswig-Holstein 
Bundesamt für Migration und Flüehtlinge 
Türkisehe Gemeinde in Deutsehland e. V. 

Zentralrat der Juden in Deutsehland 
Deutsehe Bisehofskonferenz 
Deutseher Städte- und Gemeindebund 
Deutseher Gewerksehaflsbund 
Innenministerium Baden-Württemberg (ehemals) 

Bundesvereinigung der Deutsehen Arbeitgeberverbände 
Bundesministerium für Bildung und Forsehung (ehemals) 

Beauftragter des Berliner Senats für Infegration und Migration 
Deutseher Landkreistag 

Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integration Nordrhein- West- 
falen 

Bayerisehes Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung 

Bund der Vertriebenen e. V. 

Bundesministerium für Arbeif und Soziales 

Bundesminisferium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Beauftragfer der Bundesregierung für Aussiedlerfragen und nationale Minderhei- 
ten im Bundesministerium des Innern 


Andreas Staible 


Bundesagentur für Arbeit 
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Brigitte Tann 


Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und 
Verbrauehersehutz 


Mehmet Tanriverdi 
Prof. Dr. Katrin Weiss 


Bundesarbeitsgemeinsehaft der Immigrantenverbände e. V. 

Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie des Landes Branden- 
burg 


Beteiligte Expertinnen nnd 

Heinz Aekermann 
Prof Dr. Bemt Ahrenholz 
Rainer Alioehin 
Berrin Alpbek 
Dr. Hans-Joaehim Althaus 
Prof Dr. Claus Altmayer 
Prof Dr. Emst Apeltauer 
Dr. Olaf Bärenfanger 
Julia Bartel 
Wolfgang Barth 
Doreen Barzel 
Prof Dr. Ruppreeht Baur 
Dr. Dagmar Beer-Kem 

Monika Benedix 
Doris Beneke 
Ute Bemau 
Dr. Beate Blüggel 
Thomas Bösenberg 
Helga Büehel 
Dr. Eva Chen 
Carola Ciehos 
Lamine Conte 
Andrea Daase 
Kristin Degener 
Marianne Demmer 
Dr. Silvia Demmig 
Jose Antonio Diaz 
Wolfgang Diehans 
Kirsten Diek 
Veronika Dieke 
Ulrike Dimpl 
Dr. Doris Edelmann 
Birgit Eiber 


Experten im Handlnngsfeld sprachliche Integration 

Bundesministerium für Wirtsehaft und Teehnologie 
Pädagogisehe Hoehsehule Ludwigsburg 
Ausbildungsring Ausländiseher Unternehmer e. V., Nürnberg 
Türkisehe Gemeinde in Deutsehland e. V. 

TestDaf-lnstitut 

Universität Leipzig/Gesamtverband Moderne Fremdspraehen 

Universität Flensburg 

Universität Leipzig 

Bundesagentur für Arbeit 

Arbeiterwohlfahrt AWO Bundesverband e. V. 

Stiftung Mereator 
Universität Duisburg-Essen 

Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregiemng für Migration, Flüehtlinge und 
Integration (ehemals) 

Bundesvereinigung Evangeliseher Tageseinriehtungen für Kinder e. V. 
Diakonisehes Werk der Evangelisehen Kirehe in Deutsehland e. V. 

Verband Deutseher Privatsehulverbände e. V. 

Deutseher Volkshoehsehulverband e. V. (ehemals) 

ARGE Hamburg 

Behörde für Bildung und Sport der Freien und Hansestadt Hamburg 
Universität Jena 

Bundesamt für Migration und Flüehtlinge 
Haus Afrika e. V. 

Arge Herford (ehemals) 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft e. V. 

Universität Jena 

Bund der Spanischen Eltemvereine in der Bundesrepublik Deutschland e. V. 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein (ehemals) 

Amt für multikulturelle Angelegenheiten, Frankfurt am Main 
Pädagogische Hochschule Zürich 
Bundesagentur für Arbeit 
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Prof. Dr. Havva Engin 
Gabriele Erpenbeck 

Prof Dr. Hermann Funk 
Dorothee Gaile 
Michael Garske 
Andreas Germershausen 
Prof Dr. Ingrid Gogolin 
Dott. Matilde Grünhage-Monetti 
Detlef Heints 

OTL Hans- Jürgen Heiß 
Lutz Herfurth 
Agnes Heuvelmann 

Katrin Hirseland 

Dr. Franz Huber 

Prof Dr. Barbara John 

Gundula Kanz 

Andreas Klepp 

Wilfried Knerr 

Oliver Kohrs 

Prof Dr. Uwe Koreik 

Prof Dr. Christian Krekeler 

Christina Kuhn 

Martin Lange 

Prof Dr. Gudula List 

Dr. Michael Maier-Borst 

Maja Maslac 
Gabriele Meier-Darimont 
Achim Meyer auf der Heyde 
Heribert Miethaner 
Werner Möller- Tacke 
Leo Monz 

Maria-Theresia Münch 

Prof Dr. Ursula Neumann 

Prof Dr. Udo Ohm 

Monika van Ooyen 

Dr. Andreas Paetz 

Mag. Verena Plutzar 

Prof Dr. Gabriele Pommerin-Götze 


Pädagogische Hochschule Karlsruhe (ehemals) 

Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und In- 
tegration 

Universität Jena/Gesamtverband Moderne Fremdsprachen 
Amt für Lehrerbildung Hessen 
Landkreis Oberhavel 

Büro des Beauftragten des Senats von Berlin für Integration und Migration 
Universität Hamburg/Deutsche Gesellschaft für Erziehungswissenschaft e. V. 
Deufsches Insfifut für Erwachsenenbildung e. V. 

Stadt Köln, Amt für Weiferbildung, Kompefenzzenfrum SprachfÖrderung (ehe- 
mals) 

Bundesministerium der Verteidigung 
Studienkolleg der Fachhochschule Nordhausen 

Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Integration des Landes Nord- 
rhein-Westfalen 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
Staatsinstitut für Schulqualitäf und Bildungsforschung München 
Senafsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung, Berlin 
Städtische Kindertageseinrichtungen im Jugendamt der Stadt Hamm 
Deutsches Institut für Erwachsenenbildung e. V. 

Jugendamf der Sfadt Nürnberg 

Grone-Bildungszentrum für Gasfronomie und Ernährung GmbH 
Universifäf Bielefeld/Fachverband Deufsch als Fremdsprache e. V. 
Fachhochschule Konsfanz 
Universifäf Jena 

Universität KieFFachverband Deutsch als Fremdsprache e. V. 

Deutsches Jugendinstitut e. V. 

Arbeitsstab der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration 

Universität Jena 

Hessisches Ministerium für Arbeif, Familie und Gesundheit 
Deutsches Studentenwerk e. V. 

Deutsches Erwachsenen-Bildungswerk e. V. (ehemals) 

Schulamt für den Kreis Herford 
Deutscher Gewerkschaftsbund 

Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e. V. 

Universität Hamburg 
Universität Jena (ehemals) 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 
Bundesministerium für Bildung und Forschung 
Universität Wien 
Universität Erlangen-Nürnberg 
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Christiane Rausch 


Universität Jena 


Jens Reimann Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

Richard Resch Landesverband Katholischer Kindertagesstätten e. V. 

Prof. Dr. Claudia Riemer Universität Bielefeld 

Irmgard Rüther Otto Benecke Stiftung e. V. 

Milica Sabo Universität Jena 

Claudia Schanz Niedersächsisches Kultusministerium/Kultusministerkonferenz der Länder 

Roland Schauer Bundesministerium für Arbeif und Soziales 

Sfeffi Schieder Universifäf Erlangen-Nürnberg 

Martina Schmerr Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft e. V. 

Manfred Schreiner Verband Bildung und Erziehung e. V. 

Anneke Schröder-Dijkstra Ministerium für Bildung und Frauen des Landes Schleswig-Holsfein 

Regina Selker Ministerium für Bildung und Frauen des Landes Schleswig-Holsfein 

Dr. Edwin Semke Berufliche Forfbildungszentren der Bayerischen Wirtschaft gGmbH 

Marianne Spohner Amt für mulfikulturelle Angelegenheifen der Sfadf Frankfurt am Main 

Dr. Monika Springer-Geldmacher Hauptstelle der Regionalen Arbeitsstellen zur Förderung von Kindern und Ju- 
gendlichen aus Zuwandererfamilien des Landes Nordrhein- Westfalen e. V. 

Annelie Strack Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft e. V. 

Emst Strohmaier Verein Deutsche Jugend aus Russland e. V. 

Petra Szablewski-Cavus Passage, Gemeinnützige Gesellschaft für Arbeit und Integration mbH, Hamburg 

(ehemals) 

Youhanizou Fall Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (ehemals) 

Brigitte Tann Behörde für Soziales, Familie, Gesundheif und Verbraucherschufz der Freien und 

Hansesfadf Hamburg 

Mehmef Tanriverdi Bundesarbeifsgemeinschaff der Immigranfenverbände in Deufschland e. V. 

Erika Theißen Begegnungs- und Forfbildungszenfrums muslimischer Frauen e. V., Köln 

Asel Ulukbek Bundesverband ausländischer Studierender e. V. 

Albina Voblikova Universität Jena 

Rosina Walter berami bemfliche Integration e. V. 

Gabriele Weber Sächsisches Staatsministerium für Kultus/Kultusminisferkonferenz der Länder 

Frank Zeidler ARGE Hamburg 

Zusfändige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge für diesen Themenbereich: 
Katrin Hirseland/Youhanizou Tall (ehemals)/ Jens Reimann/ Andre Kühne (ehemals)/Sybille Thomsen/Dirk Wollner 


Annelie Strack 
Emst Strohmaier 
Petra Szablewski-Cavus 


Youhanizou Tall 
Brigitte Tann 


Mehmet Tanriverdi 
Erika Theißen 
Asel Ulukbek 
Albina Voblikova 
Rosina Walter 
Gabriele Weber 
Frank Zeidler 


Beteiligte Expertinnen nnd Experten im Handlnngsfeld Bildnng nnd Integration 

Aysegül Aktürk Lehramtsreferendarin, Rothenburg ob der Tauber 

Mehmet Alpbek Föderation Türkischer Eltemvereine 

Emest Ampadu Deutsch-Ghanaischer Eltemverein e. V. Düsseldorf 

Sevgani Asani 

Romy Bartels Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

Cahit Basar Netzwerk der Lehrkräfte mit Zuwandemngsgeschichte in Nordrhein- Westfalen 

Uta von Bechthold-Domhöver Afro KID Nürnberg e. V. 
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Maria Berger- Senn 

Andrea Bergmayr 
Reinhard Bemdt 
Inna Bougaterewa 
Nora Boutaoui 
Quang Huy Bui 
Annemie Burkhardt 
Ercan Can 
Ute Cüceoglu 
Jose Antonio Diaz 
Serpil Dursun 
Detlef Duschek 
Günter Ebert 
Dr. Ludwig Eckinger 
Mahmoud El-Hussein 
Rolf Erdmeier 
Simone Fahmy 
Lena Fester 
Claudia Finke 
Lena Friedrich 
Marcus Friedrich 
Dr. Sara Fürstenau 
Sieglinde Glaab 
Tmdi Götz 
Dr. Tobias Haaf 
Hatice Hagar 
Britta Hawighorst 
Bettina Heckmanns 
Janusz Heppner- Weinreich 
Julia Herdramm 
Katrin Hirseland 
Susanne Hofmann 
Renate Holley 
Dr. Artur Kalnins 
Günter Kampf 

Prof Dr. Yasemin Karakasoglou 
Ayfer Khodja 
Gudmn Kiener 
Martina Kindsmüller 
Josef Kraus 
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Ministerium für Kultus, Jugend und Sport, Baden- Württemberg/Kultusminister- 
konferenz der Länder 

Deutscher Kinderschutzbund e. V., „Starke Eltern - Starke Kinder®“ 

Afro KID Nürnberg e. V. 

Russische Elteminitiative Ostheim 

Universität Frankfurt 

Verein der Vietnamesen Leipzig e. V. 

Berufliches Qualifizierungsnetzwerk für Migrantinnen und Migranten in Berlin 
Selam Bildungs- und Begegnungsstätte e. V. 

Förderkomitee: Bildung öffnet Türen e. V., Dortmund 

Bund der Spanischen Eltemvereine in der Bundesrepublik Deutschland e. V. 

Bildungslotse Nürnberg e. V. 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
Bildungsmanager Stadt Nürnberg 
Verband Bildung und Erziehung e. V. 

Arabische Eltern Union e. V. 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

Mosaik e. V. - interkulturelle Anlaufstelle für muslimische Familien, Nürnberg 
Intemafionaler Bund e. V. 

Gemeinnüfzige Herfie-Sfifiung 

Bundesamf für Migrafion und Flüchtlinge (ehemals) 

Universität Erlangen-Nürnberg 

Universität Hamburg 

Von-der- Tann-Schule, Regensburg 

„Deutsch im Koffer“, Regensburg 

Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

Grund und Hauptschule Vigeliusschule, Freiburg 

Universität Hamburg 

Internationaler Bund Bielefeld 

Haus Afrika e. V., Saarbrücken 

Grundschule Kleine Kielstraße, Dortmund 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

Magistrat der Stadt Marburg 

BW Bildung und Wissen Verlag und Software GmbH, Nürnberg 
Spanische Weiterbildungsakademie 
Stadt Regensburg, „Inmigra-KiD“ 

Universität Bremen 

Selam Bildungs- und Begegnungsstätte e. V. 

Robert Bosch Stiftung GmbH 
Stadt Regensburg, „Inmigra-KiD“ 

Deutscher Lehrerverband 
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Prof. Dr. Stephan Kröner 

Andrea Kuhn 

Joaehim Leisgang 

Diana Liberova 

Aldo Loiero 

Olga Lueas Femändez 

Mohamed Maiga 

Ph. D. Tatiana Matthiesen 

Dr. Ruth Miehalek 

Hamideh Mohagheghi 

Katja Morgenstern 

Dr. Susanne Mortensen 

Jean-Pierre Muteba 

Özlem Nas 

Charity Okezie 

Radwan Othman 

Elke Pieker 

Harald Pinzner 

Vieky Pompizzi 

Isidora Randjelovie 

Elisabeth Rangoseh-Sehneek 

Jens Reimann 

Martina Rithaa 

Dr. Carolin Rotter 
Nadia Rouhani 
Sonja Sehlusehe 
Thomas Seidl 
Dr. Kismet Seiser 
Dr. Ulrieh Seiser 
Maria-Theresia Simmler 
Dr. Ekaterina Skakovskaya 
Ralf Sommer 
Ute Strait-Aouiehi 
Adnan Sunbol 
Buket Temel 
Dr. Regina Trüb 
Erden Uyan 

Murat Vural 
Wladimir Weinberg 


Universität Erlangen-Nümberg 
Martin-Behaim-Gymnasium Nürnberg 
Ministerialbeauftragter für die Gymnasien in Mittelfranken 
Stadt Nürnberg, Projekt „Eltern lernen Deutseh an Sehulen“ 

CGIL - Bildungswerk e. V. 

CGIL - Bildungswerk e. V. 

Haus Afrika e. V. 

ZEIT- Stiftung Ebelin und Gerd Bueerius 
Pädagogisehe Hoehsehule Freiburg 
Muslimisehe Akademie in Deutsehland 
Israelitisehe Kultusgemeinde Münehen und Oberbayem 
Bayerisehes Staatsministerium für Unterrieht und Kultus 
Afro K.l.D. Nürnberg e. V. 

Landesinstitut für Lehrerbildung und Sehulentwieklung, Hamburg 
Infemafionales Genfer für Deufsehe und Immigranten e. V. 

YEKMAL Verein der Eltern aus Kurdistan in Berlin e. V. 

Eltemstiftung Baden- Württemberg 
OstD, Martin Behaim Gymnasium Nürnberg 
CGIL Bildungswerk e. V. 

Bashe Rroma e. V., Rroma Eltemverein Berlin 
Stadt Stuttgart, Stabsabteilung für Infegrafionspolitik 
Bundesamf für Migration und Flüehtlinge 

Koordinierungsstelle „Ausbildungsorientierte Eltemarbeit im Jugendmigrations- 
dienst“ des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Ruhr-Universität Boehum 

Berufliehes Qualifizierungsnetzwerk für Migrantinnen und Migranten in Berlin 
Bildung und Wissen Verlag und Software GmbH, Nürnberg 
Martin-Behaim-Gymnasium, Nürnberg 
Stadt Regensburg, „Inmigra-KiD“ 

Bayerisehes Staatsministerium für Unterrieht und Kultus 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Deutseher Kindersehutzbund e. V., „Starke Eltern - Starke Kinder®“ 
Ludwig-Uhland-Hauptsehule, Nürnberg 
Islamisehe Gemeinde Nürnberg IGN 
Islamisehes Zentrum Hessestraße, Nürnberg 
Lehramtsstudentin Universität Berlin 
Bundesamt für Migration und Flüehtlinge 

Deutseh-Türkisehe Elteminitiative Köln-Chorweiler/Deutseh-Türkiseher-Eltem- 
verband Köln und Umgebung 

Interkultureller Bildungs- und Förderverein für Sehüler & Studenfen, Boehum 
Russisehe Elteminifiative Ostheim 
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Maria Wilhelm 
Eva Woelki 
Serap Yilmaz 
Martin Zeitler 
Dr. Antonietta P. Zeoli 


Amt für Kultur und Freizeit der Stadt Nürnberg 
Staatliches Seminar für Didaktik und Lehrebildung, Offenburg 
Internationaler Bund e. V. 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

Regionale Arbeitsstelle zur Förderung von Kindern und Jugendlichen aus Zu- 
wandererfamilien, Düsseldorf 


Zuständige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge für diesen Themenbe- 
reich: Dr. Regina Trüb/Martin Zeitler 


Beteiligte Expertinnen 

Renee Abul-Ella 
Filiz Arslan 

Ali-Murat Asefoglu 
Mehmet Ata 

Berivan Aymaz 

Romy Bartels 
Hai Bluhm 
Marion Bradl 
Kirsten Bruhns 
Dr. Stefan Bundschuh 
Gülay Candemir 
Florencio Chicote 
Svend Clausen 
Annette Dahms 
Serpil Dalgic 
Florian Dallmann 
Sidar A. Demirdögen 
Dr. Karamba Diaby 
Antonio Diaz 
German Djanatliev 
Mirze Edis 
Ginga Eichler 
Rolf Erdmeier 
Hanim Ezder 
Daniel Grein 
Thorsten Groß 
Ihor Habelyev 
Dr. Mohamed Hamdali 
Ralf Harnisch 


und Experten im Handlungsfeld gesellschaftliche Integration 

Al Dar Arabischer Frauenverein e. V. 

Fachberatung Migrantlnnenselbsthilfe Nordrhein- Westfalen im Paritätischen 
Wohlfahrtsverband 

Bund der Alevitischen Jugendlichen in Deutschland 

Jugendverein der Föderation der demokratischen Arbeitervereine e. V. (DIDF), 
Köln 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Immigrantenverbände BAGIV e. V./NAVEND - 
Zentrum für Kurdische Sfudien e. V. 

Bundesamf für Migration und Flüchtlinge 

Song Hong e. V. 

Arbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte Bayerns 
Deutsches Jugendinstitut 

IDA Informations- und Dokumentationszentrum für Anfirassismusarbeif e. V. 
Bundesverband der Migrantinnen in Deufschland e. V. 

Türkische Gemeinde in Deufschland e. V. 

Bundesamf für Migration und Flüchtlinge 
Kreisjugendring Stadt Nürnberg 

Frauen lernen gemeinsam Bonn e. V./Migrantinnentreff Gülistan 
Deutscher Bundesjugendring 

Bundesverband der Migrantinnen in Deutschland e. V. 

Landesnetzwerk LAMSA 

Academia Espanola de Formaciön - Spanische Weiterbildungsakademie 
Israelitische Kultusgemeinde Nürnberg 
IG Metall, ThyssenKruppStahl 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Bundesamf für Migration und Flüchtlinge 

Begegnungs- und Fortbildungszentrum muslimischer Frauen e. V. 

Deutscher Bundesjugendring 

Landesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement Bayern 
Jugendmigrationsdienst der Arbeiterwohlfahrt, Nürnberg 
Integrationsbeauftragte des Landes Brandenburg 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
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djo - Deutsche Jugend in Europa 

Andrea Hoffmeier 

Bund der Deutschen Katholischen Jugend e. V. 
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INBAS-Sozialforschung GmbH 

Doris Hutter 

Haus der Heimat e. V. 

Birgit Jagusch 

Universität Duisburg-Essen 

Jae-Soon Joo-Schauen 
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Musa Kirbas 

IG Metall 
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Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend in Deutschland e. V. 

Dr. Artur Kalnins 

Academia Espanola de Formaciön - Spanische Weiterbildungsakademie 

Nilgün Kamalak 

Interkulturelles Migrantinnenzentrum IMAZ e. V. 

Dr. Ansgar Klein 

Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement 

Doris Klingenhagen 

Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend in Deutschland e. V. 

Elke Knabe 

Freie Journalistin 

Kenan Kolat 

Türkische Gemeinde in Deutschland e. V. 

Dr. Jörg Kruttschnitt 

Diakonisches Werk Bayern 

Kenan KÜ 9 Ük 

Arbeitskreis Migration des Paritätischen Wohlfahrtsverbands/Forum der Migran- 
tinnen und Migranten im Paritätischen Wohlfahrtsverband 
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Dien Hong - Gemeinsam unter einem Dach e. V. 

Thomas Lang 
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Sonia Leao-Sitals 
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Dr. Klaus Lefringhausen 
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Tshikudi Londji 

Jugendhilfe Afrika 2000 e. V. 

Stefan Lutz-Simon 

Jugendbildungsstätte Unterfranken, Bayerischer Jugendring 

Sonja Marko 

Ver.di Bundesverwaltung 

Dr. Claudia Martini 
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Leo Monz 

Deutscher Gewerkschaftsbund 

Nicole Möhle 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (ehemals) 

Behshid Najafi 

Forum der Migrantinnen und Migranten im Paritätischen Wohlfahrtsverband/ 
agisra e. V. 

Dr. Siglinde Naumann 

Institut für Bildungsforschung und Familienberatung 

Manh Tan Nguyen 

Dien Hong - Gemeinsam unter einem Dach e. V. 

Jens Nieth 

Bildungswerk des Deutschen Gewerkschaftsbunds 

Irena Nowak 

Phoenix-Köln e. V. Kultur- und Integrationszentrum 

Beate Oertel 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
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Gisela Sehewell 
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Christine Schubert 
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Abkürzungsverzeichnis 

AAGB 

AEF 

AGABY 

AGG 

AGJF 

AEG 


Bund der alevitischen Jugendlichen in Deutschland 
Academia Espanola de Formaciön 
Arbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte Bayerns 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
Arbeitergemeinschaft Jugendfreizeitstätten 
Arbeitslosengeld 


AQUA bzw. AQUA-Migration AkademikerZ-innen qualifizieren sich für den Arbeitsmarkt 


ARGE(n) 

AufenthG 

AWO 

BA 

BAB 

BAG 

bagfa 


Arbeitsgemeinschaft(en) 

Aufenthaltsgesetz 
Arbeiterwohlfahrt 
Bundesagentur für Arbeit 

Bundesverband der Ausländer und Integrationsbeiräte 
Bundesarbeitsgemeinschaft 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligenagenturen 


BAMF 

BiBB 

BLK 

BMAS 

BMBF 

BMFSFJ 

BMI 

BMWi 

BQN 

BVFG 

DAA 


Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

Bundesinstitut für Berufliche Bildung 

Bund-Länder- Kommission 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Bundesministerium des Innern 

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 

Berufliches Qualifizierungsnetzwerk für Migrantinnen und Migranten 

Bundesvertriebenengesetz 

Deutschen Angestellten Akademie 


DaF Deutsch als Fremdsprache 

DaZ Deutsch als Zweitsprache 


DBJR 

DGB 

DIE 

DIHT 

DIPF 

DQR 

DST 

EFl 


Deutscher Bundesjugendring 

Deutsche Gewerkschaflsbund 

Deutsches Institut für Erwachsenenbildung 

Deutsche Industrie- und Handelskammertag 

Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung 

Deutscher Qualifikationsrahmen 

Deutscher Städtetag 

Empowerment von Migrantinnen und Migranten zum nachhaltigen Gelingen der Inte- 
gration und zur Förderung Interkultureller Kompetenz 


EFMS Europäisches Forum für Migrationsstudien 

EQUAL Aus dem Europäischen Sozialfonds geforderte Gemeinschaflsinitiative EQUAL 

ESF Europäischer Sozialfonds 
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EU 

Europäische Union 

EWR 

Europäischer Wirtschaftsraum 

FörMig 

Modellprogramm „Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshinter- 
grund“ 

GdP 

Gewerkschaft der Polizei 

GER 

Gemeinsamer Europäischer Referenzrahmen für Sprachen 

GEW 

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

GFBM 

Gesellschaft für berufsbildende Maßnahmen e. V. 

GG 

Grundgesetz 

HAVAS-5 

Hamburger Verfahren zur Analyse des Sprachstands Fünl^ähriger 

HIPPY 

Home Instruction for Parents of Pre-school Youngsters 

BIS 

Hochschul-lnformations- System 

KSchG 

Hessisches Schulgesetz 

IDA 

Informations- und Dokumentationszentrum für Antirassismusarbeit e. V. 

IG 

Industriegewerkschaft 

Iglu 

Internationale Grundschul-Lese-Untersuchung 

IHK 

Industrie- und Handelskammer 

IMAG 

Interministerielle Arbeitsgruppe 

ISC 

Interkulturelle Selbst Checks 

JMD 

Jugendmigrationsdienst 

KGSt 

Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement 

KMK 

Kultusministerkonferenz 

KMU 

Klein- und mittelständische Unternehmen 

LAMSA 

Landesnetzwerk Migrantenselbstorganisation 

LBE 

Landesnetzwerk bürgerliches Engagement 

LJR 

Landesjugendring 

MBE 

Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer 

MGFFl 

Minisferium für Generationen, Familie, Frauen und Integration [des Landes Nord- 
rhein-Westfalen] (ehemals) 

NiJaf 

Netzwerk interkultureller Jugendverbandsarbeit und -forschung 

OBS 

Otto-Benecke-Stiftung 

OECD 

Organisation für wirfschaftliche Zusammenarbeif und Entwicklung 

PEES 

Erzieherinnen als Expertenlrmen für Sprachforderung (PEES) 

PISA-Studie 

Program for Infemational Student Assessment-Studie 

RAA 

Regionale Arbeitsstellen zur Förderung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwan- 
dererfamilien 

RAM 

Repräsentativuntersuchung „Ausgewählte Migrantengruppen in Deutschland“ 

SchulG 

Schulgesetz 

SchuMi 

Schule und Migration 

SES 

Senior Experten Service 

SGB 

Sozialgesetzbuch 

SJR 

Stadtjugendring 
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SoR-SmC 

SPAS 

TestDaf 

VBE 

VHS 

VJM 

XENOS 

ZIM 


Schule ohne Rassismus - Schule mit Chance 
Leistungsstipendienprogramm für ausländische Studierende 
Test Deutsch als Fremdsprache 
Verband Bildung und Erziehung 
Volkshochschule 

Vereine von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 

Das vom ESF geforderte Programm „XENOS - Leben und Arbeiten in Vielfalt“ 
Zentrum für Integration und Migration 
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